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1. Punkt 1 der Tagesordnung:
Viertes Gesetz zur Anderung des Thiringer Verfassungsgerichtshofsgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
— Drucksache 7/9117 —
dazu: — Vorlagen 7/6058/6107/6243 —
— Zuschriften 7/3486/3497/3570/3631/3632/3651/3668 —
— Kenntnisnahmen 7/1064/1075/1116 —

hier: mundliches Anhérungsverfahren

Vors. Abg. Mdller:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt 1, das
ist das ,Vierte Gesetz zur Anderung des Thiringer Verfassungsgerichtshofgesetzes“. Da findet
heute hier die mundliche Anhérung statt. Ich sehe auch, dass eine ganze Menge Anzuhérende

erschienen sind.

Ich wirde zunachst mal die Anwesenheit der vertretenen Institutionen abklaren. Da haben wir
fur den Thidringer Verfassungsgerichtshof den Préasidenten Dr. von der Weiden. Guten
Morgen. Dann haben wir von der Verfassungsblog gGmbH den Herrn Steinbeis und Frau Talg.
Guten Morgen. Dann haben wir von der Universitat Gottingen Herrn Prof. Dr. Frank Schorkopf.
Guten Tag. Von der Rechtswissenschaftlichen Fakultdt der Universitat Jena,
Frau Prof. Dr. Anna Leisner-Egensperger. Guten Tag. Dann sind wir soweit, glaube ich, fertig.

Weitere Anzuhorende sind nicht erschienen, wie ich sehe.

Folgende Hinweise vielleicht vorab. Die schriftichen Statements von den Anzuhdrenden
kennen wir ja. Ich wiirde also vorschlagen, wir missen das jetzt nicht noch mal alles vortragen,
sondern, dass man vielleicht zunachst noch mal ein Eingangsstatement macht und dann wird
es sicherlich aus dem Rund Fragen geben. So wirden wir das einfach hier der Reihe nach
abfahren, wenn jetzt keine anderen Vorschlage aus dem Rund kommen. Das sehe ich aber

nicht.

Dann starten wir nach meiner Reihenfolge mit dem Thiringer Verfassungsgerichtshof. Herr

Prasident Dr. von der Weiden, Sie haben das Wort.



Dr. von der Weiden:

Sehr geehrte Abgeordnete des Thiringer Landtags, sehr geehrte Damen und Herren, bei mir
wuirde das Statement auch kurz ausfallen, wenn ich es vollstéandig vorlesen wirde, weil der
Tharinger Verfassungsgerichtshof in Respektierung der Rolle des Landtags als derjenige, der
in Ausflillung des Artikels 80 Abs. 2 Thiringer Verfassung dartber entscheidet, ob und
gegebenenfalls welche und auf welche Art und Weise dem Thiringer Verfassungsgerichtshof
weitere Aufgaben zur Entscheidung Ubertragen werden, eine solche detaillierte inhaltliche
Stellungnahme nicht abgegeben hat. Wir legen als Gremium nur Wert auf einen Aspekt, der
auch in der Stellungnahme zum Ausdruck gekommen ist, dass der Anwendungsbereich des
Gesetzes ein enger sein muss, um dem Thiringer Verfassungsgerichtshof, dessen Mitglieder
diese Aufgabe ja zusatzlich zu ihren hauptamtlichen Tatigkeiten wahrnehmen, hinreichend Zeit
fur die Kernaufgaben in der Rechtsprechung zu belassen. Wenn ich den Zusatz machen darf:
Bei dem vorliegenden Gesetzentwurf sehen wir diese Voraussetzung angesichts des engen
Anwendungsbereichs als erfillt. Fir Nachfragen inhaltlicher Art kénnte ich, weil sich der
Verfassungsgerichtshof als Institution auf diese AuRerung beschrankt, nur als Person des
Prasidenten des Verfassungsgerichtshofs zur Verfigung stehen, aber nicht fir das Gremium
Verfassungsgerichtshof, also fur die neun Mitglieder und neun stellvertretenden Mitglieder
sprechen. Vielen Dank.

Vors. Abg. Moéller:

Herzlichen Dank fir die Stellungnahme. Gibt es Fragen an Dr. von der Weiden? Bitte, Herr
Schard.

Abg. Schard:

Schénen guten Morgen Herr Dr. von der Weiden. Herzlichen Dank erst mal, dass Sie uns in
dieser miundlichen Anhorung zur Verfligung stehen. Sie haben gerade ein Stick weit lhre
Beweggrunde bzw. auch Ihr Aussageverhalten erlautert. Ich hoffe es ist daher nicht zu
vermessen, lhnen trotzdem mitunter vielleicht detaillierte Fragen zu stellen, weil diese Frage
und dieser Gesetzentwurf, die wir hier zu behandeln haben, aus meiner Sicht doch eine sehr
weitreichende Wirkung auf Thiringen insbesondere im Zusammenhang mit der Wahl des
Ministerprasidenten hatten, was er ja auch zum Inhalt hat. Es gibt ja schon eine ganze Weile
eine Diskussion um zumindest die Auslegung der jetzigen Regelung. Darum dreht sich ja auch

unser Gesetzentwurf.



Nur noch mal ganz kurz zur Historie: Es gab Vorschlage, die Verfassung selbst zu andern,
klarzustellen. Das hatte aus meiner Sicht den Vorzug verdient, aber das ist an dieser Stelle ja
nicht weiter auszufiihren, das hat nicht funktioniert, sodass mit dem Gesetzentwurf — nur noch
mal zu unseren Beweggrinden — der in meinen Augen vielleicht zweitbeste Weg gewahlt
wurde, namlich durch dieses sogenannte Vorabprifverfahren Klarheit zu schaffen. Nun gibt
es ja zumindest in der Sachfrage in der Rechtsprechung, in der Literatur vielleicht weniger,
aber ein gewisses uneinheitliches Lagebild, was die Gesamtlage anbelangt. Es gibt im
Nachhinein auch zu diesem von uns vorgeschlagenen Verfahren unterschiedlichste
AuRerungen. Die konzentrieren sich nicht darauf, aber es ist ein ganz wesentlicher Einwand,
ob das denn eine Entscheidung ist, die im Sinne der jetzt geltenden Vorschriften tatsachlich
durch den Verfassungsgerichtshof getroffen werden kann. Deshalb wirde ich Ihnen gern die
Frage stellen, wie Sie das sehen/interpretieren, ob es hier eine solche Entscheidung ware,

wenn dieses Gesetz umgesetzt werden wiirde.

Dr. von der Weiden:

Vielen Dank, Herr Schard, fir die Frage. Erst eine Vorbemerkung und dann die Antwort auf
die Frage. Vorbemerkung: Ich teile die Einschatzung, dass es wiinschenswert gewesen wére,
wenn das Parlament mit Zweidrittelmehrheit Unklarheiten in der Frage der Auslegung selbst
beseitigt hatte, aber das ist natirlich Ihre Entscheidung als Landtag, ob Sie das tun oder nicht.
Deswegen ist es auch aus meiner Sicht die zweitbeste Losung, aber immer noch eine bessere

Lésung als das Nichtstun an der Stelle.

Zur Frage ,Entscheidung — ja oder nein“: Ich sage mal so, wir waren nicht Juristen, wenn wir
nicht unterschiedliche Meinungen zu dieser und auch zu anderen Fragen hatten. Aus meiner
Sicht ist es eindeutig eine Entscheidung. Ich hatte da jetzt auch gar kein Problem gesehen,
der Gesetzentwurf formuliert das so, dass es eine Entscheidung ist. Es ist letzten Endes eine
verbindliche Klarung einer Auslegungsfrage. Als hauptberuflicher Revisionsrichter wiirde ich
sagen, da wird ein Rechtssatz vom Verfassungsgerichtshof formuliert, der Bindungswirkung
hat, der Rechtskraftwirkung hat, der verbindlich ist. Fir wen? Fir den Adressaten, Prasident
des Landtags, Prasidentin des Landtags, der bei der Feststellung des Wahlergebnisses — also
ob dann aus diesem Wahlergebnis folgt, dass ein Kandidat fir ein Ministerprasidentenamt
gewahlt ist oder nicht gewahlt ist — an diesen Spruch des Verfassungsgerichtshofs gebunden

ware.

Der Gegenbegriff zur Entscheidung ware Gutachten. Der Gegenbegriff ist nicht Entscheidung

in einem konkreten Rechtsverhaltnis, hier Verfassungsrechtsverhdltnis. Es gibt Verfahren



auch auf internationaler Ebene beim EuGH, Vorabentscheidungsverfahren, wo
Vorabentscheidungen auch auf dieser Rechtssatzebene erfolgen. Das ist zwar ungewohnlich.
Der normale Fall ist, dass es in der Tat dieses Rechtsverhaltnis gibt, aber es ist keine
begriffliche, schon gar nicht verfassungsrechtlich verortete Begrifflichkeit, die einer solchen
Vorabklarung — das kénnte man auch als Vorabentscheidung bezeichnen — entgegenstehen

wirde.

Vors. Abg. Moéller:

Frau Rothe-Beinlich.

Abg. Rothe-Beinlich:

Vielen Dank erst mal fir Ihre Informationen, weil eine direkte Stellungnahme haben Sie ja
schriftlich in dem Sinne nicht abgegeben. Sie haben ja vor allen Dingen auch darauf verwiesen,
dass der Verfassungsgerichtshof ehrenamtlich tatig ist und deswegen auch nur tatséchlich
—ich nenne es jetzt mal — wichtige Punkte bearbeiten kann, um das tatsachlich auch in der
gebotenen Sorgfalt ausiiben zu kdnnen. Das ist fur mich véllig nachvollziehbar.

Umso schwieriger finde ich den auf der einen Seite engen Anwendungsraum, den Sie ja auch
einfordern, weil ich mich frage, ob das nicht zum einen mit dem Gebot kollidiert, dass Gesetze
ja mdglichst abstrakt generell zu formulieren sind, und sich nattrlich die Frage stellt: Wenn Sie
das sozusagen schon einmal vorab — ich nenne es jetzt mal — begutachten — auch wenn das
sicherlich der falsche juristische Begriff ist, aber da ich keine Juristin bin, sehen Sie mir das
vielleicht nach —, ob damit das Gesetz faktisch nicht mehr weiter auslegbar oder diskutabel ist,
weil es quasi schon eine vorweggenommene Stellungnahme gegeben hat. Es wiirde mich

interessieren, wie Sie das bewerten.

Und dann natirlich auch die Frage, wie Sie bewerten, wie sich der Gesetzentwurf zu dem
Grundsatz verhalt, der ja eigentlich aus der Gewaltenteilung folgt — so habe ich es zumindest
immer verstanden —, dass die Erstinterpretation grundsatzlich nicht der Justiz obliegen soll.

Sehen Sie da Kollisionsgefahr oder eher nicht?

Dr. von der Weiden:

Also zunachst enger Anwendungsbereich: Der enge Anwendungsbereich ist aus meiner Sicht

durch zwei Elemente gewabhrleistet: erstens die Beschrankung des Gegenstandes auf zwei



Artikel der Thuringer Verfassung — 50 und 70 — und zweitens durch das Erfordernis eines
objektiven Klarungsinteresses, was durchaus ein Terminus ist, ein Rechtsbegriff, der in der
verfassungsrechtlichen Rechtsprechung und Literatur gelaufig ist. Das ist gewissermalien ein
Filter, ahnlich wie ein Rechtsschutzinteresse, um eine — in Anfiihrungszeichen — mutwillige

Inanspruchnahme des Thuringer Verfassungsgerichtshofs zu vermeiden.

Zugleich wird durch den zweiten Aspekt mit diesem engen Anwendungsbereich eine
Problematik mit der Gewaltenteilung vermieden, weil zum einen betrifft diese Regelung ja nicht
das Parlament in seiner Funktion als Gesetzgeber, sondern in seiner Funktion als
Kreationsorgan fur die Spitze der Landesregierung, eines weiteren Verfassungsorgans, also
an einer ganz wichtigen zentralen Stelle im Staatsleben, im Verfassungsleben. Zum anderen
ist es dann auch in der Tat nur ein sehr, sehr punktueller Eingriff. Im Ubrigen muss man sagen:
Naturlich ist die Regelung — so wurde es, glaube ich, auch teilweise formuliert — ein Exot, sie
ist ungewohnlich. Aber dass sie ungewohnlich ist, bedeutet ja nicht, dass sie unzulassig ist.
Der UberprufungsmaRstab ist die Verfassung, in formeller Hinsicht die Ermachtigung nach
8§ 80 Abs. 2 fur den einfachen Gesetzgeber und in materieller Hinsicht Grundsatze, die
verfassungsrechtlichen Charakter haben, insbesondere Gewaltenteilungsaspekte. Und dem
ist aus meiner Sicht damit Rechnung getragen.

Den anderen Punkt, Frau Rothe-Beinlich, den Sie noch angesprochen haben: Wie verhalt sich
denn dieses Klarungsvorabentscheidungsverfahren zu einer spateren Inanspruchnahme,
wenn wir das also theoretisch klaren wirden: Der Gesetzentwurf wirde Gesetz, wir wiirden
mit einer Frage dazu befasst, wiirden beim Hof dazu entscheiden, und dann ware am Ende
des Jahres beispielsweise die Wahl des Ministerprasidenten, da wirde auf dieser Grundlage
der Landtagsprasident/die Landtagsprasidentin entscheiden. Dann wéare jemand, der das flr
falsch halt, theoretisch nicht gehindert, den Verfassungsgerichtshof anzurufen. Er ware vor
allem nicht gehindert, aus Aspekten, die im sonstigen Umfeld der Wahl zu verorten sind, die
Ordnungsgemafheit  dieser Wahl/dieses  Wahlergebnisses im  Wege eines

Organstreitverfahrens vor dem Verfassungsgerichtshof zur Uberpriifung zu bringen.

Im Kern ist es auch so: Diese Bindungswirkung, die entsteht, entsteht fir den Présidenten/die
Prasidentin des Landtags. Ob der Verfassungsgerichtshof gebunden wére, dartber lasst sich
streiten, rechtlich gebunden wére. Rein faktisch wirde er natirlich nicht wenige Monate spater,
nachdem er in einem Vorabentscheidungsverfahren eine dieser beiden Varianten vertreten
hat, eine andere Variante vertreten. Ansonsten ist das ein bisschen umstritten in der Literatur.
Vom Kern ist es aber so, dass es bei Hochstgerichten, einschlieRlich den

Verfassungsgerichten, keine Bindungswirkung/keine Prajudizwirkung der eigenen
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Rechtsprechung gibt, sonst wirde das ja auch zu einer Versteinerung der Rechtsprechung
fuhren, die systemwidrig ware. Es muss auf neue Lagen, auch auf neue Einschéatzungen in
Literatur und Rechtsprechung reagiert werden kénnen. Denken Sie in Thiringen zum Beispiel
an die Frage ,plebiszitire Demokratie. Da gibt es ja eine Entscheidung des
Verfassungsgerichtshofs aus dem September 2001, die nicht nur Zustimmung erfahren hat.
Wenn jetzt ein ahnliches Gesetz auf den Weg gebracht wird, misste man dann sehen, ob der
Tharinger Verfassungsgerichtshof das noch mal genauso beurteilen wirde wie vor 20 Jahren.
Er ware jedenfalls — so beurteile ich das — nicht im Sinne einer Versteinerung an die damalige

Rechtsprechung gebunden.

Oder denken Sie an die Frage aktuell auf Bundesebene: Ist es so zu verstehen, dass bei den
Reformuberlegungen beziglich des Abtreibungsrechts von vornherein gar kein Spielraum
besteht, weil das Bundesverfassungsgericht ja zuletzt 1993 liber diese Frage entschieden hat?
Auch da ist es nicht vollig ausgeschlossen, dass das Bundesverfassungsgericht, wiirde es
erneut damit befasst werden, seine Rechtsprechung fortentwickeln wirde. Ich will damit nur
verdeutlichen: Ungeachtet der Frage, ob man bei einem Vorabentscheidungsverfahren und
einem unmittelbar nachfolgenden Streitentscheidungsverfahren rechtlich gebunden waére,
ware man sicherlich faktisch gebunden. Ob man auch bei einer Zeitleiste 10, 20 Jahre spéater
gebunden ware, da gibt es bei Revisionsgerichten teilweise den Satz, der wird auch nicht von
allen geliebt: Gefallte Baume bleiben liegen. Nach dem Motto, das ist eine Frage der
Rechtssicherheit, dass sich Rechtsprechung, insbesondere hochstrichterliche
Rechtsprechung nicht standig verandert. Das ist aber ein faktisches Moment, das ist kein
rechtliches Moment. Rechtsprechung kann sich natirlich fortentwickeln und die beteiligten
Richterinnen und Richter kdnnen zu neuen Erkenntnissen, zu neuen Einschatzungen

gelangen.

Abg. Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank. Ich muss gestehen, das Uberzeugt mich gerade nicht. Ich sage mal,
warum ich ein Storgefihl habe. Dass sich Rechtsprechung in 10 oder 20 Jahren verandern
kann, ist vollig klar, und dass sich da auch ein Gericht fortentwickelt, auch vollig klar, da werbe
ich bestimmt nicht fir eine Versteinerung. Aber die Realitat ist doch die — ich gehe jetzt einfach
mal von meiner praktischen Perspektive von Abgeordneten aus, die hier Uber Gesetze
entscheiden: Sie haben quasi ein Vorprifungsrecht, wenn ich das so nennen darf, dann kommt
dieses Gesetz gegebenenfalls zur Verabschiedung, und dann entscheide ich mich als Fraktion
— das ist ja so die praktische Variante —, eine Normenkontrolle einzureichen. Das ist nicht 10

oder 20 Jahre spater, sondern das muss sehr zeitnah passieren, das ist, glaube ich, ein halbes
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Jahr. Dann besteht ja schon die Frage, wenn es gerade erst eine Vorpriifung gegeben hat, ob
sich der Verfassungsgerichtshof nicht selbst quasi schon in gewisser Weise gebunden hat.
Das ist eine Selbstbindung. Wie kann dann der Verfassungsgerichtshof Giberhaupt noch mal
objektiv mit so einer Normenkontrolle umgehen oder welche Chance hat eine Fraktion, denn
das ist ja unsere Moglichkeit bei einer Normenkontrolle, dann iberhaupt noch auf eine ,faire
oder freie Verhandlung®, wenn ich es so nennen darf, vor einem Verfassungsgericht, das sich

ja vorher selbst schon gebunden hat? Also ich finde das hochproblematisch.

Dr. von der Weiden:

Ich verstehe die Nachfrage. Zunachst, wenn ich darf, eine leichte Korrektur: Es wirde sich
nicht um eine Normenkontrolle handeln. Deswegen ist es auch keine préaventive
Normenkontrolle, sondern es wiirde sich um ein Organstreitverfahren handeln. Wenn man das
so sieht, dann ware es eher jetzt ein praventives Organstreitverfahren, wenn Sie so wollen.
Aber der Sache nach ist es gerade der Zweck dieses Vorabentscheidungsverfahrens, wenn
ich das richtig sehe, eine verbindliche Auslegung in dieser eminent bedeutsamen
verfassungsrechtlichen und verfassungspolitischen Frage herbeizufiihren. Ich kann es noch
mal vielleicht ein bisschen préagnanter zusammenfassen: Ungeachtet dessen, ob man den
Verfassungsgerichtshof als rechtlich an diesen Spruch gebunden ansieht, den er wenige
Monate vorher im Vorabklarungsverfahren getroffen hat, wirde er — ich sage das jetzt mal so
— natlrlich diese Rechtsfragen nicht anders beurteilen. Aber ich sage nur, es ist prozessual
mdglich, dass noch mal in einem Organstreitverfahren zur Uberpriifung zu stellen, und es sind
ja auch andere Dinge rund um den Wahlvorgang denkbar, bei denen eben nur diese eine
Vorfrage abschlieRend entschieden ist, und andere Fragen eben noch nicht entschieden sind
und sich darauf dann letzten Endes die Prifung des Verfassungsgerichtshofs erstrecken
wuirde. Also es muss nicht so sein, dass fir ein Organstreitverfahren zwingend in dieser
maf3geblichen rechtlichen Frage noch mal Entscheidungsspielraum bestehen muss, und dass
es ein unfaires Verfahren ware, wenn es diesen Spielraum nicht gabe. Rein faktisch wird ein
Verfassungsgericht, nachdem es in einem Vorabklarungsverfahren oder auch auf3erhalb — das
gilt fur die Fachgerichtsbarkeit genauso — eines Vorabklarungsverfahrens in einem normalen
Streitverfahren eine bestimmte Rechtsauffassung vertreten hat, diese Auffassung nicht wenige
Monate spater korrigieren. Das ware mit dem Gebot der Rechtssicherheit, das auch ein

Aliment héchst richterlicher Rechtsprechung ist, nicht vereinbar.

Vors. Abg. Mdller:

Sind Sie durch mit Ihren Fragen, Frau Rothe-Beinlich?
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Abg. Rothe-Beinlich:

Ich sage ganz offen, es Uberzeugt mich nicht. Frau Marx kann vielleicht Erhellung bringen. Ich

fuhle meine Fragen nicht beantwortet.

Vors. Abg. Moéller:

Ich wirde aber zunachst mal Frau Baum drannehmen, weil sie sich vorher gemeldet hat.

Abg. Baum:

Vielen Dank, Herr von der Weiden, fir lhre Ausfiihrungen. Eine ganze Reihe von meinen
Fragen sind schon so ein bisschen mit angeklungen. Ein Thema ist auch zumindest
angesprochen worden, sorgt bei mir aber immer noch fur Fragezeichen. Das ist das Thema
der Einzelfallregelung. Sie selber spitzen ja auch den Anwendungsfall fir diese Vorabklarung
auf diesen einen Fall zu, also auf die Frage: Ministerprasidentenwahl erfolgreich oder nicht
erfolgreich? Sehen Sie da keinen Konflikt mit der Anforderung an Gesetzgebung, dass die
maoglichst abstrakt rechtlich zu regeln ist und nicht auf Einzelfélle geminzt ist?

Dr. von der Weiden:

Ich sehe in der Tat keinen Konflikt und zwar aus zwei Grinden: Zum einen, weil die
Einzelfallregelungen verfassungsrechtlich auch nach unserer Thiringer Verfassung,
entsprechendes gilt fir das Grundgesetz, nur dann rechtfertigungsbedirftig bzw. untersagt
sind, wenn sie eben den Grundrechtebereich betreffen, wenn sie also Gesetze betreffen, mit
denen Grundrechte eingeschrankt werden. Darum geht es hier nicht, wir sind im
Staatsorganisationsbereich. Zum anderen ist es auch so, das ware ein Einzelfallgesetz, wenn
es konkret auf eine bestimmte Wahl mit bestimmten Umstéanden zielen wiirde, die Wahlen, die
jetzt nach dieser Landtagswahl stattfinden und dies auch in der Formulierung zum Ausdruck
gebracht worden wére. Die Frage ist allgemein formuliert, insofern auch deshalb wére es,
wenn der Anwendungsbereich gegeben wére, kein Einzelfallgesetz, und es sind ja auch noch
andere Auslegungsfragen denkbar. Der Artikel 50 wie der Artikel 70 haben mehrere Absatze,
aus denen lassen sich naturlich auch noch andere Rechtsfragen generieren, allerdings durfte
die Anzahl zugegebenermalen uberschaubar und auch weniger bedeutsam sein als
diejenigen, Uber die wir der Sache nach sprechen, was ja auch ganz im Sinne des
Verfassungsgerichtshofs ist, der eben einen engen Anwendungsbereich will. Sprich, der enge

Anwendungsbereich ist gewollt, er vermeidet eine problematische Annaherung an den
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Grundsatz der Gewaltenteilung und ist unter dem Gesichtspunkt eines Einzelfallgesetzes

meines Erachtens verfassungsrechtlich vollig unproblematisch.

Vors. Abg. Moéller:

Sind Sie durch, Frau Baum? Gut. Dann hatte ich jetzt Frau Marx.

Abg. Marx:

Ich glaube, ich kann vielleicht noch mal erklaren, wo der Gap gesehen wird. Wir haben ja hier
qguasi diese Anfrage im Gesetzentwurf: Auf Antrag entscheidet der Verfassungsgerichtshof
Uber die Auslegung. Das ist jetzt eine allgemeine Anfrage und die Verunsicherung kommt ja
auch daher, dass es kein formelles Organstreitverfahren ist, das heil3t, die ganzen
Beteiligungsvorschriften, die ganzen Verfahrensvorschriften sind ja auch jetzt hier gar nicht
geklart. Also wie ist das? Kommt einmal sozusagen ein Schreiben und Sie entscheiden dann?
Entscheiden Sie dann, ob Sie den Fragesteller noch mal miindlich anhéren, werden dann noch
andere gefragt? Das fehlt hier alles und eben weil das fehlt, ware es eben auch sinnvoll, bzw.
ist es auch so, das haben Sie ja schon bestétigt, dass das normale Streitverfahren dadurch ja
nicht ausgeschlossen werden kann. Das heil3t also, wenn dann eine Wahlentscheidung hier
im Landtag getroffen worden ist, kann eben noch jeder und jede — das haben Sie ja auch schon
gesagt — klagebefugte Person oder Fraktion dann nattrlich das ganz normale Verfahren mit
der ex post Uberpriifung der getroffenen Wahlentscheidung bei Ihnen anbringen. Deswegen
ist halt dann schon die Frage: Wo ist jetzt der Mehrwert? Der ist natlrlich schon da, aber
vielleicht wiirde ich jetzt den untechnischen und unjuristischen Begriff der Prognose einftihren.
Sie haben ja vorher immer gesagt, die Vorabauskunft soll verbindlich sein, aber die
Verbindlichkeit kann man ja eigentlich nicht gewéhrleisten, wenn man das formelle
Beteiligungsverfahren, was ja flr jede gerichtliche Entscheidung, auch fiir ein
Verfassungsgericht, wichtig ist, jetzt erstens nicht geklart ist. Ich weil nicht, ob Sie sagen
konnen, was der Antragsteller hier gemeint hat und ob es nicht eventuell noch
verfahrensrechtlicher Ergédnzungen bedurfte, wie dieses Fragerecht dann genau ausgestaltet
wird. Weil Sie kriegen sonst normalerweise einfach nur einen Zettel: Sagen Sie mal, wie finden
Sie das? Und dann sagen Sie: Ja, so ist es. Dann kommt der Wahltag und dann kommen noch
mal die Juristen, die sich nicht abschrecken lassen haben, und sagen: Jetzt wollen wir es doch
noch mal konkret Uberprift haben. Dann lauft dieses Verfahren wieder an — da haben Sie
schon gesagt, das ist in Ordnung, das muss so sein —und dann prifen wir eigentlich, also jetzt

theoretisch abstrakt, noch mal. Deswegen ist die Frage: Wo ist der Mehrwert?
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Dr. von der Weiden:

Frau Marx, danke fir die Nachfrage, insbesondere zu dem ersten Teil: Nach welchen
Regularien wirden wir denn dieses Verfahren dann betreiben? Ich glaube, das ist der § 13
Tharinger  Verfassungsgerichtshofgesetz, da steht es drin, was fur alle
Landesverfassungsgerichte und auch fiir das Bundesverfassungsgericht gilt. Erganzend zu
dem im Verfahrensgesetz geregelten Regelungen holen wir uns, das dirfen wir, aus allen
Verfahrensordnungen, aus allen Prozessordnungen das raus, was wir hier fir das konkrete
Verfahren brauchen. Die Verfahrensordnungen fur die Verfassungsgerichte sind ja stets nur
rudimentar geregelt. Hier liegt es sehr nahe — ich sagte ja vorhin schon, der Sache nach ist
das so eine Art vorgezogenes Organstreitverfahren —, natirlich die Regelungen des
Organstreitverfahrens heranzuziehen, wobei ich sagen wirde — ich meine, ich hatte dann ja
als Prasident auch den Zugriff darauf—, naturlich wirden wir da auch eine mogliche
Verhandlung machen, was wir ja nicht zwingend beim Organstreitverfahren machen wurden.
Und natirlich wirden wir dann nicht Beteiligte, aber Anhdrberechtigte, die quasi Beteiligte
waren, dazu heranziehen, die sich au3ern kénnten. Sie kdnnten sich vorher schriftlich &uRern
und sie kdnnten sich nattrlich auch in der mindlichen Verhandlung &uf3ern. Im Lichte all der
AuRerungen, die da getroffen werden, und natirlich der vorherigen internen Aufbereitung des
rechtlichen Stoffes wiirde dann der Verfassungsgerichtshof seinen Spruch treffen.

Und dann vielleicht auch noch mal der weitere Versuch der Prazisierung, die Bindungswirkung,
die wir vorhin — das ist vielleicht schon auch eine schwierige Frage — diskutiert haben: Ist denn
der Verfassungsgerichtshof selbst an den Spruch gebunden? Das Entscheidende ist meines
Erachtens, dass im Zeitpunkt der Wahl eigentlich Klarheit besteht. Das ist das, was der
Gesetzentwurf objektiv bezweckt und, wenn ich das so sagen darf, was auch meine Intention
war, das immer Offentlich bei einer Rede anzuregen, wenn es denn nicht zu einer
Verfassungsklarstellung in die eine oder andere Richtung kommt. Das heif3t, im Zeitpunkt der
Wahl/des Wahlaktes kann diese rechtliche Frage nicht — andere Dinge selbstverstandlich —
medial, politisch, wie auch immer, infrage gestellt werden. Ich vermute auch mal, wenn diese
Frage vorab geklart ist und der Landtagsprasident/die Landtagsprasidentin entsprechend
diesem Spruch, an den sie ja gebunden ist — § 25 Thiringer Verfassungsgerichtshofgesetz.
Selbst wenn es ihn nicht gabe, ergibt sich diese Bindungswirkung des gewissermalfen
Adressaten dieses Spruchs aus der Funktion des Verfassungsgerichts und aus der Natur als
Entscheidung. Da weil3 ich nicht, ob es dann Uberhaupt noch eine Infragestellung in einem
anschlielenden Organstreitverfahren geben wird. Aber selbst wenn es diese Infragestellung
in einem nachfolgenden Organstreitverfahren geben wird — ich sagte das ja vorhin, gefallte

Baume bleiben liegen —, ungeachtet dessen, wenn wir rechtlich gebunden waren, dann ware
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das eh klar — dieser Ausschnitt —, wahrscheinlich 90 Prozent des Streitstoffes, vielleicht auch
100 Prozent des Streitstoffes, es kame dann darauf an, mindestens faktisch. Das ware aber
schon héchst ungewohnlich, wenn ein Hochstgericht kurze Zeit, nachdem es vorher dann noch
erst recht in einem Vorabklarungsverfahren die Auffassung A oder B vertreten hat, dann
anschlieRend eine umgekehrte Auffassung vertritt und sagt: Da ist aber jetzt ein anderes

Ergebnis zu erzielen.

Ich weise nur auf einen faktischen Aspekt hin, keinen rechtlichen Aspekt: Damit wirde sich
der Verfassungsgerichtshof wahrscheinlich auch deshalb keinen Gefallen tun, weil dann
wiederum politisch, medial, wie auch immer, der Eindruck entstehen koénnte: Aha, abstrakt, als
noch unklar war, wer als Einzelkandidat, als Ministerprasident zur Wahl stand, hatten sie die
Auffassung A. Jetzt, wo Sie wissen, das ist der Kandidat 1 oder der Kandidat 2 oder der
Kandidat 3, kommen sie erstaunlicherweise zu einem anderen Ergebnis. Das ware wiederum
erheblicher Stoff fur eine Delegitimierung des Verfassungsgerichts der demokratischen
Institutionen etc. — Nur als faktischer Aspekt, nicht als rechtlicher Aspekt.

Vors. Abg. Mdller:

Dann habe ich jetzt Frau Martin-Gehl.

Abg. Dr. Martin-Gehl:

Vielen Dank zunéchst fiir lhr Eingangsstatement und die Klarstellung, die Sie getroffen haben.
Das ist natirlich jetzt der Nachteil desjenigen, der jetzt ein bisschen spat fragt, dass schon
einiges abgearbeitet ist. Gleichwohl sind noch drei Fragen fiir mich tbriggeblieben. Mit Ihrer
Zustimmung, Herr Vorsitzender, wiirde ich die nacheinander gern stellen wollen, und zwar
zunachst die Frage, die man eigentlich am Anfang hatte stellen kdnnen und sollen, aber ich
stelle sie trotzdem noch mal: Sie haben ja dieses Verfahren, das Gegenstand des
Gesetzentwurfs ist, initiiert. Entspricht denn der Gesetzentwurf den Vorstellungen, die Sie mit

diesem Vorschlag verbunden haben?

Dr. von der Weiden:

Also Uber Details kann man sich natlirlich immer unterhalten, das ist aber natlrlich auch nicht
meine Rolle. Meine Rolle damals, meine Idee dabei war — letzten Endes mehr in der Rolle als
Staatsbirger denn als Mitglied eines Verfassungsgerichtshofs oder als dessen Prasident —

angesichts einer Unsicherheit, die geeignet ist je nachdem, was da alles in diesem Kontext
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passieren kann, ein schlechtes, problematisches Bild auf Thiringen zu werfen, auch ein
bisschen geeignet ist zur Delegitimierung von staatlichen Institutionen, diese Anregung auf der

Wartburg am 25. Oktober zu geben, das war die Absicht nattrlich dabei.

Zur konkreten Ausfihrung: Ich sage, ich personlich habe mit dem Gesetzentwurf keine
Probleme, es scheint mir klar, was der Inhalt ist, und ich habe auch keine Probleme mit den
verfassungsrechtlichen Anforderungen. Er scheint mir, nach einer Klarstellung im
Verfassungstext, die zweitbeste Variante zu sein, jedenfalls eine bessere Variante als eine
etwaige nachtragliche Klarung im Wege eines Organstreitverfahrens nach einer solchermaRRen

durchgefuhrten Ministerprasidentenwabhl.

Abg. Dr. Martin-Gehl:

Danke schon. Dann die zweite Frage: Sie sagten gerade, Sie sehen kein Problem mit diesem
Gesetzentwurf, das heildt, Sie sehen auch eine verfassungsrechtliche Rechtfertigung fur
diesen. Da méchte ich an die Frage von Herrn Schard mal anknupfen: Er hat gefragt, wie Sie
das sehen, ob der Verfassungsgerichtshof fur diese Entscheidung berufen, also zustandig ist.
So habe ich Sie verstanden, sonst frage ich unabhangig davon, weil ich jetzt gerade sehe,
dass Sie das wohl anders gemeint haben. Es geht um die Rechtfertigung gemaf Artikel 80
Abs. 2 der Thiringer Verfassung. Es ging ja um den Begriff der Entscheidung. Hier ist ja die
Rede davon, dass dem Verfassungsgerichtshof durch Gesetz weitere Angelegenheiten zur
Entscheidung zugewiesen werden. Wenn ich Sie richtig verstanden habe, sehen Sie ja dieses
Verfahren durch diesen Hinweis gedeckt. Nun mdchte ich aber doch mal die Frage stellen, wie
Sie das denn sehen, dass andere Verfassungen hier anders vorgehen, insbesondere die
Bremische Verfassung, die hier eine Unterscheidung zwischen Entscheidungen vornimmt
bzw. darauf hinweist, in anderen Fallen kann dem Verfassungsgerichtshof eine Angelegenheit
zugewiesen werden. Oder auf Ebene des Bundes: Beim Bundesverfassungsgericht gibt es bei
diesen Ubertragenen Entscheidungen ja auch diese Unterscheidung zwischen
Entscheidungen und anderen Tatigkeiten. Weshalb sehen Sie hier dennoch, obwohl diese
Entscheidung hier in der Thiringer Verfassung nicht getroffen wurde, was flr mich darauf
schlieRen lasst, dass es hier um Rechtsprechungsentscheidungen geht, eine Rechtfertigung
durch den Artikel 80 Abs. 2?

Dr. von der Weiden:

Danke fur die Nachfrage, Frau Martin-Gehl. Das gibt mir Gelegenheit, es noch mal ein

bisschen zu prazisieren. Erstens Bremen: Das dortige Interpretationsverfahren, was mit dem
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Vorabklarungsverfahren hier vergleichbar ist, ist auf die dortige Regelung in Artikel 140 Abs. 1
Satz 1 der Bremischen Verfassung gestitzt, wo es auch ,Entscheidung® heif3t. Diese andere
Norm mit anderen Fallen bezieht sich auf die praventive Normenkontrolle. Sie haben eine

echte praventive Normenkontrolle, bei der Gesetzentwurfe Uberprift werden kénnen.

Das Zweite — Grundgesetz: Es gab ja dieses Gutachtenverfahren in den 50er-Jahren. Ein
Gutachten ist eindeutig keine Entscheidung. Eine Vorabentscheidung ist eine Entscheidung.
Insofern haben wir da eine andere Situation. Und auch nur am Rande: Das Thiringer
Verfassungsgerichtshofsgesetz  enthalt auch Zusténdigkeiten fiir den Thuringer
Verfassungsgerichtshof, bei denen man meines Erachtens sogar noch eher an der
Entscheidungsqualitat zweifeln konnte: Wie ist das — Sie wissen als ehemalige
Landesverfassungsrichterin —, wenn ein Mitglied des Verfassungsgerichtshofs aus diesem
wegen groben Fehlverhaltens expediert werden soll? Da gibt es eine Rolle. Es gibt andere
Zustandigkeiten. Also ganz so eng ist dieser Begriff der Entscheidung nicht zu fassen. Im
vorliegenden Fall ist, glaube ich, wirklich nur entscheidend: Halt man gewissermal3en als
immanenten Inhalt einer Entscheidung ein Rechtsverhaltnis fir erforderlich? Das besteht hier
nicht, kein konkretes Rechtsverhaltnis. Oder sagt man — und so sehe ich das, und ich glaube,
so wird das auch Uberwiegend gesehen, und es gibt ja auch durchaus Vorbilder, insbesondere
auf internationalen Ebenen —, man sieht die Verbindlichkeit eines Spruchs als konstitutiv fur
den Begriff der Entscheidung an. Und diese Verbindlichkeit ist gegeben oder ist maRgeblich
gegenlber dem Adressaten. Bei Artikel 50 und 70 ist es schlicht die Landtagsprasidentin/der

Landtagsprasident.

Abg. Dr. Martin-Gehl:

Sie haben ja zu Recht gesagt, unter Juristen gibt es immer unterschiedliche Meinungen. Es

gibt ja den schénen Spruch: ,Zwei Juristen, drei Meinungen.®

Dr. von der Weiden:

Ja.

Abg. Dr. Martin-Gehl:

Aber der Dreh- und Angelpunkt — jetzt komme ich zu meiner dritten Frage —, die

Bindungswirkung. Das hatten Sie ja schon angesprochen und mehrfach jetzt betont, dass die

Prasidentin an den Spruch des Verfassungsgerichtshofs in dieser Sache gebunden ware.
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Dann mdchte ich Sie aber noch mal danach befragen, wie Sie das dann werten, was in der
Begriindung des Gesetzentwurfs dazu ausgefihrt ist. Hier heif3t es: ,Die zur Feststellung von
konkreten Wahlergebnissen oder Mehrheiten jeweils zustéandigen Gremien treffen unter
Berlcksichtigung der Auslegungsentscheidung des Verfassungsgerichtshofs weiterhin
eigene, individuell Uberprifbare Entscheidungen.“ Also das spricht aus meiner Sicht nicht fur
eine Rechtsverbindlichkeit. Oder vielleicht noch die Nachfrage: Was flr eine Verbindlichkeit

soll das sein? Eine Rechtsverbindlichkeit ja wohl nicht nach dieser Interpretation.

Dr. von der Weiden:

Doch.

Abg. Dr. Martin-Gehl:

Aber es gibt natirlich Verbindlichkeiten — ich sage es jetzt mal in Anfiihrungsstrichen —, die

sich aus der Autoritst des Verfassungsgerichtshofs ergeben oder aus der

Verfassungsorgantreue.

Dr. von der Weiden:

Genau.

Abg. Dr. Martin-Gehl:

Das ist natlrlich eine andere Verbindlichkeit, aber vielleicht konnen Sie uns das noch mal

erlautern.

Dr. von der Weiden:

Es ist schlicht und einfach die Bindungswirkung aufgrund dieses rechtskraftigen Beschlusses,
dieses rechtskraftigen Urteils — je, nachdem — des Thiringer Verfassungsgerichtshofs, wenn
man das will, kann man das, was sich auch aus dem Charakter als Entscheidung, der sich aus
dem Wortlaut ergibt, auch bereits ergibt. Wenn man das will, wenn das hilft, um Zweifelsfragen
an der Stelle zu vermeiden, kdnnte man den 8§ 25, der ja die Verbindlichkeit von
Entscheidungen des Thiringer Verfassungsgerichtshofs fur alle Thiringer Gerichte, Behdrden
etc. regelt, noch erganzen, aus meiner Sicht klarstellend erganzen. Aber wenn das hilft, kbnnte

man das im Sinne eines Satzes 2 bei diesem Absatz 1 machen: ,Das gilt auch fur eine
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Entscheidung” oder, wenn man das neutral formulieren will, ,einen Spruch des Thiringer
Verfassungsgerichtshofs in einem Vorabklarungsverfahren nach § 52b* oder so was, wenn
man das will. Also das ist schon die rechtliche Verbindlichkeit. Sie haben recht, zwei Juristen,

drei Meinungen, und ich sage Ihnen meine Meinung dazu.

Jetzt habe ich vergessen, da war, glaube ich, noch ein zweiter Gesichtspunkt.

Abg. Dr. Martin-Gehl:

Es ging um die Verbindlichkeit. Aber, wenn ich darf, noch eine ganz kurze Nachfrage. Wenn
Sie jetzt davon sprechen, das ist eine rechtskraftige Entscheidung, dann frage ich mich: Was
wird denn dann mit dem nachfolgenden Organstreitverfahren, das ja zulassig ist in dieser
Sache. Dann dirfte doch das Rechtsschutzbedirfnis wegfallen, wenn hier eine rechtskréftige
Entscheidung vorliegt.

Dr. von der Weiden:

Das konnte in der Tat dann sein, wenn es schlicht keinen anderen Vortrag gibt, keine anderen
Einwendungen, die gegen das Wabhlergebnis als schlicht die Frage — ich bleibe mal in dem
konkreten Fall —, ob man mehr Jastimmen als Neinstimmen im dritten Wahlgang haben muss
oder nicht. Dann kdénnte das Rechtsschutzinteresse fehlen. Aber es ist egal, ob man Uber die
Zuldssigkeitshiirde hinwegkommt. Ich sagte ja, es wird keine andere Sachentscheidung
ergehen. Aber auch wenn das Rechtsschutzinteresse nicht fehlt, weil andere Gesichtspunkte
noch inmitten stehen, irgendwelche Fehler im Wahlvorgang oder sonst was, die nicht von
dieser Vorabklarung entschieden worden sind, dann besteht natirlich das
Rechtsschutzinteresse und dann ist man in der Begrindetheitsprifung. Dann wird letzten
Endes das Prufprogramm nattrlich am Ende rein faktisch auf diese sonstigen Dinge reduziert
werden, weil — ich will mich da jetzt nicht so oft wiederholen — sich der Verfassungsgerichtshof
nicht wenige Monate nach seiner Voraberklarung erneut der Frage zuwenden wird, ob denn
jetzt in den letzten drei Monaten etwas passiert ist, was ihn zu einer anderen Auffassung als

seiner vorher gedul3erten veranlassen konnte.
Abg. Dr. Martin-Gehl:
Entschuldigung, jetzt kommt mir doch noch eine Nachfrage — die Selbstbindung des Gerichts.

Sie sagten jetzt, das Verfassungsgericht kdnnte zu einer anderen Auffassung gelangen. Die

Selbstbindung insofern sehe ich jetzt mal — untechnisch gesehen — als eine relative. Sie gehen
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immer davon aus, es gibt das Vorabklarungsverfahren, die Entscheidung wird getroffen und
kurz darauf ist die Wahl. Lassen Sie da mal einen Zeitraum dazwischen sein und dann ist die
Selbstbindung ja zumindest zweifelhaft, weil es inzwischen eine neue Zusammensetzung des
Verfassungsgerichts geben kénnte, wie auch immer. Unabhangig davon: Welchen Mehrwert
— Frau Marx hat ja auch schon nachgefragt — hat das Ganze dann, wenn ohnehin noch mal
neu entschieden wirde, weil wir nicht davon ausgehen muissen, dass immer dieser kurze

Zeitraum vorliegt?

Dr. von der Weiden:

Ich furchte, ich muss mich wiederholen. Bei dem kurzen Zeitraum gabe es diese faktische
Bindungswirkung. Unterstellt, dieser Gesetzentwurf wird zum Gesetz und die Frage stellt sich
nicht nach der nachsten Landtagswahl, aber sie stellt sich in 30 Jahren bei unverdndertem
Verfassungstext, dann kodnnte dieselbe Situation entstehen, wie ich sie vorhin fir die
Landesebene in Sachen mehr Demokratie, plebiszitdre Elemente, Entscheidungen des
Verfassungsgerichtshofs aus dem September 2001 und fir diese Abtreibungsdebatte auf
Bundesebene beschrieben habe. Dann kdnnte sich das in der Tat noch mal neu stellen, aber
da reden wir in der Kategorie von vielen jedenfalls mehreren Jahren, aber wir reden nicht in

der Kategorie von Wochen oder Monaten.

Abg. Dr. Martin-Gehl:

Danke schon.

Vors. Abg. Méller:

Dann habe ich jetzt Herrn Schard.

Abg. Schard:

Es ist, glaube ich, wichtig, von Frau Martin-Gehl ein Stlck zu lernen, namlich viele Fragen
hintereinander zu stellen, dass man drankommt. Ich habe bewusst am Anfang nur eine gestellt,
um ein bisschen Platz zu lassen. Aber, Herr von der Weiden, ich will noch mal ganz zuriick
zum Beginn. Ich hoffe, die Frage ist nicht zu vermessen, aber sie spielte auch in der
Vordiskussion hier bzw. auch in den schriftlichen Stellungnahmen, die uns erreicht haben, eine

Rolle. Und da komme ich noch mal zuriick auf die Notwendigkeit, also aus unserer Sicht

bestehenden Notwendigkeit einer Klarung. Auch in der Diskussion um die Einbringung in
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diesen Ausschuss ist gesagt worden: Na ja, eigentlich braucht man das alles nicht, wir haben
eine sehr eindeutige Rechtslage, eine sehr eindeutige vielleicht auch Literaturlage. Ich bin
nicht zu diesem Schluss gekommen, aber, wie gesagt, Sie haben es ja gesagt, zwei Juristen,
drei Meinungen reicht ja manchmal nicht. Insofern hoffe ich nicht, dass die Frage zu
vermessen ist, Sie zu fragen, wie sich die Sachlage oder die Rechtslage aus lhrer Sicht
darstellt. Wir haben Literaturmeinungen, wir haben — gut — noch keine Entscheidung dazu.
Das ist die Frage. Aber das wirde mich an dieser Stelle doch mal interessieren, welil, ich
glaube, es ist wichtig auch, um die Motivation fir uns vielleicht noch mal zu verdeutlichen oder
eben auch nicht zu verdeutlichen, warum aus unserer Sicht die Klarung der hier bestehenden
zentralen Frage notwendig ist. Wir halten sie fir klarungsbeddrftig, weil es zwar Meinungen
gibt, aber mitunter auch Meinungen, die sich diametral gegeniiberstehen. Ja, es gibt auch
Meinungen, die vielleicht mehr Anklang finden, aber das ist aus meiner Sicht alles andere, als

in irgendeiner Form entschieden.

Das Zweite ist, worum ich Sie bitte, vielleicht noch mal einen kurzen Schwenk zu machen,
namlich zu der Frage der bundesrechtlichen Verfahren, die es auch mal gab vom
Verfassungsgericht etc., ob das mit diesen Verfahren vergleichbar ist oder vergleichbar ware.
Danke schon.

Dr. von der Weiden:

In aller Kiirze, weil, ich will ja auch die Zeit fiir die anderen Anhoérpersonen nicht zu sehr
verkirzen: 1. Natirlich werde ich mich nicht — und das tue ich nicht nur hier nicht, sondern
auch sonst nicht — zu meiner personlichen Einschatzung in der Auslegung des Artikels 70
auRern. Ich kann nur so viel sagen, dass es in den 15 Jahren, seitdem mir die Frage zum
ersten Mal begegnet ist — bei dem ersten Zugriff — gleichgeblieben ist, was nicht fiir alle Akteure
in dem Bereich gilt. Manchmal tragt vielleicht auch eine veranderte Konstellation zu einer
Anderung der Rechtsposition bei. Das ist nicht meine Position, aber natirlich bin ich auch offen
fur die intensive Prufung, sei es, wenn es bei einer Vorabentscheidung oder einem

nachtraglichen Organstreitverfahren dann notwendig ware.

Der Sache nach selbst — das habe ich ja versucht, auf der Wartburg mit dem FulR3ballvergleich
zu verdeutlichen, der nicht Uberall auf Freude gestof3en ist: Es ist schon so, dass natirlich
Literaturstimmen wichtige Funktionen haben in dem Diskurs, wie sich auch Rechtsprechung
entwickelt. Es ist allerdings nun mal tatsachlich so, dass fur die Landtagsprasidentin/den
Landtagsprasidenten — und damit auch fir alle anderen Akteure — Klarheit eben nur entsteht,

wenn entweder der Wortlaut unzweifelhaft ist, die Dinge nicht bestritten sind — hier sind sie
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bestritten — oder wenn es Einspruch des Verfassungsgerichts oder des sonst an anderer Stelle

zustandigen Gerichts gibt.

Diesen Spruch des Verfassungsgerichts kann es — und da komme ich zur Frage
»Sinnhaftigkeit* — naturgemafd ohne ein solches Vorabklarungsverfahren nur nachtraglich
geben. Daruber haben wir uns ja schon ausgetauscht, dass ich glaube, dass es nicht
wuinschenswert ist, dass es zwar grundsatzlich reicht — dieser nachgangige/nachtragliche
Rechtsschutz —, dass es aber bei einer so zentralen Frage, wie dem Wahlakt fir den
Ministerprasidenten im Kreationsakt, fir die Landesregierung schon sinnvoll ist, das im Wege

einer Vorabklarung zu regeln.

Zu der Frage ,Vergleichbarkeit mit dem Gutachtenverfahren auf Bundesebene® kann ich mich
kurzfassen: Es ist kein Gutachten, es ist eine Entscheidung. Auch die Konstellation auf
Bundesebene — beim Bundesverfassungsgericht — zwei Spruchkdrper, zwei Senate mit
unklaren Verschrankungen: Was bedeutet denn das fir die Bindung gegeniiber dem einen
Senat, dem anderen Senat fir nachfolgende Verfahren, auch mit der Moglichkeit — was ja auch
in den 50er-Jahren genutzt wurde und dann anschlieBend mit zur Abschaffung dieses
Verfahrens geflihrt hat —, das taktisch einzusetzen durch die antragsberechtigten Organe auf
Bundesebene. All dieses ist nicht vergleichbar. Also die Vergleichbarkeit besteht — wenn man
das so will — mit einem Normeninterpretationsverfahren nach der Bremischen Verfassung. Sie
besteht mit einem Vorabentscheidungsverfahren nach § 267 AEUV zum EuGH. Sie besteht
vielleicht auch mit der vorbeugenden Unterlassungs- und Feststellungsklage im
Verwaltungsprozess, wo auch vorgangig abschlieBende Regelungen getroffen werden
kénnen, anders als bei einer normalen einstweiligen Anordnung, Uber die wir ja auch als
Instrument im Verfassungsgericht verfligen, wo aber nur vorldufige Regelungen getroffen

werden kénnen. Also die Vergleichbarkeit mit diesem Gutachtenverfahren sehe ich nicht.
Vors. Abg. Moller:

Frau Marx, bitte.

Abg. Marx:

Ja, also ich komme jetzt noch mal auf die Bindungswirkung, das ist, glaube ich, hier der
Knackpunkt. Jetzt stelle ich mal hier eine steile These auf: Also ich glaube, die

Bindungswirkung, die Sie in dem Gesetz sehen oder gern haben wollen, schrénkt den

Rechtsweg ein — den normalen Rechtsweg, den normalen Verfassungsrechtsweg, aus meiner
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Sicht, so, wie Sie das jetzt interpretiert haben. Deswegen ist die Frage, ob der Artikel 80 Abs. 2
in der Thiringer Verfassung das dann noch deckt, also so etwas festzustellen. Sie haben dann
noch selbst gesagt, die Bindungswirkung, na ja, sie steht vielleicht nicht so direkt drin.
Aufgrund des von Frau Martin-Gehl vorgehaltenen Zitats kdénnte man vielleicht noch
konkretisieren, aber je mehr Bindungswirkung Sie einmal hier verbal — das ist ja hun Ihr eigener

Vorschlag, deswegen wollen wir es ja auch von Ihnen immer so genau wissen — ...

Dr. von der Weiden:

Die Idee, aber nicht der Vorschlag.

Abg. Marx:

Ja, die Idee, gut. Den Vorschlag hat die CDU dann umgesetzt — alles gut, also wer hier was .
Also mir ist auch Ubrigens egal, welche Frage ich stellen kann oder noch stellen kann,
Hauptsache, die Fragen werden geklart. Aber bei der Bindungswirkung sind wir noch nicht so
richtig am Ziel. Wie gesagt, wenn ich jetzt diese straffe Bindungswirkung habe — und so haben
Sie das jetzt auch erklart, ich breche das mal sprachlich ein bisschen runter —, dass, wenn jetzt
das normale Verfahren noch hinterher kdme — nach einer getroffenen Wahlentscheidung —,
kénnen praktisch hohere andere Sachen geltend gemacht werden, aber nicht mehr die
Rechtsfrage. Also meinetwegen kommt dann noch das Organstreitverfahren Uber die Frage,
ob da Uberhaupt richtig ausgezahlt wurde — ja, im Landtag, das wére nicht erfasst, das kénnte

noch geklart werden.

Dr. von der Weiden:

Zum Beispiel.

Abg. Marx:

Aber ist das nicht ein bisschen wenig? Also ich habe immer noch das Problem, dass ich

glaube, die Bindungswirkung, die Sie sehen — jetzt schon in dem Vorschlag — oder vielleicht

sogar noch konkreter festgeschrieben haben wollen, konterkariert den normalen ordentlichen

Verfassungsgerichtsrechtsweg. Was sagen Sie denn dazu?
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Dr. von der Weiden:

Was habe ich zu meiner Verteidigung zu sagen? Nein, also die Frage, Frau Marx, ware nur
dann --- Oder: Das Problem ware, nur dann hétte ich ein Problem, wenn damit eine
Einschrankung des Rechtsschutzes insgesamt verbunden ware. Ich sagte ja vorhin schon, wie
wir das verfahrensrechtlich behandeln wirden, und es steht ja auch im Gesetzentwurf drin:
Auf Antrag der im Organstreitverfahren und im abstrakten Normenkontrollverfahren
Antragsberechtigten kann das Verfahren eingeleitet werden. Sie waren dann
Beteiligte/Anhorpersonen in diesem Verfahren bei uns beim Verfassungsgerichtshof. Es ware
keinerlei Rechtsschutzverkiirzung, es ware nur eine Vorverlagerung. Insofern ist das aus
meiner Sicht vollig unproblematisch. Die Akteure sind nicht dadurch beschwert — in
Anfiihrungszeichen —, dass diese Klarung dieser Verfassungsfrage zu einem friheren
Zeitpunkt losgeldst von einer konkreten Wahl eines Ministerprasidenten erfolgen wirde. Es
gibt keine Beschwer, weil ihre Rechte nicht verkirzt werden. Derjenige, der im
Organstreitverfahren das nachtréglich geltend machen kann, kann seine Position in diesem
Vorabentscheidungsverfahren auch einbringen und deutlich machen.

Abg. Marx:

Das steht so jetzt auch noch nicht drin, das haben Sie vorhin nur sozusagen auf Frage
— entschuldigen Sie — gesagt. Das miusste dann selbstverstandlich so sein, aber das steht hier

S0 nicht drin.

Dr. von der Weiden:

Gut, wobei — ich sage mal —, der Normentext ist das Entscheidende. Die Gesetzesbegriindung
konkretisiert das, was der Gesetzgeber damit will. Man kann all dieses natirlich noch
reinschreiben, wenn man das will. Bei der Bindungswirkung — 825 Thiringer
Verfassungsgerichtshof — haben wir das schon gesagt: Man konnte hier auch mehr
reinschreiben. Aus meiner Sicht kann man das machen, aber man muss es nicht von Rechts
wegen. Das Ganze ist kein Torso, was nicht vollziehbar wére ohne ergénzende gesetzliche
Regelungen, sondern das ist eine Vollregelung, mit der der Verfassungsgerichtshof arbeiten

konnte.

Vors. Abg. Mdller:

Frau Rothe-Beinlich.
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Abg. Rothe-Beinlich:

Mir haben sich auch noch mal ein paar Fragen aufgetan: Sie haben ja sehr deutlich gesagt
— auch schon einfiihrend —, dass Sie sich — so zumindest habe ich Sie verstanden — eigentlich
eine Regelung in der Verfassung gewilnscht hatten. Das ware am klarsten — in

Anfuihrungszeichen — gewesen.

Jetzt sind wir kurz vor Ende der Legislatur, deswegen drangt sich mir die Frage auf: Wie
sinnvoll — ich sage es so direkt — ist es denn jetzt, ein solches Gesetz zu verabschieden? Ware
es nicht viel besser, dann dem quasi neuen Landtag — von dem ich ja ausgehe, dass er sich
nach September irgendwann konstituiert — die Mdglichkeit zur Verfassungsanderung zu
geben?

Und eine zweite ganz praktische Frage: Wie lange rechnen Sie denn mit einer
Verfahrensdauer bei solchen — es sind keine Priifungen — objektiven Klarungsinteressen?

Dr. von der Weiden:

Danke fur beide Fragen. Erstens: Wéare es nicht besser, das dem neuen Landtag zu
Uberlassen? Vom Zeitlauf brauchten Sie sicherlich erst eine Wahl eines Ministerprasidenten,
bevor Sie sich in das aufwendige Verfahren mit mehreren Lesungen einer
Verfassungsanderung stlrzen wirden, vermute ich jetzt mal, aber das ist nattrlich Sache des
Parlaments. Wenn Sie den Umstand, dass es jetzt in fUnf Jahren nicht gelungen ist, sich auf
eine L6sung zu verstandigen, nicht zum Anlass nehmen zu sagen, das klappt in der nachsten
Wabhlperiode zu Beginn auch nicht, dann kann man das so bewerten. Wenn Sie erlauben, ware

ich da eher skeptisch.

Zu der Frage, wie wirden wir die Dinge denn behandeln, sage ich lhnen: Wir bereiten uns
natirlich darauf wvor. Wir werden uns darauf vorbereiten — egal, ob das
Vorabentscheidungsverfahren kommt oder nicht kommt —, dass wir mit der Frage befasst
werden, und egal, wie wahrscheinlich das ist. Es weild ja nun am Ende keiner, ob die Wahl des
Ministerprasidenten im ersten oder im zweiten Wahlgang erfolgen wird, und wenn sie im dritten
Wahlgang erfolgen wird, ob es nur einen Kandidaten gibt, und wenn sie im dritten Wahlgang
mit einem Kandidaten durchgefihrt wird, ob der mehr Ja- als Neinstimmen kriegt. Das wissen
wir alles nicht, und deswegen werden wir uns dann natdrlich vorher vorbereiten. Deshalb
wirde die Zeit der Befassung, sowohl bei einem Vorabentscheidungsverfahren als auch bei

einem nachgangigen Organstreitverfahren, nicht die Ublichen — sage ich jetzt mal -
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mindestens vier bis sechs Monate dauern. Man stelle sich das vor: Wahl eines
Ministerprasidenten, rein nachgangiges Verfahren, und wir wirden vier bis sechs Monate die
Frage in der Schwebe lassen mit all den legitimatorischen Effekten — ich will sie gar nicht an
die Wand malen —, das kann naturlich nicht sein. Wir wiirden das schnellstmdglich verhandeln,
beraten, entscheiden, aber auch da missten wir mit einem Minimum, um die
Minderheitenrechte, die Beteiligtenrechte nicht zu verletzen, um dem Hof Gelegenheit zu
geben zu beraten, auch Gelegenheit zu geben fir Sondervoten, die dann mdéglicherweise ja

dann auch zu erwarten sind — unter zwei Monaten wére das sicherlich nicht zu schaffen.

Ich sage es jetzt mal ganz auf den Punkt gebracht: Wenn das Vorabentscheidungsverfahren
jetzt noch kame, wéaren wir ganz sicher in der Lage, in der zweiten Jahreshélfte vor einem
mutmallichen Zeitpunkt einer Ministerprasidentenwahl die Entscheidung zu treffen. Und wenn
es danach kommt und wird an uns herangetragen, ware der Zeitlauf ungefahr gleich, weil die
prozessrechtlichen Regelungen, die wir anwenden wirden, und das Mal3 der Vorbereitung
auch gleich sind, und — ich darf das sagen — diese Rechtsfrage vollig unabhangig davon ist,
welcher Kandidat zur Wahl steht und welcher Fraktion er angehort.

Abg. Rothe-Beinlich:

Dann erlaube ich mir mal die Anmerkung, dass Sie offenkundig schon gut vorgearbeitet haben

und das Ganze sich bereits in der Schublade befindet. So hat sich das fir mich ...

Dr. von der Weiden:

Nein, haben wir nicht, aber wir wiirden es tun — natiirlich, das ist unsere Verantwortung. Wir
kénnen nicht gucken, ob im Dezember oder im Januar der Antrag an uns kommt, und dann
brauchen wir ein halbes Jahr. Das, glaube ich, wirde unserer Funktion als

Landesverfassungsgerichtshof nicht gerecht werden.

Abg. Rothe-Beinlich:

Okay, das nehmen wir so zur Kenntnis. Ansonsten: So sehr ich den/die zukinftige
Ministerprasidentin — wie auch immer — wertschéatze oder auch eine eingefrorene Regierung
— je nachdem, was wir haben mit Blick auf eine Konstituierung des Landtags oder auch eine
Verfassungsanderung —, tut diese oder dieser nichts zur Sache, also das muss man einfach

ganz klar sagen.
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Dr. von der Weiden:

Ja, wenn ...

Abg. Rothe-Beinlich:

Das nur einschrankend zu dem ...

Dr. von der Weiden:

Wenn es zu einer Verfassungsanderung auch jetzt noch kommt, ich wéare der Letzte, der
dagegen Einwande hatte — zu einer verfassungsrechtlichen Klarstellung, in welche Richtung

auch immer.

Vors. Abg. Mdller:

Sind Sie durch, Frau Rothe-Beinlich? Dann Herr Blechschmidt, bitte.

Abg. Blechschmidt:

Danke, Herr Vorsitzender. Ich entschuldige mich auch gleich bei den Nachfolgenden, dass ich
sozusagen mit Fragen hier unseren Prasidenten des Verfassungsgerichts noch mal I6¢chern
will. Ich will vorwegschicken: Ich halte dieses Gesetz fiir problematisch und fur nicht notwendig.

Darauf bauen sich jetzt meine Fragen fir Sie auf.

Ausgangspunkt meiner Fragestellung ist die umfassende Anhoérung, die wir im
Verfassungsausschuss zur Problematik ,MP-Wahl — dritter Wahlgang“ hatten. Dort hat es ja
unterschiedliche Auffassungen gegeben, wobei, wenn ich sie mehrheitlich qualifizieren
musste, mehr fur die Handhabung der Thiringer Verfassung gesprochen haben als die, dass
sie geandert werden muisste. Aber meine Frage, die ich eigentlich konkret in dem
Zusammenhang stellen wirde: Es war ja nur einer. Man spricht immer von den beriihmten
Muttern und Véatern der jeweiligen Verfassung, es war nur ein Vater da, der deutlich gemacht
hat, was bezweckt werden sollte mit der einfachen Mehrheit im dritten Wahlgang — die
Handlungsfahigkeit einer Thiringer Regierung. Darauf wirde ich sozusagen die erste Frage
richten: Haben Sie die Diskussion aus dem Verfassungsausschuss oder innerhalb des

Verfassungsausschusses zur Kenntnis genommen?
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Das Zweite: Woraus leiten Sie konkret die verfassungsrechtlichen Griinde ab, ein Vorabgesetz
Zu installieren? Sind es Erfahrungswerte in Thiringen? Wir haben acht Wahlen von
Ministerprasidenten gehabt. Hat es da einen entsprechenden Konflikt gegeben? Ich meine,

dann im Wahlgang.

Zweitens: Sind es diese unterschiedlichen — in der Offentlichkeit — juristischen Positionen, die
Sie dazu veranlassen? Ist es das Geflhl, das entsteht oder gegebenenfalls — was wir immer
ofter hier horen — die Mdglichkeit, die vielleicht entstehen kdnnte? Das hat fir mich immer so
einen Charakter von ,ein besonderes Lex zu organisieren®, wenn die Moglichkeit eintreten
konnte, dass in der nachsten Wahl des Ministerprasidenten nur ein Kandidat im dritten

Wahlgang und keine Mehrheit da ist. — Erster Fragekomplex.

Der zweite Fragekomplex: Sie sprachen von der Verbindlichkeit und der Vorabinformation, Ziel
ist dabei die Prasidentin oder der jeweilige Prasident. Ich sehe sozusagen ein weiteres Ziel,
das ist das Parlament — das Parlament in seiner freien Entscheidung, einen
Ministerprasidenten zu wahlen, wenn keine entscheidende Mehrheit sichtbar wird im Vorfeld
und dennoch nach drei, vier, finf, neun Monaten — wie auch immer — es zu einer Wahl kommt,
dann steht fest, dass das Verfassungsgericht in einer Vorab... gesagt hat: Das geht nicht mit
mehr Nein- als Jastimmen. Ich will ein Beispiel konstruieren: ...

Dr. von der Weiden:

Darf ich mal, bitte?

Abg. Blechschmidt:

Ach so, okay, dann unterbreche ich.

Dr. von der Weiden:

Das sind alles inhaltliche Dinge, auf die ich sowieso nicht eingehen kann, also die Frage: Wie
ist der Artikel 70 auszulegen? Also darf ich vielleicht — es waren ja schon drei Fragen — die

ganz kurz beantworten und dann kénnen Sie vielleicht ---

Also erstens: Natirlich habe ich die Diskussion verfolgt — logisch.
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Zweitens — und jetzt kommt es: Zu den inhaltlichen Dingen — Wie ist das auszulegen, was
kommt dabei raus? — werde ich nichts sagen. Ich habe ja schon gesagt, dass ich nichts sagen

werde, und auch die Griinde genannt dafir.

Drittens, ob dann ein Bedurfnis dafiir besteht aufgrund der Erfahrungswerte: Wir haben die
Debatte seit 2009. Wir hatten dann einen Gegenkandidaten bei der Wahl 2009, sodass sich
die Frage nicht stellte. Wir hatten nachfolgende Vorgange. Aus meiner Sicht besteht ein
Bedirfnis, aber das kann man natirlich alles --- Wie man als Jurist alles unterschiedlich
beurteilen kann, kann man das natlrlich auch als Politiker, als Staatsbirger auch
unterschiedlich beurteilen. Meine Beurteilung ist die als Staatsbirger: Ich sehe dieses

Bediirfnis.

Abg. Blechschmidt:

Dann knipfe ich sozusagen an meinen letzten Gedankengang an: Also Zielrichtung dieser
Vorabklarung ist die Prasidentin oder der Prasident, der amtiert. Er muss sozusagen dann die
Entscheidung treffen: Das, was ihr gerade gemacht habt hier in diesem Rund, ist ungultig.
Setzt euch wieder hin, ihr habt weiter zu wahlen. Und da muss ich sagen: Wenn das
sozusagen im weiten Vorfeld als Vorabklarung in der juristischen — wie auch immer —
Bewertung ist, finde ich, gibt es da eine ... (akustisch nicht verstéandlich) auf das Wahlverhalten
im Parlament, nach dem Motto: Ich kann ja wahlen, wie ich will und dennoch gibt es eine

Vorabklarung, bei der entsprechenden Zahl kann es nicht stattfinden.

Ich will ein Beispiel jetzt bringen: Wenn zwei Kandidaten hier im Rund sind, dann kann ein
Kandidat — Zahlen sind jetzt ein bisschen Schall und Rauch, ich will es nur ins Verhaltnis
setzen — mit 21 Stimmen gegen den anderen Kandidaten mit 19 Stimmen, und bei
25 Enthaltungen ist Kandidat 1 gewahlt, nach Thuringer Verfassung ist er gewahlt. Wenn ich
mir die Gesamtanzahl der Stimmen angucke, wiirde lhre Vorabklarung gegebenenfalls greifen,
nach dem Motto: Ey, Moment mal, der hat ja nicht sozusagen eine Mehrheit bekommen,
sondern der hat ja nur mit Blick auf zwei Kandidaten — das l&sst der dritte Wahlgang ja zu —
die einfache Mehrheit erreicht. Problematisch ist ja nur scheinbar die Fragestellung: Was
geschieht bei einem Kandidaten, wenn der — jetzt sage ich mal den Fall, wieder nur konstruiert
— bitte, der kriegt 35 Stimmen und kriegt 36 Gegenstimmen? Er hat zum ersten Fall wesentlich
mehr Jastimmen bekommen, aber hat deutlich, mit Ziel, mehr Neinstimmen bekommen. Wo
ist sozusagen die verfassungsrechtliche Fragestellung —ich komme wieder zurtick zum ersten
Fragekomplex — mit Blick auf die sozusagen Positionierung und Motivation der

Verfassungsmuditter und -véter zu sagen: Wir wollen eine Regierung haben?
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Und letzter Gedanke — das kam bei mir mit Ihrem Stichwort ,Versteinerung Justiz“: Wenn im
Vorfeld jetzt einer sagt, also klaren wir das mal, bitte — in der Juristerei muss man dann
manchmal Falle konstruieren. Jetzt klaren Sie das im August, also das ist ja bindend dann fur

alle weiteren Wahlen.

Jetzt andert sich das Verfassungsgericht in einem Jahr/in anderthalb Jahren in der
Zusammensetzung. Da muss es doch mdglich sein, ein entsprechendes Organstreitverfahren
anzustreben und zu sagen: Moment einmal, das stimmt nicht. Da wirden Sie zu sagen — hier
erkenne ich einen — finde ich — inneren Widerspruch Ihrer Argumentation zu sagen, das ist
bindend und Versteinerung darf nicht eintreten, die Justiz muss lebendig, muss in Bewegung
bleiben, muss aktuelle Tendenzen — oder was auch immer — wahrnehmen. — Also das sind

jetzt noch mal zwei weitere Fragen. Danke.

Dr. von der Weiden:

Also der erste Teil, Herr Blechschmidt, ist — glaube ich — genau das, was dann beim
Verfassungsgerichtshof im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens oder im Rahmen
eines Organstreitverfahrens diskutiert wirde. Das sind Argumente fur eine der beiden
Auslegungsvarianten — vollig klar. Ob das Argumente sind, die jetzt fir oder gegen ein
Vorabklarungsverfahren sprechen, das ist aus meiner Sicht eine andere Frage. Da es
unterschiedliche Auffassungen dazu gibt und bei einer solch zentralen Frage eine vorgéngige
Klarung meines Erachtens besser ist, ist es besser, wenn die Spielregeln bekannt sind, bevor
das Spiel beginnt. Da sehe ich das anders, aber ich glaube, da wiederholen wir das, wir haben
es ja in verschiedenen Facetten schon angesprochen. Man kann das fir tGberzeugend oder
fur nicht Uberzeugend halten, aber es ist nun mal so, dass eine Rechtssicherheit nur durch
eine verbindliche Entscheidung eines Gerichts herbeigefiihrt werden kann, und nicht durch
auch eine herrschende Literatur. Ich erinnere mich an meine eigene, schon langer
zurlckliegende juristische Ausbildung, bei der gerade im Strafrecht von der ,herrschenden
Literatur” haufig die Rede war, und der Gegenbegriff war dann ,BGH". Entscheidend war aber
der BGH, dessen Rechtsprechung war maf3geblich. Und was hierbei rauskame, wissen wir
alle nicht. Sie gehen von dieser einen Auslegungsvariante aus, vielleicht kommt ja auch die
andere heraus und Ihre Bedenken entstehen so nicht. Aber das ist der Punkt, wo wir uns,

glaube ich, wiederholen — wechselseitig mdglicherweise auch wiederholen.

Jetzt habe ich vergessen: Was war denn der zweite Aspekt noch, Herr Blechschmidt, den Sie
angesprochen hatten? Der eine war jetzt, also wo sich das Bediirfnis, wie kann das denn sein,

wenn die Verfassung eigentlich die Kreation eines neuen Ministerprasidenten will, das stellt



31

sich doch alles als sehr eindeutig heraus. Da sage ich — das will ich jetzt nicht wiederholen.

Und was war der zweite Aspekt?

Abg. Blechschmidt:

Die Bindung!

Dr. von der Weiden:

Ach so, richtig, das war die Bindung, nicht nur, was den Landtagsprasidenten angeht, sondern
was auch die Mitglieder des Landtags angeht. Natirlich sind die mittelbar davon betroffen,
weil, deren Wahlentscheidung wird da in einen rechtlichen Rahmen gestellt. Ich wirde jetzt
aber mal unterstellen, dass auch die Mitglieder des Landtags ein Interesse daran haben, wie
die Verfassung am Ende interpretiert wird, und dass sie auch ein Interesse daran haben, dass
das —je friiher, desto besser — vorher feststeht, und dass sie kein Interesse daran haben, dass
es eine monatelange Unsicherheit gibt, wenn es erst im Nachgang geklart wird. Aber das ist
eine Frage, die auch wiederum der politischen Betrachtung unterliegt und weniger der
juristischen, weil, was das Juristische angeht, Bindungswirkung wem gegeniiber, da haben wir

ja, glaube ich, schon gesprochen.

Versteinerung der Rechtsprechung: Natirlich kann das anschlieRend wieder zur Uberpriifung
gestellt werden, und egal, ob rechtliche Bindung oder faktische Bindung: Gefallte Baume
bleiben liegen. Dieser Aspekt wird im Laufe der Jahre immer schwéacher, sofern er denn
Uberhaupt akzeptiert wird. Da gibt es auch ganz unterschiedliche Auffassungen wiederum in
der Literatur dazu. Es ist aber seltener — und aus Griinden der Rechtssicherheit muss das

auch selten sein —, dass ein Hochstgericht seine Rechtsprechung im Zickzackkurs entwickelt.

Abg. Blechschmidt:

Nur eine Abschlussbemerkung, keine Frage: Ich glaube, ich bin bekannt dafirr, dass ich,
gerade was den Blick auf Regeln, Spielregeln — Stichwort: Geschéaftsordnung hier im
Landtag — angeht, durchaus ein Faible dafiir habe. Aber lassen Sie mich sozusagen auf lhre
Bemerkung sagen: Wenn Regeln etwas verandern, kann womdglich das Spiel sich verandern,

und das ist die Gefahr, die ich hier sehe — mit Blick auf die Wahlentscheidung der Legislative.
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Vors. Abg. Méller:

Dann habe ich jetzt noch mal Frau Baum.

Abg. Baum:

Vielen Dank. Es soll auch gar nicht so lang werden. Bisher ist ja dieser streitbare Fall, Uber
den wir ja hier immer diskutieren, noch nicht eingetroffen, eben gerade aufgrund der
Streitbarkeit. Vielleicht war das ja auch Sinn und Zweck dessen, was die Verfassungsvater
und -muitter damit erreichen wollten. Meine Frage bezieht sich auf was anderes, das
moglicherweise auch noch Thema wird, wenn Frau Prof. Leisner-Egensperger dann zu Wort
kommt: die Missbrauchsgefahr. Wie bewerten Sie die Gefahr, dass das, wenn diese
Vorklarungsmoglichkeit besteht, missbrauchlich verwendet wird, um — weif3 ich nicht — den
Verfassungsgerichtshof lahmzulegen? Da gibt es ja politische Wiinsche manchmal.

Dr. von der Weiden:

Da ist mit der Notwendigkeit des Vorliegens eines objektiven Klarungsinteresses, das im
Gesetz ausdricklich niedergelegt ist, was sonst in der Verfassungsrechtsprechung entwickelt
worden ist, ohne dass es ausdriicklich in den Verfahrensgesetzen geregelt ist, ein wirksamer
Schutzmechanismus vorgesehen.

Vors. Abg. Méller:

Ich sehe keine weiteren Fragen. Dann bedanke ich mich bei lhnen fiir lhre Stellungnahme und

fur die bereitwillige Beantwortung aller Fragen.

Dr. von der Weiden:

Gern.

Vors. Abg. Mdller:

Herzlichen Dank noch mal.
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Dr. von der Weiden:

Gern.

Vors. Abg. Moéller:

Dann haben wir als Néachstes die Verfassungsblog gGmbH. Da habe ich jetzt zwei
Anzuhdrende: Herrn Steinbeis und Frau Talg. Wer méchte denn von Ihnen zunachst? Frau

Talg, bitte schon.

Frau Talg:

Sehr geehrte Mitglieder des Ausschusses, sehr geehrte Damen und Herren, erst mal vielen
Dank fir die Einladung und fir die Mdglichkeit, hier angehort zu werden. Die schriftlichen
Stellungnahmen haben Sie erhalten. Ich mochte nur noch mal kurz ein paar Dinge
zusammenfassen und auch angesichts der Fragen, die gerade schon aufkamen, vielleicht

noch mal ein paar Sachen vorwegnehmen.

Als Ausgangspunkt sehen wir als Verfassungsblog den Gesetzentwurf grundsétzlich positiv,
weil er namlich eben ein Versuch ist, die gerade auch schon aufgekommene oder
beschriebene Unsicherheit in Bezug auf den dritten Wahlgang bei der Ministerprasidentenwabhl
zu klaren. Vielleicht als Hintergrund noch mal: Das Thiringen-Projekt hat sich ja zur Aufgabe
genommen, zu untersuchen, mit welchen Strategien man vonseiten autoritar-populistischer
Parteien zu rechnen hat, wenn sie staatliche Mitmachmittel in die Hand bekommen, aber auch
auf dem Weg, diese zu erlangen. Vor diesem Hintergrund halten wir die aktuelle rechtliche
Lage — so, wie sie ist — flr besorgniserregend. Es besteht eben tatsachlich eine Unsicherheit
in Bezug auf die Auslegung des Artikels 70 Abs. 3 Satz 3 der Thuringer Verfassung, was ,die
meisten Stimmen*® bedeutet. Es ist schon seit 2009 immer wieder diese Frage aufgekommen.
Natdrlich ist es richtig, dass es eine herrschende Meinung gibt — eine sogenannte —, die in der
Literatur vorher schon ist und die auch einige sehr gute Argumente fir sich hat. Dennoch gibt
es auch eine Gegenmeinung, und die kann man leider nicht einfach wegleugnen. Es ist — wie
auch Herr von der Weiden das ja schon gesagt hat — eben durchaus so, dass ein Gerichtshof

nicht an die herrschende Meinung in der Rechtswissenschaft gebunden ist.

Und warum ist es jetzt ein Problem, dass diese Unsicherheit besteht? — Das ist, glaube ich,
Ihnen hier auch eigentlich klar: Wenn es bei der MP-Wahl zu einer solchen Konstellation

kommt und dann im Nachgang geklagt wird, dann hat diese Situation Potenzial fur eine erneute
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Verfassungskrise. Es ware nicht klar, wer Uberhaupt die Regierung ist, ob jetzt eine neue
Regierung gebildet werden kann oder ob die geschéftsfihrende Regierung weiter im Amt
bleibt — wiirde sie wohl vorlaufig erst mal. Es wirde aber jedenfalls dem Ansehen Thiringens
schaden, es wirde auch zu einem Vertrauensverlust der Birgerinnen und Burger fihren, wenn

man in diese Situation kommt.

Vor allem aber — und das ist eben aus unserer Forschungsperspektive sehr wichtig —
profitieren von einem solchen Chaos vor allem autoritar-populistische Parteien, die damit
namlich ihr Narrativ. . vom Versagen des Systems der Altparteien flttern koénnen.
Dementsprechend ist auch davon auszugehen, dass autoritar-populistische Parteien diese
Unsicherheit nutzen wirden — so, wie sie eben da ist, sofern es ihnen in der konkreten
Situation mdglich und nutzlich ist. Das bezieht sich sowohl auf den Fall ,Stellt man Uberhaupt
einen eigenen Kandidaten oder Kandidatin auf?“ oder auch ,Klagt man dann tatsachlich vor
dem Verfassungsgerichtshof?“ Deswegen ist es auch aus unserer Sicht sehr sinnvoll, wenn
diese Frage vorher geklart wird. Vor diesem Hintergrund finden wir auch den Gesetzentwurf,

der hier diskutiert wird, als erst mal eine sinnvolle Losung.

Nattrlich ware am allerbesten — das ist auch schon angesprochen worden —, sich auf eine
Verfassungsanderung zu einigen. Das hat man jetzt gesehen — im Laufe der ganzen
Legislaturperiode war es ja immer wieder Thema —, eine Einigung mit einer Zweidrittelmehrheit
war nicht moglich, weil es hier zwei kontrére Ansichten gibt, die da vertreten werden, die

einfach nicht miteinander vereinbar sind.

Ich wirde aber gern noch mal darauf hinweisen, dass wir schon im April dem Landtag einen
Kompromissvorschlag vorgelegt haben, der so noch nicht in der Diskussion aufgetaucht ist im
Landtag, den ich jetzt nicht noch mal ausbreiten werde, weil er in der Stellungnahme als auch
in unserem Policy Paper, was wir anlasslich des Vortrags im April verdffentlicht haben,
nachzulesen ist. Ich beantworte aber gern Fragen dazu. Da wirde ich einfach noch mal
anregen, sich das noch mal anzuschauen, weil — wie gesagt — diese Verfassungsanderung,

egal was kommt, sowieso der beste Weg waére.

Jetzt aber zu dem vorliegenden Gesetzentwurf: Wie in der Stellungnahme dargelegt, bestehen
aus unserer Sicht keine grundlegenden verfassungsrechtlichen Bedenken. Man kénnte wohl,
da das mit der Verbindlichkeit offensichtlich strittig ist, tatséachlich auf den Vorschlag, den auch
Herr Prof. Schorkopf in seiner Stellungnahme macht, eingehen und § 25 des Thiringer

Verfassungsgerichtshofgesetzes auch noch entsprechend erganzen.
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Weil es jetzt schon in den Fragen meines Vorredners so viel aufgetaucht ist, will ich noch mal
kurz zwei Worte zu der Frage der Verbindlichkeit sagen: Also wir sehen kein Problem bei der
Verbindlichkeit dieses Verfahrens. Es ist einfach ein neues, auch innovatives Verfahren, das
damit eingeflhrt werden wirde, was es sonst nicht gibt. Es ist ungewothnlich — das ja —, aber

warum es nicht verbindlich sein sollte, leuchtet uns nicht ein.

Ich méchte nur als Beispiel nennen: Wenn es jetzt bei der letzten Ministerprasidentenwabhl
2020, als Bodo Ramelow gewahlt wurde, zu dieser Situation gekommen wére — dort ist ja
Ramelow gewahlt worden mit mehr Ja- als Neinstimmen, aber nur, weil sich viele enthalten
haben —, wenn es jetzt dort schon zum Schwur gekommen ware, dann ware mit relativ hoher
Wahrscheinlichkeit eine Klage eingereicht worden beim Verfassungsgerichtshof und wir hatten
die ganze Situation schon damals gehabt. Dann hatte der Verfassungsgerichtshof diese
strittige Auslegungsfrage entschieden und ich wiirde mich fragen, ob dann jetzt zum Zeitpunkt
auch noch jemand die Frage stellen wiirde: Durfen wir dann nicht noch mal klagen nach der
nachsten MP-Wahl|? — Naturlich kann man das, aber wenn der Verfassungsgerichtshof die
Fragestellung geklart hat — sei es in einem der bisher bestehenden Verfahren oder in dem
neuen Vorabentscheidungsverfahren —, dann ist die Frage eben als geklart zu betrachten.

Dennoch ist es natirlich so, dass jetzt auch mit Blick auf dieses Vorabentscheidungsverfahren
einige Bedenken geaul3ert wurden. Und auch, wenn wir sie nicht teilen, wirden wir sie nicht
leugnen, genauso, wie man bei dem Streit um die eigentliche Anlassfrage nicht einfach
leugnen kann, dass es auch eine Gegenauffassung gibt. Nattrlich wirde das dazu fihren,
dass jetzt auch mit Verabschiedung dieses Gesetzes wieder Streitigkeiten um die
Verfassungsmaligkeit dieses Gesetzes anstehen kdnnten. Auch das kann man naturlich
klaren, aber mit Blick auf den Zeithorizont misste man nattrlich auch noch bedenken, dass
gegebenenfalls auch erst mal die VerfassungsmaRigkeit dieses Gesetzes geklart werden
musste, sofern jemand das beantragt. Dennoch — sofern die Zeit noch vorhanden ist fiir den
Verfassungsgerichtshof zu entscheiden vor der nédchsten Wahl — halten wir es flr eine

sinnvolle Mdglichkeit, dieses Verfahren einzufiihren.

Sollte man sich aber im Landtag nicht darauf einigen kdnnen, dieses Verfahren einzufuhren,
mochte ich kurz noch eine Erganzung zur Stellungnahme machen: Es gabe namlich
moglicherweise noch eine weitere Mdglichkeit, wie man zu einer Entscheidung des
Verfassungsgerichtshofs kommen koénnte, ohne dass die konkrete Konstellation tatséchlich
mit den vorhin beschriebenen Folgen eintreten musste. Und zwar ware es auch denkbar, die
Geschéftsordnung des Landtags zu andern, die in § 47 eine dem Artikel 70 Abs. 3

gleichlautende Vorschrift enthalt. Wenn sich fur eine der beiden Auslegungsvarianten
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zumindest eine einfache Mehrheit finden lassen wirde — hier liegt natirlich die politische
Schwierigkeit —, konnte man diese in 847 der Geschéaftsordnung schreiben. Diese
Geschéftsordnungsanderung kénnte dann wohl im Rahmen einer abstrakten Normenkontrolle
zum Verfassungsgerichtshof eingereicht werden. Auch das ware eher ungewdhnlich, dass
eine abstrakte Normenkontrolle gegen eine Geschéaftsordnungsanderung eingereicht wird. Es
ist aber nach der einhelligen Meinung in der Literatur wohl durchaus mdoglich. Der
Verfassungsgerichtshof konnte dann auch unabhéangig von dem tatséchlichen Eintreten tUber
die Auslegungsfrage entscheiden, die sich ja auch im Rahmen der Geschaftsordnung stellt

und die der Verfassungsgerichtshof aber am MaRstab der Verfassung zu tberprifen hatte.

Ich danke Ihnen fur die Aufmerksamkeit und freue mich auf die Fragen.

Vors. Abg. Mdller:

Gibt es denn Fragen? Frau Martin-Gehl.

Abg. Dr. Martin-Gehl:

Ich werde mir die Kritik von Herrn Schard zu Herzen nehmen und vielleicht jetzt nicht so viele
Fragen stellen. Ich hatte zwei, aber sonst gebe ich auch erst mal in die Runde. Die eine: Ich
beginne gleich mal mit dem Kompromissvorschlag. Ich gehe auf Ihre schriftliche
Stellungnahme mal ein, da haben Sie einen Kompromissvorschlag gemacht und haben
vorgeschlagen, dass die Wahl des Ministerprasidenten in mehreren Stufen erfolgt, also Sie
wollen so ein Zwischenverfahren einfiihren, wo Neuwahlen mdglich waren. Aber am Ende
fallen Sie wieder auf die Regelung des Artikel 70 Abs. 3 Satz 3 zurlick. Wenn alles scheitert,
kommen Sie wieder zu der Regelung, die jetzt als unklar angesehen wird und als
anderungsbedurftig. Das ist fir mich ein Widerspruch: Warum dieses Zwischenverfahren,

wenn man am Ende dann doch dahin kommen kann?

Und die Frage, die sich gleich anschlief3t: Sie sagen, es ware ein enormer Ansehensverlust
fur Tharingen damit verbunden, wenn das Verfassungsgericht im Nachhinein angerufen
wuirde. Ware der Imageschaden nicht mindestens genauso grof3, wenn ich dieses Verfahren
durchlaufe, am Ende wieder dahinkomme, wo wir schon am Anfang waren, aber nur tber den
Umweg der versuchten Neuwahlen? Damit wéare doch im Grunde genommen ein grol3er

Imageschaden verbunden.
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Frau Talg:

Also wenn ich lhre Frage jetzt richtig verstehe, dann gehen Sie eben davon aus, dass eine der
beiden Auslegungsvarianten feststeht. Das hatte ich ja gesagt, dass wir das eben nicht so
sehen kénnen. Naturlich: Es gibt eine herrschende Meinung dazu, die auch ihre Argumente
hat — wie gesagt —, aber im Ausgangspunkt ist es nun mal umstritten, und das seit 2009, als
Christine Lieberknecht damals zum ersten Mal im dritten Wahlgang antreten musste. Es ist

bisher eben keine klarende Entscheidung gefunden worden.

Und der Kompromissvorschlag: Ja, der greift auch diese Auslegungsvariante auf, aber er greift
eben auch in einem friheren Schritt die andere Auslegungsvariante auf, dass namlich mehr
Ja- als Neinstimmen erforderlich sind. Diese Zwischenschaltung der Neuwahlen, die ja
theoretisch auch jetzt schon mdglich sind, aber eben mit einer Zweidrittelmehrheit, was
natirlich eine extrem hohe Hirde ist, ist einfach eine Alternative. Also diejenigen, die
sozusagen der Meinung sind, dass mehr Ja- als Neinstimmen nétig sind — dafir werden ja
verschiedene Argumente angefihrt, also insbesondere, dass man eben die Regierung
stabilisieren mdchte und der Ministerpréasident eben mdoglichst eine stabile Mehrheit im
Landtag auch hinter sich haben soll —, haben dann sozusagen die Wahl: Entweder sie
bestehen darauf, wenn niemand diese Mehrheit erreicht. Dann gibt es die Mdglichkeit,
Neuwahlen anzuordnen, dann kann man es noch mal versuchen. Oder was heifldt
,anzuordnen®, man musste natirlich darliber abstimmen. Oder wenn das dann scheitert, dann
lauft es eben doch darauf hinaus — diese herrschende Meinung in der Literatur —, dass weniger

Ja- als Neinstimmen auch ausreichend sind.

Abg. Dr. Martin-Gehl:

Also ich habe diese Schritte schon verstanden — Sie haben sie ja noch mal erlautert —, aber,
wie gesagt, der letzte Schritt ware dann — und das schreiben Sie ja — Es kommt dann im
letzten Schritt, wenn alles scheitert — die Neuwahlabstimmungen scheitern —, nur auf die
Jastimmen an — also diese Auslegungsvariante 1 — Sie haben es eben auch noch mal betont.
Sie fallen im Prinzip wieder zuriick auf das, was ohnehin schon besteht, aber nur Giber diesen
Umweg. Und das erschlief3t sich nicht, weshalb das sinnvoller sein sollte, als wenn man es
jetzt dabei belasst. Da mussten Sie ja auch insofern noch eine Regelungsnotwendigkeit — eine

Auslegungsnotwendigkeit — sehen. Das erschliel3t sich mir nicht.
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Frau Talg:

Es ist — wie gesagt — ein Kompromissvorschlag, also die Idee ist, dass beide
Auslegungsvarianten, auf die man sich ja aktuell nicht einigen kann — auf eine der beiden —,

zusammengefihrt werden.

Abg. Dr. Martin-Gehl:

Auch das habe ich verstanden, aber ich verstehe den Mehrwert nicht.

Frau Talg:

Dass vielleicht eine Einigung mdglich ist, das ist der Mehrwert.

Abg. Dr. Martin-Gehl:

Okay, gut. Ich nehme das jetzt mal so hin. Darf ich noch eine Frage stellen, Herr Schard, ist
das okay? — Gut.

Vielleicht noch mal ganz allgemein: Sie haben in der schriftlichen Stellungnahme ausgefiihrt,
dass bewusst dieses Szenario, dass nur ein Kandidat mit weniger Ja- als Neinstimmen gewahlt
wird, in der Vergangenheit bewusst vermieden worden ist. Sie haben da auch Beispiele
angefuhrt und haben ausgefiihrt, dass sich die Fraktionen ihrer Verantwortung insoweit
bewusst sein missen und bewusst waren bisher, dass dieses Szenario nicht eintrat. Wie
kommen Sie jetzt darauf, dass sich kiinftig die Fraktionen dieser Verantwortung nicht bewusst

sein kdnnten?

Frau Talg:

Erstens: Ja, das steht in der Stellungnahme so und ich gehe auch davon aus, dass das so ist.
Aber das ist nur das, was wir in diese Vorgange hineininterpretieren, dass das nicht der Fall
ist. Erstens kann ich noch mal sagen: Das Thuringenprojekt untersucht eben, wie autoritar-
populistische Parteien agieren und wie autoritar-populistische Strategien funktionieren. Die
sind eben auch im Thuringer Landtag vorhanden. Da muss man eben davon ausgehen, dass
da nicht die staatspolitische Verantwortung im Vordergrund steht. Ansonsten wirde ich die

Frage, glaube ich, eher zurlickgeben. Warum man sich jetzt dieser Verantwortung entziehen
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wuirde, wisste ich natirlich auch nicht. Aber das liegt bei Ihnen hier im Landtag oder dann bei

dem neu gewahlten Landtag.

Abg. Dr. Martin-Gehl:

Und vielleicht noch was: Es geht noch mal um die Anrufung des Verfassungsgerichtshofs im
Nachhinein, nach einer solcher Wahl, die strittig sein kbnnte. Sie schreiben hier, dass das
grundséatzlich ein normaler Vorgang ist, weil eben der Verfassungsgerichtshof dafiir da ist,
Meinungsverschiedenheiten zur Auslegung der Verfassung zu entscheiden. Da stimme ich
Ihnen voll zu. An anderer Stelle sagen Sie aber, es ist unbedingt zu vermeiden, nach erfolgter
Wahl den Verfassungsgerichtshof anzurufen. Also einen normalen Vorgang lehnen Sie ab. Da
wirde ich noch mal lhre Meinung horen, weshalb? Weshalb? Das ist ein ganz normaler
Vorgang.

Frau Talg:

Ja, es ist ein normaler Vorgang, dass der Verfassungsgerichtshof uber
Auslegungsunsicherheiten in der Verfassung im Nachhinein entscheiden muss. Und es ist nun
mal so, dass bei der Ministerprasidentenwahl eben ein sehr essenzieller Vorgang in Rede
steht und dass die Unsicherheit in diesem Fall bis zu einer Entscheidung des Gerichtshofs
einfach massive Turbulenzen auslésen wird. Und Sie haben hier in Thiringen auch
Erfahrungen damit, wie eine Ministerprasidentenwahl durchaus durch die Medien gehen kann.
Ich denke nicht, dass das Thiringen damals im Ansehen gehoben hat, diese ganzen Vorgénge
rund um die Ministerprasidentenwahl. Allein daran sehen Sie schon, wie wichtig dieser

Vorgang ist, auch wenn es jetzt in dem Fall 2020 nichts mit dieser Konstellation zu tun hatte.

Abg. Dr. Martin-Gehl:

Danke schon.

Vors. Abg. Mdller:

Jetzt muss ich mal fragen: Herr Schard, hatten Sie sich gemeldet? Nein. Dann habe ich jetzt

Frau Marx.
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Abg. Marx:

Ich habe sehr hohen Respekt vor Ihrer Arbeit und auch vor Threm Anspruch, aber ich méchte
das Schreckensszenario, das Sie hier malen, jetzt doch noch mal hier im allgemeinen
politischen Interesse etwas einhegen. Die Wahl von Herrn Kemmerich hat ja darauf beruht,
dass eine Mehrheitsentscheidung unter merkwirdigen Umstanden zustande gekommen ist.
Daran wirden wir mit unseren Regeln, die wir hier heil3 und innig diskutieren, gar nichts

geandert haben.

Das Zweite ist, personlich hatte ich mir auch eine Klarstellung in der Verfassung gut vorstellen
konnen. Die haben wir jetzt nicht, aber deswegen wird Thiringen also erst mal nicht
untergehen, also auch nicht ohne dieses Vorpriifungsgesetz, sage ich jetzt mal. Es ist nach
wie vor die Ratio der Verfassungsvéter und -mutter gewesen, 1994, dass wir hier eben keine
destruktiven Mehrheiten wollen und dass wir einen Landtag haben, wo es zu dieser Situation
eigentlich gar nicht erst kommen soll. Das obliegt der Verantwortung der Parteien. Daran
andert jetzt auch die neue Zusammensetzung oder auch drohende Wahlergebnisse eigentlich
aus meiner Sicht relativ wenig, denn entweder haben sie dann die Mehrheit, dann haben sie
die Mehrheit, und wenn sie die nicht haben, dann liegt es an uns, als dann durch
Gegenkandidaturen dieses Ergebnis zu verhindern. Deswegen — bei aller Liebe zum
Verfassungsblog, aber das musste ich an dieser Stelle hier mal loswerden. Die Welt geht nicht
unter, wenn das jetzt nicht kommt, und auch nicht, wenn wir in der Geschéaftsordnung was
festlegen. Das war jetzt keine richtige Frage und vielleicht auch ein bisschen unfair, aber
verstehen Sie bitte — flr das Wortprotokoll, was hier angefertigt wird —, dass wir uns hier jetzt
nicht in einem Verfassungsnotstand oder einem klassischen Regelungsnotstand befinden.
Das ist, glaube ich, ganz wichtig. Naturlich priifen wir hier alle ernsthaft, und das ist auch der
CDU zuzugeben mit ihrem Gesetzentwurf, ob es unterhalb der Verfassungsanderung, fur die
wir die zwei Drittel nicht gefunden haben, weil wir auch untereinander uneins waren — auch
alles richtig —, ob man da unterverfassungsrechtliche Regelungen finden kdnnte. Aber am

Ende entscheiden Demokraten dartiber, ob man so etwas tberhaupt braucht.

Frau Talg:

Darf ich was dazu sagen?
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Vors. Abg. Méller:

Ja.

Frau Talg:

Dazu noch mal: Es geht uns auch gar nicht darum, jetzt hier irgendwie die
Schreckensszenarien an die Wand zu malen. Wenn es dazu kommt im Nachhinein, dann
kommt es dazu, und dann wird es halt einfach unschon, aber das heifl3t nicht, dass die Welt
untergeht oder auch nicht, dass Thiringen untergeht. Es ist nur einfach aus unserer Sicht so
— und ich glaube, ich habe dargelegt, warum —, dass es besser ware und weniger schadlich,
wenn man es im Vorhinein klaren konnte. Genauso ist es auch bei vielen anderen, wir haben
ja verschiedene Vorschlage gemacht, dass die vor allem zum Ziel haben, dass institutionelle
Setting moéglichst resilient auszugestalten und, was man hat, hat man, und was man nicht hat,
hat man nicht. Also das vielleicht noch mal als Erganzung dazu. Dennoch wére es einfach aus
unserer Sicht sehr sinnvoll, diese Frage vorher zu klaren. Auch die anderen Vorschlage, die
wir gemacht haben, gehen in diese Richtung.

Abg. Marx:

Ich wollte auch Ihren guten Willen wirklich Uberhaupt nicht infrage stellen. Da ware ich jetzt

falsch verstanden worden.

Vors. Abg. Méller:

Herr Blechschmidt. Sie hatten sich gemeldet, oder, Herr Blechschmidt? Ja.

Abg. Blechschmidt:

Danke. Ich wollte nur eine historische Klarstellung vornehmen. Sie sprachen von 2009, dass
es das erste Mal zum Problem geworden ist dieser dritte Wahlgang. Ich habe 2009 — ich weif3
nicht, auf welcher Seite — hier gesessen und dort ist Folgendes passiert: Es hat eine Koalition
gegeben, die eine eindeutige Mehrheit hatte. Und in der Wahl hat die Koalition nicht hinter
Ministerprasidentin Lieberknecht gestanden. Erst im dritten Wahlgang, als sich der
Fraktionsvorsitzende der Linken, Bodo Ramelow, zur Wahl gestellt hat, weil genau das ja

dieser Inhalt ist bei zwei Personen, sind die Mehrheiten entstanden.
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Frau Talg:

Das schreibe ich auch in der Stellungnahme.

Abg. Blechschmidt:

Ich will ausdriicklich Ihre Position hervorheben. Hier geht es um Handeln von demokratischen
Teilhabern, die hier drinsitzen, und die muissen sich verstandigen, wie sie im Grunde

genommen auch bei der MP-Wabhl, nicht nur bei Sachfragen, zu Mehrheiten kommen wollen.

Vors. Abg. Mdller:

Herr Schard. Oder wollten Sie etwas dazu sagen?

Frau Talg:

Nein.

Abg. Schard:

Ich wollte auch weniger eine Frage stellen, als den Fokus noch mal auf das lenken, worum es
eigentlich in dieser Befragung geht. Es geht ja nicht um die direkte Auslegung des Artikel 70
Abs. 3, die nach wie vor umstritten ist, vielleicht mit einer Mehrheitsmeinung, mit einer wenigen
Mehrheitsmeinung. Es geht darum, ein Verfahren an dieser Stelle zu implementieren, um
eventuell diese unsichere Rechtslage sicherer zu machen. Darauf sollten vielleicht auch die
Fragen ein bisschen mehr bezogen sein, als die Diskussion zu wiederholen, die wir im
Verfassungsausschuss schon hoch und runter diskutiert haben, im Ubrigen auch schon zu
Beginn der Legislaturperiode im Justizausschuss, als es um die Auslegung der
Geschéftsordnung in dieser Frage ging. Insofern immer noch mal der Fokus auf dieses
Verfahren und ob dieses Verfahren am Ende nicht nur zuldssig ist, sondern aus meiner Sicht

sogar notwendig ist. Das ist der Inhalt des heutigen Tages aus meiner Sicht.
Vors. Abg. Mdller:
Ja, Herr Schard, das nehme ich gern zur Kenntnis. Aber — das sage ich auch ganz klipp und

klar — als Vorsitzender nehme ich hier keine Inhaltskontrolle fir die Statements in Fragen der

Abgeordneten vor. Das heif3t, die Abgeordneten sind letztlich Herren dessen, was sie fragen,
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und das bleibt auch so. Gibt es weitere Fragen? Das sehe ich nicht. Dann danke schon fir Thr
Statement. Mochte jetzt Herr Steinbeis vom Verfassungsblog noch zusatzlich Stellung

nehmen?

Herr Steinbeis:

Wenn es jetzt noch Fragen an mich personlich gibt.

Vors. Abg. Moéller:

Gibt es welche? Das sehe ich nicht. Dann danke schon fur das Angebot.

Dann kommen wir nun zu Herrn Prof. Schorkopf von der Universitat Gottingen. Bitte schon,
Herr Schorkopf.

Prof. Dr. Schorkopf:

Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, es ist vieles schon gesagt,
die Zeit ist vorangeschritten. Sie haben meine Stellungnahme, die ja ausfuhrlich ist, vorliegen.
Vielleicht aber doch ein Punkt, der noch nicht zur Sprache gekommen ist, mit einer
Schlussfolgerung daraus, bevor ich gern lhre Fragen beantworte. Sie haben das doch
eigentlich auch noch in einer ganz anderen Hinsicht alles in der Hand, denn Sie haben in lhrer
Geschéftsordnung, wenn ich das richtig sehe, in den 88 121 und 122 ein Verfahren etabliert,
mit dem Sie lhre Geschéftsordnung verbindlich auslegen kénnen. Und da die
Geschéftsordnung in Bezug auf vor allem den Artikel 70, um den es nun die ganze Zeit hier
geht, wortgleich ebenfalls in Ihrer Geschaftsordnung enthalten ist, § 47, kdnnten Sie mit einer
einfachen Mehrheit nach § 122 Geschaftsordnung des Landtags — ich hoffe, ich liege nicht
falsch in der Interpretation — eine verbindliche Auslegung herbeifiihren, wie eigentlich der § 47
Geschaftsordnung, der dem Artikel 70 Abs. 3 entspricht der Thiringer Verfassung, zu
handhaben ist. Das wissen Sie naturlich, aber Sie haben es nicht getan. Es gibt offensichtlich
keine Mehrheit unter Ihnen, was sich auch hier in Ihren Fragen und in den Gespréchen bislang,
die ich verfolgt habe, andeutet, dass das so gewollt ist, dass der Artikel 70 Abs. 3 eben
momentan so gehandhabt wird, wie er jetzt gehandhabt wird mit der Auslegung. Das heif3t,
die Frage ist doch jetzt eigentlich nur, es gibt jetzt diese Unsicherheit Giber die Frage: Was soll
man tun, wenn jetzt der Landtag eben nicht reagiert? Nach meinem Wissen gibt es so eine
Auslegungsentscheidung bislang nicht. Und jetzt kommt dieser Vorschlag des 8§ 52b, fur das

Landesverfassungsgericht mit einem neuen Verfahren, das man, glaube ich, einfihren kann —
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das habe ich dargelegt —, was im Grunde genommen dieses Schweigen des Landtags, weil
eine Mehrheit nichts andern wiirde, Gberwinden kdnnte, weil eine Minderheit von einem Fiinftel
der Mitglieder dieses Hohen Hauses das Verfahren anstof3en kénnte, um den Gerichtshof
dazu zu bringen, diese Rechtsfrage letztendlich verbindlich zu entscheiden. Das kann man
wollen oder das kann man nicht wollen. Die Frage ist — ich glaube, ich habe mich dafur
starkgemacht hier, ich bin gefragt worden, ich habe das keine Stakes in dieser Frage, ich bin
hier als Verfassungsprozessrechtler und Staatsrechtler gefragt worden zu dieser Frage und
als Burger, der aus dem nahegelegenen Niedersachsen, in Géttingen, Thlringen beobachtet
mit familiaren Verbindungen nach Thiringen. Wenn man das Ganze jetzt so beobachtet, dann
glaube ich, das war die Frage mit dem Mehrwert: Was ist der Mehrwert dieses Verfahrens?
Ich greife das mal auf. Der Mehrwert ist im Grunde genommen ein staatspolitisches Interesse
an der ganzen Sache. Ich verstehe, dass Sie als Abgeordnete und Politiker nattrlich immer
die konkreten Falle und Prognosen und dergleichen im Blick haben. Das spricht tGibrigens sehr
stark dagegen, zu warten bis nach der Wahl, denn dann geht es nur noch um einen ganz
konkreten Fall. Jetzt ist ja noch Unsicherheit im System und niemand weil3 so richtig, wie es
aussieht. Es gibt noch sehr viel Unsicherheit, auch viele Varianten. Aber das staatspolitische
Interesse sollte sein, die Wahl der Regierung und der Artikel 50, der ja auch im
Anwendungsbereich dieser Norm ist, die Wahl dieses Hauses, also die beiden zentralen
staatspolitischen Entscheidungen, wie legitimierte Hoheitsgewalt zustande kommt in einer
parlamentarischen Demokratie, moéglichst auf3er Streit zu stellen. Natdrlich, sollte es zu einem
Streit kommen, nachtraglicher Rechtsschutz ist ja jetzt schon méglich und wird auch weiterhin
mdoglich sein, das haben wir gehort, das wissen Sie auch. Wir haben gehért, zwei Monate,
vielleicht sind es aber auch vier, das weil3 man nicht so genau. Die Frage ist: Was passiert in
so einem Interregnum in seiner Zwischenzeit, wenn die Regierung als zentraler Ort, der auch
Verwaltung ist — natlrlich die Spitze der Verwaltung ist, die Regierung ist ja nicht nur
Staatsleitung, sie ist auch oberste Dienstbehérde. Denken Sie an das Innenministerium,
denken Sie an die Polizei, die ganzen Entscheidungen, die politischen Beamten usw., die
dahinterstehen. Wenn da jetzt in diesem Zeitraum Unsicherheit ist, und das ist fir mich dieses
Szenario, was ich bilde, da sollte man mdglichst nicht — man kann sich Uber vieles streiten,
aber bei dieser konstitutiven Frage, die sozusagen der Flaschenhals ist, das Harchen, das den
Willen des Volkes mit dem Organ der reprasentativen Demokratie verbindet, da sollte es
moglichst nicht zum Streit kommen, und da sollte mdglichst alles klar sein. Man sollte alles
tun, egal, wer am Ende oben oder unten ist, Mehrheit, Minderheit hat, dass es da nicht zu
Problemen kommt, weil das die Mdglichkeit ist, hineinzustof3en — es geht gar nicht um die
Regierung. Denken Sie mal an die Verwaltung, denken Sie mal an die Auflosung von
Versammlungen, Protesten. Da kann man sich viele Szenarien vorstellen — das sollte nicht

delegitimiert werden. Deshalb ist aus meiner Sicht das Verfahren des § 52b eine Innovation —
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das gibt es bislang so noch nicht, das ist auch nicht vergleichbar mit den anderen Dingen —
eine ziemliche smarte Idee, muss ich sagen. Die Probleme, die man dabei sehen kénnte — ich
will auf Einzelheiten noch eingehen —, die sind handhabbar, vor allem Uber dieses objektive
Klarungsinteresse. Man muss dem Staatsgerichtshof vertrauen, dem Verfassungsgerichtshof
vertrauen, dass er das ordentlich handhabt, aber das ist eine Stellschraube, auch Missbrauche
in den Griff zu bekommen. Das Hauptproblem, was noch gar nicht angesprochen worden ist,
dass eigentlich Sie ja hier die Erstinterpreten der Verfassung sind, also es geht um ein
gewaltenteilendes Argument. Der Verfassungsgerichtshof hat nur das letzte Wort. Sie sind
zunachst mal die Ausleger und Anwender der Thiringer Verfassung, gerade des Artikels 70.
Das sollte eigentlich auch so bleiben. Ich finde das Argument, der § 52b nehme lhnen das gar
nicht weg, denn Sie haben sich ja den § 122 Geschéftsordnung gegeben und wéren sofort in
der Lage, eine verbindliche Auslegung sogar mit einfacher Mehrheit zu machen, Sie brauchen
da keine Zweidrittelmehrheit, mit einfacher Mehrheit geht das Ganze zu machen. Nur die Frage
ist eben, und dann komme ich wieder zum Anfang meines Statements, wenn das eben nicht
geschieht und es ist ein Schweigen da, ist eben die Frage, soll es dabei bleiben und wir
schauen mal nach der nachsten Wahl, wie es ist, oder wollen wir Verfassungsrechtssicherheit,
und dafir steht der 8 52b. Ich danke fur die Einladung und die Gelegenheit, hier Stellung

nehmen zu dirfen.

Vors. Abg. Moéller:

Gibt es Fragen? Herr Schard, bitte.

Abg. Schard:

Herr Prof. Schorkopf, ich danke Ihnen in zweierlei Hinsicht, erstens fir lhre umfangreiche
Stellungnahme und heute auch noch mal lhr Statement und die Bereitschaft, hier fir Fragen
zur Verfligung zu stehen. Ich will ein Stiick weit nur noch mal darauf zuriickkommen, was Sie
vorgeschlagen haben. Ich habe es vorhin schon mal gesagt, dieser 8§ 122 der
Geschéftsordnung hat ja schon mal zu Beginn eine Rolle gespielt. Das ist hier kein Verfahren,
was ganzlich unbekannt oder noch nicht zur Anwendung gekommen ist, sondern die Frage
war durchaus schon mal im Justizausschuss. Die Frage, die sich fur mich jedoch da aufdréangt,
zumindest aus meiner Sicht gibt es hier doch vielleicht immer noch ein bestehendes Interesse
und auch einen wirklich spirbaren Unterschied, ob der Landtag diese Frage fir sich selbst
beantwortet oder, ich will mal sagen, ein Statement bekommt von einem Institut, von einer
Institution, die am Ende fur die Letztentscheidung zusténdig wére. Das sind aus meiner Sicht

doch noch mal qualitative Unterschiede. Ich will es nur noch mal mit einstreuen, weil ich
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glaube, der verbindlichere Charakter wiirde auch zu mehr Akzeptanz an dieser Stelle fihren,
weil es einen objektiveren, nicht nur Anschein, sondern auch eine objektivere Entscheidung

aus meiner Sicht ware, als von denjenigen, die hier im Hause sitzen.

Prof. Dr. Schorkopf:

Das ist sicher so. Aber wissen Sie, das sind auch Wertungsfragen, dazu kann ich im Grunde
genommen als Wissenschaftler und Jurist nichts sagen. Das kann man maglicherweise auch
anders werten und kann eben die Mehrheit betonen und sagen, wir haben aber mit 50 plus 1
eine Auslegungsentscheidung getroffen. Der § 52b wirde es eben ermdglichen, auch einer
qualifizierten Minderheit das eben noch mal herauszufordern, es wirklich verbindlich klaren zu
lassen. Dann kommt man immer wieder zu der Frage, die jetzt bei der letzten Runde gerade
ein Thema war, wie sieht man jetzt diese Szenarien, die da diskutiert werden, und fir wie
wahrscheinlich halt man das und wie stark schétzt man es ein, es aushalten zu kdnnen in
dieser Zeit. Keine Frage, wenn der Verfassungsgerichtshof diese Frage am Wickel hatte und
wirde das entscheiden — und fir mich besteht kein Zweifel, dass das eine Entscheidung ist
mit Bindungswirkung, das kann man héchstens noch mal klarstellen, aber es ist eigentlich jetzt
schon so —, dann ist das eben erst mal fix. Das hangt dann alles von der Akzeptanz, die ja,
wenn ich das sehe, richtig hoch ist, eines Landesverfassungsgerichts ab, das eben solche
Fragen aul3er Streit stellt und letztendlich den Konsens herstellt, der zwischen den politischen
Akteuren in dieser Arena da sein soll. Das ist so. Das hat eine andere Qualitat. Das ist keine
Frage. Das andere ist eine vorgelagerte Frage. Aber immerhin, das Haus ist der Erstinterpret
dieser Fragen und kénnte eben sagen, wir haben mit Mehrheit das so entschieden. Und wenn
eine andere Mehrheit da ist, entscheiden wir es vielleicht wieder anders. Und so kommt es
zustande, es ist volatiler. Es wurde ja mit Herrn von der Weiden viel diskutiert, was ist, wenn
sich das alles andert. Wenn sich hier die Mehrheit andert nach der nachsten Wahl und 50 plus
1 hat einen anderen Inhalt, dann ist es gar keine Frage, dass man § 122 wieder aktiviert und
es anders auslegt. Dann entstehen eben diese Probleme, weil natirlich fur Leute, die von
aul3en zuschauen, Birger, alle anderen, offensichtlich es etwas Beliebiges ist, mittelbar die
Verfassung mal so, mal so auszulegen, je nachdem, wie die Mehrheit gerade ist. Das ist gar
nicht so sehr juristisch, sondern das was auch mit Akzeptanz zu tun. Das sollte nicht sein.
Insofern spricht viel dafir. Deshalb bin ich auch dafir, diese zentrale Frage — das habe ich

erlautert: der Flaschenhals — wirklich auRer Streit zu stellen.

Vors. Abg. Mdller:

Frau Martin-Genhl, bitte.
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Abg. Dr. Martin-Gehl:

Jetzt warte ich mal ab, bis alle durch sind. Vielen Dank fir Ihre ausfihrlichen schriftlichen
Ausfihrungen. Sie haben ja zu den meisten Fragen, die wir hier diskutiert haben, ausfuhrlich
Stellung genommen, sodass sich da viele Fragen eribrigen. Ich héatte noch eine Nachfrage:
Und zwar kommen Sie ja zu dem Ergebnis, dass Sie keine verfassungsrechtlichen Bedenken
gegen den Gesetzentwurf insgesamt sehen, das ist Ihr Fazit. Es wird Sie nicht wundern, es
gibt andere Auffassungen dazu. Wir haben auch schriftliche Stellungnahmen von Angehorten,
die heute leider nicht da sind. Da gibt es zum Beispiel eine Stellungnahme von Prof. Schwarz,
der sich besonders mit dem Grundsatz der Gewaltenteilung auseinandersetzt. Das ist auch

meine Frage, die ich dahingehend stellen will.

Ich will vielleicht mal ganz kurz die Pramissen, von denen Prof. Schwarz ausgeht, darstellen.
Grundgedanke der Rechtsprechung — das wissen wir alle — ist, abgeschlossene
Entscheidungen von anderen Staatsgewalten nachtraglich zu tberprifen — also Grundsatz:
keine Kontrolle im Vorfeld, von bestimmten Verfahren mal abgesehen, wie die préaventive
Normenkontrolle beispielsweise. Das heil3t, er geht auch davon aus — die Auffassung vertrete
ich auch —, dass es keine unzulassige Einflussnahme auf das politische Geschehen durch die
Gerichte geben darf. Er fordert deshalb Zurtickhaltung, bis die Willensbildung in den anderen
Staatsgewalten abgeschlossen ist. Und erst wenn diese Willensbildung abgeschlossen ist, ist
unter dem Gesichtspunkt der Gewaltenteilung eine nachtragliche verfassungsrechtliche
Kontrolle moglich. Das sind alles Dinge, die wir ja wissen, ich will sie nur noch mal hier

darstellen.

Wie sehen Sie denn vor diesem Hintergrund den vorliegenden Gesetzentwurf, insbesondere
dieses Vorabklarungsverfahren vor diesem Gesichtspunkt der Gewaltenteilung und der

mdoglichen unzulassigen Einflussnahme in politische Willensbildungsprozesse?

Prof. Dr. Schorkopf:

Herr Schwarz hatte einen Punkt, den ich auch machen will. Das war der letzte Aspekt, Giber
den ich sprach bei meinem Statement mit dieser Erstbeurteilung. Ich habe das Erst- und
Zweitbeurteilung genannt. Gerichte — das wissen Sie als ehemalige Richterin, ich horte, dass
Sie das waren — sind an sich immer Organe, die erst mit abgeschlossenen Dingen im
Nachhinein etwas tun, selten voraus. Wobei das ja auch nur bedingt stimmt; wenn Sie an die
Eilverfahren denken, mischen Gerichte im Hier und Jetzt nattrlich auch mit, das wissen Sie

auch alles. Aber das meine ich und das sehe ich auch als Problem, zu dem man eine Antwort
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haben muss. Nur meine Antwort ware klar: Wenn es diese Frage der Unsicherheit der
Auslegung des Artikels 70 Abs. 3 so gibt und man kommt zu dem Schluss, dass das eine
Unsicherheit ist, mit der wir nicht leben wollen — ich sage jetzt —, weil es eben so eine zentrale
Entscheidung ist, und das ist offensichtlich auch das Motiv hier derjenigen, die den Antrag
eingebracht haben, das kann man anders sehen. Aber wenn wir das jetzt mal so fix setzen,
dann hat der Landtag die Mdéglichkeit der Erstinterpretation, zum Beispiel Uber § 122. Aber der
§ 122, auch wenn er diskutiert worden ist, ist ja auch nicht von einer Mehrheit aktiviert worden,
diese Auslegung, die jetzt Ihre Bankreihe préferiert — ich habe zugehdért und ahne sozusagen,
welche Auslegung das davon ist —, jetzt auch zu sagen: So machen wir das. Sondern es bleibt
bei dieser Schwebelage der verschiedenen Auslegungssituationen, sodass die Staatspraxis
da ist, aber eben nicht vollig klar ist, welche Regel am Tag der Ministerpréasidentenwahl im
dritten Wahlgang gelten wird. Das ist kurz zusammengefasst die Lage.

Das heil3t, wenn der Landtag die Mdglichkeit der Erstinterpretation hat — und das hat er in
diesem Fall hier in diesem Zusammenhang, und zwar auch schon vorab, er muss gar nicht
warten bis zu diesem Zeitpunkt der Wahl — und sie nicht wahrnimmt, dann kann durchaus ein
Verfassungsgericht in diese Funktion einspringen, wenn es ein entsprechendes Verfahren
dafirr gibt. Ich glaube, das meint Herr Schwarz auch nicht. Es gibt keine Typusregel, dass
Gerichte immer nur nachtréglich — und gerade verfassungsgerichtlich — Zweitinterpret sein
dirfen, deshalb diskutieren wir auch dartiber. Man muss viele Seiten aufschreiben und das
ganze Verfahren verorten. Es ist — denke ich — schon eine Innovation auch prozessual, aber
die ist durchaus zulassig und wird auch durchaus von Artikel 80 Abs. 2 abgedeckt. So wirde
ich das sehen. Er hat recht: Das ist ein Gewaltenteilungsthema — deshalb habe ich das hier
auch gerade noch mal aufgebracht, weil das bislang gar keine Rolle so richtig gespielt hat —,

aber das ist Uberwindbar und — ich glaube auch — gut rechtfertigbar in diesem Kontext.

Abg. Dr. Martin-Gehl:

Danke schon.

Stellv. Vors. Abg. Marx:

Gibt es weitere Fragen an Herrn Prof. Schorkopf? Das kann ich nicht erkennen, dann

herzlichen Dank fiir Ihre Ausfihrungen und die Fragenbeantwortung.
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Dann hatten wir als nachste Anzuhérende Frau Prof. Dr. Leisner-Egensperger. Herzlich
willkommen. Dann bitte ich auch Sie, uns noch mal ein Exzerpt lhrer Stellungnahme

zukommen zu lassen.

Prof. Dr. Leisner-Egensperger:

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, sehr geehrte Damen und Herren, das Vierte
Gesetz zur Anderung des Thiringer Verfassungsgerichtshofsgesetzes sollte meines
Erachtens nicht umgesetzt werden, denn die dort vorgesehene Erweiterung der
Zustandigkeiten des Verfassungsgerichtshofs ist nicht vereinbar mit der Thiringer Verfassung.
Die Thuringer Verfassung zahlt in Artikel 80 Abs. 1 verschiedene Verfahrensarten auf. Sie
enthalt in ihrem Absatz 2 die Formulierung: Dem Verfassungsgerichtshof kénnen durch
Gesetz weitere Angelegenheiten zur Entscheidung zugewiesen werden. Und jetzt soll unter
diese Worte ,zur Entscheidung“ eben dieses Vorabklarungsverfahren subsumiert werden.
Entscheidung ist aber nach herkdmmlicher juristischer Terminologie — und das sehe ich anders
als Herr von der Weiden — die Anwendung einer Rechtsnorm auf einen konkreten Sachverhalt
mit  einem bestimmten Ergebnis. Darauf  basiert  grundsétzlich unsere
Verfassungsrechtsprechung. Die Rechtsverhaltnislehre wirde ich in diesem Zusammenhang
nicht mit aufnehmen, sondern es geht einfach um einen ganz konkreten, auch historischen
Sachverhalt, der dann eben von Richterinnen und Richtern in einer bestimmten politischen

Situation beurteilt wird.

Damit geht es auch einher, dass es eben im deutschen Rechtskreis keine Prajudizienbindung
gibt, weil eben immer nur in einer ganz konkreten Situation eine Entscheidung gefallt wird. Vor
diesem Hintergrund haben die Vater und Miutter des Grundgesetzes, die sich Ubrigens mit
dieser Frage sehr ausfuhrlich beschaftigt hatten im Parlamentarischen Rat, auf der Grundlage
von entsprechenden Entwirfen im Herrenchiemseer Verfassungskonvent auch mit guten
Argumenten dann in den Artikel 93 Abs. 3 eine Formulierung aufgenommen, die es nach wie
vor gibt: Das Bundesverfassungsgericht wird in den ihm sonst durch Gesetz zugewiesenen

Fallen tatig. Es steht dort: ,wird tatig“ und das heil3t eben nicht, es entscheidet.

Sehr viele Verfassungsrechtler, Verfassungsinterpreten — auch solche, die sich ihr Leben lang
mit Verfassungsgerichtsbarkeit befasst haben, wie beispielsweise Christian Pestalozza, der
das Standardwerk zum Verfassungsprozessrecht geschrieben hat — nehmen dies auch ernst
und sagen, ja, jetzt kdnnte wieder vom Bundesverfassungsgericht ein Gutachterverfahren
eingefiihrt werden. Aber Umkehrschluss: In Thiringen, wo man eben keine solch offene

Formulierung gewahlt hat, geht es meines Erachtens nicht. Und dieser — meiner vielleicht
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engen — Interpretation kdonnte man vorwerfen, dass es formalistisch, eng ist, passt nicht in das,
was man jetzt irgendwie brauchte: vollstandige Klarheit. Aber immerhin ist es so, dass es ja
dieses Gutachterverfahren auch in anderen Landern gegeben hat, namlich in Bayern, in
Hessen und in Niedersachsen. Und da ist es bislang in diesen drei Landern dann auch wieder
abgeschafft worden, und zwar Uberall. Ich habe mir da jeweils die Diskussion angesehen und
Uberall hiel3 es dann eben auch: Ja, wir haben keine verfassungsrechtliche Grundlage. Damit

war das schon ein ganz entscheidendes Argument.

Das einzige Land — das wurde schon aufgefiihrt—, das bislang noch ein solches
Interpretationsverfahren hat und damit offensichtlich ganz gut féahrt — wir haben ja die
Stellungnahme des Prasidenten des Bremischen Staatsgerichtshofs gesehen —, ist Bremen.
In Bremen gibt es die verfassungsrechtliche Grundlage dafur und dementsprechend ist dort
auch einigermal3en klar — wobei ich es ehrlich gesagt der Kommentarliteratur nicht so eindeutig
entnommen habe, wie der Prasident das in seiner Stellungnahme formuliert hat —, dass es ein
Interpretationsverfahren gibt und dass die Entscheidungen dort auch Bindungswirkung haben
konnen. Wenn Sie das nachlesen im Kommentar: Der Kollege Rinken sieht darin ein Problem
bzw. er sagt, so klar sei diese Bindungswirkung nicht, aber es funktioniert in der Praxis, das
ist ja haufig das Entscheidende.

Jetzt ist das zunachst mal fir mich als Juristin ein durchaus beachtliches Argument: der
Wortlaut der Thiringer Verfassung. Deswegen — so hatte ich es auch in meiner Stellungnahme
formuliert —: Man kdnnte das einfiihren, wenn es denn gelingt, die entsprechenden Mehrheiten
fur eine Verfassungsanderung zu finden, die man aber auch zu Artikel 70 ja nicht gefunden

hat und da nattrlich auch nicht finden wird.

Im Prozessrecht gilt Formenstrenge — auch da sehe ich das doch etwas anders, als Herr von
der Weiden das formuliert hat—, es gibt bestimmte Verfahrensarten mit bestimmten
Voraussetzungen, Uber die wir uns ja schon unterhalten haben. Es gibt das
Organstreitverfahren, das Antragsbefugnis voraussetzt. Ich habe erst gerade einen Stol3 von
Examensklausuren korrigiert und habe es als ganz schlimm angestrichen, wenn jemand die

Antragsbefugnis vergessen hat.

Jetzt habe ich gehort, vielleicht — das weil3 man nicht — soll ein neues Verfahren eingefuhrt
werden, weil eben ein objektives Klarungsinteresse gegeben sein muss. Dass es aber
trotzdem ein vorgeogenes Organstreitverfahren sein soll, finde ich erst mal erstaunlich, aber

vielleicht ist das eine interessante Konstruktion, man kdnnte das als innovatives Hybrid
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zwischen Organstreitverfahren und Normenkontrollverfahren einordnen, aber zunachst mal ist

es auffallig ungewoéhnlich.

Dann stellt sich eben die Frage, ob man gerade in der jetzigen politisch instabilen Situation
nicht geradezu gezwungen ist, die Verfassung beim Wort zu nehmen. Denn wenn jetzt kurz
vor der Landtagswahl neue Verfahrensarten eingefiihrt werden — mit einfacher Mehrheit, weil
man eben nicht die Zweidrittelmehrheit hatte, um das eigentlich Gewollte zu erreichen —, dann
liefert man ja sozusagen die Vorlage daftir, was dann nach der Wahl vielleicht passieren
koénnte, da kann man ja auch alle méglichen neuen Verfahren dann auch einfihren. Vor

diesem Hintergrund ist es eben aktuell besonders wichtig, die Verfassung zu achten.

Ich habe mich schwergetan bei der Frage, was tiberhaupt gewollt ist durch den Gesetzentwurf.
Ich hatte zunachst zugegebenermalf3en gedacht, dass an eine Bindungswirkung nicht gedacht
ist, und zwar deshalb, weil ja zu dem 8 25 Thuringer Verfassungsgerichtshofsgesetz kein
Anderungsantrag aufgenommen worden war und auch wegen der heute ja schon
aufgegriffenen Formulierung in der Gesetzesbegriindung, dass ja keine Bindungswirkung fur
die entsprechenden Organe entstehen soll. Da hatte ich gedacht, das bedeutet, es soll eben
keine Bindungswirkung gegeben sein. Meines Erachtens muss so was naturlich schon geklart
sein, denn das ist das Hauptproblem bei allen Gutachten und Interpretationsverfahren: Was

ist die Folge?

Jetzt habe ich gehort, es soll eine Bindungswirkung gegeben sein. Ja, jetzt sehe ich natlrlich
erst recht sozusagen mein Problem mit dem Artikel 80 Abs. 2 der Thiringer Verfassung, denn
wenn man jetzt ein neues Verfahren mit Bindungswirkung einfiihrt, bei dem ich auch gewisse
Probleme mit der Gewaltenteilung sehe, dafir muss es aber auf jeden Fall eine

verfassungsrechtliche Grundlage geben. Vielen Dank.

Vors. Abg. Méller:

Danke schon. Ich sehe Fragen, zunachst Herr Schard, dann Frau Baum.

Abg. Schard:

Herzlichen Dank, Frau Leisner-Egensperger. Ich bedanke mich auch ausdricklich fur die
Stellungnahme, die recht umfangreich — sogar sehr umfangreich — war, und auch fur Ihre

Erlauterungen und die Bereitschaft, hier flr Fragen zur Verfligung zu stehen. Ein Knackpunkt

— und das haben wir ja auch heute schon in diesem Anhdrungsverfahren héren und auch den
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Stellungnahmen entnehmen konnen und Sie sind ja auch sehr ausfuhrlich darauf zu sprechen
gekommen — ist die Frage, ob es eine Entscheidung darstellen wiirde. Sie haben ja auch jetzt

im Ausklang noch mal tber die Verbindlichkeit gesprochen.

Die Frage, die sich mir dahinter stellt — auch gerade im Kontext mit den hier bereits erlauterten
Stellungnahmen und den erfolgten Fragen —: Es ist doch festgestellt worden — zumindest aus
Sicht der bisher Befragten —, dass die Stellungnahme — das ist ja keine Stellungnahme, das
ist ja kein Gutachten, zumindest aus der jetzigen Sicht —, sondern dass die Entscheidung des
Verfassungsgerichtshofs in diesem Verfahren fiir den Landtagspréasidenten eine verbindende
Wirkung darstellen wirde. Die Frage, die sich damit verbindet: Ist es nicht dann deshalb schon
eine Entscheidung im Sinn der Verfassung, die am Ende dann auch dazu fuhren wiirde, dass
sich diese Frage dann nicht mehr stellt, ob wir hier eventuell keine Entscheidung vorliegen
haben? — Also Entscheidung im Sinne von Zustandigkeit des Hofes oder nicht.

Prof. Dr. Leisner-Egensperger:

Ja, ich sehe lhren Punkt, also Sie versuchen jetzt, irgendwie Uber die Wirkung zu der
Entscheidung zu kommen. Das ist natirlich argumentativ geschickt, in der Sache Uberzeugt
es mich aber nicht, denn ,Entscheidung” bedeutet die Anwendung einer Rechtsnorm auf einen
konkreten Lebenssachverhalt, bei der die Interpretation der Rechtsnorm ein Zwischenprodukt
ist und gerade nicht das Endprodukt. So wiirde ich ,Entscheidung definieren in Abgrenzung
zur Interpretation. Selbst wenn Sie diesem Vorabklarungsverfahren die Bindungswirkung
gaben, ware es dadurch eben keine Entscheidung, weil sich das Vorabklarungsverfahren ja
darin erschopfen wirde, den Inhalt einer Rechtsnorm zu interpretieren, ohne dass es einen
konkreten politischen Anlassfall gegeben hat, der nach den Umstanden bereits feststeht. Es

ist ein hypothetischer Fall.

Abg. Schard:

Eine Nachfrage vielleicht noch dazu: In der juristischen Wissenschaft wird ja sehr oft auch
dariiber gesprochen, dass es unter Umstanden Moglichkeiten gibt, die sowohl fiir das eine als
auch fur das andere sprechen. Insofern wirde ich an dieser Stelle noch mal nachhaken: Sie
vertreten an dieser Stelle die Auffassung — das akzeptiere ich selbstverstandlich auch und die
ist ja auch unterlegt —, aber fur wie substantiiert halten Sie denn die Gegenauffassung? Kann
man die aus lhrer Sicht trotz dessen, dass Sie zu einer anderen Auffassung kommen, guten

Gewissens ebenso vertreten?
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Prof. Dr. Leisner-Egensperger:

Ebenso vertreten kann man sie, ich halte sie dennoch nicht fur richtig. Wie ich in meiner
Stellungnahme aufgefuihrt habe, sehe ich ein gewisses Klarstellungsinteresse im aktuellen
Zeitpunkt — aus verschiedenen Grinden, das brauche ich jetzt nicht alles wieder aufzuftihren.
Meines Erachtens ist das sehr gut — insbesondere von Herrn von der Weiden —
zusammengestellt worden: Sie haben alle ein Interesse daran, dass im Zeitpunkt der Wahl

des Ministerprasidenten feststeht, nach welchen Regularien die Wahl zu erfolgen hat.

Auf der anderen Seite sehe ich, dass es vieles gibt, was winschbar ist, und nicht alles ist
erreichbar. In einer Demokratie ist der Volkssouveran das wichtigste Organ. Hier wirde ich
Herrn Kollegen Schorkopf beipflichten, in dem Sinn, dass er sagt, der Kénigsweg — das war ja
seine erste Stellungnahme — wére eigentlich, dass der Landtag selbst die Entscheidung
dariiber trifft, nach welchen Regularien der Ministerprasident, der ja von ihm zu wahlen ist,
dann vorgeht.

Ich wirde nicht so weit gehen, wie Sie es in Ihrer Frage an Herrn Schorkopf angedeutet haben,
zu sagen, dass, wenn der Thuringer Verfassungsgerichtshof entscheidet, dies dann eine
hohere Autoritat hatte, als es der Landtag hétte, weil der Landtag eben das vom Volk gewéhlte
Organ ist. Wenn Sie den Blrgerinnen und Blrgern in Thiringen erzahlen, es ist eigentlich
ziemlich egal, wen Sie da wahlen, denn sie haben eh nicht so viel zu sagen, es ist ja im Vorfeld
dieses Vorabklarungsverfahren gelaufen, die Landtagsprasidentin ist hier eine Marionette, sie
hat das auszufiihren, was der Thuringer Verfassungsgerichtshof ihr vorher diktiert hat — in
Anfiihrungsstrichen —, dann wird sich doch der eine oder andere fragen, ob er denn liberhaupt
zur Wahlurne geht. Vor diesem Hintergrund halte ich auch den Vorschlag mit der
Geschéftsordnung fir sehr gut. Es sollten tatsachlich jetzt die Abgeordneten die Chance
ergreifen, sich Gedanken zu machen, ob sie nicht selbst eine Situation auf jeden Fall

verhindern kdnnen, wie es sie 2020 gegeben hat.

Vors. Abg. Mdller:

Herr Schard, Sie sind durch?

Abg. Schard:

Eine noch, denn Sie haben es ja angesprochen und sind auf die Frage, die ich vorhin an Herrn

Prof. Schorkopf gerichtet habe, auch zu sprechen gekommen. Was der Hintergrund dieser
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Frage naturlich fir mich auch immer ein Stiick weit ist, und da stelle ich Gberhaupt nicht infrage
— auch lhre Feststellung —, dass der Souveran diese Entscheidung hier trifft, auch mit einer
gewissen Autoritat, aber dennoch auch die getroffenen Entscheidungen nicht nur in diesem
Fall gegebenenfalls im Nachhinein, sondern auch in vielen anderen Fallen auch unter dem
Lichte des Hofes neu betrachtet werden und auf ihre Rechtmafigkeit Uberpruft werden.
Insofern habe ich versucht darzustellen — nicht, dass das falsch verstanden wird —, dass es
am Ende trotz des Souverdns hier im Hause noch eine Institution gibt, die auch die
Entscheidungen dieses Hauses auf VerfassungsmaRigkeit pruft oder nicht und zu einer
Entscheidung kommen kann, dass Entscheidungen dieses Hauses eben keinen Bestand

haben kdnnen — also in der Theorie.

Prof. Dr. Leisner-Egensperger:

Verstehe ich.

Vors. Abg. Mdller:

Gut. Dann Frau Baum, bitte.

Abg. Baum:

Vielen Dank fur lhre Ausfiihrungen und fir Ihr Statement. Ich wirde gerade auch unter dem,
was Sie zuletzt geduRert hatten — auch im Zusammenhang mit der Frage, inwiefern die
Entscheidung des Hofes mdglicherweise politisches Verhalten beeinflusst —, noch mal auf
einen Punkt zuriickkommen, den Sie in Ihrer Stellungnahme sehr deutlich gemacht haben und
wozu ich auch Herrn von der Weiden gefragt habe, namlich die Gefahr der missbrauchlichen
Ausnutzung dieses moglicherweise Gesetzes. Kénnen Sie dazu auch noch mal ausfiihren,
worauf Sie da genau abstellen, wie das moglicherweise auch mit dem zusammenhangt, was
die Beeinflussung des politischen Verhaltens angeht, und auch vielleicht mit einbinden, wie
Sie die Reaktion von Herrn von der Weiden auf die Frage bewerten?

Prof. Dr. Leisner-Egensperger:

Vielen Dank fir Ihre Frage. Also ich sehe eine gewisse Missbrauchsgefahr, die ich allerdings
— das mochte ich auch klarstellen — nicht Uberbewerten will, weil da auch vorher in der
Diskussion das Stichwort ,Lahmlegen des Hofes® gefallen ist, also diese Gefahr sehe ich jetzt

nicht. Aber ich hatte ja vor einiger Zeit den Artikel 70 zu kommentieren auf Anfrage des Herrn



55

Kollegen Brenner, der ja eben einer der Herausgeber des Nomos-Kommentars war. Wenn
man eine solche Kommentierung angeht, Uberlegt man natirlich, was es da alles fir
Streitfragen gibt. Und da gibt es jetzt Uber dieses Stimmenverhéaltnis des Artikels 70 Abs. 3
Satz 3 hinaus noch eine ganze Reihe von weiteren Fragen, die Sie in der Kommentierung
nachlesen kénnen, die ich — ehrlich gesagt — auch nicht alle aufgegriffen habe, weil ich die
teilweise etwas abwegig fand. Aber beispielsweise heildt es in Artikel 70 Abs. 3 Satz 1: in
geheimer Abstimmung — das bezieht sich auf den ersten Wahlgang. Da wird diskutiert, ob es
auch in dem zweiten und dritten Wahlgang ein solches Erfordernis der geheimen Abstimmung
gibt. Dann wird dartber diskutiert, welche Stimmen angegeben werden missen — die
Jastimmen, die Neinstimmen, die Enthaltungen —, ob die alle auf dem Stimmzettel aufgefihrt
sein mussen usw., und Sie finden eine ganze Reihe von weiteren Auslegungsfragen, zu

Artikel 50 erst recht, da gibt es noch viel mehr Probleme.

Wenn man sich jetzt in die Position —ich bringe jetzt nur mal ein Beispiel, weil er mir als Kollege
bekannt ist — von Herrn Ulrich Vosgerau hineinversetzt, dann wirde ihm sicher innerhalb
kirzester Zeit ein Riesenkatalog von Fragen zu Artikel 50 und Artikel 70 der Thiringer
Verfassung einfallen und er konnte mit solchen Fragen immer wieder den Thiringer
Verfassungsgerichtshof angehen. Natirlich hat das Grenzen, naturlich gibt es das Kriterium
des objektiven Klarungsinteresses. Auf der anderen Seite wird darlber berichtet — in der
Presse —, es entsteht der Eindruck des Gejagtwerdens. Und das wirde ich versuchen zu

vermeiden an lhrer Stelle.

Vors. Abg. Méller:

Gibt es weitere Fragen? Bitte, Frau Martin-Gehl.

Abg. Dr. Martin-Gehl:

Auch vielen Dank von mir fur Ihre ausfiihrlichen Ausfiihrungen. Sie haben ja auch zu diesen
ganzen Fragen, die wir schon diskutiert haben, ausgeftihrt. Ich will da auch nicht noch mal

nachfragen, das kann man alles nachlesen.

Vielleicht habe ich es lbersehen, vielleicht haben Sie dazu auch schon was gesagt, mir geht
es einmal darum: Sehen Sie einen dringenden Bedarf fur ein solches Verfahren? Ich frage
auch vor dem Hintergrund, weil die Anzuhdrende vom Verfassungsblog sich auf die schriftliche
Stellungnahme bezogen hat, in der es heil3t: Es gibt ein Bedurfnis fur den Gesetzentwurf, und

zwar nicht aus juristischer Sicht, sondern aus der Sicht, wenn es zu einem spéteren Verfahren
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der Kontrolle durch den Verfassungsgerichtshof kAme, ware das nicht gut, das sollte unbedingt
vermieden werden, wegen — und dann fallen solche Begriffe wie ,Imageschaden® — sage ich
jetzt —, ,Verfassungskrise®, ,Horrorszenario® — hatten wir auch als Begriff vorhin gehért. Sehen
Sie das auch so? Oder anders gefragt: Wie sehen Sie das, wenn es zu einem solchen

Verfahren kdme?

Prof. Dr. Leisner-Egensperger:

Vielen Dank fur Ihre Frage. Es ist eine schwierige Frage, die natlrlich viele prognostische
Elemente enthélt, die insbesondere auch an die Verantwortung der Abgeordneten
appelliert, die ich naturlich jetzt auch nicht im Einzelnen Uberblicke. Auf der anderen Seite
denke ich, dass wir alle von den Ereignissen des Jahres 2020 gelernt haben sollten. Das heif3t,
manche Fehler, die vielleicht tatsachlich im Vorfeld bei der Abstimmung — ich meine bei der
Abstimmung im Vorfeld der einzelnen Wahlgénge — passiert sind, werden jetzt nicht mehr
passieren. Auf der anderen Seite wird es sicher Szenarien geben, die wir jetzt — und da kdnnen
wir uns noch so sehr anstrengen als Juristinnen und Juristen — nicht tberblicken kdnnen, die
wird es geben. Es ist Ausdruck einer funktionierenden Verfassungsgerichtsbarkeit, dass sie in
der Lage ist, im Nachhinein dann das auch letztverbindlich zu klaren, aber eben nur dann,
wenn sie angerufen wird. Im allgemeinen politischen Kontext funktioniert das: Wir haben
immerhin fir die Ubergangszeit die Regelungen (ber den geschaftsfilhrenden
Ministerprasidenten, die ja auch daflir sorgen, dass es kein Machtvakuum in Thiringen gibt.
Diese Horrorszenarien, die ab und an — ich will jetzt nicht den Verfassungsblog nur nennen,
es gibt ja auch andere, aber ich glaube nicht, dass es zu diesen kommen wird. Ich finde es
wichtig und richtig, dass wir uns alle Gedanken dariiber machen, aber ich meine, dass der
Weg, der Uber den § 52b jetzt beschritten werden soll — und das war ja der Gegenstand der
Stellungnahme — nicht der richtige Weg ist, weil der Zuwachs an Rechtssicherheit, der dadurch
Zu gewinnen ist — natdrlich ist der da, ich sehe den schon auch und ich bin fern davon zu
sagen, nur, weil ich das jetzt so kommentiert habe, muss das von allen so gesehen werden.
So klang es ein bisschen raus in der Stellungnahme von Herrn Kollegen Morlok, der nicht
versteht, warum man sich tberhaupt dartiber noch streitet. Also das fand ich auch nicht ganz
sachgerecht, weil das politische Bedirfnis ja anzuerkennen ist. Auf der anderen Seite finde
ich es verfassungsrechtlich problematisch — das habe ich ja klargestellt — und bin der Meinung,
dass wir ohnehin nicht alle denkbaren Szenarien jetzt einfangen konnen. Ich wéare da
insgesamt nicht so pessimistisch. Es ist inzwischen bundesweit bekannt, dass Thiringen ein
schwer regierbares Land ist. Alle haben héchsten Respekt vor der Leistung der Abgeordneten,
die sich dann trotzdem bemuihen, die Sachentscheidungen zu treffen. Ich glaube, das wird

auch in Zukunft so sein.
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Abg. Dr. Martin-Gehl:

Vielen Dank.

Vors. Abg. Moéller:

Gut. Weitere Fragen sehe ich nicht. Herzlichen Dank fir lhre Stellungnahme und fir die

Antworten. Damit kénnen wir auch die Anhérung schlie3en.
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2. Punkt 2 der Tagesordnung:

a) Thuringer Gesetz zur Neuordnung der Zustandigkeiten und Aufgaben im Bereich der
Migration durch Errichtung einer Zentralen Ausléanderbehdrde zur Beschleunigung
der Aufnahme und Ruckfuhrung
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
— Drucksache 7/9116 —

b) Thiringer Gesetz zur Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung im Bereich der
Migrations- und Integrationsangelegenheiten durch Schaffung einer
Landesauslanderbehérde
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
— Drucksache 7/9422 —

dazu: — Vorlagen 7/6060-NF/6108-NF76244/6286/6397/6572 —
— Zuschriften 7/3503/3635/3636/3648/3649/3658/3659/3662/3663/3664/3669/3670/
3671/3672/3673/3692/3693/3694/3695/3696/3697/3714/3715/3720/3771/3778 —
— Kenntnisnahmen 7/1074/1077/1110/1112/1113/1117/1121/1130/1134 —
— PowerPoint-Prasentation von MigraNetz e. V. — Landesnetzwerk der Migrant*innen-
organisationen (vgl. Anlage zum Protokoll; wurde bildhaft eingescannt)

hier: mundliches Anhérungsverfahren

Stellv. Vors. Abg. Marx:

Wir befinden uns jetzt erneut in Offentlicher Sitzung und kommen zu den
Tagesordnungspunkten 2a) und b). In 6ffentlicher Sitzung héren wir an zu a) dem Thuringer
Gesetz zur Neuordnung der Zustandigkeiten und Aufgaben im Bereich der Migration durch
Errichtung einer Zentralen Auslanderbehérde zur Beschleunigung der Aufnahme und
Ruckfuhrung, Gesetzentwurf der Fraktion der CDU in der Drucksache 7/9116, und b) das
Thiringer Gesetz zur Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung im Bereich der Migrations- und
Integrationsangelegenheiten durch Schaffung einer Landesauslanderbehdrde, Gesetzentwurf
der Fraktionen Die Linke, der SPD und Biindnis 90/Die Griinen in der Drucksache 7/9422. Die
Nummern der umfangreich eingegangenen Zuschriften lese ich lhnen nicht vor. Die kennen

Sie alle.
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Herr Schard, zur Geschaftsordnung? Ich wiirde sonst mit der Anhdrung beginnen. Aber wenn
Sie etwas zur Geschéftsordnung sagen wollen, dann bitte gleich, Herr Schard. Wir sind in

offentlicher Sitzung.

Abg. Schard:

Kein Problem. Nur mittelbar damit zusammenhangend. Das soll auch keine Missachtung der
hier erschienenen Anzuhorenden sein. Ich will nur noch mal darauf hinweisen, dass es in der
Vergangenheit immer Ublich war, dass wir die kommunalen Spitzenverbéande zuerst angehdrt
haben. In diesem Zusammenhang besteht hier tatsdchlich auch ein innerer sachlicher
Zusammenhang, weil sie ja in dieser Frage auch gerade die vertreten, die am Ende diese
Gesetzlichkeiten ausfiihren. Insofern wére mein Vorschlag, dass wir auch in dieser Anhorung

mit den kommunalen Spitzenverbanden beginnen.

Stellv. Vors. Abg. Marx:

Ja. Ich méchte nur — das hat mir die Verwaltung schon mal vorab gespiegelt — sagen: Es gibt
insofern die Ublichkeit nicht, als das immer so abgearbeitet worden ist, wie es eingereicht
wurde durch die Fraktionen. Bei der diesmal eingereichten Liste standen die kommunalen
Spitzenverbdnde am Schluss, nicht aus Bdsartigkeit oder aus Missachtung ihrer wichtigen
Position, sondern, weil es haufig so ist, dass mehrere Listen eingereicht werden und es sich
dann sowieso Uberschneidet. Deswegen hat die Verwaltung das einfach so eingeordnet, wie
es jetzt eingeordnet ist. Wenn es aber einen besonderen Wunsch gibt, die kommunalen
Spitzenverbande nach vorne zu ziehen, obwohl, glaube ich, jetzt alle da sind, ich wiirde sagen,
verschiedener Amter aber gleicher Wiirde — so wurden wir neulich in der Kirche begrii3t, Herr
Schard —, dann kénnte man das auch so lassen. Gibt es Wortmeldungen dazu? Aber, wie
gesagt, wenn das jetzt eine breitere Debatte Uber inhaltliche Sortierungen von
Sachverstandigen gibt, missen wir in die nicht 6ffentliche Sitzung gehen. Frau Kollegin Kénig-

Preuss.

Abg. Konig-Preuss:

Ich wirde dafir pladieren, es bei der bisherigen Ladung zu lassen, weil ich es ehrlicherweise
sehr interessant finde, wenn die Spitzenverbande uns auf die Stellungnahmen anderer
Anzuhorender gleich eine Reaktion geben kdnnten in ihrer Stellungnahme. Und da es ja hier
wirklich um eine sehr grundsatzliche Entscheidung geht im Hinblick auf die zwei vorliegenden

Gesetzentwirfe, muss ich ehrlich sagen, mich interessiert ausdricklich, wie sich die
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kommunalen Spitzenverbande zu den anderen Stellungnahmen und Vorschlagen verhalten.
Von daher fande ich es sogar sehr gut, wenn Sie als Letztes dran waren und dann eben auch

gleich dazu sich mit &uRern kénnten.

Stellv. Vors. Abg. Marx:

Dann haben wir einen Wunsch gehért nach Vorziehung der kommunalen Spitzenverbande
und eine — wenn man so will — Gegenrede der Kolligen Kénig-Preuss. Da lasse ich einfach
mal darUber abstimmen. Wer mdchte, dass die kommunalen Spitzenverbande als Erstes
angehdrt werden, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind zwei. Wer ist dagegen?
Das sind funf. Und wer enthalt sich? Das sind auch zwei. Damit bleibt es bei der
Einladungsliste, so wie wir sie hier auch vorfinden als Anlage der 0offentlichen
Tagesordnung.

Dann wirden wir jetzt mit der Anhorung starten. Die Anhoérung ist offentlich. Nur virtuell
teilnehmen kann und wird Herr Prof. Dr. Hans Vorlander. Den heil3e ich schon mal herzlich am

Bildschirm willkommen. Er wird jetzt den anderen Anzuhdrenden schon lauschen.

Wenn Sie nachher in der Debatte — das kann ich jetzt schon sagen — Herrn Vorlander
ansprechen wollen, dann miissten Sie in Richtung des Balkons schauen. Dort ist namlich die
Kamera, mit der Sie dann zu sehen sind. Sonst hat Herr Vorlander immer nur die totale — er
kann mich vielleicht jetzt so als Schatten, ein bisschen von der Seite sehen. Wenn Sie ihn

nachher ansprechen wollen, miissten Sie da oben in diese Kamera schauen.

So weit jetzt die formelle Vorrede. Dann begrti3e ich herzlich vom Fliichtlingsrat Thiringen

e.V. den Herrn Mouhamed Alazawe und darf Sie auch gleich hier zu uns nach vorne bitten.

Fur Sie alle, die Sie hier erschienen sind, seien auch Sie erst mal herzlich begrift. Wie immer
halten wir es so: Sie haben ja grof3tenteils, glaube ich, alle schriftlich Stellung genommen und
haben naturlich selbstverstandlich Gelegenheit, das hier noch mal vorzutragen. Im Interesse
einer moglichst komfortablen Zeit fiir Nachfragen, bitten wir Sie, nicht allzu lange von lhrem
Rederecht Gebrauch zu machen. Das ist keine formelle Zwangsvorschrift, aber wir haben
immer so den Richtwert. 10 Minuten waren schdn. Wenn es langer dauert, dauert es aber

langer.

Herr Alazawe, bitte schon.



61

Herr Alazawe:

Vielen Dank. Sehr geehrte Damen und Herren, mein Name ist Mouhamed Alazawe. Ich bin
Mitarbeitender des Fluchtlingsrats Thiringen. Fur die, die die Organisation nicht kennen: Der
Flichtlingsrat ist eine Zusammenstellung von vielen zivilgesellschaftlichen Akteuren/-innen,
die sich 1997 im Frihjahr zusammengeschlossen haben. Das sind Kirchenmitarbeitende,
Gewerkschaften, unterschiedliche Menschenrechtsgruppen, die sich zusammengeschlossen
haben, um sich fir eine faire Fluchtlingspolitik einzusetzen. Seit dem sind wir in diesem Feld
tatig. Wir bestehen aus neun Mitarbeitern und einem Vorstand. Wir sind parteiunabhangig und
arbeiten in diesem Verein seit Uber 25 Jahren. Daher komme ich heute mit der Perspektive
und der Expertise meiner Kolleginnen, die sich mit dem Thema seit Jahrzehnten
auseinandergesetzt und natirlich auch die Entwicklung in den letzten zehn Jahren
wahrgenommen und dafir gesorgt haben, dass es hier in Thiringen bessere
Aufnahmebedingungen fir gefliichtete Menschen gibt.

Ich méchte damit starten, dass es gerade Uber 363 Krisenhotspots weltweit laut dem
Heidelberger Institut fir Konfliktforschung gibt, und sie blicken darauf hin, dass diese
Konflikthotspots nicht wirklich weniger werden. Wir erleben gerade aktuell einen Angriff auf die
Ostliche Seite weiterhin in der Ukraine. Mehr Menschen sind geflohen. Gerade sind Uber
1,2 Millionen Menschen innerhalb des Gazastreifens auf der Flucht. Insgesamt die Zahlen: Die
Menschen, die ihr Zuhause zwanghaft verlassen muissen, das sind Uber 110 Millionen
Menschen. Es mag sein, dass das erst mal eine Zahl ist. Aber wir reden Uber eine grofRe Zahl.
Die Halfte davon sind Menschen unter 18, das heif3t Kinder, Jugendliche. Das sind diejenigen,
die hier in Thiringen ankommen, das sind die Schutzsuchenden, das sind die sogenannten
Asylbewerber/-innen. Wir dirfen nicht vergessen, wenn wir in dieser Debatte Uber diese
Menschen reden, dass wir Uber Schutz suchende Menschen sprechen und unsere
Verantwortung, sie in einem demokratischen Land aufzunehmen, einerseits weil das
Grundgesetz das fordert, aber andererseits die internationalen Vertrage, die unterschrieben
wurden von Deutschland, fordern, dass wir nach der Genfer Flichtlingskonvention das besser

und menschenwirdig umsetzen.

Ich spreche heute zu unterschiedlichen Bereichen, die wir angeordnet haben als
Fluchtlingsrat, wo eine Verbesserung sein sollte, wenn es um eine zentrale Auslanderbehdrde
bzw. ein Landesmigrationsamt geht. Wir begriien erst mal, dass fast alle Parteien sich mit
diesem Thema auseinandersetzen. Wir arbeiten seit Jahrzehnten — gefiihlt — an dem Thema
und versuchen, die Aufnahmebedingungen zu verbessern. Ahnlich wird das debattiert und

auch anerkannt, dass es haufig Probleme gibt in der Erstaufnahmeeinrichtung in Suhl. Vor ein
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paar Tagen gab es da eine recht populistische Hetze von Sicherheitsdienstmitarbeitenden, die
offensichtlich in der Nacht gegentber von Asylsuchenden, die aus Kriegsregionen geflohen
sind, ,Auslander raus“ geschrien haben. Gerade ermittelt die Polizei. Aber das ist nicht der
Einzelfall, sondern das sind die alltaglichen Situationen in der Erstaufnahmeeinrichtung, aber
auch in anderen Aufnahmeeinrichtungen in Thiringen. Es ist gut, dass Sie daran arbeiten,

endlich diese Umstande einfach mal zu verbessern.

Eine Landes-/zentrale Auslanderbehétrde bzw. Migrationsamt bedeutet in erster Linie fur uns,
dass es ein Ort des WillkommenheiRens, ein Willkommensort fur geflichtete Menschen sein
soll. Die Erstaufnahmeeinrichtung soll menschenwirdig aufgestellt werden, in der
Schutzsuchende tatsachlich besser behandelt werden, erstens um besser anzukommen und
zweitens um Orientierung zu finden. Die Menschen, die dort in der Erstaufnahmeeinrichtung
ankommen, brauchen Orientierung, was Asylverfahren angeht, aber auch Bleibeperspektive.
Laut Bundesamt fur Migration sind 70 Prozent der gestellten Antrage positiv zu bewerten. Das
war in den letzten Jahren immer so. Das heil3t, die Mehrheit der gefliichteten Menschen, die
in Tharingen ankommen, haben eine Bleibeperspektive. Die Erstaufnahmeeinrichtung soll ein
Ort sein, wo die Menschen sich wohlfiihlen, wo die Menschen sich entfalten kdnnen und nicht
allzu lange drinbleiben sollen.

Zweitens: In dem zweiten Bereich mochten wir sehr gern, dass es eine Art von transparenten
Strukturen gibt in der Erstaufnahmeeinrichtung. Haufig ist es so, dass die Organisationen, die
in der Erstaufnahmeeinrichtung bzw. die mit der Erstaufnahmeeinrichtung arbeiten, keine
sichtbaren Strukturen haben. Es ist noch nicht nachzuvollziehen, wie der Transfer in
Landkreise bzw. kreisfreie Stadte gelingt. Es gibt keine Absprachen mit den Organisationen
und NGOs, die vor Ort arbeiten. Wir fordern und wiinschen uns, dass in der Debatte das
beriicksichtigt wird, dass es mit den handelnden Organisationen vor Ort eine Art

Zusammenarbeit gibt, eine transparente Struktur gibt, wie das dann ablaufen wird.

Ein anderer Punkt sollte eine systematische Erfassung von schutzbedurftigen Menschen sein.
Das sind nach der EU-Aufnahmerichtlinie Menschen und nicht nur schwangere Frauen oder
Minderjahrige, sondern auch unbegleitete Minderjahrige, behinderte, &ltere Menschen,
Personen mit schweren korperlichen Erkrankungen, Personen mit psychischen Krankheiten,
Personen, die physische Gewalt erlebt haben, Personen, die Stérungen haben, die Folter
erlebt haben, Vergewaltigungen erlebt haben. Das alles sind schutzbedirftige Personen. Die
mussen besonders behandelt werden. Wir sind der EU-Richtlinie zuzuordnen, dass wir das
eigentlich wahrnehmen sollen, wenn wir das verbessern wollen, dass diese schutzbedurftigen

Personen wahrgenommen werden. Seit Jahren warten Menschen mit Rollstuhl auf einen
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Transfer, weil angeblich nicht genligend Platz fiir diese Menschen ist. Das ist ein einfacher
Fall von vielen Menschen, die aus Kriegsregionen kommen. Diese Menschen haben Krieg

erlebt, viele brauchen medizinische Versorgung und bessere Aufnahmebedingungen.

Da komme ich zu dem Punkt ,medizinische Versorgung®. Es ist haufig so, dass die Asyl
suchenden und Schutz suchenden Menschen keine medizinische Versorgung bekommen in
der Erstaufnahmeeinrichtung, wenn es kein Notfall ist. Sie bekommen haufig eine Art von
Kopfschmerztablette. Manchmal werden schwangere Frauen anders behandelt. Aber in der
Regel missen sie warten laut Gesetz, bis sie einen Transfer in die Landkreise und kreisfreien
Stadte bekommen. Aber wenn jemand aus Kriegsregionen kommt, aus der Ukraine, aus Gaza
oder aus dem Nahen, Mittleren Osten, aus dem Sudan, diese Menschen brauchen h&aufig und
schnell eine bessere medizinische Versorgung. Sie brauchen einen Besuch beim Facharzt
und kdnnen nicht warten, bis ein Transfer erfolgt, was in der Regel vier bis sechs Monate
dauert. Daher muss diese medizinische Versorgung, gleich dann behandelt werden in der

neuen zentralen Auslanderbehérde.

Die Zuweisungsverfahren habe ich schon angesprochen. Aber ein wichtiger Punkt ist, dass
Kernfamilien nicht beobachtet, nicht wahrgenommen werden, wenn es einen Transfer gibt. Ich
habe mit einer Frau in SOmmerda gesprochen — eine altere Frau —, die seit zwei Jahren dort
lebt und ihre Kinder leben in einer anderen Stadt. Aber sie bekommt es nicht hin, einen Antrag
zu stellen, um Transfer zu bekommen, um ihre Kinder, ihre Familie zu sehen. Das ist kein
Einzelfall, sondern das ist eigentlich haufig der Fall, dass die Familienzusammenfihrung sehr
schwer gemacht wird, weil es einerseits keine transparenten Antrage gibt, die Menschen nicht
gut informiert sind Uber ihre Rechte und — zweitens — da die zustandigen Behdrden, ob

Landkreisebene oder kreisfreie Stadte, nicht wirklich zu erreichen sind.

Damit komme ich zum nachsten Bereich, dass unsere Auslanderbehdrden oder Landratsamter
sehr schlecht zu erreichen sind, nicht wirklich mit Webseiten, mit Telefonaten, aber auch mit
E-Mails. Und das ist fur die Deutsch sprechenden Menschen. Wie ist das mit Menschen, die
gerade neu in Deutschland angekommen sind und mit diesen Behérden kommunizieren, weil
sei gerade einen Arbeitsvertrag gefunden haben und arbeiten wollen, weil gerade die
schwangere Frau in einem anderen Landkreis lebt, weil der unbegleitete Minderjahrige in
Erfurt sitzt und der Vater kann zu seinem Sohn nicht gelangen in Suhl? Wir missen dringend
diese Behdrden mit einheitlichen Formularen und Antragen versorgen, dass es einheitliche
Formulare gibt, dass diese Formulare auch Ubersetzt werden. Ich gebe gern ein Beispiel von
Berlin, wie sie es geschafft haben, tatsachlich einheitliche Antrage zu gestalten. Diese Antrage

wurden in mehrere Sprachen ubersetzt. Wir kdnnen uns sehr gern Berlin als Vorbild nehmen
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und uns dorthin orientieren, ohne sehr viel dariiber zu debattieren, ob das richtig oder falsch
ist, wenn Sie das wirklich verbessern wollen. Damit die Menschen besser aufgenommen
werden, menschenwitrdigen Aufenthalt bekommen hier in Thiringen, diese Probleme endlich
der Vergangenheit angehdren und Fachkréfte schneller und besser in Thiringen ankommen
und integriert werden in den gesellschaftlichen Alltag, sollten diese behdérdlichen Hirden sofort

tatsachlich behandelt werden.

Ich komme noch mal zu dem Punkt; ich denke, mit der Zeit werde ich dann auch beenden. Sie
haben sicherlich unsere Stellungnahme erhalten und das hoffentlich ausfihrlich durchgelesen.
Aber ein wichtiger Punkt, wortber ich sprechen méchte, ist die Abschiebung. Es soll auf keinen
Fall eine zentrale Auslanderbehdrde zu einer Abschiebebehdrde werden. Ankerzentren, die
aus Bayern heraus entstanden, wurden in den letzten Jahren gemeinsam von Pro Asyl und
60 anderen Organisationen untersucht. Die Wahrnehmung ist, dass diese Idee gescheitert ist.
Wir brauchen es nicht in Thiringen zu untersuchen oder umzusetzen und daruber
nachzudenken. Ein Ankerzentrum, eine Art von Isolationslager, hilft weder fiir die Integration,
denn die Menschen werden meistens einen Aufenthalt bekommen. Wir halten es nicht fur
korrekt und richtig, dass die Menschen nach Herkunftslandern in diesen Ankerzentren
sozusagen eingeordnet werden und laut Vorschlag von ... (akustisch nicht verstandlich), dass
diese Menschen so lange warten mussen, bis tGiber dieses Asylverfahren entschieden wird. In
der Regel bekommen 70 Prozent der Antragstellenden eine positive Rlickmeldung. Wir sollten
eher dafur sorgen, dass diese Zeit in der Erstaufnahmeeinrichtung zu einer Zeit des
Ankommens wird, dass die Menschen, die gerade 10.000 Kilometer hinter sich haben, die
geschlossenen EU-Grenzen endlich geschafft haben, zu lberschreiten, weil es immer noch
keine legalen Wege fir sie gibt. Wenn sie hier ankommen, brauchen sie keine Ankerzentren,
wo sie unsicher sind, ob sie bleiben oder abgeschoben werden, sondern sie brauchen erst mal
Sicherheit, sie brauchen erst mal einen besseren Umgang mit ihnen als Menschen und eine
Art von herzlichem Willkommen, dass sie es geschafft haben. Es ist unsere Verantwortung,
diese Menschen zu unterstiitzen. Ich persoénlich habe diese Fluchterfahrung 2015 gehabt und
ich war froh, endlich anzukommen. Dann noch die Konfrontation in den
Erstaufnahmeeinrichtungen und auch spater in den Landkreisen hin- und hergeschoben zu
werden, von Security stdndig angegriffen zu werden, hat mich nach drei Monaten unsichert
gemacht und da wollte ich gern wieder nach Syrien zuriickgehen und nicht hierbleiben, weil
ich flhlte mich nicht mehr als Mensch behandelt. Das war vollig die andere Idee und lllusion,
die ich dann Uber Deutschland hatte. Dennoch, die Geduld und Unterstiitzung der
Zivilgesellschaft und die immer noch heute tatsachlich fir geflichtete Menschen anwesend
sind, war es mdglich, doch hierzubleiben und heute vor lhnen zu stehen, um zu sagen,

Menschen, die aus Kriegsregionen geflohen sind, brauchen Unterstitzung. Sie brauchen eine
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Hand, die gestreckt wird, und keine Abschdpfungspolitik gegeniiber von denen. Wir brauchen

diese Menschen, damit wir vielfaltig miteinander wachsen werden. Vielen lieben Dank.

Stellv. Vors. Abg. Marx:

Vielen Dank. Dann darf ich die Fragerunde eréffnen. Wer mochte eine Frage stellen? Frau

Abgeordnete Konig-Preuss, bitte.

Abg. Konig-Preuss:

Herzlichen Dank. Sie hatten berichtet, dass es in den Unterkiinften unter anderem auch zu
Angriffen durch Securitys kommt. Halten Sie es — auch in der Perspektive — fur richtig, dort
weiter Security-Firmen, normale Security-Firmen, einzusetzen, oder gebe es bessere

Maglichkeiten zum Schutz der Menschen, die hierher fliehen?

Herr Alazawe:

Wir unterstiitzen, dass die Menschen eigentlich eher dezentral untergebracht werden, also die
Idee von den Massenunterkiinften unterstiitzen wir nicht so gern. Aber wenn das der Fall ist,
es dann eine Erstaufnahmeeinrichtung geben soll, dass die Menschen hoffentlich nicht allzu
lange warten muissen, und dann noch eine Art von Security gibt: Diese Menschen missen
dann untersucht werden. Also Menschen mit rechtsradikalen Motiven oder rassistischen
Einstellungen sollten nichts am Ort dort zu suchen haben. Das haben wir in den letzten Jahren
in der Erstaufnahmeeinrichtung in Suhl immer wieder erlebt. Es gibt tatsdchlich auch die
Drucksache, wo das hier tatsachlich im Landtag behandelt wurde. Da kénnen die Kolleginnen
noch mal darauf zurlckblicken, wie das der Fall ist, dass die Securitys haufig dann

Migrantinnen angreifen.

Ich weise dann darauf hin, dass diese Art von Security-Firmen, die umgesetzt sein sollten,
brauchen bessere Richtlinien, wie sie untersucht werden, und nicht immer wieder vom
Landesverwaltungsamt bis heute auch nach dem Fall von diesem Tweet vor zwei Tagen, dass
Sie gesagt haben, ja, das war alles richtig, wir sehen keine Probleme in diesem Unternehmer,
der seit Uber drei Jahren eigentlich Mitarbeiter hat, die rechtsradikale Motive oder rassistische

Motive haben.

Wir unterstitzen auf jeden Fall dezentrale Unterbringung, dass die Menschen in eigenen

Wohnungen untergebracht werden und nicht allzu lange Zeit in der Erstaufnahmeeinrichtung
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sein mussen. Dafir sind sie eigentlich eher nicht gemacht, sondern nur zur Probe dann Zeit
dort zu verbringen und dann quasi eine bessere Aufnahme, wo der Mensch sich entfalten kann

nach einem Trauma von Kriegssituation.

Abg. Konig-Preuss:

Ich hatte noch weitere Fragen.

Stellv. Vors. Abg. Marx:

Es gibt weitere Fragen.

Abg. Konig-Preuss:

Danke. Zum einen hatten Sie auch erwahnt, wie relevant NGOs und Initiativen sind, die mit
Gefliichteten arbeiten, die oftmals nur beschréankten, begrenzten Zugang in die Erstaufnahme
und teilweise auch in die Gemeinschaftsunterkiinfte haben. Wéare es aus lhrer Sicht sinnvoll,
festzuschreiben, dass beispielsweise Flichtlingsrat, REFUGIO, IBS und auch noch weitere
einen Zugang und gegebenenfalls auch eigene R&umlichkeiten haben, um in der
Erstaufnahmeeinrichtung unterstitzend tatig werden zu koénnen? Das ware Frage 1:

Gesetzlich festschreiben, ja/nein?

Frage 2: Es gibt ja zwei Gesetzentwiirfe. Wie beurteilen Sie die beiden Gesetzentwurfe im
Hinblick auf die Forderung oder die Hoffnung, die Sie hier formuliert haben? Welcher erflillt

diese gegebenenfalls eher und welcher ist hinderlich?

Herr Alazawe:

Zu der ersten Frage: Wir unterstitzen, dass zivilgesellschaftliche Organisationen immer vor
Ort sein sollten. Wir haben auch das Beispiel gehabt, wo man das sehen kann, zwischen den
Erstaufnahmeeinrichtungen in Suhl und in Hermsdorf. In Suhl waren teilweise Organisationen
vor Ort, die eventuell eine Art von Asylverfahrensberatung angeboten haben, in Hermsdorf
gab es diese nicht. Wenn man mit den Menschen spricht, die in so einem Lager wohnen oder
in der groRen Erstaufnahmeeinrichtung: Diese Menschen brauchen definitiv Orientierung.
Jeder, der an einem neuen Ort ankommt, braucht Orientierung. Die Asyl suchenden, Schutz
suchenden Menschen brauchen diese Orientierung, indem sie beraten werden, okay, das sind

deren Rechte und Pflichten, auch zu schauen, ob sie psychosoziale Unterstiitzung brauchen,
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zu gucken, ob es bestimmte Kriegsverbrechen gibt, die wahrzunehmen und zu behandeln, ob
diese Menschen unterdessen auch Schutzbedarfe haben. Die Idee, das zu verankern, auch
rechtlich, finden wir ganz gut, dass diese zivilgesellschaftlichen Organisationen natirlich es
auch schaffen, den Menschen eine Art Anbindung an die Zivilgesellschaft zu geben, damit
diese Menschen nach dem Asylverfahren bzw. nach dem Transfer gleich einen Anschluss in
der Gesellschaft haben, weil es wird dann natirlich nicht funktionieren, von einem
abgelegenen Ort wie in Suhl gleich irgendwie einen Anschluss zu finden. Diese Menschen
brauchen natirlich Unterstiitzung, um sich zurechtzufinden, die Sprache zu lernen, auch
Orientierung zu finden, bevor sie dann Teil der Gesellschaft sein kdnnen. Ohne diese
zivilgesellschaftlichen Organisationen ist es nicht machbar. Daher unterstitzen wir die Idee,
dass noch mal rechtlich in einem Gesetz zu verankern, dass es dann gleich Platz gibt fur die
Zivilgesellschaft, gemeinsam mit den Behdrden zu arbeiten, um diese Aufnahmebedingungen

zu verbessern und eine Art von menschenwirdiger Aufnahme anzubieten hier in Thiringen.

Wir haben da ja noch mal klar geschrieben, in welchen Bereichen wir Anderungen sehen, was
aus unserer Sicht als Fluchtlingsrat wichtig sein soll, was muss beachtet werden in diesem
Gesetz. Aber wenn ich dann hier stehe und zwischen zwei Gesetzentwirfen entscheiden
muss, wirde ich dann nattrlich auch mit aller Klarheit den Gesetzentwurf von der CDU
ablehnen, weil dort stehen die Menschen nicht im Mittelpunkt. Wichtig von unserer Seite ist,
dass immer die Menschen im Mittelbpunkt stehen, wenn es darum geht,
Aufnahmebedingungen fiir die gefliichteten Menschen zu verbessern, dass es um die

Menschen geht und nicht um die Behdrden.

Stellv. Vors. Abg. Marx:

Vielen Dank. Weitere Fragen? Frau Kollegin Rothe-Beinlich.

Abg. Rothe-Beinlich:

Erst mal vielen Dank fir Ihren Vortrag, auch aus dem eigenen Erleben. Respekt auch heute
fur die Darstellung noch mal der ganzen komplexen Sachverhalte und natirlich auch danke
fur die lange schriftliche Stellungnahme, die wir bekommen haben. Ich hatte vier Fragen. Wir
konnen es auch aufteilen, wenn das sonst zu viel wird. Zum einen geht es mir noch mal um
die Problematik der Ankerzentren und auch der Erfahrungen, die es aus Bayern gibt. Sie
haben das ja umfangreich beschrieben. Vielleicht konnen Sie trotzdem noch mal etwas dazu
sagen, warum Sie sich dieser skeptischen Haltung — auch der 60 Organisationen —

angeschlossen haben, die sich dagegen ausgesprochen haben, Menschen so lange in



68

solchen sogenannten Ankerzentren oder Orten der Hoffnungslosigkeit — wie wir sie eher

nennen — zu halten. Soll ich die anderen oder wollen Sie lieber ...

Herr Alazawe:

Sehr gern. Ich schreibe mir ein bisschen was auf. Sie kdnnen gern auch die anderen Fragen

stellen.

Abg. Rothe-Beinlich:

Okay, danke. Dann zum Zweiten die Frage nach Schutzkonzepten fur die
Erstaufnahmeeinrichtungen: Wie erleben Sie da die Situation? Sie gehen in der schriftlichen
Stellungnahme auch auf das Beschwerdemanagement etc. ein, was es dringend brauchte.
Sehen Sie die Schutzkonzepte als gegeben oder tberhaupt gegeben oder ausreichend an,
die wir haben, und meinen Sie, dass es da auch eine gesetzliche Verankerung brauchte, ja

oder nein?

Die dritte Frage, die — ich lasse es dann doch erst mal bei drei — ich noch hétte, ist eher die —
in Anfihrungszeichen — Frage mit Blick auf die Institutionen. Sie schreiben ja auf Seite 7, dass
der Flichtlingsrat grundsatzlich befirwortet, dass die auslanderrechtliche Zustandigkeit
unabhangig vom Aufenthaltsstatus fir die gesamte Dauer des Aufenthalts bei der ortlichen
Auslanderbehérde liegt, und sagen trotzdem auch, dass es sinnvoll ist, eine zentrale
Auslanderbehérde zu schaffen. Vielleicht kénnen Sie noch mal sagen, warum es so wichtig ist
mit Blick auf die Frage der Zustéandigkeit der drtlichen Auslanderbehérde, dass das hier
tatséchlich an einer Stelle bleibt und wir auf der anderen Seite anscheinend trotzdem ein

Uberkonstrukt brauchen, was zentral einen Blick auf die ganze Thematik hat. Danke schon.

Herr Alazawe:

Vielen Dank fir die Frage. Ich gehe erst mal auf die Ankerzentren ein. Die Bilanz, die Pro Asyl
und die anderen Organisationen gezogen haben aus Bayern, hat sich damit
auseinandergesetzt, wie erleben die Menschen das, die in diesen Ankerzentren lange Zeit
aufgehalten werden. Sie kénnen sich das so vorstellen, dass es in einer Unterkunft, wo dann
300, 400 Menschen leben — und auch haufig noch mehr —, diese Menschen sind wie in Suhl
eigentlich von der Menschheit ein bisschen abgetrennt. Darunter leben aber auch sehr viele
Kinder und Jugendliche. Diese Kinder und Jugendlichen missen in die Schule gehen, und sie

gehen in die Schule. Einerseits gibt es eine Art von Stigmatisierung dieser Kinder, die quasi
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nicht unbedingt zugeben wollen oder kdnnen, wo sie denn gerade leben, vor den anderen
Mitschilern, dass sie gerade in einer Art — ehrlich gesagt — Gefangnis leben mit wenig Freiheit,
zu gestalten. Diese Kinder und Jugendlichen haben wenig Platz, um sich zu entfalten, zu
spielen, zu lernen, zu studieren. Auch dann: Die Familien haben nicht wirklich genug
Freiheiten, um quasi sich zu entfalten, fir sich zu entscheiden, welche Versorgung sie haben,
wann sie ein- und ausgehen. Das ist eigentlich das Minimale, wortiber wir uns im Alltag keine
Gedanken machen. Die Menschen in diesen Ankerzentren mussen sich dariber Gedanken

machen.

Aulerdem, die Menschen, fir die es eventuell und auch zum groRBen Teil keine
Bleibeperspektive gibt, haben es schwer, sich irgendwie mit der Gesellschaft, mit der Struktur,
mit der Sprache auseinanderzusetzen, weil sie eigentlich keine Bleibeperspektive haben. Ich
kenne das von vielen Freundeskreisen, aber auch von vielen Fallen, die wir beobachtet haben,
dass die Menschen ohne klare Bleibeperspektive sich keine Miihe geben, weil sie wissen nicht,
ob sie in Deutschland bleiben oder nicht. Und in ein Ankerzentrum die Menschen zu stecken,
das gibt ihnen natdrlich auch keine Hoffnung, dort zu bleiben. Damit wiirden sie nicht so viel
daftr tun, um irgendwie in der Gesellschaft anzukommen, weil sie vielleicht nicht
menschenwurdig behandelt werden. Das entspricht nicht dem Bild, was Deutschland nach
auf3en immer wieder strahlt. Daher ist es wichtig bei den Ankerzentren, also dieser Idee von
Ankerzentren, auch dariber nachzudenken, wie die Mehrheit der gefliichteten Menschen und
Asylsuchenden, wie sie denn eigentlich Anschluss an die Gesellschaft finden und nicht

gleichzeitig ausgeschlossen werden.

Zu der nachsten Frage, zum Schutzkonzept: Wir beobachten das seit vielen Jahren. Es gab —
ich weil3 nicht, ob Sie das mitbekommen haben — sogar vom MDR haufig Berichte tber den
Fall von einem Rollstuhimenschen, der schwerbehindert ist, im Rollstuhl sitzt, dass der dann
Uber funf Monate in der Erstaufnahmeeinrichtung gewohnt hat. Dort ist es nicht barrierefrei.
Dieser Mensch braucht nattirlich andere Versorgung. Das ist ein einfacher Fall, der regelmaRig
sich natirlich wiederholen wird, wenn wir iber Menschen in Kriegsregionen sprechen, die zum
Grol3teil auch Korperteile verloren haben. Die Konzepte gab es ja nicht, um mit diesen Fallen
umzugehen. Dann kommt noch dazu, zu schauen, wie ist das mit Minderjahrigen,
unbegleiteten Minderjahrigen und schwangeren Frauen, mit Menschen, die Gewalt erlebt
haben, die Vergewaltigung erlebt haben. Wir reden wirklich Uber Menschen, die aus
Kriegsregionen kommen. Das muss wahrgenommen werden, dass diese Menschen
tatséchlich eventuell auch grofR3e Krankheiten, Probleme mit sich bringen, und sie brauchen
dringend Unterstitzung. Wir haben das nicht gesehen, dass es ein Schutzkonzept gibt. Es

muss dringend ein Schutzkonzept geben. Ich habe von der EU-Richtlinie gesprochen. Die
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kénnte eine Orientierung sein bzw. ist Thiringen eigentlich verpflichtet, diese EU-Richtlinie
einzuhalten. Wir sehen das nicht so, dass bis jetzt in der Erstaufnahmeeinrichtung in Suhl
solche Richtlinien umgesetzt werden. Daher wére es natirlich sinnvoll, ein eigenes Konzept

zu erstellen bzw. noch mal zu fordern.

Wenn ich noch mal darauf eingehe zu dieser Behérdenebene und das ein bisschen verkniipfe:
Es gibt zwar Erlasse aus der Thiringer Regierung, die in den oder von den Behérden nicht
wahrgenommen wurden oder haben oder nur teilweise, was die Regierung versucht, zu
fordern, also nicht unbedingt jetzt neue Gesetze daflr zu entwerfen, sondern Erlasse zu
erstellen. Aber die wirden von den zustandigen Auslanderbehérden und Landratsdmtern nicht
unbedingt umgesetzt werden. Daher, wenn wir blicken, dass es eine Landes-, zentrale
Auslanderbehdrde geben soll, muss diese Behdrde transparente Strukturen haben, eine klare
Linie, welche Aufgaben es gibt, und diese Struktur, eine Art von Organigramm, auch geben
soll, wie sie aussieht, wie sie funktioniert, wie sie arbeitet, damit man tatsachlich mit ihnen
gemeinsam arbeiten kann und dass die dann immer in Aufsicht wahrgenommen werden. Die
Probleme in den letzten Jahren, dass es dann keine richtige Zustandigkeit gibt, das ist immer
ein Hindernis. Wenn es aber eine zentrale Auslanderbehdrde geben soll, die alles bearbeiten
wird, muss klar geschrieben werden, welche Referenten gibt es, wer ist fir was zustandig, und
das natirlich nach auf3en tragen, fur die Betroffenen selbst erreichbar zu sein in

Mehrsprachigkeit, aber auch fiir die Multiplikatoren/-innen, die Betroffenen.

Habe ich aus der Frage etwas nicht bertcksichtigt? Ich hoffe, dass es fur Sie dann erst mal

beantwortet ist.

Stellv. Vors. Abg. Marx:

Vielen Dank. Gibt es weitere Fragen noch? Frau Abgeordnete Baum, bitte.

Abg. Baum:

Vielen Dank fur die Ausfihrungen. Ich habe eine kurze Frage. Sie haben ja sehr deutlich
gemacht, dass fur Sie die dezentrale Unterbringung im Vordergrund steht, aber dass es —
zumindest klang das fir mich so durch — nattrlich irgendwie so ein Ankunftszentrum geben
muss, eine Erstaufnahmeeinrichtung, wo man sagt, dort kommt man an und dort wird man erst
mal versorgt und kriegt die notwendigen burokratischen Informationen, die man braucht.
Kodnnen Sie ungefahr beschreiben, wie viel an Informationen sowohl von der birokratischen

Seite auf unserer Seite erfasst werden misste und wie viel die Betroffenen auch an
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Informationen mit an die Hand gegeben brauchen, also bis zu welchem Punkt ein Aufenthalt
fur Sie dann noch gerechtfertigt ist? Also wie weit missen wir mit Informationen versorgen auf

allen Seiten, dass Sie sagen, okay, und dann jetzt Wohnung und dort Leben anfangen?

Herr Alazawe:

Ich habe nicht gesagt, dass ich die Ankerzentren in irgendeiner Art und Weise unterstitze.
Eine Erstaufnahmeeinrichtung ware, wenn es sein muss, ja. Und diese
Erstaufnahmeeinrichtung muss einen Standard haben, sprich, dass die Menschen sich besser
versorgen, eine Art Taschengeld gleich bekommen und alltéglich, nicht alle 14 Tage, dass die
Menschen dort auch Raume haben, wo sie sich entfalten kdonnen, dass die Menschen vor Ort
Informationen und bestenfalls mehrsprachige Informationen zum Ablauf des Asylverfahrens
erhalten, dass die Menschen vor Ort eine medizinische Versorgung bekommen und dass den
Menschen vor Ort auch gleich eine Orientierung gegeben wird, wie lange sie dort ungefahr
sein werden — bestenfalls vier, sechs Wochen maximal. Danach sollten sie dezentral
untergebracht werden. Wir reden Gber Menschen und nicht irgendwie tber Tiere, die sehr
lange Zeit massengehalten werden. Wir haben Falle gehabt, wo sie Uber sechs Monate dort
blieben. Daher méchten wir nicht, dass die Menschen lange Zeit dort bleiben. Am besten nach
zwei, drei Tagen, wie das 2015, 2016 der Fall war. Da sind burokratische Hirden abgeschafft
worden, um schnell diesen Prozess zu beschleunigen. Daher, wenn es eine
Erstaufnahmeeinrichtung gibt, muss dieser Standard erflillt werden mit mehr Freiheit fur die
Entfaltung der Asyl suchenden, Schutz suchenden Menschen und dass es bestenfalls schnell

eine dezentrale Unterbringung gibt.

Im Fall der ukrainischen Gefliichteten, weil das eine EU-Verordnung war, war es moglich, sie
sehr schnell dezentral unterzubringen. Natlrlich haben die Kommunen weiterhin
Schwierigkeiten, die Behorden ebenfalls. Aber wir haben nicht diese Thematisierung
tatsachlich wie 2015 und 2016, dass gerade das Land eigentlich nicht mehr fahig ist,
Menschen aufzunehmen. Das ist parallel gelaufen. Die haben das manchmal nicht mal
gespurt. Im Nachhinein wurde gemeldet, dass es tatsachlich viele Zahlen gibt. Ich erinnere
daran, dass eigentlich genauso viele Menschen aus der Ukraine gekommen sind im Laufe des
Krieges genauso wie 2015 und 2016. Von daher, wenn die Aufnahmebedingungen verbessert
werden, die burokratischen Hirden reduziert werden, wére es moglich, dezentral Menschen
unterzubringen. Das entlastet tatsachlich die Kommunen so sehr, weil die meisten, die nach
Deutschland kommen, haben andere Woll-Faktoren sozusagen. Sie kommen nach
Deutschland, weil in erster Linie Menschenrechte immer noch beachtet werden und

wahrgenommen werden. Man wird menschenwirdig behandelt im Vergleich zu vielen anderen
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Landern, wo die Menschen nicht wirklich wahrgenommen werden wie im Libanon, in der
Turkei, aber auch in Bulgarien und Griechenland mittlerweile. Zweitens, der andere Woll-
Faktor, dass es viele Familienmitglieder hier gibt. Also meistens kommen die Menschen nach
Deutschland, weil sie hier jemanden haben, der sie eventuell unterstitzt. Wenn wir diese
dezentrale Unterbringung ermdglichen kdnnen bei anderen Gefliichteten — bei den Ukrainern
ist es moglich —, wenn wir das bei allen umsetzen werden, wirden die Kommunen entlastet
werden, weil dort gibt es Platz bei Freunden, bei Familien und Sonstiges. Und daher wird
eigentlich die Behorde schon, also der Aufwand der Behdrden reduziert werden. Von daher
eher eben mit Standard begrifRen wir, aber in allen Fallen keine lange Zeit in den
Erstaufnahmeeinrichtungen und mehr darauf hinarbeiten, dass es die dezentrale

Unterbringung gibt.

Stellv. Vors. Abg. Marx:

Vielen Dank. Gibt es weitere Fragen? — Das sehe ich nicht. Dann herzlichen Dank erst einmal,
Herr Alazawe. Sie kdnnen gerne hier auch noch bleiben und sich die anderen Anzuhdrenden
ebenfalls hier noch anhéren.

Die Nachste ist dann die Beauftragte fir Integration, Migration und Flichtlinge im

Thiringer Ministerium fir Migration, Justiz und Verbraucherschutz, Frau Kruppa.

Frau Kruppa:

Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, erst einmal ganz herzlichen
Dank, dass ich meine Stellungnahme abgeben durfte und jetzt auch muindlich noch die

Mdglichkeit habe, das vorzustellen.

Ich halte es grundsatzlich fur sehr sinnvoll, eine zentrale Behérde einzurichten fir Migration
und Integration und in dieser Behorde als Bestandteil auch eine zentrale Auslanderbehdrde
aufzunehmen. Wir wissen alle, dass dieser gesamte Themenkomplex ,Migration und
Integration” an Relevanz zugenommen hat in den letzten Jahren, und das wird auch so
bleiben. Wir werden mal héhere und mal niedrigere Zuzugszahlen haben. Aber ich gehe davon
aus, wie sich die Welt entwickelt, dass es immer und auch dauerhaft ein Thema sein wird. Das
heildt, wir brauchen in diesem Bereich auf jeden Fall stabile Strukturen. Eine solche zentrale
Behdrde, in der vieles gebindelt ist im Bereich ,Integration und Migration®, halte ich deswegen

fur sehr sinnvoll.
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Ich habe es gerade schon gesagt: Von dieser zentralen Behdrde sollte ein Teil eine zentrale
Auslanderbehoérde sein, die auch verschiedene Bereiche mit aufnimmt, Aufgaben, die
normalerweise die Auslanderbehdrden in den Kommunen erfullen. Da gibt es verschiedene
Bereiche. Da halte ich es fiir sehr, sehr sinnvoll, das zu bindeln auf einer Ebene. Das ist
einmal die Fachkrafteeinwanderung. Das ist im Moment verteilt in verschiedenen
Auslanderbehdrden, also in allen 6rtlichen Auslanderbehdrden — ein sehr komplexes, sehr
schwieriges Thema mit viel Fachwissen. Wir haben Gott sei Dank die ThAFF, die
entsprechend die Unternehmen, aber auch die Auslanderbehdrden berét in dem Bereich. Aber
das zu bundeln, dass nicht jede Auslanderbehdérde alleine vereinzelte Falle — so sehr, sehr
viele sind es ja nicht — bearbeiten muss, halte ich fur sehr sinnvoll, also diesen Bereich der

Fachkrafteeinwanderung in eine zentrale Auslanderbehdrde zu ziehen.

Auch fur sinnvoll halte ich es, die Landesaufnahmeanordnungen in eine zentrale Behorde, in
eine zentrale Ausléanderbehdrde zu ziehen. Auch hier ist es eine grofRe Herausforderung fir
die einzelnen Auslédnderbehérden, die einzelnen Félle zu beurteilen, die
Verpflichtungserklarungen entgegenzunehmen und so weiter. Es ist auch ein grol3er
Prifungsaufwand. Und es gibt da auch sehr viele unterschiedliche Entscheidungen von den
Auslanderbehérden. Das zu zentralisieren, wie das Hessen beispielsweise auch getan hat,
halte ich fur sehr sinnvoll.

Nicht fur sinnvoll halte ich, in eine solche zentrale Auslanderbehérde Ausweisungen und
Passbeschaffung mit aufzunehmen. Wenn es um Ausweisung geht, also um Straftaten, ist es
immer so, dass eine Abwagung stattfinden muss vor Ort, in den Kommunen, in den
Auslanderbehorden, und zwar einmal das Interesse der betroffenen Auslanderinnen und
Auslander und auf der anderen Seite das 6ffentliche Interesse. Das funktioniert viel besser vor
Ort. Die Auslanderbehdrden haben viel mehr Erkenntnisse und Zugange zu den Menschen
selbst; ebenso bei der Passbeschaffung. Da geht es ja nicht nur um den Kontakt zu der
Botschaft aufzunehmen, sondern um vieles mehr, zu Uberlegen, wie kommt man an
irgendwelche Papiere, muss noch die Schule angeschrieben werden, und alle moglichen
Sachen. Auch da ist eine Interaktion zwischen dem Migranten oder der Migrantin und der
ortlichen Behorde sehr sinnvoll. Ich denke, dass ist nicht so gut umzusetzen in einer zentralen

Auslanderbehorde, sollte also weiterhin dezentral bearbeitet werden.

Fir all das — fur diese zentrale Ausléanderbehdrde wirden ja dann Themen von den ortlichen
Auslénderbehdrden Ubergehen — braucht es unbedingt und dringend zusatzliches Personal.
Sonst wird es nicht besser, wenn dort kein Personal ist, um die Fachkréafteeinwanderung zu

bearbeiten. Dann werden die Verfahren auch nicht reibungsloser und schneller gehen. Das ist
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ein ganz zentrales Thema. Eine solche Behtrde muss gut aufgestellt sein, auch fir die
Zukunft. Der Bereich — ich habe es gerade schon gesagt — ,Migration und Integration“ wird
nicht abnehmen, sondern wird entsprechend eine relevante Aufgabe bleiben. Diese sollte auch

gut fur die Gesellschaft umgesetzt werden, besonders auch der Integrationsbereich.

Die zentrale Behorde — ich meine nicht die zentrale Auslanderbehorde, sondern die
Gesamtbehoérde — muss natlrlich die Referate, die es bisher im Landesverwaltungsamt gibt —
740, 750 — beinhalten. Sinnvoll finde ich auch, die Anerkennung von Bildungsabschlissen,
auslandischen Bildungsabschlissen, die Staatsbirgerschaftsangelegenheiten, die derzeit im
Landesverwaltungsamt sind, und auch die Projektférderung und Integration und weitere
Integrationsbereiche einzubeziehen. Migration und Integration sollten immer gemeinsam

gedacht und gemeinsam auch geférdert werden.

Der von der CDU-Fraktion eingereichte Gesetzentwurf — wir haben es gerade schon gehort —
beinhaltet die Zentren fur Aufnahme und Ruckfiihrung. Diese Zentren lehne ich grundlegend
ab. Wir haben es vorhin schon gehort, wir sollten uns darauf fokussieren, die
Landeserstaufnahme mit weiteren Auf3enstellen oder anderen Landeserstaufnahmen gut zu
gestalten, als einen Ort des Willkommens mit allen erforderlichen Inhalten — wir haben es
gerade schon gehort —, Gewaltschutzkonzepten, Beschéftigungsmaoglichkeiten fir Kinder,
aber auch fir Erwachsene, guter medizinischer Versorgung, gesundem Essen, das sozusagen
gut aufzustellen. Ich hére immer wieder von Migrantinnen und Migranten oder Gefllichteten,
die hier ankommen, der erste Eindruck ist sehr entscheidend dafiir, wie sie auch weiterhin
ihren Prozess des Ankommens und der Integration hier gestalten kénnen. Das ist, darf nicht

unterschéatzt werden.

Diese Zentren, die angedacht sind, in vier Regionen Thiringens — habe ich gerade schon
gesagt — lehne ich grundlegend ab. Das sind ja wie Ankerzentren; das ist ja kein grol3er
Unterschied. Wir haben erst einmal das Problem, dort wiirden auch Kinder sein, Kinder und
Jugendliche. Wir haben in Thiringen Gott sei Dank eine Schulpflicht. Die beginnt drei Monate
nach der Ankunft. Das ist gesetzlich festgelegt und das ist auch sehr wichtig und gut so. In
solchen Orten ist es entweder sehr schwierig, Uberhaupt in die Schule zu gehen. Ich weil3
nicht, was da angedacht ist. Aber es sind auch Orte, in denen sich Kinder nicht konzentrieren
konnen auf Lernen, auf Bildung. Das heil3t, wir verwehren dadurch fir lange Zeit Kindern
Bildungschancen. Das sollten wir nicht tun. Wir sollten von Anfang an jedem Kind so schnell

wie mdglich und so lange wie mdglich Bildungsperspektiven geben.
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Aus eigener Erfahrung weifl3 ich, dass Menschen, auch wenn sie einen abgelehnten Asylantrag
haben, aus den unterschiedlichsten Griinden hierbleiben, weil sie krank werden, weil sie keine
Ausweise, keine Passe bekommen, weil sie heiraten, was auch immer. Es gibt ganz, ganz
viele Grunde dafir. Wir verzégern durch solche Zentren die Integration. Wir sollten immer
darauf achten, von Anfang an die Menschen in diesen Integrationsprozess aufzunehmen,
solange sie in Thiringen sind. Das heif3t, jemanden auszugrenzen aus der Integration ist
gefahrlich. Wir verzdgern diesen gesamten Prozess nach hinten, wenn die Leute doch
dableiben. Sollten sie ausreisen miussen, ist auch die Integration ein groRRer Vorteil fur sie,

wenn sie Deutsch gelernt haben, wenn sie hier gearbeitet haben usw.

Die Ankerzentren und auch die angedachten Aufnahme- und Rickflihrungszentren sind Orte
der Perspektiviosigkeit. Dort staut sich Frust und Aggression. Es leben viel zu viele Leute auf
lange Zeit an einem Ort, ohne dass es ausreichend Angebote, Integration, Bildung,
Arbeitsmarktzugange und so etwas gibt. Menschen verlieren ihre Beschéaftigungsfahigkeit.
Wenn jemand lange Zeit nicht arbeitet, hat er es viel, viel schwerer — wir kennen das von
Menschen, die langzeitarbeitslos sind —, wieder in den Arbeits- und Berufsprozess

hineinzukommen. Auch Arzte usw. verlieren naturlich einfach an praktischer Erfahrung.

Ich habe es gerade schon gesagt, statt solche Orte zu schaffen, sollten wir lieber gucken, dass
alle Menschen von Anfang an gute Integrationsbedingungen in Thiringen haben und
mdoglichst schnell in die Kommunen verteilt werden. Natlrlich gibt es Prozesse, die in der
Erstaufnahme durchgefiihrt werden missen. Aber dann ist es sinnvoll, so schnell wie méglich
in die Kommunen zu verteilen. Wenn man viel mit Menschen, gefliichteten Menschen zu tun
hat, weil3 man, was das flir ein unglaublicher Wert ist, ein Dach tiber dem Kopf in einer eigenen
Wohnung zu haben, dort zur Ruhe zu kommen. Es ist nicht laut. Eltern kénnen arbeiten gehen,
zu Deutschkursen, Kinder konnen sich auf ihre Schule konzentrieren. Und sie kbnnen endlich
mal zu sich kommen und die Strapazen und auch die Traumata — teilweise — der Flucht

beginnen, zu verarbeiten. Das alles ist unmdéglich in diesen Aufnahmezentren.

Ich mochte noch ganz kurz auf den Gesetzentwurf von Rot-Rot-Griin eingehen. Auch dort ist
eine zentrale Behorde angedacht. Ich habe gerade schon gesagt, das halte ich fir sehr
sinnvoll. Wie man sie nennt, ob ,Landesauslanderbehdrde” oder ,Behdrde fir Integration und
Migration®, muisste man sich sicherlich noch mal Uberlegen. Aber wichtige Dinge zu
zentralisieren, ist sinnvoll. Ich halte es auch fur sinnvoll, eine Investitionspauschale fiur die
Herrichtung von Wohnraum einzubeziehen. Die dezentrale Unterbringung — ich habe es
gerade schon gesagt — ist wichtig flr die Menschen, ist wichtig fur die Integration, fur die

Nachbarschaft. Man kommt einfach viel besser in Kontakt. Ich bin ja selbst Mitglied der
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Tharinger Hartefallkommission. Die meisten Unterstitzerschreiben bekomme ich von
Arbeitskolleginnen und Arbeitskollegen, die zu Freunden geworden sind, aber auch von
Nachbarn. Und die Frau nebenan sagt, Mensch, wir haben uns so gut angefreundet. So
funktioniert Integration. Wichtig ist auch — ich habe es schon gesagt —, die Erstaufnahme gut
aufzustellen mit den verschiedensten Bereichen, die auch in dem Gesetzentwurf angedacht

sind.

Ja, so weit. Ich wirde jetzt nicht weiter auf die einzelnen Fragen — ich habe die schriftlich

beantwortet — eingehen.

Naturlich muss man noch mal darstellen, die Auslanderbehérden sind sehr belastet. Oft dauert
es viel zu lange, bis Menschen Termine bekommen, kriegen nur die Fiktionsbescheinigung,
weil die Auslanderbehdrden es nicht schaffen, die richtigen Aufenthaltstitel zu geben. Insofern:
Eine Entlastung der Auslanderbehdrden durch eine Zentralisierung ist sinnvoll, aber auch da
muss Personal rein, sonst funktioniert es wieder nicht. Ich hatte es in dem Gesetzentwurf der
CDU gesehen. Von was ich nichts halte, ist, komplizierte Einzelfalle von Auslanderbehérden
in eine zentrale Behtrde zu geben. Ich wisste nicht, was ,komplizierte Falle“ sind oder
»<ausfuhrliche oder komplexe Falle“. Das muss schon in den Auslanderbehérden passieren, die
moglicherweise einfach auch noch mehr Personal bendtigen.

So weit erst einmal. Ganz herzlichen Dank.

Stellv. Vors. Abg. Marx:

Ja, vielen Dank, Frau Kruppa. Es gibt auch schon eine erste Frage. Frau Kollegin Baum.

Abg. Baum:

Vielen Dank, Frau Kruppa, fur die Ausfihrungen. Ich habe zweieinhalb Fragen. Die eine: Sie
haben das so schon formuliert — ich habe das vorhin nicht so gut formuliert, habe ich den
Eindruck — bei der Frage, bis wohin der Verbleib in der EAE, sagen wir mal, gerechtfertigt oder
sinnvoll erscheint. Sie hatten das jetzt auch mit einem Status beschrieben. Gibt es irgendwie
so einen Statuspunkt, auch im rechtlichen Verfahren, wo Sie sagen, bis zu dem Punkt, wenn
das abgeschlossen ist, dann ist auch, sagen wir mal, von verwaltungsseitiger

Weiterbehandlung das irgendwie bewaéltigbar?
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Und die anderthalb zusatzlichen: Bei der Frage nach der zentralen Auslanderbehérde stellt
sich fur mich noch ein bisschen die Frage: Wirden Sie das eher beflirworten am Ministerium
angedockt oder im Landesverwaltungsamt? Da gibt es ja diese beiden Vorschlage, die
vorliegen. Was kdnnten Sie sich denn aus lhrer Erfahrung vorstellen, welche Aufgaben
tatsachlich konkret in einer zentralen Behorde bearbeitet werden, wenn Sie jetzt schon darauf
hinweisen, was Sie nicht sehen, namlich diese komplexen Prozesse weiter individuell in den

ortlichen Auslanderbehérden zu bearbeiten?

Frau Kruppa:

Ich bin wie mein Vorredner eigentlich jemand, der die dezentrale Unterbringung unterstutzt.
Ich glaube aber, es bedarf trotzdem eines ersten Ankommensortes, einer
Erstaufnahmeeinrichtung, nicht nur, weil das gesetzlich so vorgesehen ist, sondern auch, weil
es sinnvoll ist, erst einmal die Registrierung vorzunehmen, die Erstuntersuchung dort
durchzufiihren. Das BAMF ist ja auch in Suhl, das heil3t, dass erst einmal der Asylantrag
sozusagen beim BAMF gestellt werden kann, dass die Anhorung dort auch stattfindet und —
was ganz wichtig ist — dass dort verschiedene Beratungsstrukturen sind. Das haben wir ja
auch in Suhl, dass die Leute die Moglichkeit haben, zu einer Asylverfahrensberatung zu gehen,
bevor sie dann vor dem BAMF — sie nennen das immer ,Interview“ — ihre Anhérung haben zu
den Asylgrinden. Da sagt das BAMF auch regelmafig, es ist absolut sinnvoll, wenn die Leute
vorher erst mal beraten werden, auf was kommt es denn an, was sind die zentralen Punkte
usw. Also ich halte es fur sinnvoll, wenn gewisse Punkte abgearbeitet werden und es auch
nicht so schnell geht, dass die Menschen zum Beispiel keine Mdglichkeit mehr haben, zu

dieser Asylverfahrensberatung zu gehen.

Wir hatten es bisher, in manchen Zeiten, geschafft, dass zwischen vier und sechs Wochen der
Aufenthalt in der Landeserstaufnahme war. Das finde ich okay, wenn man in solchen
Zeitraumen rechnet, wenn dann die Leute auch wissen — also, ganz wesentlich ist auch zu
wissen, wie lange dauert das, was habe ich dort zu tun und wann komme ich weiter, wann
finde ich dann wirklich Perspektiven in den Kommunen. Also das war so zur ersten Frage, wie
lange dauert es. Dinge, die am besten gleich am Anfang untersucht und getan werden missen,

das ist sinnvoll in der Erstaufnahme, ja.

Die Frage ist nicht so einfach, wo das am besten angesiedelt sein sollte, diese zentrale
Auslénderbehdrde oder dieses Landesamt fur Migration und Integration. Es spricht einiges
dafir, dass es als Mittelbehtérde sozusagen ein Landesamt bleibt, weil es ja auch viel

operatives Geschéft darin gibt, also es wird viel getan. Auf der anderen Seite ist auch eine
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Ansiedlung beim Ministerium mit anderen Vorteilen behaftet, dadurch, dass es sehr direkt ist,
dass direkt durchgegriffen werden kann, dass es einen kurzen Draht, eine kurze Verbindung
gibt. Ich kann es nicht hundertprozentig sagen, wo ich denke, dass es am besten angesiedelt
wird; ich denke doch, unmittelbar an ein Ministerium, was Dienst- und Fachaufsicht hat. Die
Aufgaben — ich habe es gerade schon gesagt, ich habe gesagt Passbeschaffung oder
Ausweisung sollten dort nicht sein. Es sollten dort sein — ich habe es gerade schon gesagt —
die Fachkrafteeinwanderung; das halte ich fir wichtig. Die Bearbeitung der
Landesaufnahmeprogramme und Aufnahmeanordnungen, hier Syrien und Afghanistan im

Moment beispielsweise, halte ich fur sehr wichtig.

Stellv. Vors. Abg. Marx:

Eine Nachfrage?

Abg. Baum:

Danke. Das heilt, keine Einbindung in die individuellen Verfahren und quasi Ubernahme von
komplexen Aufgaben — das hatten Sie schon gesagt —, komplexen Féllen. Aber gerade auch
so Aufgaben, die in den ortlichen Auslanderbehérden regelmafig zu — sage ich mal —

fachlicher Verwirrung fihren?

Frau Kruppa:

Ich war neulich bei den Hohenheimer Tagen — das ist so die wichtigste Tagung im
Migrationsrecht —und habe mit einem Leiter der Auslanderbehdérde aus Hannover gesprochen.
Die haben mal versucht, auch komplexe Einzelfélle in eine zentrale Behdrde zu ziehen. Er hat
mir gesagt, das ist total schiefgegangen, das macht keinen Sinn. Die Auslanderbehdrden
missen diese Dinge selbst regeln und kdnnen nachfragen beim — jetzt ja auch schon —
Landesverwaltungsamt. Aber ich hatte ja auch gesagt, dass diese Referate, die im
Landesverwaltungsamt sind, die ja auch die Aufsicht haben Uber die Auslanderbehérden, dass
die mit reingezogen werden — naturlich — und dass es einen Austausch gibt. Das halte ich
Ubrigens fur sehr, sehr wichtig, dass diese zentrale Behorde einen ganz engen Kontakt zu den
Auslénderbehdrden hat, dass es dort regelméRige Austauschformate gibt zwischen allen
Auslanderbehorden und diesem Amt, damit man sich Gber grundséatzliche Dinge unterhalten
kann, wie was auszulegen ist, wie mit besonderen Féllen umgegangen werden muss. Also

das auf jeden Fall. Diese Kommunikation muss da sein. Aber, ich glaube, einzelne Félle
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riberzuschieben und zu sagen, das muss jetzt die Zentrale aushandeln, das sind Sachen, die

mussen vor Ort passieren.

Stellv. Vors. Abg. Marx:

Frau Konig-Preuss.

Abg. Konig-Preuss:

Mich irritiert so ein bisschen, was uns aus einzelnen schriftlichen Anhdrungen, insbesondere
aus Kommunen und Landkreisen, zugegangen ist. Und zwar wird dort — ich will nicht sagen zu
100 Prozent — aber fast immer erklart, dass man die zentrale Auslanderbehdrde fur relevant,
sinnvoll usw. usf. halte, weil dadurch die kommunalen Behdrden erheblich entlastet werden
wuirden. Jetzt wird aber die zentrale Auslanderbehérde in beiden Gesetzentwiirfen geschaffen,
allerdings gibt es die Praferenz — ich werde das nachher dann auch die kommunalen Vertreter
fragen —, die Préferenz liegt immer beim Gesetzentwurf der CDU. In beiden Gesetzentwtirfen
ist zumindest aktuell nicht vorgesehen, Personal aufzustocken, sondern die bereits
bestehenden  Referate  umzuverteilen, zusammenzufassen in  der zentralen
Auslanderbehdrde. Wir haben jetzt von Ihnen gehdrt — wir haben es auch schon vorher in der
Anhdrung gehdrt, wir haben es auch in schriftlichen Stellungnahmen —, eigentlich braucht es
eine Entlastung der Auslanderbehérden. Ich spitze jetzt mal zu: Die zentrale
Auslanderbehoérde, egal in welchem Gesetzentwurf, wird doch nicht zu der Entlastung in den
Auslanderbehérden auf kommunaler Ebene flhren, wie es erhofft, suggeriert oder was auch
immer wird, solange es keine personelle Verstarkung in den kommunalen Ausléanderbehdrden

gibt. Ist das so zutreffend?

Frau Kruppa:

Ich glaube, wir brauchen beides. Wir brauchen eine Starkung der Ortlichen
Auslanderbehdrden, eine Personalstarkung, damit die Verfahren wieder zlgiger funktionieren
und dass auch die Migrantinnen und Migranten zu ihren Rechten kommen. Das heilt,
eigentlich ist vorgesehen, nach drei Monaten — wir kennen das alles, Untétigkeitsklage —
sollten die Sachen erledigt sein, wenn alles vorliegt, wenn alles vollstéandig ist. Das erreichen
wir in vielen Auslanderbehérden nicht. Verfahren dauern viel langer. Das heildt, die
Auslanderbehorden, die viel — und das sind alle — zu tun haben, brauchen naturlich
ausreichend Personal. Dadurch, dass man eine zentrale Auslanderbehdrde schafft, wirde

man einige Themen — ich habe es gerade schon gesagt — wie ,Fachkrafteeinwanderung“ — ich
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glaube, das ist nicht etwas, womit die Auslanderbehdrden jetzt zu Hunderten Fallen Gberflutet
sind —, einzelne Falle, die dort bearbeitet werden. Aber natirlich, wenn es um
Fachkraftezuwanderung geht und diese schnellen auch im Gesetz vorgesehenen Verfahren
nicht durchgeftihrt werden kénnen, kriegen wir die Fachkréfte nicht hier eingewandert — das
zu starken. Aber auch da brauchen wir wieder Personal. Also beides, es muss eben beides
gemacht werden. Die Auslanderbehérden waren sehr froh, wenn diese sehr komplizierten
Falle ,Fachkrafteeinwanderung® Ubertragen werden an eine zentrale Auslanderbehérde; da
gehe ich mal davon aus. Das ist auch eine Arbeitsentlastung fir die Auslanderbehdrden. Aber
das alles wirde nicht ausreichen, dass die Auslanderbehdrden so aufgestellt sind, dass sie in
dieser Zeit ausreichend schnell, zielgerichtet arbeiten kénnen. Das heil3t, wir brauchen beides.
Ich hoffe, ich habe die Frage richtig verstanden. Im Gesetzentwurf der CDU ist gar nicht von
einer personellen Mehrung die Sprache innerhalb dieser Behodrde. Die brauchen wir, sonst

funktioniert es nicht. Wenn man Aufgaben tbernimmt, dann braucht man das.

Abg. Konig-Preuss:

Genau. Das ware jetzt auch meine Frage. Im Gesetzentwurf Rot-Rot-Griin ist zumindest noch
angedeutet, dass entsprechend, wenn Bedarf, das Personal aufgestockt werden muss, weil
die Zusammenlegung der Referate nicht reichen wirde. Im Gesetzentwurf der CDU ist es so
deutlich zumindest nicht enthalten. Wenn wir mal ernst sind: Wie viel Personal bréuchte es
denn eigentlich fir eine zentrale Ausléanderbehérde Uber die mdgliche Zusammenlegung der

Referate hinaus?

Frau Kruppa:

Das kann ich jetzt nicht beurteilen, wie viel wir tatsachlich, genau brauchten. Wir missten
klaren: Wie viel Zeit bendtigen in jeder Auslanderbehdrde die Verfahren der
Fachkrafteeinwanderung? Wie viel Zeit — und das ist auch einige — benotigen diese Verfahren
fur die Landesaufnahmeanordnung, also Landesaufnahmeprogramme? Das misste man
dann entsprechend Uberleiten in die zentrale Auslanderbehdrde und sagen, genau das, was
die Auslanderbehérden im Moment brauchen vor Ort, muss dort natirlich auch zur Verfligung
gestellt werden, so viel Personal. Und dann, was wir auch nicht vergessen durfen, dass das
Thema in den letzten Jahren an Relevanz und an Arbeitsaufwand deswegen auch gewonnen
hat. Das heif3t, umso mehr Menschen da sind — auch 2022 die Menschen, die aus der Ukraine
gekommen sind —, fuhrt das naturlich zu einem Arbeitsaufwand der Auslanderbehdrden. Und
dafiir braucht man mehr Personal, damit das ordentlich bearbeitet werden kann. Das heif3t,

dieser Bereich, der uns auch in Zukunft beschéftigen wird, relevant beschaftigen wird, der in
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Regelstrukturen, auch der Integrationsbereich, gehort, der muss ausreichend aufgestellt sein,
damit das gut funktioniert. Aber ich kann nicht genau sagen, wie viel Personal. Man misste in
den Auslanderbehérden nachfragen, wie viel Personal braucht ihr fir die Bearbeitung jetzt und
wie viel ist dafur erforderlich. Genau das Aquivalent muss dann in eine zentrale Behorde
gesetzt werden. Aber nicht von den Auslanderbehérden weggenommen und dort hingesetzt,

denn dann haben wir wieder einen Engpass.

Abg. Konig-Preuss:

Vielleicht noch mal, ob ich Sie richtig verstanden habe: Es brauchte a) die Besetzung der
aktuellen in vielen Kommunen freien Stellen innerhalb der Auslanderbehérden, es bréauchte b)
eine Aufstockung von Stellen auf kommunaler Ebene in den Auslanderbehérden, und dann
braucht es c) fir die zentrale Auslanderbehdrde auch die adaquate Personalausstattung, um
die Aufgaben von beschleunigter Fachkrafteeinwanderung, aber auch Beratung und Ahnliches
mehr entsprechend Ubernehmen zu kénnen. Das heil3t — ich hoffe, mich greift jetzt nicht gleich
jemand an —, eigentlich ist keiner der beiden Gesetzentwirfe so formuliert, dass er das aktuell
bestehende Problem 16st im Hinblick auch auf die notwendige personelle Ausstattung?

Frau Kruppa:

Ja. Wir brauchen einfach eine héhere personelle Ausstattung — ich habe es gerade schon ganz
oft gesagt —, weil dieses Thema an Relevanz zugenommen hat. Es gibt andere
Themenbereiche, die vielleicht weniger relevant geworden sind oder weil weniger Menschen
von Behoérden betreut und bearbeitet werden muissen. Das ist hier eben nicht so. Deswegen
muss es zukunftssicher und gut aufgestellt sein, damit wir immer adaquat und rechtmafig und
ordentlich reagieren kénnen. Dann ist es natlrlich auch so, dass in einigen Kommunen die
Auslanderbehorden zwar die Stellen theoretisch haben, aber diese nicht besetzt sind. Das ist
unterschiedlich. Ich mag jetzt die einzelnen Kommunen nicht nennen, aber es gibt auch
Kommunen, die sagen, unsere Behordenmitarbeiterinnen mdochten unbedingt in die
Auslanderbehorde, weil wir namlich eine Art Willkommensbehorde sind, bei uns funktioniert
das gut und das ist ein interessantes und spannendes Gebiet. Da passiert was, wir haben
Kontakt. Das ist nicht immer so, dass die Auslanderbehérden sagen, wir kriegen kein Personal,
weil niemand zu uns will. Es gibt auch vereinzelt — muss ich sagen — Auslanderbehdérden, die
sagen, wir schaffen es, unsere Personalstellen alle gut zu besetzen. Aber auch diese Behérde

sagt, wir brauchen mehr Personal.
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Stellv. Vors. Abg. Marx:

Gibt es weitere Fragen? Herr Schard.

Abg. Schard:

Ich will zu der aufgeworfenen Personalfrage einleitend ganz kurz Stellung nehmen und dann
eine Frage stellen. Ich glaube, dass das zumindest von Ihrem bisherigen Aufgabenbereich nur
sehr schwer oder gar nicht einschatzbar ist, wie viele Aufgaben durch wie viel Personal dann
durch diese Behdrde erledigt werden kann, wenn es Uberhaupt jemand kann, weil ich namlich
denke, dass es durch so einen Neuzuschnitt zu Veranderungen kommt, aber auch zu
Effizienzgewinnen. Da ist meine Frage: Wie schétzen Sie die Frage der Effizienz und auch der
Effizienzgewinne durch die Zusammenlegung von Aufgaben in Bezug auf — eventuell dann —

das Personal — wenn die Frage schon mal aufgemacht wurde — letztendlich ein? Danke.

Frau Kruppa:

Ich glaube schon, dass es auch Effizienzgewinne gibt. Wir haben ja gesagt, wir missen die
Strukturen bundeln oder wir sollten die Strukturen biindeln und das zusammenfihren. Die wird
es schon geben. Das heildt, wenn jede Ausléanderbehodrde einzeln zum Beispiel die
Fachkrafteeinwanderung bearbeitet, sind Mitarbeitende nicht so firm. Das ist ein wirklich
kompliziertes Thema und man braucht natirlich langer, wenn man das jeden Monat oder alle
zwei Monate einmal bearbeitet, wie wenn es in einer zentralen Behorde ist, wo die Menschen
nichts anderes tun. Dann sind die natlrlich spezialisierter. Das heil$t aber eben nicht, dass
man kein zusatzliches Personal braucht. Es muss ja trotzdem bearbeitet werden, auch wenn
vielleicht diese Personen, die das dann ausschlieRRlich bearbeiten, es ein bisschen schneller
machen konnen. Aber die Félle missen ja trotzdem gemacht werden, die sind trotzdem
kompliziert, diese ganzen Pruffolgen und Abfragen usw., die kann man ja nicht sozusagen
wegarbeiten, die sind ja trotzdem da. Das heil3t, es wird, wenn es eine Person ist, die das
jeden Tag und immer macht, schneller gehen, und trotzdem sind ganz viele Schritte dabei, die
einfach gemacht werden mussen, die nicht wegfallen. Deswegen braucht es dieses Personal.
Es ist sicherlich ein bisschen weniger Arbeit, und trotzdem wird die zentrale Behdrde nicht
ohne zusatzliches Personal auskommen, wenn sie neue Aufgaben tbernimmt, wo sie ja jetzt

schon sehr belastet ist.
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Stellv. Vors. Abg. Marx:

Weitere Fragen? Frau Baum.

Abg. Baum:

Nur eine ganz kurze. Sie hatten vorhin sehr schon dargestellt, was so die Sachen sind, die
man irgendwie abhaken musste in einer Erstaufnahmeeinrichtung. Ich weil3 nicht, ob Sie das
wissen. Aber gibt es so eine Art Laufzettel mit den Aufgaben oder Schritten, die die
Ankommenden in Suhl zum Beispiel zu absolvieren haben, sage ich mal, der ihnen irgendwie
so ein Gefuhl dafur gibt, was sie hier jetzt erwartet, bevor es irgendwie weitergeht? Wissen
Sie, ob es so etwas gibt?

Frau Kruppa:

Ja. Der ASB, also der Sozialdienst in Suhl, nimmt ja die Leute erst mal in Empfang. Dabei
spielt die Landespolizei usw. noch eine Rolle, aber der ASB als Sozialberatungsstelle dort, als
soziale Betreuung hat einen Laufzettel, auf dem steht alles, wohin sie mussen. Da ist
aullerdem ein Plan von dem ganzen Ort in Suhl; der ist ja auch relativ grof3. Und da kann
sozusagen alles abgekreuzt werden. Diese Laufzettel gibt es und die sind natirlich auch
sinnvoll. Als wir Zeiten hatten von vier bis sechs Wochen Aufenthalt in der
Landeserstaufnahme in Suhl, waren das schon relativ viele Punkte, die man in dieser Zeit
abarbeiten musste. Die Leute waren schon ziemlich beschéftigt in dieser Zeit. Aber es ist
durchaus mdoglich und kein Problem. Und da bietet natirlich so ein Laufzettel eine
Orientierung, klar. Da stehen auch diese wesentlichen Player wie Verfahrensberatung oder

Albatros als psychosoziale Beratung usw. mit drauf.

Stellv. Vors. Abg. Marx:

Gibt es weitere Fragen? Frau Konig-Preuss.

Abg. Konig-Preuss:

Es ist weniger eine Frage. Ich fand das gerade nicht so gut, der sachverstandigen
Anzuhdrenden — immerhin Beauftragte des Freistaats Thiringen — mitzuteilen, dass sie da ja

nicht wirklich Uberblick haben koénnte (ber die Bedarfe in der kommenden zentralen

Auslanderbehdrde. Ich gehe davon aus, dass Frau Kruppa zu denen gehort — es gibt noch ein
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paar weitere —, die das sehr wohl einschatzen kénnen, und fande es gut, das entsprechend

mit Respekt zur Kenntnis zu nehmen.

Frau Kruppa:

Ja, danke noch mal. Ich war ja auch fast 20 Jahre lang Rechtsanwaéltin im Bereich ,Asyl- und
Auslanderrecht; das ist meine Vorgeschichte. Da habe ich natlrlich immer mit
Auslanderbehérden zu tun gehabt und habe das jetzt auch. Jeden Tag bin ich dabei, in
Einzelfallen mit den Auslanderbehdérden zu sprechen, mich mit denen in Verbindung zu setzen.
Es sind auch die Auslanderbehérden, die mich beispielsweise fragen, ob ich Hartefalle
einreichen kann, wo sie eine Hérte sehen. Das heifl3t, ich stehe in stdndigem Kontakt zu, glaube
ich, allen Auslénderbehdrden in Thiringen und bekomme da auch Probleme mit. Ich bin immer
in Landkreisen. Ich habe alle Landkreise bereist, bis auf die, die nicht wollten, dass ich sie
bereise, oder den einen. Ich treffe mich bei der Landkreisbereisung immer mit den
Auslanderbehérden, frage, wie die Situation dort ist, und fiihre da sehr offene und gute
Gesprache. Das kann ich mit Sicherheit gut abschatzen.

Stellv. Vors. Abg. Marx:

Das soll auch so sein, denn sonst waren Sie nicht Beauftragte. Gibt es jetzt noch Fragen an

Frau Kruppa? Das sehe ich nicht, dann herzlichen Dank.

Wir kommen zum nachsten erschienenen Anzuhérenden. Das ist von MigraNetz Thiringen

e.V., dem Landesnetzwerk der Migrant*innenorganisationen, Herr Dennis Menacher.

Herr Menacher:

Lieben Dank fur Ihre Zeit. Ich habe fur Ihre und meine Denkhilfe eine kleine Prasentation an
die Seite gehangt (Anmerkung der Landtagsverwaltung: vgl. Anlage zum Protokoll; wurde
bildhaft eingescannt). Die wird dann vielleicht im Nachgang auch noch so weitergeleitet an die
Interessenten, welche Stichpunkte denn so fur uns essenziell waren fur die Betrachtung der

beiden Gesetzentwlirfe.

Ich wirde mit einem ganz kleinen Zitat anfangen und dann einleiten, welche Standpunkte wir

als MigraNetz haben.
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MigraNetz ist der Landesverband fur Migrantenorganisationen in Thiringen. Mittlerweile ein
bisschen mehr als 60 Organisationen haben wir mit starken regionalen Unterschieden,
naturlich in dem Hotspot Erfurt deutlich mehr und in manchen Kreisen tatséachlich sehr wenige

bis gar keine.

Im Rahmen meiner Beratungstatigkeit — also ich bin ein Mensch, der
Antidiskriminierungsberatung macht. In einem Projekt fir MigraNetz Thiringen e.V. bin ich in
engem Kontakt mit den Menschen an allen Diskriminierungsebenen. Das betrifft nicht nur, weil
wir MigraNetz heiRen, die migrantische Ebene, das betrifft auch alle anderen momentan in
diesem sogenannten AGG, Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz, verankerten — nur — sechs

Diskriminierungskategorien. Aber es gibt unzéhlige, wenn nicht gar offen bis zum Ende.

Ein kleines Zitat von einer Rat suchenden Person in einem Camp hier in Thuringen: Ehrlich
gesagt ist der Zustand in Thiringen nicht gut. Wenn Sie mir helfen kénnen, weil3 ich das sehr
zu schatzen, denn im Bundesstaat Thiringen ist es nicht gut fir die Araber. Es ist nicht einmal
gut im sozialen Leben und auch nicht am Arbeitsplatz. In der Provinz Thiringen gibt es viele
Schwierigkeiten. — Das war gestern Abend um elf.

Ich wirde jetzt mal kurz einleiten. Hier seht ihr schon kleine Standpunkte. Was uns beim
Durchlesen von den unterschiedlichen Entwirfen aufgefallen ist, dass per se — vor allem bei
dem Entwurf der CDU — von einer Effizienz — was auch genannt wurde —, einer Optimierung
schlichtweg mit einer Aufgabenibergabe einhergeht. Da habe ich mich gefragt — und das
wurde anfangs schon gesagt —: Hat das mit Personal zu tun, hat das mit anderen Stellen zu
tun? Woran bemisst man, wir bemuihen jetzt Krafte, das heil3t gleich Effizienz? Das kann ich
in meiner beratenden Téatigkeit auch nicht komplett nachvollziehen. Da nehme ich mir das auch
nicht raus, zu sagen, bis dahin ist es effizient, bis dahin ist es einfach nur eine Ansammlung
an Fallen. Wie auch meine Vorrednerin gesagt hat, teilweise kbnnen dann Einzelfalle sogar

nicht effizienter sein, wenn sie zentral bearbeitet werden.

Am Anfang ist auch eine Bemerkung, eine Begrifflichkeit dieses Amits:
,Landesauslanderbehérde” in dem zweiten Entwurf von Rot-Rot-Griin oder in dem ersten
Entwurf ,Zentrale Auslanderbehdrde”. Es ist rechtlich eben dieses Wort, und Organisationen
haben sich damit lange beschéftigt, ob man das jetzt andert, ob man ,Flichtling® sagt. Das ist
auch eine Art Verniedlichung von einem Menschen, der eine heftige — was wir auch vorher
schon teils gehort haben, in den vorigen Reden — Vergangenheit hat und eine lange
Fluchterfahrung, mit diesen Dingen diese Tragweite eigentlich zu mindern. So ist ,Auslander®,

sei es auch ein Mensch, der auf verschiedenste Art und Weise hier migriert, sei es auf
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aufenthaltsrechtlicher, asylrechtlicher oder auf studentischer Ebene, eine schwierige
Formulierung und eine Kategorisierung, die wir eher mit Begriffen wie ,Landesamt flr
Integration und Teilhabe® zum Beispiel oder ,Landesamt flir Einwanderung“ benennen wirden.
Aber das sind am Ende Begriffe, wie gesagt, der Inhalt ist wichtig und die Wirkung auf die

Menschen, mit denen sie sich befassen.

Ich habe hier in der kleinen Prasentation benannt, dass es, wie gesagt, nur ein kleiner Schritt
ist zu der — Zitat im zweiten Entwurf — ,migrationsfreundlichen und menschenrechtsorientierten
Politik“. Das kann mit diesen zwei Entwirfen oder mit einem Mix dieser Entwirfe oder mit
einem Fokus, wie wir das bei MigraNetz Thiringen sagen wirden, auf jeden Fall den von Rot-
Rot-Grin belegen, Uberhaupt nicht gewahrleistet sein. Das ist ein Schritt von sehr, sehr vielen
weiteren. Die strukturelle Ungleichwertigkeit bleibt einfach bestehen. Dafir sind das
Asylgesetz und das Aufenthaltsgesetz einfach zu vielfaltig. Dartiber sind wir uns, glaube ich,
einig.

Ich wiirde auf die anderen Punkte noch weiter eingehen. Es wurde ja auch genannt, dass es,
wie gesagt, von dem Bund, von verschiedenen Kapazitdten gewinscht ist, in allen
Bundeslandern, wie gesagt, diese Zentralitat umzusetzen im Aufenthaltsgesetz im § 71, und
welche Aufgaben werden davon ausgenommen und bleiben eben dann im kommunalen

Verantwortungsbereich.

Das mit der Begrifflichkeit habe ich bereits benannt. Dann wiirde ich inhaltlich kurz eingehen.

Eine Gewabhrleistung dieser Menschen und fairen Behandlung aller Migrantinnen und
Migranten, wie das auch im Zitat, in dem Entwurf, zweiten Entwurf, benannt wird, kann nicht
gewabhrleistet sein. Im zweiten Entwurf wurde ebenso gesagt, das, was am Ende von den
anderen Rednerinnen teilweise auch schon benannt wurde, ist, Kooperationsstrukturen in
Anspruch zu nehmen, zivilgesellschaftliche Organisationen, Beratungen und teilweise dann
auch vor Ort auch agieren kénnen. Das ist teilweise auch die gleiche Auslegung, die MigraNetz
in Thdringen hat, die von den Vorrednern auch schon benannt worden ist. Kommunale
Auslanderbehdrden kdnnen sich besser mit Fallen vor Ort befassen, aber zivilgesellschaftliche
Organisationen, die ebenso vor Ort sind, missen deutlich besser angebunden sein, als wie es

jetzt der Fall ist.

Ich wirde auf die Frage kurz eingehen, auf die ,Wie bewerten Sie die Auswahl dieser ZAB?“,
also dieser Formulierung im ersten Entwurf, Ubertragene Kompetenzen. Grundlegend ist

natirlich auch, was von den Vorrednern auch schon genannt wurde, die Dienst- und
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Fachaufsicht in den Ministerien anzulegen. Per se keine schlechte Sache, sondern ebenso
eine gute Sache. Es kann auf jeden Fall eine Effizienz gewahrleistet sein, wenn die gut betreut

ist.

Was ich mittlerweile merke und was auch MigraNetz in verschiedenen Projekten, die mit
Beratung zu tun haben und mit Auseinandersetzung mit Behérden zu tun haben, ist, wo liegt
jetzt denn die Verantwortung, wen schreibe ich an, wer kennt sich am besten aus.
Stichwdrtlich: Ich mdchte kein Behérdenhopping mit der Rat suchenden Behdrde machen. Ich
brauche Zeitersparnis, wo muss ich hin. Das ist momentan auf keinsten Fall der Fall. Teilweise
ist es dann auch ambivalent, wenn man hort ,Bitte schreiben Sie uns E-Mails, wenn Sie einen
Termin machen mdchten.” — ,Schreiben Sie uns E-Mails.”: Ja, aber ich habe jetzt schon zwei
Job-Angebote, die sind mir leider flotengegangen von einer Rat suchenden Person, was kann
ich denn sonst tun. — ,Wir sind voll, schreiben Sie uns E-Mails." Wir kénnen nicht mehr
machen. Gleichzeitig in der E-Mail dann im automatischen Anhang: ,Sehen Sie bitte von E-

Mails ab, das wirde dann den Prozess verzégern und unsere Arbeitsweise einbremsen.*

Ich wirde wenige Punkte Uberspringen, die schon benannt und ausformuliert worden sind in

einer tieferen Ebene oder eben dann in einer strukturellen Ebene.

Aber der Entwurf der CDU, stichwortlich: Asylsuchende mit schlechter Bleibeperspektive und
Ausreisepflichtige werden grundsatzlich nicht auf die Kommunen verteilt — hat weitreichende
negative Folgen. Das wurde auch benannt. Ich kann mir keine, mir keinen
Bearbeitungsprozess, wenn der Prozess sehr schnell ist oder vielleicht zu schnell und wie
gesagt, die Menschen gar nicht verteilt werden auf die Kommunen. Wo richte ich mich hin?
Wird die Behorde oder das Zentrum, wo die Menschen angelagert werden, zu einer Blackbox
und Menschen haben gar keinen Zugang, die vielleicht Rat suchende Menschen erreichen
mdochten. Rechtlichen Beistand zu suchen, wird dadurch schwierig. Anwaltliche Hilfestellung
zu finden, wird dadurch ebenso schwierig. Wobei halt wohlbemerkt auch fir die gesamte
Gesellschatft ist es schwierig, anwaltliche Hilfe mal schnell in Anspruch zu nehmen, und eben

fur vulnerable Gruppen umso mehr.

Ebenso wurde mit dem Zitat benannt, aussagefahige Faktoren. Was sind aussagefahige
Faktoren und wie kdnnen diese trotzdem noch gewahrleisten — noch Bezug auf den ersten
Entwurf —, dass die individuell und nicht kategorisch fiir die Menschen beurteilt werden, — in
Anfihrungszeichen — sichere Herkunftsstaaten etc.? Das wird so nicht im Entwurf benannt,

aber ist im ersten Entwurf nur als Stichwort mit daran bemessen, wie eben und an vielen
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anderen Faktoren, ob jemand hier bleibt oder nicht bleibt. Darauf méchte ich gar nicht weiter

tief eingehen. Aber das ist eben auch zu kritisieren.

Auf die zweite Frage — und da wurde ich noch ein bisschen tiefer eingehen — ist, ob es noch
weitere Handlungsansatze gibt und Aufgabengebiete, die jetzt in den Gesetzentwirfen
teilweise nur angeschnitten worden sind oder gar nicht benannt worden sind. Mit einer vom
Landesverwaltungsamt Ubertragenen, also das Personal, was dort ansassig ist, eine
Ubertragung und einer Nichteinbindung von eben zivilen Organisationen oder sozusagen
Ombudsstellen, Beschwerdestellen oder diskriminierungssensiblen Instanzen, die diese
Sachen Uberpriufen, wie dieser Prozess dieser Vereinheitlichung oder Zentralisierung denn
vonstattengeht: Im Austausch mit dem Vorstand bei MigraNetz Thiringen e. V. und eben den
involvierten Menschen, die sich mit dieser Stellungnahme befasst haben, wurde auch gesagt,
die Zentralisierung hat so was mit ,Die Tur ist dann zu und wir bearbeiten den Fall“ und die
Erreichbarkeit der Menschen mindert sich dadurch noch mehr. Und wie steht es jetzt um die
Fallsituation usw. Es braucht eine Schnittstelle zur Kontrolle und Clearinginstanzen in dem
Prozess einer Fallbetrachtung und eben vor allem in dem Prozess, dass —wenn ich mich nicht
tausche, ihr kénnt mich gerne korrigieren —, 2028 wirde es dann Realitat werden, dieser
Prozess der Zentralisierung des Amtes.

Was auch schon benannt worden ist in der ersten Rede, ist, es sind Kinder dann vorhanden,
es wird dann sehr ... (akustisch nicht verstandlich) auf Merkmale, der personlichen Merkmale
etc. oder eben auch nicht. Individuelle Bedarfe von vor allem schutzbedurftigen Menschen,
das wurde, wie gesagt, am Anfang aufgedrdselt. Da mdchte ich mich jetzt nicht noch mal
wiederholen. Das findet in dem ersten Entwurf Uberhaupt gar keine Stimme. Im zweiten

Entwurf wird darauf ein bisschen mehr eingegangen.

Was es ebenso braucht sind die, was ein verstandnissensibler Zugang von Menschen ist, die
sich mit der Auslanderbehérde oder eben mit dem Amt fiir Teilhabe und Integration befassen,
sprachlich barrierearm. Menschen, die mit der Behdrde kommunizieren, mussen auch
schlichtweg Englisch zur Verfliigung haben, Sprachmittel muss gewahrleistet sein und eben
gut bezahlte Sprachmittlerinnen missen zwischengeschaltet sein, wie eben auch diese
Ombudsstellen diese Sachen kontrollieren und sehen, okay, hier missen wir noch ein
bisschen kommunizieren oder der Fall lauft gut und wir bestatigen sozusagen die authentische

Behandlung dieses Falls.

Ebenso benannt wurde noch ein zusatzlicher Faktor. Diese Erfassung von Daten, vor allem

besonders schutzbedurftiger Menschen, muss sensibel betreut werden. Und es muss klar
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sein, mit dieser Vereinheitlichung von verwaltungstechnischen Aufgaben und birokratischen
Aufgaben im Bundesland Thiringen, kann nicht gewéhrleistet sein, dass das Netzwerk, worauf
man sich beruft — noch einmal hin zu dem Gesetzentwurf Nummer 2 von Rot-Rot-Griin —, dass
es ein nahtloses Netzwerk gibt. Das habe ich am Anfang schon erwéhnt, in Thiringen gibt es
kein nahtloses Netzwerk an zivilgesellschaftlichen Akteuren oder an Unterstitzung fir
gefliichtete Menschen. Es ware gut, wenn man diese Aufgabe dann halt auch gleich mitnimmt,
Zu sagen, wenn man schon eine Zentralisierung hat, relevante Kooperationsakteure wie zum
Beispiel in der Einladung — Teile davon sind ja hier, mehr haben die schriftliche Stellungnahme
eingereicht, weniger haben diese jetzt noch mindlich vorgetragen —, Beratungsakteure oder

relevante Akteure, die sich in diesem Thema sehr, sehr gut auskennen.

Ein weiterer Faktor, der in der Beratungspraxis ebenso kam, was ich in einem gestrigen
Telefonat mit einer Migrationsberatungsstelle erfahren habe, teils auch aus Rat suchender
Perspektive, ist, in der kommunalen wie vielleicht auch in der stadtischen Auslanderbehdrde
sind Schlusselakteure sehr wichtig in Kooperationen. Hier ist eine Person in einem bestimmten
Referat, mit dem habe ich einen guten Andrang, da habe ich ein gutes personliches Verhaltnis,
da kann man mal schnell anrufen, wenn man Klarungsbedarf hat. Oder man sagt, ich stol3e
hier auf etwas, kann ich Hilfe von dir beziehen. Diese Menschen werden zu schnell rotiert und
sind leider dann auch schnell wieder weg, werden abgesetzt, werden umverteilt, sind irgendwo
anders. Oder ein Wort, was ich auch oft gehort habe in der Analyse fur die
Beratungsorganisation: Sie sind ausgebrannt. — Viele Organisationen brennen schlichtweg

aus, weil dieser Andrang und diese Aufgaben zu viel sind.

Ich komme relativ zum Ende. Es sind noch zwei Satze. In der Bedarfs- und Netzwerkanalyse,
die ebenso das Projekt von uns geschrieben hat, die in ganz Thiringen 13, 14
Beratungsorganisationen gefragt hat, wie ist die Situation bei euch strukturell, sozial, wie sieht
es zum Beispiel im Saale-Holzland-Kreis aus, wie sieht es im lIm-Kreis aus, nicht nur bezogen
auf die Auslanderbehorde, sondern auch auf Beratungspraxis. 2014, 2015 wurden viele
Aufgaben des Staates tbernommen, wurde so schlichtweg gesagt. Es ist einfach eine Liicke
entstanden, die es jetzt halt zu fillen gilt mit diesen Gesetzentwirfen. Aber wenn
Kooperationsstrukturen einbezogen werden, ist es wichtig, eine gegenseitige Betreuung zu
haben. Das sind, was auch Sie gegeniber von mir — ich habe den Namen leider nicht genau
— benannt hatten, bis wohin reichen denn Aufgaben und wer bernimmt welche Aufgaben und
wie sind diese klar zu trennen. Also auf Englisch: accountable. Wen halte ich verantwortlich
fur diesen Fall? Okay, Referat soundso und Person soundso ist fur die Falle zustandig. Und
wenn da etwas nicht funktioniert, dann die Ebene und da ist jemand zusténdig. Das weil3 teils

die Behdrde selbst nicht, das wissen selbst die Kooperationspartner nicht, wo sie sich



90

hinwenden mussen. In Migrationsnetzwerken in bestimmten Landkreisen ist es auch so. Meine
Verantwortung liegt leider nicht hier, rufen sie jemanden anderen an, ich kann leider nichts
machen. Und diese Ausrede darf auf keinen Fall gelten, wenn diese Gesetzentwirfe dann

Praxis werden.

Ja, ich habe ein, ein/zwei, ein paar wenige Punkte Ubersprungen. Noch zu dem
Fachkrafteverfahren, was der Fokus mehr bei dem zweiten Gesetzentwurf war. Anerkennung
von Abschlissen, integrative und inklusive Einbindung in den Arbeitsmarkt muss erfolgen und

diese muss ebenso betreut werden und nicht sich selbst tiberlassen werden. Genau.

Das Fazit habe ich sozusagen an den Schnittstellen und Nebensétzen schon benannt. Es soll
fur MigraNetz Thiringen in der Lesart dieser Gesetzentwiirfe, vor allem des ersteren der CDU,
nicht schlicht eine Rickfihrung oder Um- und Verteilung, ohne die Bedurfnisse zu checken,
erfolgen und nicht nur — das ist eben eher eine philosophische Sache — Fachkréafte,
menschliches Kapital irgendwie, wie sind die Menschen nutzbar fir uns, inwiefern nicht, wen
nehmen wir, wen nehmen wir nicht. Diese Abwégung kann man nicht treffen, wenn es zu

schnelle Verfahren gibt und diese nicht individuell berticksichtigt sind.

Ich wéare so weit fertig. Wenn Sie Fragen haben, dann gerne an mich richten.

Stellv. Vors. Abg. Marx:

Ja, dann vielen Dank. Gibt es Fragen? Frau Kollegin Rothe-Beinlich.

Abg. Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank fir die schriftliche Stellungnahme und auch fir die Darstellung. Ich
habe zwei Nachfragen. Das eine betrifft die drittletzte Folie; Sie haben es aber auch auf der
vorletzten Seite in Ihrer schriftlichen Stellungnahme ausgefuhrt. Da geht es um die Erfassung
von Daten von besonders Schutzbedurftigen, wo Sie darum werben, diese besonders sensibel
— ich nenne es jetzt mal so — zu behandeln. Da stellt sich mir ein bisschen die Frage — weil
unsere Kritik ja auch war, dass besondere Schutzbedarfe mitunter gar nicht erfasst werden,
weil viel zu wenig Zeit oder wie auch immer da ist, wenn die Menschen ankommen —, ob Sie
dazu vielleicht noch mal was sagen kdnnen. Auf der einen Seite muss es natlrlich darum
gehen, Datenschutz zu gewahrleisten, auf der anderen Seite soll ja aber auch das Ziel sein,
eine individuelle Betreuung zu Wege zu bringen, um die Bedarfe zu bertcksichtigen, ist

derjenige — was weil3 ich — vielleicht auch aus Griinden der sexuellen Orientierung oder wie
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auch immer geflohen. Was gibt es zu beachten — Was ist auf der Flucht passiert? —, welche
Hintergrinde muissen bedacht werden? Koénnen Sie dazu vielleicht etwas sagen, wie es
gelingen kann, dass es — ich nenne es mal so — Datenschutz und individuelle Betreuung nicht

kollidieren?

Und die zweite Frage, die ich habe, die ist eher grundsatzlich und geht ganz auf den Anfang
Ihres Vortrags zurlck, als Sie Uber Zentralisierung gesprochen und angemerkt haben, dass
Zentralisierung ja nicht unbedingt Optimierung und Vereinfachung ist. Was ware denn lhr
Vorschlag? Also welche Dinge, meinen Sie, sollten — weil Sie haben ja auch davon
gesprochen, kein Hopping sozusagen zwischen den einzelnen Zustandigkeitsebenen haben
zu missen —, also wo macht es aus lhrer Sicht Sinn, zu zentralisieren, und wo braucht es aber
auf der anderen Seite vielleicht auch tatsachlich vor Ort die nétigen Ansprechpartnerinnen,
um, ich sage mal, gut aufgestellt und auch ansprechbar zu sein?

Herr Menacher:

Lieben Dank. Insoweit ich eben die Sache beantworten kann, erst einmal auf die erste Frage:
Das teilweise Schiefverhaltnis zwischen Datenschutz und den individuellen Bedurfnissen friih
zu erkennen, das geht vor allem mit dem Personalmanagement in der
Organisationsentwicklung am Anfang schon einher. An diesen Stellen, wo die Menschen als
Erstes ankommen, in diesen Erstaufnahmeeinrichtungen, in denen sie bestmdéglich eben dann
auch verteilt werden auf die Zentren, dass Personal dort vor Ort ist, was dieses entweder an
Bediirfnissen auffasst nach einem bestimmten Malistab, die sind eh schon gegeben in der
Gesetzgebung, und in der Tiefe kann ich da nicht weiter darauf eingehen. Aber, Sie missen
halt mit Schulungen von dem Personal, was noch nicht geschult ist, oder mit den
zivilgesellschaftlichen oder beraterischen Akteuren in enger Zusammenarbeit erfolgen.

Genau. So weit kann ich lhre erste Frage beantworten.

Bezogen auf die ,wo kann Zentralisierung erfolgen und in welchem Aufgabenbereich dann
eben nicht“: Das ist teilweise tatsachlich schwierig. Wenn ich mich recht entsinne, in dem
Gesetz, in 8 71 des Bundesgesetzes, zu einer Zentralisierung im Aufenthaltsgesetz sind
Visum, die Thematik des Visums ausgenommen von der Zentralisierung. Also es wurde so
formuliert, es kann dann zu einer Zentralisierung kommen — wenn ich mich nicht tdusche. Ich
wirde sagen, Aufgaben — wie meine Vorrednerin, Frau Kruppa, auch schon benannt hat — ist
die Passbeschaffung etc. und die ersten Schritte, asylrechtliche Schritte befolgen und

benennen, missen kommunal und vor Ort dezentral abgearbeitet sein. Weitere Themen, die
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dann aufenthaltsrechtlich sind, kbnnen dann eben auch in einer zentraleren Art und Weise

behandelt werden.

Stellv. Vors. Abg. Marx:

Danke schon. Gibt es weitere Fragen? Frau Konig-Preuss.

Abg. Konig-Preuss:

Erst einmal herzlichen Dank. Sie hatten relativ am Anfang gesagt, dass die Begrifflichkeit, die
in beiden Gesetzentwirfen verwendet wird, als solches schon eine Diskriminierung waére.
Ausgehend davon, dass es ja unter anderem um Fachkrafteanerkennung geht, aber
gegebenenfalls auch um Verfahren mit dem Blick auf Einblrgerung und Ahnliches mehr ist es
ja definitiv schon rein faktisch zutreffend, losgelost vom Rest. Was ware denn Ihr Vorschlag,
wie sollte man sie besser nennen, um den unterschiedlichen Aufgaben, die Ubertragen werden

sollen, gerecht zu werden?

Herr Menacher:

Zwei von wenigen Vorschlagen — vielleicht finden sich ja noch bessere — waren zum Beispiel:
,Landesamt flr Einwanderung®“ oder ,Amt fir Integration und Teilhabe®. Das ist nicht nur
psychologisch fir die Menschen, die dort arbeiten, eine schone Sache, sondern ebenso fir
die Menschen, die dort ankommen und tagliche Termine dort haben, nicht taglich, aber tfter
Termine dort haben. Okay, die Tur ist offen, ich habe Méglichkeiten und die Tur ist nicht zu

und ich bin und ich bleibe kein Auslander.

Diese zentrale Auslanderbehorde oder Landesauslanderbehorde — so, wie sie benannt ist —
bleibt ja bestehen. Und da sind auch Menschen, die schon lange hier sind, Menschen, die
schon lange hier arbeiten und immer mal wieder Termine dort haben. Dieses Wort ,Auslander*
deklariert sozusagen fur diese Menschen oder auch fur Organisationen, dass fur die
Menschen entschieden wird, welchen Status man hat, dass fur Menschen entschieden wird,
gut, du bleibst ein Auslander und du gehst wieder zu dieser Einrichtung und Teilhabe und ein
Weg in die Gesellschaft ist nicht moglich, weil migrantische Menschen oder sozusagen
Auslander beriihren nahezu alle Lebensbereiche, die wir hier ebenso auch haben als

Mehrheitsgesellschaft.
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Abg. Kénig-Preuss:

Man kann es ja auch an einem sehr konkreten Beispiel festmachen. Menschen aus Syrien,
die zum Beispiel die Landesaufnahmeprogramme nutzten, sind langst deutsche Staatsbirger
und keine Auslander mehr. Also allein an diesem Beispiel wird wieder eine Differenzierung

aufgemacht, die als solche weder inhaltlich richtig ist, noch notwendig wére.

In lhrer Stellungnahme haben Sie Ablehnung zum CDU-Entwurf formuliert, allerdings auch
Erganzungsbedarf fiir den Gesetzentwurf Rot-Rot-Griin. Ich wirde jetzt gern —ich habe in der
Stellungnahme naturlich ein paar Vorschlage wahrgenommen — schon von Ihnen wissen, was
ware denn eine ,migrationsfreundliche Mal3nahme auf struktureller Ebene®. Was bedeutet das
konkret im Hinblick auf das Landesamt? Ich glaube, so ahnlich hatten Sie es gerade formuliert.
Was heil3t das?

Herr Menacher:

Menschen, die dort arbeiten, die schon jetzt in dieser Thematik ,,Asyl- und aufenthaltsrechtliche
Sachen® sind, migrantisch dort arbeiten, Menschen, die vielleicht gelegentlich noch
dazukommen mussen durch Mehraufwand eben — was schon benannt worden ist von lhnen
und von Vorrednern ebenso —, missen ganz klar und kritisch beurteilt werden, inwiefern sie —
und nicht nur einmal im Jahr —, Weiterbildungs- und Fortbildungsmaflinahmen oder
Qualifizierungsmaflnahmen vorhanden sind. Ausgelagert ist das Security-Thema ebenso.
Menschen, die dort arbeiten, missen vorweisen kdnnen durch die Geschichte, durch eine
bestimmte Prifung, die eben diskriminierungssensible Akteure Uberprifen. Das kann
mehrstufig sein usw., aber das, was momentan passiert — Klammer auf — ein Termin in der
Auslanderbehérde in Erfurt und mir steht ein Mensch gegentber, der in kurzer Hose und T-
Shirt geflhlt eben so aussieht: Gut, ich nehme das hier wirklich nicht ernst, dass Menschen
ernsthaft mit diesen Anliegen arbeiten und Lust haben. Hey, ich befasse mich mit diesem
Thema und méchte etwas Gutes fir die Menschen oder mochte eben einheitliche Klarheit in

diesem ganzen Land, in Thiringen schaffen.
Abg. Konig-Preuss:
Ware es sinnvoll im Hinblick auf diskriminierungsfreie oder auch rassismuskritische

Beschéftigte in den Einrichtungen — ich sage jetzt mal — &hnlich wie im Bereich des

Sicherheitsgewerbes — dort gibt es ja den sogenannten 34e, also eine Art, na ja, zumindest
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formalen Nachweis, den man erbringen muss — so etwas fir den Bereich von Beschaftigten in

Unterkinften fir Geflichtete einzufihren?

Herr Menacher:

Ja — Komma —, das muss eben noch gut angepasst sein und ein sanfter Ubergang sein. Und
das muss ebenso, wenn Menschen zu Fortbildungen gehen, wenn sie bereits angestellt sind
oder eben noch in Anstellung sind, gut abgeleitet sein an auch weitere Mitarbeiter. Wenn zum
Beispiel eine Person sagt, das habe ich auch gehort, hey, ich hatte jetzt einen
Antikonfliktworkshop oder ich hatte eine Mediationsfortbildung, und das wird aber nicht an
weitere Mitarbeiter irgendwie Ubertragen oder der Wissenstransfer fehlt oder wird immer nur
so stickchenweise, und das ist leider schwierig, wenn dann eine Person selten diese
Thematiken benennt und in der Anstellung tatsachlich auch nie hinterfragt werden und dort
eindeutig geprft werden. Also ich wiirde es auf jeden Fall begrii3en, aber das muss noch
tiefgreifender funktionieren und eben vor allem mit, wie das benannt wurde,
Kooperationsstrukturen, die vielleicht einzubinden, weil da gibt es Menschen, die kennen sich
gut aus oder sagen, wir haben uns da langjahrig befasst, wir kbnnen da vielleicht mit

weitervermitteln.

Abg. Kbénig-Preuss:

Herzlichen Dank.

Vors. Abg. Méller:

Gibt es weitere Fragen? Das sehe ich nicht. Dann bedanke ich mich bei lhnen fir lhre

Stellungnahme.

Wir kdmen jetzt zum Sachverstandigenrat. Das ist dann Herr Prof. Dr. Vorlander und das

lauft jetzt per Videokonferenz.

Guten Tag, Herr Vorlander. Sie kénnen uns hoffentlich héren und sehen?

Prof. Dr. Vorlander:

Ich kann Sie horen, ich kann den Landtag sehen und ich hoffe, Sie héren mich.
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Vors. Abg. Méller:

Ja, wunderbar. Prima. Dann hatten Sie jetzt zunéchst mal die Gelegenheit fir Ihr

Eingangsstatement.

Prof. Dr. Vorlander:

Ganz herzlichen Dank, Herr Vorsitzender. Meine sehr geehrten Damen und Herren
Abgeordneten, aus Termingriinden kann ich leider heute nicht in Prasenz sein. — Ich hore

leider einen Hall in der Leitung. Ich weil3 nicht, ob es lhnen auch so geht.

Vors. Abg. Mdller:

Also bei uns geht es.

Prof. Dr. Vorlander:

Dann versuche ich mal, meinen Lautsprecher etwas herunterzufahren und ihn nachher bei den

Fragen dann wieder hochzufahren.

Vielen Dank. Ich habe vielleicht, um nicht die Stellungnahme, die wir in ausfuhrlicher Weise
hier eingereicht haben, auch schon zuvor in dem Gesetzentwurf der Regierungskoalition
einige Punkte, die ich jetzt besonders hervorheben will, um auch nicht die Einlassung der

Vorrednerinnen und Vorredner zu doppeln.

Vielleicht zwei Punkte des Bedauerns: Das eine ist zunachst einmal, die Gesetzentwirfe
kommen ja zu einem sehr spaten Zeitpunkt in der Legislaturperiode, werden jetzt beraten,
werden angehort und bis zur letzten Plenarsitzung des Landtags — soweit ich weil3, ist das fiir
den 14. Juni vorgesehen — liegen eigentlich nur wenige Arbeitstage, sodass wir sicherlich nicht
davon ausgehen kdnnen, dass aus den Gesetzentwtrfen nun auch wirklich Gesetze werden.
Es ist auch schade, dass trotz der Herstellung der Offentlichkeit auch fiir die Offentlichkeit,
auch fur die Zivilgesellschaft, auch fur die anderen Akteure womdoglich kein ausreichender
Zeitraum besteht, um die Dinge weiter zu vertiefen. Vielleicht bin ich aber auch falsch informiert
und Sie werden am 14. Juni ein Gesetz verabschieden. Das werden Sie mir dann bestimmt

nachher sagen.
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Das Zweite ist auch ein Wort des Bedauerns, dass es naturlich nicht um ein Gesetz von
Integration und Teilhabe geht. Wir sehen im Augenblick in den anderen Landern, in vielen
Landern, auch in Sachsen, dass ein Integrations- und Teilhabegesetz entweder verabschiedet
wird, in Sachsen, in einem ersten ostdeutschen Bundesland, Ende Juni in Kraft tritt. In anderen
Landern haben wir Novellierungen von bestehenden Integrations- und Teilhabegesetzen. Hier
sind sehr viel umfassendere Regelungen getroffen, was einmal einen hohen symbolischen
Wert hat, dass die Fragen von Integration, Teilhabe auch einen Stellenwert in dem
entsprechenden Land haben, und zum Zweiten eben doch weitergehende Regelungen
erfolgen, die vor allen Dingen auch das Verhaltnis zwischen Land und Kommunen betreffen,
die Fragen von Weiterbildung, die Fragen auch von gesellschaftlichen Querschnittsaufgaben,
die eventuell auch durch Gesetzesanpassungen des Landes adressiert werden kénnen. In
beiden Gesetzentwirfen — und die werde ich jetzt auch ein bisschen komparativer,
vergleichend behandeln — handelt es sich eigentlich um eine tiberschaubare Umorganisation
auf oberbehordlicher Ebene. Es ist keine umfassende politikfeldbezogene Verwaltungsreform.
Letzteres hatte man vorsehen konnen im Rahmen eines von mir schon genannten

Integrations- und Teilhabegesetzes. Das ist aber nicht beabsichtigt.

Nachster Punkt: Gleichwohl ist nattrlich der Gesetzentwurf sowohl der CDU-Fraktion wie auch
der Regierungskoalition darauf gerichtet, die Arbeit effektiver zu machen. Es ist auch
angemessen, gewisse Bindelungen, vielleicht auch Spezialisierungen, auch Digitalisierung
des Prozesses der Aufnahme vorzusehen, der Unterbringung, auch der Integrationsstrukturen
ebenfalls vorzusehen, weil einfach das Feld sehr komplex geworden ist. Der
Erflllungsaufwand bei der Einwanderungsverwaltung ist enorm. Es liegt daran, dass die
Gesetzgebungsfrequenz in den letzten Wochen und Monaten, vor ein, zwei Jahren, sehr
erhdht ist: Fachkrafteeinwanderung, Staatsangehorigkeitsreform. Damit héngt der
Erflllungsaufwand auch fir die EinblUrgerungsverfahren, die hohe Zahl der Gefllchteten
zusammen. All das verlangt eigentlich nach einer effektiven Organisation. Darum verstehen

wir vom SVR die Motivation fir beide Gesetzentwurfe, die nun vorliegen.

Wir haben gleichwohl Unterschiede in beiden Entwiirfen, wie sie auch in der Begriindung der
Motivation zum Ausdruck kommen. Neben der Tatsache, dass beide eigentlich eine
Zentralisierung oder Bundelung beabsichtigen, ist beim CDU-Entwurf natdrlich vor allem —
auch das zeichnet ihn dann aus — die Einrichtung von zentralen Aufnahmeeinrichtungen im
Sinne von Aufnahme und Rickfuhrung zu adressieren. Hier hat eigentlich die Diskussion
gerade im Anschluss an eine Evaluierung des BAMF — das Forschungszentrum hat
Ankereinrichtungen evaluiert und ist zu dem Ergebnis gekommen, dass eigentlich eher

gemischte Ergebnisse vorliegen. Die Vorteile von Ankerzentren liegen nicht auf der Hand. Die
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Erwartungen hinsichtlich kirzerer Verfahrensdauern und schnellerer bzw. effektiverer
Ruckfuhrungen haben sich nur zu einem sehr geringen Teil erfillt. Deshalb muss man, glaube
ich, eine Guterabwagung vornehmen zwischen den vermeintlichen Erwartungen, die mit
Ankerzentren oder hier mit den Zentren fir Aufnahme und Rickfihrung verbunden werden —
auf der einen Seite —, und den Risiken. Es bestehen — und das zeigt die Evaluation eben auch
— Gefahren von Konflikten, Isolation und Kontaktarmut und damit erhebliche
Integrationshemmnisse, die sich insbesondere auswirken, wenn es nicht zu einer Ruckfihrung
kommt. Das Thema ist vorhin schon einmal aufgegriffen worden. Es ist sicherlich in manchen
ordnungspolitischen Hinsichten etwas problematisch, wenn man Migrationssteuerung und
Integrationserfordernis so unmittelbar miteinander verbindet. Aber die Erfahrung der letzten
Jahre hat gezeigt, dass eine Integration zu einem maoglichst friihen Zeitpunkt von enormem
Gewinn ist, sowohl fur die aufnehmende Gesellschaft wie auch fur die Geflichteten. Das
vielleicht als doch sehr klare Betonung der — sagen wir mal — risikobehafteten Einfiihrung

weiterer zentraler Zentren fur Aufnahme und Ruckfiihrung.

Was die Zentralisierung bedeutet, ist ja bei Ihnen schon diskutiert worden. Aber gleichzeitig —
auch das ist vom Vorredner noch mal betont worden — geht es auch um eine entsprechende
Passung zwischen Aufgaben, die zentral bewadltigt werden mussen, und solchen, die vor Ort
in der Kommune bewaéltigt werden mussen. Gleichwohl — auch das ist schon mehrfach gesagt
worden — kann man sich ja vorstellen — und das ist auch die Position des SVR —, dass die
Probleme der Fachkrafteeinwanderung, die mit enormen auch Verwaltungsaufwendungen zu
tun haben, beispielsweise jetzt auch im Kontext der morgen eingefiihrten Chancenkarte, dass
solche Dinge starker in der zentralen Administration angesiedelt sind, vor allem kommunale

Einrichtungen da doch erhebliche Aufwendungen zu erledigen haben.

Was man auch sicherlich zentralisieren kann, sind Fragen der Einblrgerung — auch durch eine
einheitliche Verwaltungspraxis scheint dies auf der zentralen Ebene besser angesiedelt zu
sein als auf der kommunalen -, schlieBlich auch Fragen - das hangt mit der
Fachkrafteeinwanderung zusammen —, die Anerkennungsfragen von Qualifikationen, aber
auch in manchen Hinsichten ungeklarte Identitatsfragen. Insofern ist es richtig,
Passangelegenheiten kommunal, ja. Aber bei ungeklarten komplexen Problemen von Klarung
und Fragen der Identitéat konnen zentrale Einrichtungen von grol3er Relevanz und Hilfe sein.
Tatsachlich kommt es aber jetzt auch auf die Interaktionen zwischen der zentralen und der

kommunalen Ebene an.

Interessant erscheint dem SVR — und das ist auch bei vielen anderen Landernovellierungen

immer mal wieder diskutiert worden — die Investitionspauschale im Entwurf der
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Regierungskoalition. Das ist ein innovatives Element, es ist ein Moment des Anreizes,
kommunaler, sich vor allem zu betatigen und zu engagieren bei der Unterbringung. Das ist
besser, sicherlich noch interessanter als die Diskussion, die in anderen Landern gefuhrt wird,
um pflichtige Aufgaben auf kommunaler Ebene. Hier wird ein Anreizsystem geschaffen,
welches die verfassungsrechtlich problematische Frage der kommunalen Pflichtaufgabe
umgeht oder unterbricht, aber mit einem Anreizsystem natdrlich flr die Kommunen attraktiv

erscheint.

Vielleicht zum Schluss noch der Hinweis, der auch ganz am Anfang schon mit in lhrer
Diskussion zur Sprache kam: Es ist in beiden Gesetzentwirfen zu wenig auf die finanzielle
Gesetzesfolgenabschatzung eingegangen worden. Bei der CDU-Fraktion wird sehr abstrakt
von Priferfordernissen oder mdglichen Mehrkosten bzw. Einsparpotenzialen gesprochen.
Auch in dem Entwurf der Regierungsfraktionen heif3t es nur, der finanzielle Mehrbedarf ist
noch zu ermitteln. Auch die Ubertragung sonstiger Aufgaben kann einen personellen
Mehrbedarf erfordern und Kosten verursachen. Das scheint uns gerade in Zeiten knapper
Haushalte unterbestimmt und unterkomplex zu sein. Einen Hinweis hatte ich vorhin schon kurz
gegeben. Man sollte vielleicht auch verstérkt dariiber hachdenken, ob man solche Prozesse
digitalisieren kann. Das wiurde womoglich auch die Abstimmungsprozesse dann zwischen
einer zentralen Behdrde und den Kommunen erleichtern und wirde nicht unmittelbar einen

personellen Aufwuchs erfordern.

Und schlief3lich vielleicht nach den Worten des Bedauerns zu Beginn: Am Ende mdchte ich
der Hoffnung gern Ausdruck geben, dass vielleicht doch bis zu den anstehenden
Landtagswahlen die beiden Entwirfe so miteinander verhandelt werden, dass angesichts der
doch hohen Bedeutung von Integration und Teilhabe es zu einer gesetzlichen Regelung auch
in Thiringen kommt. Vielen Dank fur lhre Aufmerksamkeit.

Vors. Abg. Méller:

Danke schon. Gibt es Nachfragen? Bitte, Frau Rothe-Beinlich. Wer hatte sich zuerst
gemeldet? Ja, Frau Rothe-Beinlich.

Abg. Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank zunéachst fir — ich hoffe, Sie konnen mich trotz des Halls horen.
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Prof. Dr. Vorlander:

Ja, ich hore Sie. Der Hall ist geringer geworden. Die Technik in Thiringen hat daran gearbeitet.

Abg. Rothe-Beinlich:

Alles klar, gut. Wunderbar. Dann vielen Dank zunachst fur Ihre umfangreiche schriftliche
Stellungnahme, aber auch natdrlich fur Ihre Ausfiihrungen, die Sie gerade noch mal getéatigt
haben. Und ja, ich gebe lhnen recht, Sie hatten ja gesagt, das ist bedauerlich, dass erst zum
Ende der Legislatur so etwas kommt. Das hat natirlich Vorgeschichte. Das ist ja nicht die erste
Gesetzlichkeit, die wir in dem Zusammenhang hier verhandeln, sondern derer gab es etliche,
aber eben nie eine Einigung oder nie die Moglichkeit der Einigung. Das muss man ganz
deutlich sagen. Ich gestehe auch, dass ich weiter skeptisch bin, weil sich beide
Gesetzentwirfe doch sehr diametral gegenuberstehen. Meine Skepsis gegenlber
Ankerzentren — auch wenn man sie anders nennt — besteht nach wie vor und die sind ja ein
Stiick weit Grundlage. Aber dazu will ich jetzt nicht fragen, denn dazu haben Sie sich ja deutlich
positioniert. Mich wiirde Folgendes interessieren: Sie haben in Ilhrer schriftlichen
Stellungnahme — das ist auf Seite 3 — zu Recht darauf verwiesen. Das ist vielleicht auch mal
ganz gut, wenn man — in Anfuhrungszeichen — auch mal den Blick tber den Tellerrand wagt
—, fur uns, da wir uns sehr im Thiringer — ich nenne es mal salopp — Brei bewegen und wenig
die bundesrechtlichen Regelungen mitgedacht haben, die ja gerade greifen, also von der
Problematik des Staatsbiirgerschaftsrechts Uber die Einblrgerung, und haben dann auch
thematisiert, dass doch die Einbirgerungsverwaltung in die zentrale Auslanderbehérde —
wenn man sie so nennt — mit integriert werden miusste. Kénnen Sie dazu noch ein bisschen
was Konkreteres sagen? Gibt es da auch schon Beispiele anderer Lander, wo das
vorgenommen wurde, und welche Synergien und Effekte kbnnten sich denn da bei einer
solchen Erweiterung ergeben? Ich gebe zu, ich kenne jetzt einfach noch keine anderen
Landesgesetzlichkeiten, die das mit bedacht haben, aber vielleicht sind ja andere da schon
wesentlich weiter. Wir wissen ja alle um die Dramen in Thiringen. Das hat ja bundesweit leider
fur Furore gesorgt, wie lange Einbirgerung schon jetzt dauert, und das noch ohne das neue
Staatsbirgerschaftsrecht. Erfurt ist da leider pradestiniert daftir, besonders langsam zu sein.
Deswegen die Frage: Haben Sie da — in Anfuhrungszeichen — vielleicht kluge Tipps fir uns,
wie wir, ob in dieser Legislatur oder in der nachsten, je nachdem, wann wir das schaffen,
gegebenenfalls tatsachlich die Einbirgerungsverwaltung mitdenken kénnen und auch

mitintegrieren konnen in die Gesetzlichkeit?
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Prof. Dr. Vorlander:

Vielen Dank fir die Frage. Die ist deshalb nattrlich besonders wichtig, weil wir in den nachsten
Wochen, Monaten, ja Jahren mit sehr stark steigenden Zahlen von Einbirgerungswilligen und
EinbUrgerungsantragen zu tun haben werden. Das hat sich ja jetzt — vor wenigen Tagen kamen
die letzten Zahlen auch flr das letzte Jahr heraus — schon abgezeichnet. Gerade durch die
Reform, die Einblrgerungsvoraufenthaltszeiten von acht auf finf Jahre, in besonderen Fallen
sogar auf drei Jahre, wird dazu flhren, dass die Zahlen explodieren. Darauf muss man sich
einstellen und ich glaube, dass eben auch die Lander sich sehr genau damit befassen missen.
Man kann nun nattrlich fordern, wir brauchen sehr viel mehr Personal, das ist immer richtig.
Das Personal muss entsprechend gebildet werden — auch das ist richtig—, es muss
weitergebildet werden, auch das ist richtig. Aber Sie und wir wissen aus unseren
Beobachtungen und Studien, dass die Zahl des verfligbaren Personals begrenzt ist, und die
Haushaltsmittel sind auch begrenzt. Also kann man eigentlich nur die Prozesse selbst
optimieren und auch versuchen, zu beschleunigen, indem man einheitliche Praxen auch
entwickelt, entsprechende Verwaltungsvereinheitlichung betreibt und vonseiten des Landes
— eben von solch einer Behdrde dann — eben auch sehr klare Vorgaben macht, wie man dazu
verfahrt, und in Zweifelsfallen eben auch eine zentrale Behtrde damit betraut,
Identitatsfeststellungen oder Aufenthaltszeiten und dergleichen genau zu eruieren. Ich glaube,
da gibt es Wege. Wir haben auch noch wahrend des alten Staatsangehorigkeitsrechts solche
Prozesse in einzelnen Landern probeweise mal gehabt —in Sachsen, in Bremen, in den
Hansestadten — und wir haben gesehen, dass dadurch die Prozesse sehr viel schneller liefen
und dass auch die Zahl der Einblrgerungen erhtht werden konnte, denn unsere
EinblUrgerungsausschopfungsrate in Deutschland generell ist ja sehr gering. Aber das wird
sich jetzt andern angesichts der hohen Zahl von Syrierinnen und Syriern, die
EinblUrgerungsvoraussetzungen haben, und zum Zweiten aufgrund eben der Reform des
Staatsangehdrigkeitsrechts. Das wird eine sehr grof3e Aufgabe werden. Und wenn wir — sagen
wir — die Einburgerungswilligen nicht abschrecken wollen, indem man ihnen Termine erst in
ein oder zwei Jahren anbietet, dann missen wir hier auch angesichts dieser

Personalknappheit, glaube ich, auf die Strukturen und Prozesse optimierend einwirken.

Vors. Abg. Mdller:

Frau Konig-Preuss.
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Abg. Kénig-Preuss:

Herzlichen Dank fiir sowohl die schriftliche als auch jetzt die mindliche Stellungnahme. Ich
wirde gern mal konkret auf Digitalisierung abheben. Sie haben ja in der schriftlichen
Stellungnahme und jetzt auch gerade noch mal darauf hingewiesen, dass es notwendig und
sinnvoll ware, mit Digitalisierung bestimmte Prozesse zu vereinfachen. Zum einen ist in beiden
Gesetzentwirfen kein entsprechendes Vorhaben erkennbar, das mit zusatzlichen Mitteln und
— gegebenenfalls auch schon konkreter werdend — in welcher Form Digitalisierung eingesetzt
werden soll. Da wirde mich interessieren, inwieweit Sie konkrete Hinweise haben, was
sozusagen die Prozesse dann auch vereinfachen kénnte. Damit verbunden ist aber die Frage:
Gerade im Hinblick auf Digitalisierungsprozesse im Bereich ,Asyl- und Auslanderrecht® gibt es
ja mittlerweile auch sehr klare und deutliche Kritik im Hinblick auf — ja, ich sage mal —
rassistische Technik, rassistische Systeme, die, gerade wenn es um den Einsatz von Kl geht,
dann eben auch ein System nicht im Sinne der Geflichteten sozusagen bespielen, sondern
ausschlieBend agieren. Inwieweit lasst sich das denn bei dem definitiv relevanten Einsatz von
Digitalisierung gegebenenfalls verhindern? Gibt es da vielleicht vom Sachverstéandigenrat

auch schon entsprechende Hinweise, auf was da zu achten wéare?

Und eine zweite Frage, die daran anschlief3t: Im Gesetzentwurf der CDU ist unter anderem mit
vorgesehen, dass die neu zu schaffende zentrale Behérde Zugriff auf SIS 3 bekommen soll,
das sozusagen auf Schengen-Ebene entwickelte, eigentlich polizeiliche System, mit dem
Menschen, nach denen gesucht wird, nach denen gefahndet wird, die vermisst werden, die
—ich sage jetzt mal — unerwinscht sind, durch Polizei jederzeit Uberall in Europa erfasst
werden kdnnen. Kénnen Sie mir einen Grund nennen, warum eine Behdrde in Thiringen, die
nicht Polizeibehorde ist, Zugriff auf dieses System bekommen sollte? Und das noch mal mehr
vor dem Hintergrund, welche Daten dort ohne auch Wissen der Personen, die ja zum Teil — wie

gesagt — vermisst sind, abgespeichert werden: Gibt es da irgendeinen fachlichen Grund?

Prof. Dr. Vorlander:

Die zweite Frage kann ich beantworten: Ich kenne keinen Grund. Das ist, glaube ich, auch bei
uns zu Recht getrennt, sodass — sagen wir mal — diese Durchgriffsrechte, unabh&ngig davon,
ob sie Uberhaupt technisch so mdglich sind, weil womdglich die entsprechenden Softwaren
auch nicht so ohne Weiteres miteinander kompatibel sind, bei uns aus grundrechtlichen und
verfassungsrechtlichen Griunden doch deutlich voneinander getrennt sind. Das wirde nur
allenfalls sozusagen durch Formen der Abfrage oder Anfrage moglich werden, aber der

unmittelbare digitale Durchgriff auf diese Bestande scheint mir — ich mag mich tduschen —,
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nicht zu rechtfertigen zu sein. Es gibt zumindest, glaube ich, keine gesetzliche Grundlage daftr

und die braucht man.

Was die erste Frage angeht: Ich bin kein Spezialist fur Kl. Ich kann lhnen auch sagen, dass
wir uns im SVR dieser Frage, auch der Digitalisierungsfrage, im Kontext des
Umsetzungsvollzugs und der administrativen Prozessbeschleunigung gerade zuwenden, aber
ich kann Ihnen noch nicht unsere Ergebnisse sagen. Wir haben gerade das 24er-
Bilanzierungsgutachten der letzten funf Jahre vorgelegt. Das nadchste Gutachten — im
Mai 2025 wird es vorgelegt werden — wird sich mit diesen Fragen befassen, weil wir sehen,
dass es hier eben doch Umsetzungsdefizite gibt, es aber schon einzelne Beispiele der digitalen
Optimierung solcher Prozesse in einzelnen Landern gibt, die aber erst sozusagen im Feld des
Experiments sind — das sind sozusagen Experimentierformen —, und dass wir das noch
systematischer wirklich nicht nur erforschen, sondern eigentlich dann auch berichten missen.
Deshalb halte ich mich an dieser Stelle zurtick. Ich weif3 nur —und darauf kann ich Sie vielleicht
verweisen —, die Bundesbeauftragte fur Integration, Migration, Fllichtlinge hat vor etwa zwei
Monaten im Kanzleramt einen Austausch zu diesen Fragen organisiert, wo einzelne Modelle
vorgestellt worden sind, die aber noch nicht flachendeckend eingesetzt sind. Wenn Sie es
wuinschen, kénnte ich versuchen, tber einen Kollegen der Geschéftsstelle des SVR lhnen da
vielleicht weitere Informationen vorlaufiger Natur zukommen zu lassen. Fur diesen Fall wére

ich Innen dankbar, wenn Sie eine kurze Anfrage auch an die Geschéftsstelle des SVR richten.

Abg. Kbnig-Preuss:

Herzlichen Dank. Ich denke, es ist auch im Ansinnen des Ausschusses, die Stellungnahme,
auch wenn sie vorlaufig ist oder vorlaufige Informationen beinhaltet, zu bekommen, gerade
auch —sage ich jetzt — vor dem Hintergrund, der jetzt schon mehrfach gedulRerten
Notwendigkeit der Digitalisierung, notwendigen Aktualisierung, Uberarbeitung der beiden
Gesetzentwrfe, um eben nicht allein im Thiringer Brei — sage ich jetzt mal — zu schwimmen,
sondern eben auch ein modernes Gesetz zu schaffen, das den aktuellen Herausforderungen

gerecht wird.

Ganz kurz zu SIS 3: Es gibt eine rechtliche Grundlage, die 2018, glaube ich, im Entwurf kam.
Deswegen war sozusagen meine Frage, inwieweit es fachlich aus lhrer Sicht eine Grundlage
gibt — nur um lhnen das noch mal mitzugeben —, weil es gibt daran auch einiges an Kritik, wer
da mittlerweile alles Zugriff auf diese Daten hat: von Nachrichtendiensten Uber die
Wasserschutzbehérde bis hin zu unterschiedlichsten Amtern — Bundeskriminalamt —, aber

eben auch - weiR ich nicht alles—, also wo dann auch aus Datenschutz- und
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Birgerrechtsperspektive sehr deutliche Kritk an einem solchen europaweiten

Personenerfassungssystem geaduf3ert wird.

Herzlichen Dank und ich glaube, es ist im Ansinnen des Ausschusses: Vielleicht kann ja Gber
das Ausschussreferat der Landtagsverwaltung gegebenenfalls ein solches Schreiben
geschickt werden, um dem Ausschuss die Informationen zukommen zu lassen. Das ware

grofRartig.

Prof. Dr. Vorlander:

Das machen wir gern.

Vors. Abg. Mdller:

Herr Schard, bitte.

Abg. Schard:

Stefan Schard, CDU-Fraktion. Herzlichen Dank erst mal, Herr Prof. Vorlander, fur lhre
Erlauterungen und auch die schriftliche Stellungnahme. Ich wollte noch mal auf einen Punkt
zurickkommen, den Sie vorhin bereits zumindest im Ansatz erlautert haben. Das ist die Frage
der Relevanz dieser Zentren; Sie haben von Ankerzentren oder auch das Aufnahme- und
Ruckfuhrungszentrum benannt. Dort ist durch Sie festgestellt worden, dass die Effektivitat
bzw. auch die manchmal damit verfolgten Ziele nicht unbedingt eingetreten sind, sodass ich
denke, Sie richtig verstanden zu haben in lhrer Einordnung. Die Frage ist: Welche Griinde
sehen Sie denn daftir bzw. wo sind denn dann an dieser Stelle Veranderungen herbeizufiihren,

um vielleicht in der Abarbeitung die aufgefthrten Ziele zu verfolgen oder verfolgen zu kénnen?

Prof. Dr. Vorlander:

Darf ich noch mal eben zurlickfragen, welche konkreten Ziele Sie jetzt meinen?

Abg. Schard:

Na ja, die Effektivitatsziele zum Beispiel oder auch die schnellere Bearbeitung oder auch die

Ruckfuhrung an sich nicht nur zu bindeln, sondern auch zu beschleunigen, die ja auch in der

Begrindung mitaufgefihrt sind.
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Prof. Dr. Vorlander:

Ja, generell: Das betrifft ja das gesamte Asylverfahrenssystem. Es mussten die Asylverfahren
beschleunigt werden. Sie sind ja schon auch zu einem grof3en Teil beschleunigt worden —
Punkt 1.

Punkt 2: Wir missen einfach in Rechnung stellen, dass in sehr vielen Féllen bei ablehnenden
Asylverfahren auch der Weg Uber die Verwaltungsgerichte gegangen wird.
Verwaltungsgerichte brauchen sehr unterschiedlich lange, um solche Verfahren zu bearbeiten.
Wir haben einerseits — um Beispiele zu hennen —, ein Prozess vor einem Verwaltungsgericht
in Trier dauert drei Monate, dann ist das Verfahren durch. Wenn Sie an das Verwaltungsgericht
in Cottbus oder woanders gehen, da brauchen Sie zwei Jahre und manchmal noch langer.
Das heildt, wir haben sehr unterschiedliche Praxen, Verfahrensdauern. Das liegt an der
Organisation der Verwaltungsgerichte. In Trier ist es so, dass das Verwaltungsgericht Trier
aus ganz bestimmten Grinden nur Asylverfahren betreut, wéhrend andere
Verwaltungsgerichte natirlich die Vielfalt unterschiedlicher verfassungsgerichtlicher Materien
abarbeiten mussen. Auch hier — das hat ja schon die Ministerprasidentenkonferenz zusammen
mit dem Bundeskanzler im November letzten Jahres beschlossen — sollen zuséatzliche Stellen
auch bei den Verwaltungsgerichten geschaffen werden. Soweit man hort, ist auch eine Reihe
von Richterinnen und Richtern tatséachlich auch in die Verwaltungsgerichte gekommen. Das
ist ein wesentlicher Punkt. Der andere Punkt besteht natirlich darin, dass sehr lange gewartet
werden muss auf Integrations-, Orientierungs- oder Sprachkurse — wie immer sie genannt
werden. Die Verfahren der Aufnahme dauern vergleichsweise lange. Dann brauchen Sie sehr
lange, um entsprechend an einen solchen Integrations-, Orientierungskurs oder Sprachkurs
zu kommen. Das ist auch das Problem im Augenblick bei den Gefllichteten aus der Ukraine,
obwohl da das Rechtsregime ja ein anderes ist. Das fihrt eben dann auch dazu, dass
beispielsweise bei den ukrainischen Gefllichteten die Arbeitsaufnahme in Deutschland im
Vergleich zu anderen Landern der Europaischen Union lange braucht. Also die Integration im

Arbeitsmarkt ist bei uns sehr viel geringer als in anderen Landern der Europaischen Union.

Nachstes Problem ist die Anerkennung von Qualifikationen. Das wird sich auch jetzt nicht
prinzipiell mit dem neuen Fachkréfteeinwanderungsgesetz andern, denn Sie brauchen zwar
keine Gleichwertigkeitszertifikate mehr. Deshalb wird man davon ausgehen kénnen, dass Sie
sich fir ganz andere Kreise von Fachkraften oder Arbeitskraften fur Arbeitsaufnahme in
Deutschland interessieren. Aber — das sieht das Punktesystem auch schon wieder vor — Sie
brauchen Belege, beispielsweise Uber Berufserfahrung oder Uber Schulausbildung oder

andere Formen der Ausbildung, die im Ausland erbracht worden sind. Und das sind genauso
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komplexe und langwierige Verfahren, wo dann Auslandsbehdrden, die Auslandsvertretungen
von Botschaften bis zu Konsulaten einbezogen sind, das BAMF, die Auslanderbehérden und
die Jobcenter. Das sind sehr aufwendige Verfahren und auch hier gibt es ja viele anekdotische
Evidenzen, die darauf hinweisen, dass hier eine mangelnde Digitalisierung eben zur
entscheidenden Verlangerung der Prozesse fuhrt. Also wir haben sehr unterschiedliche
Verfahren. Wir wollen gar nicht erst vom Chancen-Aufenthaltsrecht reden. Auch hier haben
wir sozusagen fur die Verwaltung ja noch mal zusatzliche Aufwendungen. All das spricht dafir,
glaube ich, dass man erstens die Prozesse beschleunigt, digitalisiert, optimiert, dass man aber
auch vonseiten der Lander die Behorden, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und auch die
Kommunen ertlichtigt, dass sie sozusagen interaktiv diese Probleme schneller bearbeiten,

oder sagen wir, die Herausforderungen schneller annehmen.

Uber die Einbirgerungsverfahren habe ich schon gesprochen. Es kommt also eine ganze
Menge auch an neuen Regelungen. Die Komplexitat der Rechtsmaterien wird immer groR3er,
wir haben eine hohe, schnelle Frequenz von Novellierungen. All das gehort mit dazu. Deshalb
ist es richtig, dass man versucht, zu bindeln, vielleicht auch manche Fragen zu zentralisieren
und damit auch den Kommunen das tagtagliche Geschaft erleichtert. Das gehért auch mit

dazu.

Vorhin sagte einer der Vorredner auf die Frage der Weiterbildung, der Ausbildung: Auch
sozusagen der Gesichtspunkt der diversitatssensiblen Aufstellung von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Behdrde ist ein ganz wichtiges Thema. Das kbnnen Kommunen allein gar
nicht schaffen, weil sie das Personal nicht haben, sondern da sind eben die Ladnder und dann
eben durch solche Behérden oder durch Ministerien gefordert, hier Strukturen der Ertlichtigung
bereitzustellen. Das sollte ein solches Gesetz oder eine solche Behdrde eben auch

ermdglichen.

Vors. Abg. Méller:

Gibt es weitere Fragen? Das sehe ich nicht. Dann bedanke ich mich bei Ihnen, Herr
Prof. Vorlander.

Prof. Dr. Vorlander:

Ich bedanke mich.
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Vors. Abg. Méller:

Wir kommen zum néchsten Anzuhérenden — jetzt wieder in Pradsenz —, Herrn Dr. Demut vom

Evangelischen Blro. Bitte schon, Herr Dr. Demut.

Dr. Demut:

Sehr geehrte Mitglieder des Ausschusses flr Migration, Justiz und Verbraucherschutz des
Tharinger Landtags, sehr geehrte weitere Anwesende, herzlich danke ich lhnen fur die
Gelegenheit, fir die evangelischen Kirchen die aus unserer Sicht wichtigsten Aspekte unserer

schon schriftlich eingereichten Stellungnahme hervorzuheben.

Erstens: Beide Gesetzentwurfe verfolgen das Ziel, durch die Einrichtung einer zentralen
Migrationsbehtérde im Freistaat Thiringen die Erledigung von migrations- und
integrationspolitischen Aufgaben zu bundeln und damit kinftig eine besser koordinierte und
effizientere Bewaltigung dieser Aufgaben zu befordern. Dies betrifft unter anderem die
Bereiche des beschleunigten Fachkrafteverfahrens sowie der Bearbeitung von Antragen im
Zusammenhang mit Landesaufnahmeprogrammen und Familiennachzug, ebenso die
Zustandigkeit fir die Erstaufnahmeeinrichtungen, die Verteilung in die Kommunen und die
Wahrnehmung von Aufgaben im Zusammenhang mit dem Rickkehrmanagement. Eine direkte
Anbindung der zentralen Migrationsbehdrde an das zustdndige Ministerium wirde eine

Organisationsstufe einsparen und damit Effizienzgewinne versprechen.

Wir begriiRen ausdricklich den politischen Willen, durch Straffungen und Biindelungen auf
der operativen Ebene die Gelingensbedingungen flr die Migrationspolitik zu steigern. Alles,
was in den operativen Vollziigen das Gelingen einer rechtsstaatskonformen, ékonomisch
notwendigen und humanitér gebotenen Migrationspolitik steigert, tragt zur Resilienz eines

demokratischen Gemeinwesens bei.

Zweitens: Die Gesetzentwirfe unterscheiden sich erheblich in ihrer migrationspolitischen
Intention. Der Gesetzentwurf der Regierungsfraktionen stellt in seiner Begriindung die
Gestaltung einer effektiven Fachkréafteeinwanderungspolitik in den Mittelpunkt. Wir begrif3en
die dabei sich zeigende Balance zwischen einem wohlverstandenen 6konomischen
Eigeninteresse unseres Landes und dem Hochhalten menschenrechtlicher Standards bei der
notwendigen Organisation der Unterbringung von Schutzsuchenden. Humanitat und
Wirtschaftsinteressen sind kein Nullsummenspiel — im Gegenteil. Beide Faktoren verstarken

einander. Da nach Ludwig Ehrhardt 50 Prozent der Wirtschaft aus Psychologie besteht,
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durften Faktoren wie Neugierde, Offenheit, Toleranz und ein menschliches Grundklima in der

Gesellschaft auch 6konomisch erhebliche Auswirkungen zeitigen.

Fur die politische Kommunikation sowohl gegentiber der einheimischen Bevélkerung als auch
mit Blick auf die Wahrnehmung Thiringens in der vernetzten Welt liegt hier eine groRle
Aufgabe. Wir mahnen an, dass die Kommunikation zur Migrationsthematik niichtern, sachlich
und jenseits von Verharmlosung echter Probleme einerseits und dem Schiren irrationaler
Angste vor dem Fremden andererseits von allen politischen Verantwortlichen in Thiringen

nach innen und nach auf3en gestaltet wird. Dieser Punkt ist uns besonders wichtig.

Neben der eben bereits gewurdigten Bemuhung beider Entwirfe um die Effizienzsteigerung
der operativen Ablaufe liegt ein Schlissel fur eine gelingende Migrationspolitik unseres
Erachtens in einer moglichst niichternen, moglichst sachlichen und mdglichst angstfreien
Identifikation realer Probleme mit dem Ziel, konstruktiv Losungen zu generieren, welche die
rechtsstaatlichen, die 6konomischen und die humanitdren Erfordernisse gleichermaf3en im
Blick behalten.

Drittens: Unter dieser Pramisse, Gelingensbedingungen zu steigern, haben wir erhebliche
Zweifel, wie zielfihrend die Errichtung und der Betrieb von Thiringer Zentren fir Aufnahme
und Ruckfihrung, TZAR, waren, wie ihn der Gesetzentwurf der CDU-Fraktion vorsieht. Nicht
nur Humanitat und ©6konomische Interessen sind keine Nullsummenspielfaktoren, auch
Humanitat und Recht gehdren immer in eine Balance, weil das Recht nach unserem
europaischen Rechtsverstéandnis der Humanitat dient. Vulnerable Gruppen sollten generell
nicht in solchen Aufnahmezentren untergebracht werden. Es irritiert, dass der Gesetzentwurf
der CDU-Fraktion keine Aussagen macht zu Schutzkonzepten fir besonders vulnerable
Personengruppen wie Kinder, traumatisierte Menschen, alleinreisende Frauen, Familien oder
alte Menschen. Die TZAR waren Orte, an denen eine groRe Zahl von Menschen in
Perspektiviosigkeit und Angst vor Abschiebung Uber langere Zeit auf engem Raum verharren
musste. Die aus der Erstaufnahmeeinrichtung in Suhl bekannten Probleme wirden sich
unseres Erachtens potenzieren. Menschen, die gerade erst — haufig traumatisiert — Schutz
suchend in Deutschland angekommen sind, wéren zusammen mit Personen untergebracht,
deren Asylverfahren bereits abschlagig abgeschlossen wurden und die abgeschoben werden
sollen. Sollen die Erstgenannten tatsachlich an einem Ort leben, wo sie zu Tages- und
Nachtzeiten mit Polizeiprésenz, Durchsuchungen und konflikttrchtigen Abschiebungen in
Bertihrung kommen? Das TZAR-Konzept verstarkt unseres Erachtens Probleme, die ohnehin

vorhanden sind und die geldst werden missen, statt potenziert werden sollten.
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Massenhafte Unterbringung von belasteten und traumatisierten Menschen auf engstem Raum
mit nur geringer Privatsphare, ohne Kontakt zur Bevilkerung und ohne sinnvolle
Beschaftigung, wo ware der sinnvolle Mehrwert dieses Formats? Wie wird fur Kinder und
Jugendliche in solchen Lagern der Zugang zu normaler schulischer Bildung und eine
kindgerechte Unterbringung gewahrleistet? Die Wahrscheinlichkeit von Retraumatisierungen
stiege, Depressionen und Suizidalitat wirden beglnstigt, Aggressionspotenziale bis hin zu
eskalierender Gewalt induziert. Neben der Steigerung von menschlichem Leid und erhdhten
Krankheitsbehandlungskosten kénnen wir keine Effekte von TZAR vermuten, die — anders als
das zuerst genannte — gesellschaftlich und politisch zu begrifRen waren. Neben dieser vor
allem humanitar formatierten Rlckfrage haben wir auch Rlckfragen an die rechtliche
Stimmigkeit bezuglich der TZAR. Eine Vorabprifung der Gefliichteten durch eine zentrale
Migrationsbehérde mit dem Ziel einer Sortierung nach vermuteter Bleibeperspektive halten wir
fur schwerlich juristisch operationalisierbar. Fraglich erscheint uns, ob eine zentrale
Migrationsbehoérde Uberhaupt eine solche Vorabprifung durchfiihren kann, da ja substanziell
die Prifung des Asylantrags teilweise vorweggenommen werden musste. Die Verteilung von
Personen, Uber deren Asylantrage noch nicht entschieden wurde, ist vor diesem Hintergrund
aus unserer Sicht duf3erst schwierig.

Das Gesetz erlaubt eine solche Umverteilung auf spezielle Zentren nur bei Fallen, in denen
der Asylantrag in einem beschleunigten Verfahren nach § 30a Abs. 1 Asylgesetz gepriift wird.
Gemal § 46 Abs. 1 Asylgesetz jedoch kann keine Umverteilung aufgrund einer Vorabpriifung
der moéglichen Schutzquote gemacht werden. Insbesondere ist aus unserer Sicht kritisch zu
sehen, dass der Gesetzentwurf der CDU vorsieht, fiir alle Asylsuchenden die Wohnpflicht in
den Aufnahmezentren auf 24 Monate bis zur Entscheidung des Asylantrags zu verlangern. An
dieser Stelle muss ich einen Verweisungsfehler aus meiner schriftichen Stellungnahme
korrigieren. Der Hinweis auf § 46 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes war falsch. Tut mir leid.
Korrekt muss auf § 47 Abs. 1b des Asylgesetzes von 1992, neu gefasst 2008 und zuletzt
geadndert im Februar dieses Jahres, verwiesen werden. Dort heil3t es — Zitat —: ,Die Lander
konnen regeln, dass Auslander abweichend von Absatz 1 verpflichtet sind, bis zur
Entscheidung des Bundesamtes Uber den Asylantrag und im Falle der Ablehnung des
Asylantrags als offensichtlich unbegriindet oder als unzul&assig bis zur Ausreise oder bis zum
Vollzug der Abschiebeandrohung oder -anordnung in der fur ihre Aufnahme zustandigen
Aufnahmeeinrichtung, langstens jedoch fir 24 Monate, zu wohnen. [...]* Zur Debatte steht
also, ob die unterschiedslose Ausdehnung der Wohnpflicht und damit die Abweichung von
Differenzierungen im § 47 Abs. 1 und 1a Asylgesetz sinnvoll und rechtm&Rig ist. Zwar kénnen
nach dem zitierten Gesetz die Lander eine langere Wohnpflicht regeln, doch ihre

unterschiedslose Ausdehnung auf alle halten wir fur rechtswidrig, weil sie die anderen
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grundrechtlich geschuitzten Interessen auf3er Acht lasst. So ist zum Beispiel offenkundig, dass
eine unterschiedslose Ausdehnung solch einer langen Wohnpflicht in einer zentralen
Aufnahmeeinrichtung mit dem Schutz von Ehe und Familie kollidiert wegen der oben

benannten besonderen Harten fur Kinder, fur Jugendliche, fir Eheleute, fur altere Menschen.
DarUber hinaus geben wir zu bedenken, dass selbst bei negativ abgeschlossenem
Asylverfahren eine schnellere Abschiebung aus einem Abschiebezentrum heraus aufgrund
der Schwierigkeit der Passbeschaffung nicht wahrscheinlicher wird. Auch wenn die Aufgabe
der Passheschaffung von den Kommunen auf die zentrale Auslanderbehérde Ubergeht, ist
unseres Erachtens keine signifikante Beschleunigung der Passbeschaffung zu erwarten, da

dieses ja wesentlich von den Herkunftsl&andern der jeweiligen Antragsteller abhangt.

Aus all diesen genannten Grinden fordern wir, vom Errichten und Betreiben solcher Zentren

fur Aufnahme und Ruickfuhrung Abstand zu nehmen.

Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit.

Vors. Abg. Mdller:

Danke schon. Gibt es Fragen? — Frau Konig-Preuss.

Abg. Kbénig-Preuss.

Ich habe keine Frage, sondern ich wollte ausdricklich noch mal sagen, ich fand die
Stellungnahme groRartig, weil sie so umfassend und auch sehr konkret mal darauf
hingewiesen hat, an welchen Stellen Probleme liegen, was gemacht werden kdnnte, was
gemacht werden muss. FUr mich ist aus Ihrer Stellungnahme heraus eigentlich alles klar. Ich
danke Ihnen und denen, die mitgearbeitet haben, recht herzlich.

Dr. Demut:

Das gebe ich gerne weiter an die, die intensiv mitgearbeitet haben.

Vors. Abg. Mdller:

Frau Rothe-Beinlich.
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Abg. Rothe-Beinlich:

Mir ging es ahnlich wie Katharina Kénig-Preuss. Vielen Dank fir die Klarheit, vielen Dank auch
fur die Sensibilisierung, auch noch mal den Verweis darauf, welche Probleme das vermeintlich
vereinfachte Sortieren von Menschen — was wir jedenfalls definitiv nicht wollen — so mit sich
bringt, auch der Verweis auf das individuelle Grundrecht auf Asyl und die Wirde des
Menschen insgesamt. Ich habe da auch nichts hinzuzufiigen und bin Ihnen sehr dankbar, dass

Sie hier so klar sowohl schriftlich als auch mindlich vorgetragen haben. Danke schon.

Vors. Abg. Moéller:

Weitere Fragen sehe ich nicht. Dann danke schén fir die Stellungnahme.

Und dann kommen wir jetzt zum Gemeinde- und Stadtebund Thiringen. Den
Herrn Krumrey hat man mir gemeldet. Guten Tag, Herr Krumrey. Bitte schon.

Herr Krumrey:

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren, vielen Dank fiir die
Mdglichkeit der mindlichen Stellungnahme. Gerne ware auch noch der eine oder andere
Oberburgermeister heute mitgekommen. Das war leider angesichts des unklaren Zeitfensters,
des Zeitpunkts der Anhérung nicht mdglich. Die Terminpléane sind eng gestrickt. Deshalb noch
mal vielen Dank an Herrn Schard, dass er versucht hat, wenigstens die Anhdrungsliste wieder
geradezuriicken. Wir waren etwas enttduscht und {berrascht, weil das ist vollkommen
uniblich, dass die kommunalen Spitzenverbande an letzter Stelle sind. Wir hoffen, dass das
ein einmaliger Ausrutscher war, weil, es ist Kommunalvertretern nicht moglich, hier einen

ganzen Nachmittag zu sitzen und nicht sicher sein zu kénnen ...

(Zwischenruf Abg. Konig-Preuss: Aber den anderen ist es moglich?)

Wie gesagt, unsere Mitglieder werden vertreten durch die Oberbilrgermeister bzw. durch die
Landrate. Ich weil3 nicht, ob Sie deren Zeitplane kennen. Offensichtlich nicht. Von daher kann
ich das eben ja nur noch mal so klarstellen, dass das schon auf3ergewd6hnlich ist, weil in allen

anderen Ausschuissen ist das nicht der Fall.

Zum Inhalt der Anhdérung: Wir begrif3en natirlich ausdriicklich die Errichtung einer zentralen

Auslanderbehorde und die damit verbundene Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung im
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Bereich der Migrations- sowie Integrationsangelegenheiten. Ich denke — das ist auch relativ
unstreitig jetzt von allen Anzuhdrenden gewesen —, dass es sinnhaft ist, eine zentrale
Auslanderbehdrde zu bilden. Wir brauchen hier in Thiringen dringend eine Optimierung der
Strukturen und der Zustandigkeiten. Das ware mit einer zentralen Ausléanderbehdrde gegeben.
Wir wirden uns wirklich wiinschen, wenn hier die beiden Gesetzentwirfe vielleicht doch noch
mal zusammenkamen und man sich in dem Ausschuss auf eine einheitliche Regelung

verstandigen kénnte.

Wir haben Probleme hinsichtlich der Fach- und der Rechtsaufsicht in Thiringen. Die ist leider
in der Vergangenheit nicht optimal wahrgenommen worden. Wir wirden uns durch so eine
zentrale Struktur auch eine deutliche Starkung der Rechtsaufsicht bzw. Fachaufsicht
wuinschen, vor allem auch den intensiven Austausch der Auslanderbehdrden untereinander,
was leider auch in den letzten Jahren straflich vernachlassigt worden ist. Insofern, diese
zentrale Struktur wirde dann effektivere, einheitlichere Regelungen mit sich bringen, was wir

uns sehr wiinschen wirden.

Unsere Mitglieder haben sich sehr eindeutig fir den Entwurf der Fraktion der CDU, fir den
Gesetzentwurf ausgesprochen. Wir sehen eine deutlichere Entlastung der Auslanderbehérden
mit diesem Entwurf verbunden. Auch die gerade sehr intensiv angesprochenen Zentren fir
Aufnahme und Ruckfuhrung wirden eine deutliche Entlastung der Kommunen bedeuten, weil
eben dann nur Menschen mit Bleibeperspektive auf die Kommunen verteilt wiirden und die
dort knappen vorhandenen Kapazitaten dann auch fir die Menschen, die auch eine
Bleibeperspektive haben, genutzt werden kénnten und man Integration und Betreuung
wesentlich besser dann umsetzen kénnte. Wir haben ja das Problem in Thiringen, dass wir
zum einen viel zu wenige Landesaufnahmekapazitaten haben, viel zu wenige
Landesaufnahmeplatze haben. Es ist kein Puffer gegeben, um mal auch, wenn jetzt viele
Anklnfte sind, beim Land entsprechend mehr, langer die Leute aufzunehmen, bevor sie auf
die Kommunen weiterverteilt werden. Die Kommunen sind mittlerweile an ihrer
Belastungsgrenze angekommen. Wir haben kein Wohnortzuweisungsgesetz fiir anerkannte
Asylbewerber in Thiringen. Sprich, jeder anerkannte Asylbewerber kann seinen Wohnort
suchen, wie er das fur richtig halt. Das ist die Gesetzeslage, weil wir eben die
Wohnortzuweisung nicht haben. Von daher sind die Stadte sehr beliebt. Es geht alles in die
Zentrale der Stadte. Die Asylbewerber bzw. die anerkannten Asylbewerber konkurrieren dort
nattrlich um den knappen Wohnraum, der dem unteren einfachen Segment entspricht. Da
haben wir aber auch unsere SGB-II-Empfénger, da haben wir Studenten und sehr viele mehr
in den Stadten, sodass der Wohnraum einfach nicht vorhanden ist, um dann auch die dezentral

gewinschte Unterbringung von Asylbewerbern tatsachlich zu gewahrleisten. Also kommen wir
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ohne Gemeinschaftsunterkiinfte in den Stadten gar nicht aus. Allerdings ist das Problem, dass
dann quasi der Abfluss der Asylbewerber nach Anerkennung, beispielsweise in eigene
Wohnungen oder auch der dort untergebrachten Ukrainer, faktisch gar nicht mdglich ist, weil
der entsprechende Wohnraum nicht vorhanden ist. Das heif3t, wir missen hier dringend an
den Strukturen Anderungen vornehmen. Und da sehen wir mit dem CDU-Entwurf hier eine

deutliche Verbesserung gegentber dem von Rot-Rot-Grun.

Auch wirde mit dem CDU-Entwurf keine neue Behdrde geschaffen werden. Wir kénnten auf
bereits vorhandene Kompetenzen zuriickgreifen und deren Aufgabenfelder erweitern. Durch
die gleichzeitige auslanderrechtliche Fallbearbeitung sowie die Integration der auslandischen

Personen mit Bleibeperspektive wirde sich eine deutliche Verbesserung ergeben.

Bei dem rot-rot-griinen Entwurf, der wirkt im Vergleich weniger tUberzeugend fir unsere
Kommunen hinsichtlich der Entlastung der Auslanderbehtrden. Der Entwurf konzentriert sich
im Wesentlichen auf die Gewahrleistung der Errichtung landeseigener Aufnahmekapazitaten
sowie der finanziellen Forderung von Wohnraum fur Fluchtlinge. Auch die hier schon
angesprochene Investitionspauschale — das ist nattirlich immer ein Wunsch von Kommunen,
eine einfache pauschale Finanzierung zu erhalten —, aber das ist dermafRen komplex
ausgestaltet, sodass wir die als vollkommen praxisfremd ansehen. Natirlich wiinschen wir uns
eine Investitionspauschale. Aber das muss einfach ausgestaltet werden. Aber wenn Sie sich
noch mal Ihren eigenen Entwurf anschauen, welche Voraussetzungen gegeben sein missen,
damit man dieser Pauschale erhalten kann, dann werden Sie merken, das ist wenig

praxisrelevant.

Was uns auch auffallt, ist die fehlende selbstkritische Einschatzung des Gesetzentwurfs
gegenliber der geplanten eigenen Integrationsarbeit der Landesbehdérden in Thiringen. Eine
gelingende Integration ist nicht nur in den Kommunen zu bewerkstelligen, sondern sie beginnt
bereits in der Erstaufnahmeeinrichtung des Landes. Und dazu haben wir ja schon einige
Ausfuhrungen gehort, wie die Willkommenskultur in der Erstaufnahmeeinrichtung ausgestaltet
ist. Ich erinnere da auch noch mal an die letzte Anhoérung, wo Herr Knapp, der
Oberbirgermeister von Suhl, hierzu Ausfihrungen gemacht hat. Das sind Dinge, die fehlen

komplett in dem Gesetzentwurf von Rot-Rot-Griin.

Auch die im Gesetzentwurf geforderte Implementierung von Mindeststandards in der
Unterbringung und unterkunftsspezifischen Schutzkonzepten, das ist schon seit 2018 in der
GUSVO verankert und in den Kommunen umgesetzt. Das muss nicht noch mal gesetzlich

geregelt werden, sodass wir aus unserer Sicht eine Unterstiitzung des Gesetzentwurfs der
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CDU hier eindeutig praferieren. Andererseits sehen wir auch die unterschiedlichen Differenzen

und wirden uns freuen, wenn hier ein Aufeinanderzukommen maoglich ware. Vielen Dank flr

lhre Aufmerksamkeit.

Vors. Abg. Moéller:

Danke schon. Ich habe jetzt mehrere Nachfragen.

Herr Krumrey:

Wenn ich anregen durfte, dass der Kollege vom Landkreistag vielleicht auch erst noch seine

Stellungnahme abgibt. Weil, das hat sich in der Vergangenheit gezeigt, dass die Fragen an

die kommunalen Spitzenverbdnde sich immer doppeln, sodass wir dann gerne auch

gemeinsam geantwortet hatten.

Vors. Abg. Mdller:

Wollen Sie dann beide vorne stehen?

Herr Krumrey:

Ja. Aber wir kdnnen es auch gerne trennen — wie Sie mochten.

Vors. Abg. Méller:

Ja, also ich wiirde es jetzt einfach so fortfiihren. Wir haben es jetzt bisher getrennt gemacht.

Ich habe zunachst mal Frau Koénig-Preuss, dann Frau Baum und dann Herrn Schard.

Abg. Konig-Preuss:

Ich hatte erst mal eine Frage, und zwar, Sie sprechen sich ja fur den Gemeinde- und

Stadtebund fur diese Aufnahme- und Ruckflihrzentren aus, weil das zu einer Entlastung der

Kommunen beitragen wiirde.
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Herr Krumrey:

Ja.

Abg. Konig-Preuss:

Jetzt gehe ich davon aus, dass das mit dem Gemeinde- und Stadtebund auch abgestimmt ist.
Kdnnen Sie uns sagen, welche Kommunen bereit waren, ein solches Aufnahme- und
Ruckfuhrungszentrum in Thiringen dann auch bei sich zu haben? Denn natirlich brauchen
wir dann auch die Orte, wenn der CDU-Gesetzentwurf durchgehen sollte, wo diese Zentren —
und es geht neben der Erstaufnahmeeinrichtung um weitere vier solche zu errichtende Zentren
nach dem Gesetzentwurf der CDU mit bis zu — wenn ich es richtig im Kopf habe —
2.500 Menschen uber zwei Jahre. Welche Kommunen sind bereit, welche Kommunen haben

Ihnen gegeniiber erklart, dass sie das gern bei sich umsetzen wirden?

Herr Krumrey:

Wir haben bislang keine Kommune gefragt. Die konkrete Frage hat sich noch nicht gestelit.
Selbstverstéandlich gebe ich Ihnen recht, es wird sich keine Kommune freiwillig melden. Das
hangt von den Voraussetzungen vor Ort ab. Und es ist, wie man ja sieht, auch in den
Erstaufnahmeeinrichtungen mit sozialen Konflikten verbunden. Das ist richtig. Das wird nicht
einfach werden. Aber, wie gesagt, so weit sind wir noch nicht, dass wir jetzt schon konkret

abgefragt hatten, wer das denn gern hétte.

Abg. Kbénig-Preuss:

Aber ganz kurz, entschuldigen Sie meine Irritation. Sie haben ja selber darauf hingewiesen,
wie notwendig es ist, konkret zu werden, und wie notwendig es auch ist, dass da endlich was
geschieht. Wenn dieser Gesetzentwurf der CDU, den Sie beflirworten, in dieser Legislatur
noch eine Mehrheit bekommen sollte bzw. im Plenum landen sollte, dann reden wir davon,
dass wir eigentlich sofort bzw. die CDU dann auch die Kommune brauchte. Also insofern bin

ich ein bisschen irritiert.

Herr Krumrey:

Dann missen sie umgesetzt werden; das ist vollkommen richtig.
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Abg. Kénig-Preuss:

Ich bin ein bisschen irritiert, weil es geht um ...

Herr Krumrey:

Na gut, so vorauseilend sind wir jetzt noch nicht, dass wir Gesetzentwiirfe jetzt schon direkt

umsetzen dahin gehend, dass wir unserer Mitglieder konkret fragen.

Abg. Konig-Preuss:

Es geht ja nicht um die Umsetzung, sondern ...

Herr Krumrey:

Ja, doch, es geht um die Umsetzung.

Abg. Konig-Preuss:

Nein, es geht ...

Herr Krumrey:

Wenn Sie fragen, welche Kommunen dann letztlich bereit waren, wenn dieser Gesetzentwurf

verabschiedet wird, dann hier das zu machen, dann geht es um die Umsetzung. Naturlich.

Abg. Kbénig-Preuss:

Aber das heildt, wir kbnnen davon ausgehen, dass grundsatzlich der Gemeinde- und
Stadtebund dafir ist — haben Sie sowohl schriftlich als auch mindlich erklart. Das heif3t, es
gibt Kommunen, die dann auch mit Uberzeugungskraft des Gemeinde- und Stadtebunds
gegebenenfalls dazu motiviert werden, eine solche Aufnahme- und Ruckfihrungseinrichtung
— logischerweise missen dann auch entsprechend Schulplatze, Kindergartenplatze und
Ahnliches mehr geschaffen werden — bei sich zu errichten. Natrlich, die Finanzierung ist klar,
das lauft dann Uber das Land. Aber ich weil} jetzt nicht, in welcher Kommune Sie leben. Aber
Sie unterstutzen dann auch die CDU dabei oder auch diejenigen, die diese Mehrheiten hier

dann ergeben, eine solche Einrichtung in einer Kommune zu schaffen?
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Herr Krumrey:

Ich denke, der Gemeinde- und Stadtebund wirde sich sicherlich fur die Einrichtung solcher

Zentren aussprechen. Das tun wir ja auch.

Abg. Konig-Preuss:

Sie haben sich ja daftir ausgesprochen. Mir geht es gerade darum ...

Herr Krumrey:

Aber, wie gesagt, wie konkret das ist, die Organisation, da sind wir noch nicht dabei.

Abg. Konig-Preuss:

Ganz kurz noch mal: Mir geht es gerade darum, ob sich die antragstellende Fraktion dann
darauf verlassen kann, dass der Gemeinde- und Stadtebund dabei unterstitzt, diese vier plus
Erstaufnahmeeinrichtungen — ich weif3 ja nicht, ob die in Suhl bleiben soll oder nicht, da geht
es ja dann um 3.200 Platze.

Herr Krumrey:

Wir wirden selbstversténdlich dafir werben. Naturlich.

Abg. Kbnig-Preuss:

Genau. Sie unterstlitzen dann dabei, dass diese GroRReinrichtungen geschaffen werden und
die Kommunen auch mit Uberzeugt werden durch die Argumente des Gemeinde- und
Stadtebunds.

Herr Krumrey:

Wir wiirden dafur werben, weil wir das fur sinnvoll halten.
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Abg. Kénig-Preuss:

Sie werben daflir. Okay. Und Sie werden dann auch entsprechend dazu beitragen, dass vor

Ort dann die sonstigen Notwendigkeiten geschaffen werden?

Herr Krumrey:

Wir werden sicherlich dann auch sagen, was wir fur erforderlich halten. Es braucht eine
Unterstltzung der arztlichen Struktur. Es bedarf Schul- und Kindergartenplatze. Das sind
Voraussetzungen, die natlrlich geschaffen werden mussen, gerade wenn vulnerable Gruppen
bzw. Minderjahrige dann mit verteilt werden sollten in diese Bleibezentren.

Abg. Konig-Preuss:

Dann machen wir es doch noch mal konkret, denn das ging jetzt nicht aus lhrer AuBerung

hervor.

Herr Krumrey:

Ja, gut. Aber in unserer Stellungnahme haben wir es geschrieben.

Abg. Kbnig-Preuss:

Warten Sie ganz kurz. Was brauchte es alles, wenn eine solche GrofReinrichtung ...

Herr Krumrey:

Gucken Sie mal, das ist bei der einen Frage beantwortet.

Vors. Abg. Mdller:

Vielleicht darf ich mich mal ganz kurz einklinken. Frau Konig-Preuss, Sie werden jetzt von
einem Anzuhotrenden nicht ernsthaft erwarten kénnen, dass er Ihnen hier rezitiert, was zur
Umsetzung eines entsprechenden, in der Diskussion befindlichen Gesetzentwurfs alles

erforderlich ist. Man kann die Frage natlrlich stellen. Ich kann das nicht verhindern. Aber Sie

werden darauf keine befriedigende Antwort bekommen.



118

Abg. Kénig-Preuss:

Ich glaube nicht, dass Sie wissen, von was ich befriedigt bin oder nicht. Aber was mich

interessiert, ist, was wird bengtigt ...

Herr Krumrey:

Wenn Sie sich die Frage 6 einmal anschauen, da haben wir geschrieben — die Frage heif3t:
Inwiefern besteht Konfliktpotenzial mit anderen internationalen Rechtsvorschriften? Und da
haben wir eben auf das Problem des Rechts auf Bildung, was auch schon Frau Kruppa
ausgefihrt hat, dass also nach drei Monaten im Grunde ein Recht auf einen Kindergartenplatz
bzw. Schulplatz gegeben ist, hingewiesen und haben gesagt, dass hier diese Problemlagen
dann auch im Rahmen der Umsetzung mitberticksichtigt werden missen. Dann haben wir
auch an anderer Stelle ausgefiihrt, dass das eine Belastung fur die Kommune auch hinsichtlich
der Struktur ist, was die arztliche Vorhaltung etc. angeht. Das sehen wir schon, dass damit
Probleme verbunden sind. Das ist ganz unstreitig.

Vors. Abg. Mdller:

Herr Schard.

Abg. Schard:

Ich will noch mal zum Kern, vielleicht auch der Aufgabe, zurlickkommen, namlich der
Bewertung der Gesetzentwlrfe und mich ausdricklich nicht diesen inquisitorischen Fragen
bzw. auch den Fragen ,Organisation“ anschlieRen. Aber ich will noch mal die Gesetzentwrfe
in den Fokus nehmen. Die Gesetzentwirfe — insbesondere kann ich da nur im Wesentlichen
fir unseren sprechen — sind ja aus der Uberzeugung heraus gestellt worden, dass es hier
einer dringenden organisatorischen Anderung etc. bedarf, um diese Aufgaben bewaltigen zu
konnen. Sie sind ja selbst in Ihren Ausfiihrungen auch auf die politischen Schwierigkeiten kurz
zu sprechen gekommen. Kénnen Sie sich denn — und wenn ja, an welchen Punkten — ein
Zusammenfuhren der Gesetzentwirfe vorstellen, an welchen Punkten das vielleicht auch
ginge, um am Ende die Beherrschbarkeit in den Kommunen auch noch weiter aufrechterhalten
zu konnen, die hier kurz erlautern oder haben Sie sich dartiber auch noch nicht Gedanken

machen kdnnen?
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Herr Krumrey:

Ich kann es gern versuchen. Beiden Gesetzentwirfen ist ja gleich, dass beide eine zentrale
Auslanderbehdrde mdchten. Es ist jetzt die Frage, welche Aufgaben gebe ich an die zentrale
Auslanderbehdrde. Da ist auch schon viel von den Anzuhdrenden gesagt worden, was zu einer
Entlastung fihren wirde. Wir haben auch eine lange Liste gemacht. Wenn man sich dahin
gehend schon mal verstandigen koénnte, dass man eine gemeinsame zentrale
Auslanderbehdrde wollte, die dann eben wirklich eine starke Entlastung fur die kommunalen
Auslanderbehdrden bedeuten wirde, und wenn man da maoglichst viele Aufgaben hineingibt —
auch Frau Kruppa hat ja einige zuséatzliche Aufgaben genannt —, wobei, sage ich mal, mit dem,
was sie jetzt gesagt hatte, was Passbeschaffung angeht, da sind wir eher dann beim
Sachverstandigenrat, der ja gesagt hat, vor allem bei ungeklarter ldentitét macht das durchaus
Sinn, das an eine zentrale Behdrde zu geben, weil das einfach, ich brauche meine
Ansprechpartner, ich brauche Experten dafir, und das kann ich nicht in 22 Auslanderbehdrden
vorhalten. Aber ich denke, da kdnnte man eine relativ grof3e Schnittmenge finden, wenn man
sagt, wir gucken mal, dass wir einfach eine zentrale Auslanderbehérde schaffen. Die kann ja
auch wirklich beim Landesverwaltungsamt bleiben durch Zusammenfuhrung von Referaten
und Zustandigkeiten. Dann wéare schon sehr viel geholfen. Rot-Rot-Grun sieht die Schaffung
von Erstaufnahmekapazitaten vor. Das ware sicherlich vielleicht auch noch eine gewisse
Schnittmenge. Das ware sicherlich ein Anfang, wo wir sagen wurden, damit ware uns schon

sehr geholfen.

Abg. Schard:

Ich hatte noch mal eine Nachfrage zu der aktuellen Personalsituation in den Kommunen. Auch
diese Problematik ist ja zumindest an verschiedenen Stellen angesprochen worden. Kénnen
Sie Aussagen treffen, wie die momentane Personalgewinnung in den Kommunen fir die
Aufgaben, die momentan noch bei den Kommunen liegen, funktioniert, ob es da groR3es
Interesse gibt oder ob es da Schwierigkeiten gibt, weil am Ende, egal in welchem Umfang —
der Umfang wurde ja heute schon mal gesprochen —, braucht es ja am Ende, unabhéangig von

der Frage, wie viel, Personal, wie sich das vielleicht im Land darstellt?

Herr Krumrey:

Es braucht auf jeden Fall zusatzliches Personal. Auch die zentrale Auslanderbehorde brauchte

zusatzliches Personal. Die wirde mit dem bestehenden Personal, was jetzt auch schon aus

meiner Sicht viel zu wenig ist im Landesverwaltungsamt, sicherlich nicht ausreichend
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ausgestattet sein. Es ist der Fachkraftemangel ganz enorm bei den Kommunen mittlerweile
angekommen. Von der Stadt Erfurt ist es auch schon 6fter publik gemacht worden — es stand
auch in der Zeitung —, wie viele Hunderte nicht besetzte Stellen dort vorhanden sind. Man
schreibt regelmafig aus und versucht, Personal zu gewinnen. Es ist einfach kein Personal da.
Es ist regional unterschiedlich. Das hat sicherlich auch Frau Kruppa schon mal angedeutet.
Aber jetzt gerade hier, was den Bereich Erfurt, Weimar angeht, da sind die Landesbehérden
im Endeffekt diejenigen, die besser bezahlen, wo die Bewerber dann eher zum Ministerium
gehen oder zum Landesverwaltungsamt als zu der Stadtverwaltung, sodass da ein Kampf um
die Fachkrafte entbrannt ist, und den kann eine Kommune nicht gewinnen. Von daher ist eine
Zentralisierung auf jeden Fall eine Entlastung fur die Kommunen, wenn ich weniger Aufgaben
dann erfullen muss. Zumal wir auch denken, dass durch die Zentralisierung eben Effektivitaten

gewonnen und Aufgaben vereinfacht werden kénnen.

Das wirde mich auch noch mal kurz zu dem Stichwort, Frau Konig-Preuss, ,Digitalisierung*
bringen, was Sie vorhin angesprochen haben. Da gab es zumindest auch mal vor ein oder
zwei Jahren im Rahmen dieses Bund-Lander-Gipfels mit den Ministerprasidenten, wo der
Bund mehrere Milliarden Euro den Landern und den Kommunen zur Verfligung gestellt hat,
auch ausdrucklich Mittel fur die Digitalisierung. Die mussten auch in Thiringen angekommen
sein. Die musste es jetzt auch schon seit ein oder zwei Jahren geben. Da ist mir aber auch
nicht der Stand bekannt, was dann am Ende daraus geworden ist. Also das kdnnte man

vielleicht auch landesintern noch mal nachfragen, was mit diesen Mitteln passiert ist.

(Zwischenruf aus dem Ausschuss)

Nein, nein, es sind ausdrucklich auch Mittel zur Digitalisierung der Auslanderbehérden da. Wie

gesagt, mir ist der Stand nicht bekannt.

Vors. Abg. Méller:

Herr Schard, sind Sie fertig? — Gut. Dann hétte ich jetzt Frau Rothe-Beinlich.

Abg. Rothe-Beinlich:

Danke fur Ihre Ausfuhrungen sowohl schriftlich, die wir heute im Postfach hatten, als auch jetzt
noch mal mindlich. Danke auch, dass Sie jetzt viele Stellungnahmen vorher mithéren konnten

oder mussten, je nachdem, wie Sie es bewerten. Ich habe da eine Nachfrage, weil es ja um

die zentrale Auslanderbehoérde und die Aufgaben geht. Das ist ja der Punkt, wo wir uns einig
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sind, dass es so etwas brauchte. Sie sagen in lhrer schriftlichen Stellungnahme, dass zu der
zentralen Auslanderbehdrde — so lese ich es jedenfalls — auch die Frage der Passbeschaffung

mit aufgenommen werden soll.

Herr Krumrey:

Ja, richtig.

Abg. Rothe-Beinlich:

Jetzt hat Frau Kruppa nun vorhin dargestellt, dass sie das fur nicht gliicklich halt. Vielleicht
konnen Sie mal zu der Einschatzung etwas sagen, weil ja Frau Kruppa fur mich sehr
nachvollziehbar dafir geworben hat, das bei den ortlichen Ausléanderbehdrden zu belassen,
gerade weil es da um sehr viele spezifische Fragen geht.

Ich hatte noch eine zweite Frage zu diesem Komplex ,zentrale Auslanderbehdérde”, weil Sie
hier auch das Thema der Einbindung und der unbegleiteten Minderjahrigen mit reingenommen
haben. Ich bin ja nun auch Jugendpolitikerin. Aus meiner Sicht ist es durchaus richtig und
wichtig, dass sich die unbegleiteten Minderjahrigen auch nach unserer Logik im Ministerium
fur Bildung, Jugend und Sport wiederfinden und da auch eine Zustandigkeit der Jugendhilfe
gegeben ist. Wie wirde das fir Sie zusammenpassen, wenn Sie die unbegleiteten
Minderjahrigen, die wir — ich denke, da sind wir uns einig — als besonders Schutzbeddirftige
ansehen — Sie haben das ja in der Frage 6 tatsachlich auch beschrieben, die Probleme, die
Sie sehen, gerade fur Kinder und Jugendliche —, wie wiirde das fiir Sie funktionieren, wenn
Sie die aber andererseits Uber die zentrale Auslanderbehérde — in Anfihrungszeichen — mit
abwickeln wollten, oder sehen Sie da nicht auch einen Konflikt beispielsweise mit der UN-

Konvention fur Kinderrechte?

Herr Krumrey:

Die Frage ist berechtigt. Es fallt mir auch schwer, darauf jetzt eine verniinftige Antwort zu
geben. Das ist eben eine Stellungnahme, die wir aus den Zuschriften unserer Mitglieder
zusammengesetzt haben. Insofern war das auch eine Forderung der Kommunen gewesen,
das mit zu beriicksichtigen. Aber ich gebe Ihnen recht, das ist mit Problemen verbunden. Wenn

lhnen das als Antwort erst mal reicht?
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Abg. Rothe-Beinlich:

Ware es da eventuell mdglich, wenn Sie da vielleicht im Nachgang bei Ihren Kommunen — Sie
werden ja bestimmt berichten von der Anhérung heute und das noch mal spiegeln —, wenn Sie
uns da vielleicht, wenn Sie da weitere Erkenntnisse gewinnen, das noch mal zuarbeiten

konnten? Denn ich finde diese zwei Bereiche tatsédchlich eklatant.

Herr Krumrey:

Ja, gern. Wenn da noch mal substanzielle Argumente kdmen, die mir jetzt nicht so parat sind,

wurde ich die gern nachliefern.

Hinsichtlich der Passbeschaffung hat ja zumindest auch der Sachverstandigenrat gesagt, dass
bei ungeklarter Identitat die Zentralisierung sinnvoll ist. Man braucht eben, denke ich, ein
umfangreiches Wissen, wenn es um Passbeschaffung geht. Ob ich das so in der Komplexitét
22-mal vorhalten kann, das wiurde ich einfach bezweifeln, sodass ich denke, dass hier eine
zentrale Zustandigkeit, wo ich dann auch die entsprechenden Kontakte habe, wo ich weil3, in
welchen Landern und in welchen Botschaften Ansprechpartner vorhanden sind, dass das dann
einfacher sein dirfte.

Abg. Rothe-Beinlich:

Danke schon. Dann hatte ich noch eine Frage zu einem anderen Bereich, namlich zur
Problematik der Ankerzentren und zu den Erfahrungen. Wir wissen es ja aus Bayern, dass
dort Ankerzentren eingerichtet wurden und die Erfahrungen denkbar schlecht damit sind, dass
die Probleme sich vielmehr kulminiert haben. Gab es denn dazu mal einen Austausch, den
Sie erinnern, beispielsweise im Deutschen Stadtetag, mit Kolleginnen und Kollegen aus
Kommunen, Landern, wo es Erfahrungen mit solchen Zentren gibt? Und wenn ja: Was ist
Ihnen davon erinnerlich? Weil ich, wie gesagt, habe da eine ganz hohe Skepsis und sehe eher

eine Kulmination von Problemen als irgendeine Erleichterung, muss ich ganz offen sagen.

Herr Krumrey:

Nein, kann ich Ihnen leider keine direkten Erfahrungen berichten. Also ich habe jedenfalls an

so einem Austausch, wo da Uber das Thema gesprochen wurde, nicht teilgenommen.
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Vors. Abg. Méller:

Dann hatte ich jetzt Herrn Bilay auf der Liste.

Abg. Bilay:

Ich hatte mehrere Fragen. Ich wirde vorschlagen, dass ich die einzeln stelle und Sie haben
die Chance, dann zu antworten, weil bei der ndchsten Frage sonst, glaube ich, verliert sich

das.

Sie haben erwahnt, dass Sie sich eine schlagkréaftige Fach- und Rechtsaufsicht winschen. Es
hat ja auch mehrfach schon eine Rolle gespielt. Ich glaube, Herr Schard, hat eben auch noch
mal gefragt nach dem Personal. Nun steht ja in der Kommunalordnung, dass die Burgermeister
verpflichtet sind, also gesetzlich verpflichtet sind, das fachlich geeignete und notwendige
Personal vorzuhalten. Wir reden ja hier im Bereich des Auslanderwesens, der
Auslanderbehdrden Uber den Ubertragenen Wirkungskreis. Da gibt es noch mal eine
besondere Verantwortung. Und wenn wir Uber zu lange Bearbeitungszeiten, Uber
Uberlastungsanzeigen, Krankheitsstande in den Kommunalverwaltungen, Unzufriedenheit
usw. usf., die ganze Thematik uns anschauen, ist schon die Frage, warum sorgen lhre
Birgermeisterinnen und Oberbirgermeisterinnen nicht dafiir, dass da auch tatsachlich das
fachlich geeignete und notwendige Personal am Ende vorgehalten ist, teilweise auch durch
Umsetzung innerhalb der Verwaltung, indem man gegebenenfalls auch dafiir Sorge tragt, dass
im Bereich des Ubertragenen Wirkungskreises die gesetzliche Aufgabe auch entsprechend

wahrgenommen wird.

Herr Krumrey:

Gegenfrage: Warum sorgt lhr fachlich zustandiger Bildungsminister nicht dafir, dass

gentgend Lehrer vorhanden sind und kein Unterricht ausfallt?

Abg. Bilay:

Ich glaube, wir sollten uns nicht auf so eine Polemik herablassen, sondern ...
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Herr Krumrey:

Nein, aber das ist doch die gleiche Problematik. Das Personal fehlt. Das ist ja, sagen wir mal,

wenn Sie so eine Frage stellen, dann kdnnen Sie doch keine verninftige Antwort erwarten.

Abg. Bilay:

Das ist ja okay, wenn wir das gemeinschatftlich feststellen, dass wir insgesamt auch im Bereich
des offentlichen Dienstes einen Fachkraftemangel haben wie in der freien Wirtschaft, wie in
samtlichen Bereichen auch. Aber daraus konnen Sie doch keinen Vorwurf an die Landesebene

adressieren. Das ist doch einfach Quatsch.

Herr Krumrey:

Ja, aber Sie haben doch anfangen mit dem Vorwurf.

Abg. Bilay:

Das ist tatsachlich einfach Quatsch.

Ich will mal eine andere Frage jetzt formulieren. Sie haben den Zuzug in die Zentren
beschrieben, was ja richtig ist, insbesondere in die kreisfreien Stadte. Aber reden Sie da
vielleicht auch mal mit lhren — also der Landkreistag sal3 ja nicht nur neben Ihnen, sondern
sitzt auch in der Geschéftsstelle neben lhnen, im Nachbargebaude. Sie haben ja nicht mal
mehr einen Zaun zwischen den beiden Grundstiicken. Da findet ja auch eine Diskussion und
Austausch, ein Erfahrungsaustausch miteinander statt. Aber reden Sie auch mal mit dem
Landkreistag, dass die Landréte nicht Gefliichtete mit einem Zettel in der Hand ausstatten, wo
draufsteht ,Geht mal in die nachste groRere Stadt, da findet ihr eine
Wohnungsbaugesellschaft. Wir geben euch noch die Busfahrlinie mit dazu. Wir geben euch
vielleicht noch die Adresse von der Tafel, wo ihr angeblich kostenlos Essen bekommt.“, damit
also die Landkreise ihre Fallzahlen nach unten korrigieren, was naturlich zusatzlich den Druck
auf die kreisfreien Stadte erhoht, dass geflichtete Menschen dort versuchen,
unterzukommen? Reden Sie auch mal mit dem Landkreistag, dass das keine

kommunalfreundliche, solidarische Politik ist?
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Herr Krumrey:

Das wuirde ich den Landraten jetzt nicht unterstellen, was Sie hier den Landraten gerade
unterstellen. Es ist eher so, dass in den Stadten eben die entsprechenden Communities sind
und man dann natirlich auch gern guckt, dass man dann auch entsprechend zu den
Auslandern oder Menschen kommt, die dort schon leben und man dort Anschluss sucht. Also
ich wirde jetzt keinem Landrat hier unterstellen, dass er da die Leute in die Stadte schickt.
Das ist einfach schlicht, weil in den Zentren lasst es sich, denke ich, leichter leben als in einer
kleinen Gemeinde: Man hat dort Ansprechpartner, man kennt sich und versucht dann, dort

Kontakte zu knlpfen.

Abg. Bilay:

Aber dann ist es doch gut, wenn es eine hohe Lebensqualitat gibt, von der auch Menschen
profitieren wollen, die zu uns kommen. In dem Zusammenhang: Wir haben ja nun als Landtag
auch gerade im Bereich der kommunalen Wohnungsgesellschaften und in anderen Bereichen
das kommunale Wirtschaftsrecht starker ausgebaut, gestarkt, mehr Flexibilitat usw.
reingezogen, auch die Betéatigung aul3erhalb des eigentlichen Gemeindegebiets usw. usf. —
Sie kennen das als Experte viel besser, das muss ich Ihnen gar nicht erlautern. Aber wenn Sie
beklagen, dass Kommunen nicht tber ausreichend Wohnraum verfligen, so haben doch aber
zumindest fast ausnahmslos alle Gemeinden und Stadte Uber 10.000 Einwohner eigene
kommunale Wohnungsgesellschaften. Warum nutzt man denn dann nicht diese
Steuerungsmoglichkeit, auch Wohnraum zu schaffen, zu sanieren, auszubauen, zu erweitern
usw. usf.? Ich kann mich doch nicht darauf zuriickziehen, zu sagen, ich beklage eine Situation,
aber nutze offensichtlich nur unzureichend die Steuerungsmdglichkeiten, mit den

Mdglichkeiten vor Ort entsprechend umzugehen.
Herr Krumrey:
Ja, weil gunstiger Wohnraum im Grunde ohne Forderung gar nicht heutzutage mehr machbar

ist. Wenn Sie sehen, wie die Programme zum sozialen Wohnungsbau ausgestaltet sind, dann

missten Sie auch wissen, dass da nicht viel laufen kann.
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Abg. Bilay:

Na ja, dann haben wir gerade im Bereich der aus der Ukraine Gefliichteten mehrere Millionen
Euro auch bereitgestellt, um Wohnraum relativ schnell herzurichten. Aber die sind ja auch nicht

abgerufen worden.

Herr Krumrey:

Sie haben im Rahmen dieser Wohnraumherrichtungsrichtlinie 10 Millionen ...

Abg. Bilay:

Ich will noch mal eine andere Frage stellen: Der Gesetzentwurf von Rot-Rot-Griin sieht ja auch
die Wiedereinfiihrung der Investitionspauschale vor. Die gab es ja mal, die steht sogar noch,
ich glaube, in der Verordnung, ist aber ausgesetzt. Nun haben ja die Kommunen in den letzten
Jahren seit 2014 — ich hatte dazu mal eine Anfrage vor etwas mehr als einem Jahr — ungeféhr
12.000 Unterbringungspléatze geschaffen gemeinsam mit dieser Investitionspauschale des
Landes. Das heif3t, die Kommunen — aber auch das Land — haben mehrere Millionen Euro in
den Bereich investiert, um Unterbringungsmaoglichkeiten fir geflichtete Menschen zu
schaffen. Von diesen rund 12.000 geschaffenen Unterkunftsplatzen sind 1.000 nicht mehr auf
dem Papier vorhanden, sie stehen nicht mehr zur Verfigung fur die Unterbringung von
gefliichteten Menschen. Das ist aus meiner Sicht ein Problem. Aber warum nutzen denn lhre
Birgermeisterinnen, Oberbirgermeisterinnen nicht wenigstens diese 1.000, fir die schon mal
Geld ausgegeben wurde, fir die schon mal eine Planungsleistung gemacht wurde, fur die Kraft
und Zeit in den Verwaltungen investiert worden ist, warum nutzen sie denn diese 1.000 Platze
nicht, wenn sie sich beklagen, wie die Situation in der Erstaufnahme in Suhl ist? Die
Erstaufnahme ist nur ein Durchlaufposten, das ist nicht zum dauerhaften Aufenthalt gedacht.
Suhl kdnnte sofort leer sein — heute —, wir kdnnten Uber Nacht Suhl leerziehen, wenn die
1.000 Platze in den Kommunen, die das Land und die Kommunen bezahlt haben, auch genutzt

wiurden.

Herr Krumrey:

Zum einen war die Bindung schon lange ausgelaufen,
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Abg. Bilay:

Sie haben die Bindung bewusst auslaufen lassen, das ist das Problem.

Herr Krumrey:

was die Forderung angeht. Zum anderen ...

Abg. Bilay:

Sie haben sie anders genutzt.

Herr Krumrey:

Und zum anderen wurde nur der tatsachlich belegte Platz dann am Ende finanziert und nicht
der vorgehaltene Platz. Das ist erst letztes Jahr ge&ndert worden und das hatten wir immer
kritisiert. Wenn wir Platze haben und wenn eben mal die Zahlen zuriickgehen und wir kdnnen
die Platze nicht durch neue Asylbewerber belegen, dann steht der Platz leer und dann muss
er auch irgendwo wieder, wenn keine Bindung vorliegt, durch andere Personen genutzt
werden kénnen. Das Land hatte uns aber immer nur die tatsachlich belegten Platze finanziert
gehabt, sodass also diese Vorhaltung einfach gar nicht moglich war. Das ist erst letztes Jahr
geandert worden, durch Anderung der Fliichtlingskostenerstattungsverordnung, dass man
jetzt auf vorzuhaltende Platze umgestellt hat. Und dann haben die Kommunen insofern auch
die Sicherheit, dass die Platze, die sie schaffen, auch fir einen bestimmten Zeitraum — in dem
Fall jetzt bis Ende 2026 — finanziert werden. Das ist schon ein Paradigmenwechsel. Das ware

jetzt berechtigt, wenn das jetzt der Fall ware, aber die Platze sind im Grunde alle belegt.

Abg. Bilay:

Dazu auch wirklich eine abschlieBende Frage: Vor dem Hintergrund, wie Sie es jetzt
beschrieben haben, dass eben leere, freie, vorgehaltene Platze mit der Perspektive, dass man
auch schnell reagieren kann und muss — ist ja richtig —, finanziert werden: Wére es da nicht
folgerichtig, auch den Vorschlag von Rot-Rot-Grin im Gesetzentwurf zu &andern, eine
Zwischennutzung — fuinf Jahre ist ja dieser Zeitraum, der angedacht war, der auch bisher die
Regelung gewesen ist — nicht hineinzuschreiben, sondern diese auch notfalls leeren Platze
dauerhaft vorzuhalten — perspektivisch vielleicht —, damit man auch — finanziert vom Land —,

damit man im Zweifelsfall eben nicht das Problem héatte, dass nach Ablauf der
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Zweckbindungsfrist von finf Jahren diese Platze nicht zur Verfigung stehen und man wieder

mit einem groRRen Kraftaufwand zusatzliche Kapazitaten schaffen muss?

Herr Krumrey:

Wir haben ja durch die Anderung der Fliichtlingskostenerstattungsverordnung diese
Vorhaltekapazitaten. Wir haben jetzt einen Entwurf bekommen vom Innenministerium fur einen
sogenannten Kapazitatserlass, in dem Gebietskdrperschaften vorgegeben wird, wie viele
Platze die Kommunen vorzuhalten haben. Das sollen dann 13.500 Platze sein. Dartiber hinaus
sollen noch mal weitere 4.000 geschaffen werden, die dann auch bis zu dem Ablauf des
Datums — also Ende 2026 — noch geschaffen werden sollen. Dafir kénnte man so eine
Investitionspauschale hervorragend verwenden. Das Problem ist dabei allerdings, dass zum
einen kurzfristig zumindest in Stadten sehr schwer Wohnraum zu schaffen ist. Das braucht
also schon einen Zeitraum von zwei Jahren, bis ich dann eine grundhafte Sanierung irgendwo
oder Neubau durchgefiihrt habe. Dann reicht es mir natdrlich nicht aus, wenn ich weif3, ich
habe dann noch eine Refinanzierungssicherheit von anderthalb Jahren, um diese Investitionen
dann zu refinanzieren. Von daher ist es sinnvoll, Gber einen langeren Zeitraum zu sprechen,
Uber den dann diese Investition refinanziert werden kann. Das muss meines Erachtens dann
aber auch — sagen wir mal — individuell und bilateral zwischen dem Landesverwaltungsamt
und den jeweiligen Kommunen geregelt werden, dass man sich dort einigt. Aber — jetzt sagen
wir mal — so pauschal Uber so eine Kapazitatsvorgabe, dann beispielsweise jetzt, wenn diese
4.000 Platze auf alle Kommunen gleichmalRig verteilt wirden, anteilig wirde das fur die Stadt
Jena 200 Platze bedeuten. Das ist in der Stadt schlicht gar nicht méglich, zumindest nicht ad
hoc, sondern nur Uber einen wenigstens mittelfristigen Planungszeitraum. Dann musste ich
aber, wie gesagt, auch die Garantie haben, dass dann auch die entsprechende Refinanzierung
Uber einen langeren Zeitraum finanziert wird. Dafir wirde ich nattrlich dann auch die Platze

fur die Asylbewerber vorhalten miissen, das ist dann auch richtig.

Vors. Abg. Mdller:

Dann habe ich jetzt noch Frau Konig-Preuss auf der Liste.

Abg. Konig-Preuss:

Sie hatten ja vorhin gesagt, dass Sie geantwortet hatten auf das, was sozusagen fehlt, wenn

man diese Aufnahme- und Ruckfihrungszentren schafft. Also Sie weisen auf Probleme hin

hinsichtlich der medizinischen Versorgung und hinsichtlich Bildung, dem Recht auf Bildung.
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Das machen Sie, weil Konfliktpotenzial mit anderen Rechtsvorschriften. Da sagen Sie, dass
die Berlcksichtigung der speziellen Situation vulnerabler Gruppen erfolgen muss, natirlich
Recht auf Bildung, Kindergarten, Schule, auch im laufenden Asylverfahren. Das erwéhnen Sie
und genauso, dass das nach maximal drei Monaten gewahrt werden muss und es da nicht um
die mogliche Bleibeperspektive geht. Das steht doch aber im Widerspruch — so ein Stlick weit
— zur Schaffung von solchen groRen Aufnahme- und Ruckflhrungszentren mit

zweieinhalbtausend Platzen. Welche Kommune hat ...

Herr Krumrey:

Aber die zweieinhalbtausend Platze, wo haben Sie die her? Das habe ich nicht gelesen.

Abg. Konig-Preuss:

Wenn man das durchrechnet Uber zwei Jahre, wenn man sich anschaut, wie ist aktuell die
monatliche Quote von Ankommenden, die einen Asylantrag stellen — also logischerweise, es
geht nicht um Menschen aus der Ukraine, sondern die klassisch im Asylverfahren sind —, wie
ist aktuell die sogenannte Schutzquote — die verandert sich ja jetzt nicht so stark —, und zwar
die bereinigte, und dann schaut, okay, wie viele wirden nach dem Vorhaben des
Gesetzentwurfs der CDU demzufolge in den Einrichtungen bleiben. Die
Erstaufnahmeeinrichtung wirde volllaufen auf etwas tber 3.000, wenn man das Uber die zwei
Jahre betrachtet, und dann kdme es zu — das ist ja auch in der Planung des CDU-
Gesetzentwurfs so, also so hat die CDU das auch vorgestellt — vier solcher groRen Aufnahme-
und Ruckfihrungszentren mit jeweils bis zu 2.500, die Ubrigens dann relativ schnell voll waren
mit den 2.500, auch angesichts der Dauer — wie lange dauern Asylverfahren. Dann muss man
sozusagen immer rechnen: Nach einem Monat kommen wieder Leute aus der
Erstaufnahmeeinrichtung — das lauft voll. Deswegen kann man davon ausgehen — also ich
habe die Rechnung hier im Landtag auch schon mal im Detail dargestellt. Deswegen irritiert
mich gerade so ein bisschen, dass das der Stddte- und Gemeindebund scheinbar nicht
gemacht hat, weil der Landkreistag an einer anderen Stelle — da kommen wir dann noch hin —
unter anderem davon ausgeht, dass die bisherigen Kapazitéten, die in Meiningen, glaube ich,

vorhanden wéren — wenn ich es richtig im Kopf habe —, ja auch ausreichend wéaren.

Aber zurick zur Stellungnahme des Gemeinde- und Stadtebunds: Worauf Sie zu Recht
hinweisen, namlich die Bildungschancen, aber auch medizinische Versorgung, das spielt ja im

Gesetzentwurf der CDU an keiner Stelle eine Rolle.
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Herr Krumrey:

Das ist richtig, das muss — Entschuldigung.

Abg. Konig-Preuss:

Wie bitte?

Herr Krumrey:

Entschuldigung, ich habe Sie unterbrochen.

Abg. Konig-Preuss:

Das habe ich Sie vorhin, glaube ich, auch. Also von daher gleicht sich das jetzt aus.

Vors. Abg. Mdller:

Es ware schon, wenn wir wieder in einen klassischen Frage-Antwort-Modus kommen und nicht

ewig hier Korreferate stellen.
Abg. Kbnig-Preuss:
Ich bin gerade gefragt worden, wie ich auf die Zahlen komme, Herr Vorsitzender, und ich habe
diese Zahlen dem Anzuhdrenden erklart. Wenn Sie sagen, das ist ein Korreferat, was ich sein
lassen soll, dann miissten Sie dem Anzuhdrenden untersagen, mir eine Frage zu stellen, wie
ich auf diese Zahlen komme.

(Unruhe)

Vors. Abg. Mdller:

Also ich wirde die Sitzung mal fiir 5 Minuten unterbrechen, damit wir uns alle mal ein bisschen
abkuhlen und ich bitte Sie ...
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Abg. Kénig-Preuss:

Ja, ich — entschuldigen Sie ...

Vors. Abg. Moéller:

Jetzt bin ich dran, Frau Konig-Preuss. Ich bin hier der Vorsitzende. Ich bitte darum, dass Sie
Fragen stellen, sich auch in Anbetracht der Zeit, die wir jetzt schon verbracht haben, vielleicht
mal ein Stickchen kirzer zu fassen. Wir haben hier noch einen Anzuhorenden, wir haben
auch noch eine ellenlange Liste. Vielleicht berlicksichtigen Sie das mal ein bisschen bei der
Art Ihres Vortrags. Und das hier ist auch kein Kreuzverhor aus dem Untersuchungsausschuss.
Hier geht es um eine klassische Anhérung zum Gesetzentwurf. Ich bitte Sie, das jetzt einfach
zu bertcksichtigen. Vielen Dank.

Abg. Konig-Preuss:

Also ich berticksichtige das die ganze Zeit schon. Ich bin gefragt worden und habe
geantwortet.

Noch mal: Das steht ja im Widerspruch zum Gesetzentwurf der CDU. Was, denken Sie, ware
denn notwendig an zusatzlichen Kapazitaten im Kindergarten-, Bildungsbereich und im
medizinischen Bereich fir eine Circa-Anzahl von zweieinhalbtausend Menschen, die

zusatzlich in einer Kommune untergebracht werden?

Herr Krumrey:

Das ist aus unserer Sicht eine Frage der Umsetzung, wie effektiv diese Aufnahme- und
Ruckfuhrungszentren sind, wie effektiv die arbeiten. Danach richten sich ja dann letztlich die
vorzuhaltenden Kapazitaten. Das kann ich Ihnen jetzt nicht sagen, wie lange dann so ein
durchschnittlicher Aufenthalt dauern wird. Dann ist die Frage, welche Personengruppen diesen
Aufnahme- und Ruckfihrungszentren zugewiesen werden. Wenn dann natirlich Kinder da
sind, dann missen im Vorfeld, bevor ich Uberhaupt die Personen dann zuweise, die
entsprechenden Strukturen geschaffen werden. Da kann ich Ihnen keine Zahl sagen, wie viele

Schulplatze oder Kindergartenplatze daflr erforderlich sind.
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Abg. Kénig-Preuss:

Nun ist das aber auch im Gesetzentwurf nicht vorgesehen.

Herr Krumrey:

Na ja, der muss ja umgesetzt werden. Er muss ja erst mal verabschiedet werden und dann
muss man sich Gedanken machen, wie man ihn umsetzt. Man muss auch die Standorte vor
Ort finden erst mal.

Abg. Konig-Preuss:

Ich wiederhole noch mal: Es ist nicht vorgesehen aktuell. Es kdme zur Umsetzung, ohne dass
parallel dann auch die Begleitstrukturen entsprechend aufbereitet, vorbereitet, geschaffen
wuirden. Es sind ja auch gar nicht entsprechende Finanzen dafiir eingestellt — das aber jetzt
nur noch mal als Hinweis.

Sie hatten vorhin gesagt, dass die Kommunen an der Belastungsgrenze sind, gerade in Bezug
auf knappen Wohnraum, und dass es zu Konkurrenz mit Studierenden unter anderem
kommen wirde.

Herr Krumrey:

Und SGB-II-Empfangern.

Abg. Kbénig-Preuss:

Wie bitte?

Herr Krumrey:

Und SGB-II-Empfangern.

Abg. Konig-Preuss:

Und SGB-II-Empfangern. Nun gibt es ja Studien, die ganz klar belegen, dass bundesweit

900.000 Sozialwohnungen fehlen, also nicht nur in Thiringen, sondern auch woanders. Sie
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haben jetzt vorhin dargestellt, dass sozusagen im Hinblick auf fehlenden Wohnraum die
Nichtverlegung von Geflichteten in die Kommunen eine Entlastung darstellen wiirde. Ware es
nicht eher so, dass die Schaffung von sozialem Wohnraum eine Entlastung auch fir
Studierende, auch fir SGB-II-Empfangerinnen schaffen wirde? Ware das nicht eigentlich die

sinnvollere Antwort im Hinblick auf fehlenden Wohnraum?

Herr Krumrey:

Ja.

Abg. Konig-Preuss:

Und die letzte Frage: Es gibt von der Universitat Hildesheim eine Studie, in der insgesamt
800 Kommunen befragt wurden im Hinblick auf die Kapazitaten und wie es in der
Unterbringung fur Gefliichtete funktioniert. Ich glaube, niemand stellt infrage, dass es
Probleme gibt — zumindest wir nicht. Allerdings gibt es einen grof3en Teil der Kommunen, die
sagen, die Unterbringung ist machbar — 71 Prozent. Und ein noch groRerer Anteil der
Kommunen in Ostdeutschland sieht die Lage im Gesamten positiver. Darf ich Sie fragen — ich
kenne mich da jetzt nicht mit diesen Details aus —: Wie viele Kommunen haben sich denn

beteiligt an der Zuarbeit, die uns heute hier vorliegt?

Herr Krumrey:

Vier von flnf kreisfreien Stadten haben sich zurlickgemeldet. Und ich stehe heute auch jetzt
fur die kreisfreien Stadte hier und nicht fir die Landkreise. Ich denke, gerade was die
Unterbringung angeht und die Wohnraumschaffung, gibt es da einen deutlichen Unterschied
zwischen einem Landkreis und den kreisfreien Stadten.

Vors. Abg. Mdller:

Weitere Fragen sehe ich jetzt nicht. Dann bedanke ich mich bei Ihnen fur Ihre Antworten und

fur Ihre Stellungnahme.

Herr Krumrey:

Ich danke auch. Und viel Erfolg noch bei der Beratung.
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Vors. Abg. Méller:

Dann bleibt uns jetzt noch der Thiringische Landkreistag. Da haben wir als Vertreter

Herrn Fahnrich. Bitte, Herr Fahnrich.

Herr Fahnrich:

Herr Vorsitzender, sehr geehrte Abgeordnete, zunachst vielen Dank fir die Mdglichkeit,

unsere Position zu den beiden Gesetzentwlrfen Ihnen vortragen zu kénnen.

Deutlich geworden ist ja, dass sich die Mehrzahl der Anzuhdrenden fir eine Konzentration der
Aufgabenzuordnung ausgesprochen hat. Das eint auch die beiden Gesetzentwiurfe. Insofern
ist es auch eine Moglichkeit — und die sollte man nutzen, das hat auch der Professor, na ja
vom Vorletzten sozusagen dargestellt —, man sollte die Moglichkeit nutzen, hier gemeinsam
unter Umstanden das auf den Weg zu bringen, was einigungsfahig ist, um eine Entlastung vor
Ort zu ermdglichen, um eine Verbesserung zu erzielen. Denn es ist in beiden Gesetzentwtirfen

etwas drin, was nutzlich ist vor Ort, was Verbesserungen herbeifiihren kann.

Aus unserer Sicht ist der Gesetzentwurf der CDU der weitergehende, der bessere, der die
Probleme, die die Kommunen vor Ort haben, in einem gréReren Mal3e sozusagen aufgreift
und zu einem Besseren wendet. Er ist nicht problemfrei, das ist ganz klar, das ist auch deutlich
geworden, aber wir haben auch jetzt Probleme sozusagen mit der aktuellen Situation. Wir
glauben aber, dass eine Konzentration und Zusammenfiihrung bestimmter Prozesse bei einer
zentralen Auslanderbehorde, die aus unserer Sicht mit den Aufgabenkompetenzen, wie sie
die CDU vorsieht, die bessere Ldsung darstellt und insbesondere auch bei Feststellung der
Identitdit und Passersatzbeschaffung eine wirksame Verbesserung, Effektivierung,
Beschleunigung der Prozesse nach sich ziehen kénnte, um eine — sagen wir mal — Entlastung
vor Ort, fur die gesamte Gesellschaft, fir die Strukturen herbeizufihren. Insofern appellieren
wir an Sie, sich dort gegebenenfalls auch Uber Parteigrenzen hinaus zusammenzuraufen, zu

schauen, was ist fur das Land, fur die Kommunen wichtig, wo kdnnen Sie Entlastung schaffen.

Es ist angesprochen worden: Wir brauchen im Land, wenn Sie das zusammenfiihren zu einer
zentralen Auslanderbehérde, zu einer Landesauslanderbehdrde, Kompetenz. Wir brauchen
dort Personal, zusatzliches Personal. Es muss ausreichend qualifiziertes Personal sein. Es ist
mit — sagen wir mal — Effektivierung zu rechnen, es ist mit Effizienzsteigerungen zu rechnen.
Die Erhebung, die Evaluation, die das BAMF gemacht hat zu den Ankerzentren, macht auch

deutlich, dass da Licht und Schatten ist. Das stelle ich Gberhaupt nicht in Abrede. Aber es ist
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ganz klar geworden, dass eine Effektivierung bei Zusammenfihrung, bei Konzentration von
Prozessen moglich ist. Identitatsfeststellung, ganz klar, ist leichter mdglich. Das hat eigentlich
aul3er Frau Kruppa, glaube ich, keiner bestritten, oder Frau Kruppa hat das nicht mal bestritten,
sondern sie hat gesagt, Passersatzbeschaffung ist etwas, was sie nicht zentralisieren wirde.
Unsere Kommunen sagen, das ist zu zentralisieren, weil wir glauben, dass die Fahigkeiten,
die Fachkompetenz sozusagen, die jetzt in 22 Kommunen vorgehalten werden muss, viel
besser gebindelt vorzuhalten ist. Das Arbeiten mit Botschaften, mit Konsulaten etc., um
effektiv entsprechende Dokumente zu besorgen, gelingt aus unserer Sicht in einer zentralen

Auslanderbehorde besser als dezentral durch 22 Kommunen.

Die Kommunen fihrten auch das Verteilkriterium der Bleibeperspektive an. Die haben
nattrlich auch deutlich gemacht, das ist ein Problem. Aber vom Ansatz her ist es aus unserer
Sicht richtig, dort auch klar zu sagen, es gibt Fliichtlinge, die ein hohes Mall an Chancen
haben, mit hoher Wahrscheinlichkeit aufgenommen werden kdnnen, frihzeitig zu verteilen,
diejenigen, die im Prinzip nach rechtlichen Gesichtspunkten keine oder eine geringe Chance
haben, eben auch nicht zu verteilen, weil die, die verteilt worden sind auf die Kommunen, mit
den vorhandenen Mdoglichkeiten besser und schneller integriert werden kénnen. Das ist ein
ebenso humanistischer Ansatz, wie man beklagen kann, dass eine Konzentration von
Menschen in Zentren inhumanistisch ist. Das sehen wir auch, da ist ein Problem. Umgekehrt
ist es aber auch so, dass natirlich den Menschen, die in solchen Zentren wéaren, wenn dort
der Ablauf schnell geschieht, die Chance, die Menschen in einem begrenzten Zeitfenster
wieder zur Ausreise zu bewegen, weil sie keine rechtliche Mdglichkeit haben, hierzubleiben.
Das ist auch ein klarer Ansatz und eréffnet eine Perspektive. Das ist eine Frage der
Geschwindigkeit, wie man etwas ausgestaltet. Es gibt solche Ankerzentren ja nicht nur in
Bayern, sondern die gibt es in verschiedenen Landern, die gibt es auch in anderen
europaischen Landern. Wenn Sie sich das Schweizer Modell anschauen, die sind dort
wesentlich schneller. Ich glaube, es ist eine Frage der Geschwindigkeit, wie man Dinge
beschleunigt. Nur, weil eine Evaluation Uber bestehende Ankerzentren sagt, dass es dort nicht
effektiv war, heil3t es nicht, wenn man Dinge anders organisiert, dass eine nachste Evaluation
unter Umsténden herausstellt oder feststellt, dass ein anders gemachtes Zentrum, anders
organisiert etc., bessere Ergebnisse nach sich zieht. Ich glaube, in diesem Prozess ist es
wichtig, dass die Menschen friihzeitig Klarheit dariiber bekommen, ob sie bleiben kénnen oder
nicht. Die Entscheidungen des Bundesamts missen beschleunigt werden. Und alles, was
dazu fuhrt, das unterstitzt sozusagen die Menschen, unterstiitzt die Kommunen und ist aus
meiner Sicht dann auch ein menschenwirdiger Ansatz, hier zu einer besseren Lésung zu

kommen.
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Wir glauben, dass die Pauschale von 3.000 Euro ein Ansatz ist. Innovativ wiirde ich ihn nicht
bezeichnen, aber es ist ein Ansatz und man sollte ihn nicht streichen. Aber, ich glaube, er flhrt
nicht dazu, dass wesentlich mehr Wohnraum geschaffen wird. Das Landesprogramm, was fur
die Wohnungswirtschaft aufgelegt wurde mit 12,6 Millionen, hat 5.000 Euro vorgesehen und
hat — Wie viele Platze? — Uberschaubare Platze geschaffen. Das heifl3t, die 3.000 Euro werden
nicht zu dem gewtlinschten Ergebnis fiihren, was man sich vielleicht erhofft. Das ist, glaube

ich, auch ein Teil der Realitat.

Das haben wir in der Stellungnahme jetzt nicht ausgefiihrt, aber wichtig ware noch mal, wenn
man ein Gesetz macht, dass man schaut, das Inkrafttreten. Es ist nicht glinstig, das Gesetz
am nachsten Tag in Kraft treten zu lassen — da braucht es Vorlauf —, der 01.01.2025. Ich
glaube, dass man einen Mittelweg gehen kdnnte, wenn man sich einigt. Ein sofortiges
Inkrafttreten wirden wir nicht beflirworten. Das fuhrt zu mehr Problemen, als es letztlich hilft.

Einen Hinweis noch an die CDU-Fraktion, aber das ist, glaube ich, dem Zeitpunkt des
Einbringens des Gesetzentwurfs geschuldet, ob Sie die Zuordnung der ZAB und die
Verordnungsermachtigung, die in § 2 Abs. 5 drin ist, ob die tatsdchlich nach der jetzigen
Strukturkorrektur beim Migrationsministerium noch liegen sollte. Das ist sicher nicht gewollt —
nur als Hinweis. Es gibt Potenzial, sich zu einigen. Man konnte hier die Formulierung des

Gesetzentwurfs von Rot-Rot-Griin aus § 2 Abs. 1 Satz 2 und Satz 3 nehmen.

Wichtig ist auch, dass die Anrechnung der in potenziellen TZAR untergebrachten Fliichtlinge
auf 80 Prozent angehoben wird. Das erscheint uns sachgerecht. Das macht auch deutlich, es
gibt natrlich immense Belastungen fur diese Kommunen, die es zu finden gilt. Da sind wir uns
doch einig. Das ist kein Leichtes. Die Frage ist nur: Was filhrt zu besseren Ansatzen, zur
Effektivierung. Und schnelle, klare Prozesse sind am Ende das, glaube ich, was wir alle

bendtigen, um hier die Probleme auch mittelfristig zu bewaltigen. Vielen Dank.

Vors. Abg. Mdller:

Danke schon. Gibt es Nachfragen? Herr Bilay, Sie sitzen nicht vorn. Wer ist denn hier bei
Ihnen Vertreter und wer ist hier Ausschussmitglied aktuell? Da muissten Sie sich schon
entscheiden. Gut. Herr Bilay.

Abg. Bilay:

Wenn der Innenausschuss tagt, machen wir das kiinftig auch so.
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Ich habe eine Frage: Es war ja gerade in der Zeit 2015/2016 ein Problem — zu Recht —, dass
sich die Landrate in Thiringen dartber beklagt haben, dass sie keinen Zugriff auf kommunale
Wohnungsbestande haben und Blrgermeister sich teilweise auch verweigerten, Wohnraum
zur Verfigung zu stellen, und die Hande der Landkreisebene ja gebunden gewesen sind, weil
sie dieses Steuerungsinstrument nicht haben, Uber eigene Wohnungsgesellschaften zu
verfigen. Deswegen hat ja dann die Landesregierung — ich glaube, es steht an der
entsprechenden Stelle, in der Verordnung sogar nur — geregelt, dass die Gemeinden zur
Mitwirkung verpflichtet sind. Das Problem hat sich ja nicht grundsatzlich geklart, es besteht
immer noch. Da wirde mich die Einschatzung des Landkreistags interessieren, ob diese
Formulierung, dass die Gemeinden zur Mitwirkung verpflichtet sind, eben auch Wohnraum zur
Verfiigung zu stellen, wenn das moglich ist, ob das schéarfer gefasst werden muss und ob das

gegebenenfalls auch ins Gesetz reinformuliert werden miisste.

Herr Fahnrich:

Sagen wir so: Wenn innerhalb der verschiedenen Ebenen die Dinge nicht durchsetzbar sind
und sich herausstellt, dass mit den Regelungen, die bisher da sind, nicht die gewiinschten
Ergebnisse erzielt werden konnen, muss man naturlich, wenn man das als einen
Lésungsmechanismus betrachtet und den weiterverfolgen will, dariiber nachdenken, mit
welchen Formulierungen und welchen Scharfungen man das erreichen kann. Insofern kénnte
man Uber eine gesetzliche Klarstellung reden, es braucht dann aber auch
Sanktionsmechanismen. Das ist eine Sache, klar, dariiber muss man nachdenken. Die Frage
ist eben: Wie erreiche ich das Ziel? Grundsatzlich, glaube ich, ist ein auf Anreiz basierendes
System glnstiger als ein auf Zwang basierendes. Aber am Ende muss man auch Dinge mit
Zwang durchsetzen kénnen, um zu einem gewollten Ergebnis zu kommen, wenn man das

mochte.

Vors. Abg. Méller:

Frau Rothe-Beinlich.

Abg. Rothe-Beinlich:

Vielen Dank erst mal, auch fir lhre schriftliche Stellungnahme, die uns eben noch ausgeteilt
wurde, und fur Ihre Darlegungen. Ich will ganz offen sagen, weil Sie immer wieder auch von

einer moglichen Einigung gesprochen haben: Wir werden uns ganz sicher nicht auf Thringer

Zentren fur Aufnahme und Rickfuhrung verstandigen kdnnen, weil wir da eine grundsétzlich
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andere Position vertreten. Ich will es nur der Offenheit halber sagen. Mich wirde natirlich
interessieren, wie Sie da auch oder gerade die kritischen Anmerkungen seitens der Kirche
empfinden, die hier auch vorgetragen und sehr deutlich gemacht wurden. Ich will aber vor
allem noch mal auf die Problematik eingehen der aus meiner Sicht irrigen Vorstellung, dass
die Menschen schneller — in Anfihrungszeichen — zurlickgeschickt werden kénnen, denn die
Realitat, die ich jedenfalls erlebe, ist ja immer wieder die, dass selbst Menschen mit vielleicht
nicht so positiver Bleibeperspektive, die also nach dieser Sortierungslogik in solchen Zentren
landen wirden, deswegen trotzdem Uber viele Jahre hierbleiben muissen aus
unterschiedlichen Grinden, weil beispielsweise die Herkunftslander sie gar nicht wieder
aufnehmen oder andere Schwierigkeiten existieren, sodass sie Uberhaupt nicht zurtickreisen
konnen. Wie bewerten Sie vor dem Hintergrund auch und gerade die Situation — es ist ja vorhin
ganz zu Beginn ausgefihrt worden, dass etwa die Halfte der Ankommenden nach wie vor
Kinder oder Minderjahrige sind — von Kindern und Minderjahrigen, die sich dann in solchen
Zentren wiederfinden? Wie soll dort beispielsweise gewéhrleistet werden von diesen Zentren
ausgehend, dass diese Kinder Kindergarten oder Schulen besuchen? Das kann man ihnen ja
hoffentlich nicht verwehren, zumindest nach unseren Gesetzlichkeiten nicht, weil es ja einen
Zugang zur Schule spatestens nach drei Monaten — wissen wir auch alle — gibt. Ich stelle mir
das jedenfalls in der Umsetzung alles nicht praktikabel vor, mal abgesehen davon, dass ich es
fur grundsatzlich falsch halte, solche Orte der Hoffnungslosigkeit zu schaffen, insbesondere
fur besonders Schutzbedurftige, und das sind fir mich Kinder und Jugendliche, die nattrlich
hier immer mit dabei sind. Das wiirde mich einfach interessieren, inwieweit Sie da vielleicht
die Ausflihrungen auch vonseiten der Kirche oder eben auch des Fliichtlingsrats oder auch
von der Beauftragten — in Anfiihrungszeichen — bewegen kdénnen, das vielleicht auch noch mal

zu Uberdenken.

Dann will ich auch noch fragen: Was ist ,effektiv? Wir alle wiinschen uns schnellere Verfahren,
da sind wir uns, glaube ich, einig, dass wir hoffen, dass das BAMF schneller entscheidet. Das
Ziel war ja auch immer, dass Menschen wirklich nur ganz kurz in der Erstaufnahme maoglichst
verbleiben und dann tatséchlich auf die Kommunen verteilt werden. Ich wiirde es wirklich gern
mal wissen: Was spricht fir Sie dafiir, dass irgendetwas schneller oder effektiver sei, wenn wir
Zentren fur Ausreise und Ruckfuhrung haben? Die Erfahrungen, die ich kenne, sind alle ganz
andere, aus Bayern genauso wie aus anderen Landern. Weil Sie vorhin auch Lander
aullerhalb von Deutschland angesprochen haben: Ich kenne auch viele Flichtlingslager.
Diese Situationen wollen wir hier nicht, die Situation in unseren Unterbringungen sind schlecht

genug, das will ich selbstkritisch so einrdumen.
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Herr Fahnrich:

Zunachst glaube ich, dass man bei Dingen, wenn sie schlecht sind, nicht bleiben sollte und
sagt, ja, wir kbnnen es ja eh nicht &ndern. Natirlich kann man etwas andern, das ist ein
Prozess. Unter Umstanden gelingt das nicht von heute auf morgen. Eine Beschleunigung, eine
Verbesserung, das, was Sie sagen, was Sie sich ja auch wiinschen, sozusagen ein schnelles
Verfahren, schnelle Klarheit, kriegen wir nicht von heute auf morgen. Da braucht es auch
untergesetzliche Rahmenbedingungen, die Sie jetzt nicht andern kénnen; da kann man auch
etwas tun. Es gibt ganz viele Dinge. Wahrscheinlich ist es dann eine politische
Uberzeugungsfrage: Was méchte ich, was ist fiir mich noch zumutbar, was kann ich noch von
meinem Gewissen her mittragen? Das ist dann eine Sache, die missen wir hier an dieser
Stelle meines Erachtens nicht diskutieren. Ich glaube aber, es bedarf anderer
Rahmenbedingungen, um zu einer effektiveren Bearbeitung nach wie vor zu kommen. Da sind

auch bundesgesetzliche Rahmen weiter zu verandern. Das ist das eine.

Was wir ganz klar gesagt haben: Natirlich sind die Dinge, die Sie ansprechen, fur vulnerable
Gruppen in solchen TZAR sehr problematisch. Deswegen haben wir gesagt, das muss man
sich, wenn man sich dazu verstandigt, muss das mit den Kommunen — das geht ja sowieso
nicht ohne die Kommunen — geklart werden: Was sind die Rahmenbedingungen? Wo passt
so etwas Uberhaupt hin und wo ist das moglich? Diese Probleme gilt es dann in der Umsetzung
— da hat der Kollege recht — auch zu I6sen. Man kann sie nattrlich auch im Gesetzentwurf
mitdenken, man kann dann dort schon bestimmte Vorgaben machen. Umgekehrt ist es
natlrlich auch so, dass, wenn man sagt, ich méchte das so machen, muss man die anderen
Dinge dann im Nachgang beachten. Es kann keine TZAR ohne Zustimmung der Kommunen,
mit den Kommunen, gegen die Kommunen geben, das ist ganz klar. Und ich glaube, das macht
auch keinen Sinn. Die Frage ist eben wirklich — und das ist die Diskussion, die Sie flhren
mussen —: Welche Losung ist die bessere, flhrt zu effektiveren Strukturen? Das ist immer ein
Ausbalancieren sozusagen der Interessen des Einzelnen zu gesamtgesellschaftlichen
gegebenenfalls. Das male ich mir gar nicht an, dort eine Entscheidung zu treffen. Da wird es
auch immer unterschiedliche Positionen geben. Nur wir haben jetzt unsere Position dargelegt,
das ist das, was unsere Kommunen uns gespiegelt haben. Die glauben, dass eine grof3e
Chance darin liegt, wenn wir Dinge zentralisieren in einer zentralen Ausléanderbehdrde. Wir
glauben, dass ldentitatsfeststellung und Passersatzbeschaffung etwas ist, was in eine zentrale
Auslanderbehorde gehort. Damit ware auch schon etwas gewonnen, eine Verbesserung, eine

Beschleunigung, Konzentration. Ich glaube, das ware ein erster Schritt.
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Vors. Abg. Méller:

Gibt es weitere Nachfragen? Frau Konig-Preuss.

Abg. Konig-Preuss:

Sie waren ja jetzt auch schon bei den anderen Anzuhdrenden da. Der Flichtlingsrat hat ja
unter anderem ausgefihrt, dass ca. 50 Prozent — wenn nicht sogar mindestens 50 Prozent —
der Schutzsuchenden Kinder und Jugendliche sind. Halten Sie es fir richtig, Kinder und
Jugendliche in solche grof3en Lager zu bringen, also jetzt mal losgeldst davon, ob sie einer

speziellen vulnerablen Gruppe zuzurechnen sind?

Herr Fahnrich:

Wie die konkrete Ausgestaltung von solchen Zentren dann tats&chlich ist, das wissen wir ja
gar nicht. Das ist eine Frage, die dann entschieden werden muss. Nun sagen Sie, das missen
immer diese 2.500 sein. Wie man das organisiert, das ist doch eine zweite Frage, und zwar
von mindestens vier in jeder Planungsregion, sagt die CDU. Der Kollege vom Fluchtlingsrat
hat auch davon gesprochen, wir haben eine Anerkennungsquote in Deutschland von
70 Prozent. Wenn ich jetzt nicht ganz falschliege — ich habe beim Statistischen Bundesamt
noch mal nachgeschaut —, wir haben eine Gesamtanerkennungsquote in Deutschland 2023
von 52 Prozent gehabt. Das war jetzt die Zahl, die ich gegoogelt habe. Wie gesagt, ich habe
sie nicht im Kopf, das ist das, was ich aus dem Statistischen Bundesamt gerade eben noch
gezogen habe. Wir sind da, sagen wir mal, nicht auseinander. Das ist ein Problem, das ist eine
Frage der Ausgestaltung dieser Zentren —was ist noch zumutbar, was kann ich vertreten. Und
da bedarf es einer engen Abstimmung zwischen denen, die dieses Zentrum einrichten sollen,
mussen, und denen, wo es sein wird. Aber eine Lésung von hier und heute habe ich natlrlich
nicht. Aber man muss schauen, was die bessere Lésung ist. Wenn Sie sich auf irgendeinen
Kompromiss verstandigen, hoffen wir, dass der den Kommunen hilft. Und dann geht es darum,

das umzusetzen und das geht nur gemeinsam.

Abg. Konig-Preuss:

Sie reden — vermutlich, es gibt zwei Zahlen, das eine ist die normale Schutzquote und das
andere ist die bereinigte Schutzquote. Bereinigt bedeutet, Menschen, die dann noch in ein
Klageverfahren gehen gegen einen Bescheid, bekommen eben auch noch die Anerkennung,

weil vor Gericht festgestellt wird, dass die Entscheidungen des BAMF eben doch nicht



141

zutreffend waren. Das heildt, die bereinigte Schutzquote ist 72 Prozent. Das ist auch der
aktuelle Stand fuir 2023. Die Zahl, die Sie vermutlich gegoogelt haben, war nicht die bereinigte,

sondern die erste.

Herr Fahnrich:

Dort stand ,Gesamtanerkennungsquote®. Da bin ich davon ausgegangen, das ist die Endzahl.

Abg. Konig-Preuss:

Nein, die Endzahl ist 72 Prozent.

Herr Fahnrich:

Aber Gesamtanerkennung, gesamt muss ja irgendwo am Ende des Prozesses sein. Dann ist

es missverstandlich. Ich glaube Ihnen das, dann wird es tber 70 sein.

Abg. Konig-Preuss:

Ich kann Ihnen das gern zuliefern. Die bereinigte Schutzquote betragt fir 2023, ich glaube,

fast exakt 72 Prozent und ist auch in den Jahren vorher so der Fall.

Das finde ich ja schon mal gut, dass Sie auch sagen, da muss noch etwas gemacht werden.
Allerdings ist im Gesetzentwurf nichts dazu enthalten im Hinblick auf die entsprechenden
Sozialstrukturen, die geschaffen werden miissen, oder auch im Hinblick auf: Wie sollen denn
diese groBen neuen Einrichtungen ausgestattet sein? Man liest dort auch mit viel
Interpretationswillen nichts heraus im Hinblick auf Bildung, im Hinblick auf vulnerable Gruppen,
im Hinblick auf Kinder und Jugendliche, was mit denen geschehen soll und wie mit denen
umgegangen werden soll. Von daher — muss ich jetzt einfach mal sagen — finde ich es gut,
dass Sie das erwahnen, allerdings vielleicht wére es schon im Hinblick auf das, was dann
kommt, sinnvoll, wenn der Landkreistag sich noch mal konkret verstandigen wirde, was die
Mindestmalistéabe sind, die Sie auch aus lhrer Perspektive benétigen, wenn eins dieser
Aufnahme- und Ruckfihrungszentren — in welchem Landkreis auch immer — kommen sollte.

Aktuell sind es nur die gro3en Einrichtungen oder Lager, mehr nicht.
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Herr Fahnrich:

Ich gehe davon aus, dass die CDU jetzt auch zugehért hat und dort auch Korrekturbedarf oder
Erganzungsbedarf vielleicht gesehen wird. Dann kann ja auch die CDU jedenfalls ihren Antrag
nachscharfen, nachbessern, und dann schauen wir uns das gern noch mal an. Das ist doch
kein Thema. Das machen wir beim Chancengleichheitsférdergesetz auch. Da haben wir, wenn
Sie unsere Stellungnahme dort gesehen haben, auch ernsthaft an beiden Gesetzentwurfen,
Anderungsantragen — der Anderungsantrag bezieht sich ja auf den von der CDU — gearbeitet.
Ich glaube, um in der Sache eine Verbesserung zu kriegen — manchmal sind wir uns da
vielleicht auch nicht ganz einig —, aber wenn es im Ergebnis um ein Ziel geht, was eine

Verbesserung mit sich bringt, dann sind wir konstruktiv, gespréchsbereit.

Abg. Konig-Preuss:

Dann hatte ich daran anschlieend noch eine Frage: Wenn Sie sagen, dass es gut ware, wenn
die CDU entsprechend nachbessern wirde auch im Hinblick auf die hier getatigten Hinweise
und Verbesserungsbedarfe, heildt das, die Empfehlung, Zustimmung, BegrufRung des
Gesetzentwurfs ist keine vollstadndig komplette, sondern der Landkreistag sieht da trotz aller
BegriiRung schon auch noch Anderungs-, Aktualisierungs- und Verbesserungsbedarf?

Herr Fahnrich:

Wir weisen deutlich darauf hin, dass es Probleme gibt. Wir begriiBen den, weil er inhaltlich
dem nahe kommt, was sich unsere Kommunen winschen, aber das ist nicht etwas, was
keinerlei Probleme mit sich bringt. Die sehen wir auch und deswegen ist es, glaube ich, jetzt
deutlich geworden, dass da auch Verbesserungsmoglichkeiten bestehen.

Vors. Abg. Méller:

Dann habe ich Frau Meil3ner.

Abg. Meil3ner:

Zur Abwechslung mal ich. Ich wirde gern noch mal auf die Frage eingehen beziglich der
Mindeststandards, die man in solchen Einrichtungen heranziehen kdnnte. Es gibt ja derzeit fur

Erstaufnahmeeinrichtungen keinerlei Standards. Die einzigen, die es gibt, sind die fur die

Gemeinschaftsunterkiinfte auf kommunaler Ebene. Konnten Sie sich vorstellen, dass man
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diese in der Verordnung geregelten Mindeststandards auch fir die zu schaffenden

Einrichtungen heranziehen kénnte?

Herr Fahnrich:

Ich habe jetzt die GUSVO nicht komplett im Kopf. Aber natirlich sind dort Standards drin, die
man unter Umstédnden - letztlich ist die EAE oder sind diese TZAR ja auch
Gemeinschaftsunterkiinfte — anwenden kdnnte. Ob es jetzt komplett analog, da habe ich die
nicht parat, das misste man sich anschauen.

Vors. Abg. Mdller:

Weitere Fragen? Das sehe ich nicht. Dann bedanke ich mich bei Ihnen fur die Antworten und

die Stellungnahme. Damit kénnen wir die Anhdrung abschliel3en.

Nachstehend folgen die dazugehérigen Beratungsgrundlagen im Sinne des § 80 Abs. 4 GO.



Den Mitgliedzern des

AfMJIV
Staatsgerichtshof ' ‘ ‘I o Freie
~ der Freien Hansestadt Bremen ' | - & Hansestadt

Der Président o ' - ' Bremen

N A Z@ L
Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt Bremen .
Am Wall 198, 28195 Bremen

Per E-Malil

Thiringer Landtag
 Ausschuss fir Migration, Justiz und

Verbraucherschutz

Jirgen-Fuchs-Strafie 1 ‘

99096 Erfurt v Thiringer Landtag

Zuschrift
713486
zu Drs. 7/9117 - . Bremen, 11. April 2024

Anhérungsverfahren gemaB § 79 der Geschéftsordnung des Thurmger Landtags
Viertes Gesetz zur Anderung des Thiiringer Verfassungsgerlchtshofsgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU - Drucksache 779117 -

4 Ihr Schreiben vom 20. Méarz 2024

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Bitte des Ausschusses flr Migration, Justiz und Verbraucherschutz des Thiringer Landtags zu
dem Gesetzentwtirf der Fraktion der CDU ~ Drucksache 7/9117 — schriftlich Stellung zu nehmen,
komme ich filr den Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt Bremen gerne né‘ch, weise aber gleich
eingangs darauf hin, dass sich die AuBerung nur auf die hiesigen Erfahrungen mit einer umfassenden
Zusténdigkeit'sregelung fur alie Zweifelsfragen Uber die Auslégung der Verfassung beschrénken kann.
Zu den verfassungsrechtlichen Fragestellungen, die den Gesetzentwurf eines anderen Bundeslandes.
betreffen, kann der Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt Bremen keine Stellungnahme-abgeben.

Die Zusténdigkeiten des Staatsgerichtshofs der Freien Hansesfadt Bremen sind in Art. 140 der Ver-
fassung der Freien Hansestadt Bremen (BremVerf) geregelt und werden im Gesetz Uber den Staats-
gerichtshof der Freien Han_sestadt Bremen (BremStGHG) weiter konkretisiert. Mit dem Inkrafttreten

¥

Elngang Parkhaus Bus/ StraBenbahn Sprechzeiten
Justizzentrum Am Wall ViolenstraRe/ ‘ Haltestellen Mo. - Do.: 09:00 - 16: 00 Uhr
Am Wall 198 Ostertor/ - Domsheide . Fr.: 08:00 - 13:30 Uhr

28195 Bremen Theater ) . sowle nach Verelnbarung

Internet: www.staatsgerichtshof.bremen.de

Dlenstleistungen und Informatfonen zur Justiz und Verwaltung unter Tel, (0421) 361 0
www.transparenz.bremen,de, www.service.bremen.de



assmus
des AfMJV

assmus
zu Drs


der Landesverfassung wurde dem Staatsgerichtshof nach Art. 140 Abs. 1 Satz 1 BremVerf die Zu-
sténdigkeit fur ,die Entscheidung von Zweifelsfragen ﬁber'die Ausl'egung der Verfassung und andere
. staatsrechtliche Fragen" zugewiesen. Diese geheralklauéelarﬁge Zusténdigkeit umfasste zunéchst
auch die Organstreltlgkelten die aber im Rahmeri einer Verfassungsreform im Jahr 1994 in Art. 140
| Abs 1 Satz 2 eine eigensténdige Regelung erfahren haben. Unter die Generalklausel fallen seitdem

+ dje abstrakte Normenkontrolle,
» _die praventive Noimenkontrolle und

] das sogenanhten lnterpretatlonsverfahren '

Gegenstand der abstrakten Normenkontrolle ist die Gultigkeit landesrechtlicher Normen,_.wobei in
Bremen aefgrun_d der weitreichenden Formulierung neben formellen Gesetzen auch Rechtsverord- -
nun‘gen oder Satzungén .vorgelegt werden kénnen. Darum gehf es in dem hier vofliegenden Kontext
nicht, da auch der Thiringer Verfassungsgenchtshof bereits nach geltender Verfassungs— und Geset-

' zeslage for dle abstrakte Normenkontrolle zusténdig ist.

Wéhrend dem Bundesrecht eine ,Vorbeugende Fests.tellung“‘ der Vereinbarkeit oder Unvereinbarkeit 5
noch nicht bestehender Normen mit dem Grundgesetz grundsétzlich fremd ist (BVerfGE 1, 396 405.
" ff.), lasst Art 140 Abs. 1 Satz 1 BremVerf angesichts seiner- weiten Fassung die Prilfung eines blorsen
Normenentwurfs und damit eine praventlve Normenkontrolle grundsatzlich zu (BremStGH, Urt. v.
14.5.2009 — St 2/08, BremStGHE 8, 75, 87 m.w.N.; Rinken, in: Fischer-Lescano u.a., Verfassung der -
Freien Hansestadt Bremen, 2016, Art. 140 Rn. 7). Auch ineoweif handelt ee sich um die Entscheidung |
von Zweifelsfragen (iber die Auslegung der. Verfassung (BremStGH Urt v. 31.1. 2014 St 1/13,
| BremStGHE 8, 234,'242; BremStGH, Urt. v. 14.5.2009 — St 2/08 BremStGHE 8, 75 /88). Eine pré-
ventive Normenkontrolle durch den Staatsgerlchtshof ist allerdings nur Unter quahflznerten Vorausset-
zungen zulassig. Sie setzt unter anderem voraus, dass der zu beurtenende Gesetzentwurf bereits
elndeutlge Konturen erhalten das hei3t eine genau feststehende und damit am Maf&stab der Verfas-.
stihg messhare Formuherung gefunden hat (BremStGH Urt. v. 31.1.2014 - St 1/1 3, BremStGHE 8,
234, 242 m.w. N.; Rmken in: Fischer-Lescano u.a., Verfassung der Freien Hansestadt Bremen 2016,
| Art. 140 Rn, 16) AuBerdem muss absehbar sein, dass das Gesetzgebungsverfahren mit dem Ziel der
Verabschiedung der Norm fortgesetzt werden soll, wenn der Staatsgerichtshof die Vereinbarkeit des
Entwurfs mit der Verfassung feststellt. Der Staatsgerichtehof erlésef keine Entecheidung Jauf Verrat“.
Eine solche‘Ents‘cheidung Wur_de dem Erfordernis eines objektiven Klarstellungsinteresses widerspre-
chen, das auch in einem ,objektiven Verfassungsbewahrungsverfahren®, wie es Art. 140 Abs. 1 Satz
1 BremLV-darstellt, vorliegen muss (vgl. zu den Zulassigkeitsvoraussetzungen einer préventiven Not-
menkontrolle zuletzt ausfuhrhch BremStGH, Urt v. 04.04.2023 — St 1/22, juris Rn. 23 ff.; siehe auler-
dem BremStGH, Urt. v. 31.1.2014 — St 1/13, BremStGHES 234, 243; BremStGH, Urt v. 14.5.2009 —
St 2/08, BremStGHE 8, 75, 88; Rlnken in: Flscher—Lescano u.a., Verfassung der Frelen Hansestadt

Bremen 2016, Art. 140 Rn 16)




Entgegen der nach dem Fragenkatalog (Anlage 3 Frage 1) offenbar bestehenden Vorstellung wiirde
mit dem hier in Rede stehenden Gesetzentwurf nach dem bremischen Verfassungsverstandnis aber
auch keine praventive Normenkontrolle eingeflihrt werden; weil es nicht um die Priifung der Verein-
barkeit eines Normentwurfs mit der Thiiringer Landesverfassung geht. Was der Gesetzentwurf hier
als zukinftige Zustandigkeit des Thlringer Verfassungsgerichtshofs vorsieht, shnelt vielmehr teil-
weise demdurch Art. 140 BremVetf vorgesehenen lnterpretationsverfahreh, das allerdings nicht auf
eine Verfassungsnorm beschrankt ist, sondern fiir séimtliche Normen der Bremer Landesverfassung
gilt. Die generalklauselartige Weite des Art. 140 Abs. 1 Satz 1 BremVerf lasst auch.ein Interpretati-
onsverfahren zu, in dem ohne den unmittelbaren Anwéndungsbezug der abstrakten oder praventiven
Normenkontrolle der Inhalt des bremischen Verfassungsrechts verbindlich festgestelit wird. Der Uber-
gang zwischen dem lﬁterpretatiohsverfahren und dem Organstreitverfahren im weiteren Sinne ist in .
manchen Fallen durchaus flieBend, zumal c;as Organstrei_tv'erfahren — wie bereits erwahnt — erst seit
1994 in Art. 140 Abs. 1 Satz 2 BremVerf gesondert geregelt worden ist. Trotz der weitgefassten Zu-
stéandigkeitsnorm ist von der Méglichkeit, den Staatsgerichtshof im Rahmen eines Interpretationsver- -
fahrens anzurufen, nur in seltenen Fallen Gebrauch gemacht worden. Als Beispiele seien folgende
drel Verfahren aus der Rechtsprechung des Staatsgerichtshofs genannt:

e Zur Frage, welche persénlichen Anforderungen die Bremische Landesverfassung an die
Wahlbarkeit von Bewerbern fir das Amt eines Senators stellt und welche Rechtsfolgen ein-
treten, wenn die Wahlbarkeitsvoraussetzungen nicht vorliegen (BremStGH, E. v. 28.02.1994
~ St 2/93) ' . |

e Zur Frage, ob'Art. 128 BremVerf es erfordert, dass Eingangsstellen im bremfschen offentli-

chen Dienst grundsétzlich erst nach 6ffentlicher Ausschreibung besetzt werden diirfen
(BremStGH, E. v. 22.12.1992 — St 5/91) ' .

e Zur Frage, ob die Landesverfassung es dem Senat verbietet, politische Parteien im Wahl-
kampf unter Einsatz staatlicher Mittel zu unterstiitzen oder zu bekémpfen (BremStGH, E. v.
30.11.1983 - St 1/83) '

Eine weitere Ubérsicht iber die bisher vom Staatsgerichtshof entschiedenen Interpretationsverfahren
findet sich in der Kommentierung von Rinken zu Art. 140 Bremverf (in: Fischér—Lescano, u.a., Ver-
fassung der Freien Hansestadt Bremen, 2016, Art. 140 Rn. 8 Fn 15 sowie Rn. 8 Fn. 20). Die Anzahl -
der bisher vor dem Staatsgerichtshof gefiihrten Interpretationsverfahren ist gering und diirfte in der
Summe die Zahl 15 wohl nicht Gberschritten haben.

Dass es trotz der weiten ‘Zusténdigkeitsregelung bisher nicht.zu einer {ibermaRigen 'Inanspruchnahme
des Staatsgerich{shofs gekommen ist, liegt zum einen an dem beschrankten Kreis der Antragsberech-




tigten.. Neben dem Senat sjnd ein Funftel der Mitglieder der Blirgerschaft sbwie die &ffentlich-rechtli-
chen K6rperschaften des Landes Brémen antragsberechtigt. In der Praxis des Staatsgerichtshofs sind
dle meisten Interpretationsverfahren durch Antrage eines Flnftels der B(Jrgerschaftsabgeordneten
emgeleltet worden. Dagegen ist es bei der praventlven Normenkontrolle vor allem die BUrgerschaft
selbst, die Klarkieit iber die veifassungsrechtliche Unbedenklichkeit eines Gesetzesvorhabens haben
méchte (vgl. u:a. BremStGH, Urt. v. 04.04,2023 — St 1/22, juris; zu weiteren Fallen Rinken, a.a.0., Rn.
mit weiteren Nachweisen in Fn, 23). Eine weitere Beschrankung der Zulassigkeit folgt c_laratis', dass
der Staatsgerichtshof zwar wegen des Charakters, des Interpretationsverfahrens als objéktive's Ver- .
fassurigsbewahrungsverfahren kein subjektives Rechtsschutzmteresse verlangt, aber fur die Antrags-
befugnis einen sachlichen Bezug 2u dem dem jeweiligen Antragsteller zugewiesenen Sffentlichen Auf-

gabenbereich voraussetzt (vgl. BremStGH E.v. 31 111983~ St 1/83). lm Ubrigen gilt auch hier, dass
ein objektives Klarstellungsinteresse gegeben sein muss. Ausgeschlossen sind solche Antrige, die

abstrakte Rechtsfragen von nur akademischer Bedeutung Zur Pr(]fung stellen, bel denen die Entschei-

.dung des Staatsgenchtshofs also keine unmlttelbaren rechtlichen Auswnrkungen hat (BremStGH E.

v. 28.02. 1994 St 2/93 BremStGHE5 75, 80).

Sind die Zuléssngkentsvoraussetzungen gegeben S0 ergeht eine Entscheldung, in deren Entschei-
dungsformel verbmdhch uber den Verfahrensgegenstand entschieden wird. Der Inhalt des Tenors
richtet sich dabei nach der jeweiligen Verfahrensart Bei der abstrakten und préventnven Normenkon- -
trolle wird eine Entscheldung {iber die Verembarkelt der Norm bzw des Normentwurfs mit der Lan~'
desverfassung getroﬁ’en der gem.§ 11 Abs 2 BremStGHG im Falle der abstrakten Normienkontrolle

" .. Gesetzeskraft zukommt, Auch Entscheidungen im lnterpretatlonsverfahren erwachsen in formelle und

materielle Rechtskraft Die Entscheidungswwkungen beziehen. sich auf dle Entscheidungsformel und, .
soweit dies zur Ermittiung des Sinngehalts erforderlich ist, auch auf die EntscheldungsgrUnde In der
Entscheldungsformel wird die Auslegung der verfassungsrechthchen Vorschrift mit Blick auf die vor-
gelegte Zwelfelsfrage verbindiich festgelegt (vgl. etwa BremStGHG E. v. 07.01.1977 — St 2/75 zur -
Auslegung ‘des Art. 139 =~ Wahl der Mitglieder des Staatsgenchtshofs sowie BremStGHG E. v.
28.02.1994 —~ St 2/93 — Zur GUItigkelt einer parlamentanschen Senatorenwahl) Auch lnterpretatlons- )
entscheidungen binden die Verfassungsorgane der Freien Hansestadt Bremen sowie alle Gerichte
“und Behérden (vgl. § 11 Abs. 1 Satz 1 BremStGHG). Die Entscheidungsformel ist-im Gesetzblatt der-
Freien Hansestadt Bremen bekanntzumachen Entscheidungen des Staatsgenchtshofs enthalten
' ‘zwar weder in Normenkontrollverfahren noch in lnterpretatlonsverfahren ein Wiederholungsverbot Es

éntspricht aber dem Grundsatz der Verfassungsorgantreue, der es Exekutlve und Legislative gebietet,
.'die Prajudizien des Verfassungsgerichts zu reflektieren und sich mit fhnen vor einer Gesetzesénde-
‘rung oder vor anderen Ma3nahmen, die bereits Gegenstand einer verfassungsgenchthchen Entschei-
dung gewesen sind, auseinanderzusetzen (vgl. Rinken, a.a.0., Rn. 19).




Als Ergebnis fasse ich mit Bliék auf den als Anlége 3 vorgelegten Fragenkatalog nach den

vorstehenden Ausfiihrungen kurz zusammen:

1. Innerhalb der weiten Zusténdigkeit des Art. 139 BremVerf fir Zweifelsfragen iber die Auslegung
der Verfassung ist zwischen der préaventiven N.orhwenkontr’olle und dem Interpretationsverfahren
zu unterscheiden. Nach dem beigefﬂgte‘n Gesetzentwurf drfte es im vorliegenden Zusa{mmen-
hang eher um die Eréffnung der Zusténdigkeit des Thuringer Verfassungsgerichtshofs fur das In-
terpfetationsverfahren gehen. ' '

2. Weder die préventive Normenkontrolle noch das Interpretationsverfahren haben in den vergange-
nen 75 Jahren zu ,,verfassungsfechtlichen Problemen” in Bremen geflihrt. Trotz der umfassenden

Zustandigkeitsregelung hat es keine tibermaRige Inanspruchnahme des Staatsgerichtshofs gege- |

ben. Die Entscheidungen sind in beiden Verfahrensarten zu konkreten Fragesteliungen bzw.
Normentwiirfen ergangen und haben stets Beachtung durch die anderen Verfassungsorgane ge—
funden. ‘ B . '

- 3. Ein wie auch immer gearteter ,nachgéngiger Rechtsschutz® ist in denbvom Staatsgerichtshof ent-
schiedenen Fallen nicht in Betracht gekommen, weil (iber die vorgelegten Zweifelsfragen umfas-
send und abschlieend entschieden worden ist. Im Ubrigen vermégen frtxhere Entscheidungen

eines Verfassungsgerichts — ungeéchtet in welcher Verfahrensart sie ergangen sind — keine Be-

fangenheit der Richterinnen und Richter zu begrtinden.

4. -Die vom Staatsgerichtshbf in Verfahren der préaventiven Normen'kontrolle oder in-Interpretations-
verfahren getroffenen Entscheidungen habeh.,,Letztentscheidungscharakter“. Sie haben kéineh
vorlaufigen Charakter wie etwa einstweilige Anordnung,eh im Eilverfahren.

5. Zuder Frage, obes zuldssig oder sinnvoll ist, eine Zustandigkeit fir Zweifelsfragen tiber die Aus-
legung auf eine verfassungsrechtlic'he Norm bzw. eine Fragestellung zu beschrénken, kann fdr
den Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt Bremen keine Stelluhg genommen werden, da es
'sich um eine Fragestellung handelt, die allein nach der ThUrinéer Verfassung zu beurteilen ist.

Sofern noch weitere Fragen zur verfassungsrechtlichen Praxis des Staatsgerichtshofs im Zusammen-
hang mit der weltgefassten Zusténdigkeitsregelung bestehen, stehe ich hierfir gern zur Verfugung.
An der mundlichen Anhérung am 31. Mai 2024 werde ich aufgrund anderer terminlicher Verpflichtun-

" gen leider nicht teilnehmen kénnen.

Mit freundlichen GrtiRen

Das Dokument wurde zum Zweck der Veroffentlichung in der. Parlamentsdokumentation bearbeitet.



schroeder
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Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der Parlamentsdokumentation bearbeitet.
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Den Mitgliedern des A43581202

Thuringer Landtag AIMIV

J trgen-Fuchs-Str. 1
99096 Erfurt

Thiringer Landtag
Zuschrift |
713497

zu Drs. 7/9117

Anhétrungsverfahren gem. § 79 der Geschéftsordnung des
Thiiringer Landtags
hier: Drucksache 7/9117

Sehr geehrte Abgeordnete des Thiringer Landtags,
sehr geehrte Damen und Herren! |

1. FUr den Thiringer Verfassungsgerichtshof als Institution gebe ich folgende
schriftliche Stellungnahme ab:

Der Thuringer Verfassungsgerichtshof respektiert - selbstversténdlich - die
Kompetenz des Gesetzgebers, ihm gemal Art. 80 Abs. 2 ThurVerf weitere
Angelegenheiten zur Entscheidung zuzuweisen. Sollte ein Vorabentschei-
dungsverfahren eingefiihrt werden, bittet er zu beriicksichtigen, dass der An-
wendungsbereich flr ein solches Verfahren eng gefasst wird. Die Mitglieder
des Thiringer Verfassungsgerichtshofs Uben dieses richterliche Amt zusatz-
lich zu ihrem Hauptamt bzw. ihrer Hauptbeschaftigung aus. Deshalib dirfen
Uber den Katalog des Art. 80 Abs. 1 ThirVerf hinausgehende Aufgaben den
Thiringer Verfassungsgerichtshof nur in einem Uberschaubaren Umfang in
Anspruch nehmen. Die Erflllung der Kernaufgaben des Thuringer Verfas-
sungsgerichtshofs nach Art. 80 Abs. 1 ThiirVerf darf nicht beeintrachtigt wer-
den.

2. Auf Wunsch kann ich gerne als Person bei der miindlichen Anhérung wei-
tergehende Ausfuhrungen zu dem Gesetzentwurf und zu den in der Anhé-
rung gestellten Fragen machen.

‘Mit/freuridlichen GriRen

Informationen zum Schutz bersonenbezogener Daten erhalten Sie auf unserer intemetseite unter
hitps:/iverfassunasgerichtshof.thueringen.de/datenschutz . Auf Wunsch Ubersenden wir diese Informationen gemn in Paplerform;

Thiringer
Verfassungsgerichtshof

Der Prasident

Weimar

23. April 2024

Thiringer
Verfassungsgerichtshof
Jenaer Str, 2 a

99425 Weimar

www.verfassungsgerichtshof.
thueringen,de

- Das Dokument wurde zum Zweck der Veroffentlichung in der Parlamentsdokumentation bearbeitet.
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Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der Parlamentsdokumentation bearbeitet.
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Thiiringer Landtag o o. Mitglied der Akademie der
Jirgen-Fuchs-StraBe 1 Den |\/||tg liedern des Wissenschaften zu Géttingen
99096 Erfurt AfMJIV

. . Gottingen, 7. Mai 2024
—nur per Email: poststelle@thueringer-landtag.de —

Thiringer Landtag

Zuschrift

7/3570
zu K7/1075

zu Drs. 7/9.1.17 /{ Z_:%Z:} ! 4{: ) Z Af‘
Anhérungsverfahren zum Vierten Gesetz zur Anderung des ThiirVerfG
Stellungnahme und Anlagen

Sehr geehrte Frau Ruffert,

Sie erhalten meine schriftliche Stellungnahme in dem genannten Anhérungsverfahren
(Drucks. 7/9117), zu der Sie mich mit Schreiben vom 20. Mérz 2024 eingeladen haben.

Die Stellungnahme ist in zwei Ausfertigungen beigefiigt — eine mit Faksimileunterschrift, die an-
dere lediglich mit Namensnennung am Ende. Ich wiirde es bevorzugen, wenn Sie die zweite Fas-
sung, die ohne Unterschrift, in die 6ffentlichen Datenbanken einstellen wiirden.

Sie erhalten zudem die ausgefiillten Anlagen 4 und 5.

An der dffentlichen Anhérung am 31. Mai 2024 in Erfurt werde ich teilnehmen.

Mit freundlichen Grilflen
I_hl.

Schorkopf
Anlagen
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Institut flr Voélkerrecht und Europarecht

Georg-August-Universitat Gottingen

Thﬁringer Landtag Prof. Dr. Frank Schorkopf
.. S . Juristische Fakuitat
1Z un .
éusli(?husli fflr llr/hgl ation, Justiz und Lehrstuhl fur Offentliches Recht
eroraucherse utz und Europarecht
Jiirgen-Fuchs-Strafie 1 o. Mitglied der Niederséchsischen
99096 Erfurt Akademie der Wissenschaften
— per Email: poststelle@thueringer-landtag.de — Gottingen, 7. Mai 2024

Stellungnahme im Anhérungsverfahren zum Vierten Gesetz zur Anderung des
Thiiringer Verfassungsgerichtshofsgesetzes — Drucksache 7/9117

A. VORUBERLEGUNG — SINN UND ZWECK DER NEUREGELUNG

Der Gesetzentwurf sieht die Einfiihrung eines neuen Verfahrens in das Thiiringer Verfassungsge-
richtshofsgesetz (ThiirVerfG) vor. Das Vorabklarungsverfahren soll die Auslegung der Regelun-
gen in der Thiiringer Verfassung (ThiirVerf) {iber die Wahlperiode und Neuwahlmodalititen des
Landtags (Artikel 50) sowie iiber die Bildung der Landesregierung (Artikel 70) durch den Ver-
fassungsgerichtshof erméglichen (§ 52b ThiirVerfG-E), bevor es zu einem Streitfall aus einem
konkreten Verfassungsrechtsverhéltnis kommt.

Politischer Hintergrund der Gesetzesinitiative ist eine mit Blick auf die Landtagswahl im Sep-
tember 2024 gefiihrte — bereits im Jahr 2009 begonnene — Debatte {iber etwaige Mehrheitsquoren
fiir die Wahl des Ministerprasidenten im dritten Wahlgang (Artikel 70 Absatz 3 ThiirVerf).

Die vorgeschlagene Verfahrensregelung ist erkennbar auf Rechtssicherheit und Rechtsklarheit
bei der Regierungsbildung und damit auf die Stabilitéit des parlamentarischen Regierungssys-
tems insgesamt ausgerichtet (Drucks. 7/9117,S. 1 1)).

Die Wahl des Ministerprasidenten ist der konstitutive Akt fiir die Bildung der Landesregierung,
weil der Ministerprisident die Minister des Kabinetts ernennt und einen Stellvertreter benennt
(Artikel 70 Absatz 4 ThiirVerf). Bestehen Zweifel an der VerfassungsméaBigkeit der Ministerpré-
sidentenwahl, wirken sich diese Zweifel auf die Arbeit der Landesregierung — und der ihr nach-
geordneten Verwaltung — aus. Deren Wirken kann bis zu einer verbindlichen Kldrung delegiti-
miert werden. Eine Zweifelsklérung ist zwar nachtréglich in einem Verfahren vor dem Verfas-
sungsgerichtshof moglich. Die Verfahrensdauer schiebt den Zeitpunkt der endgiiltigen Kldrung
jedoch hinaus, was auch nicht durch eine einstweilige Anordnung kompensiert werden kann.
Denn das verfassungsgerichtliche Eilverfahren (§ 27 ThiirVerfG) kommt nur zu einer vorlaufi-
gen Regelung aufgrund einer Abwégungsentscheidung. Vergleichbares gilt fiir die Wahl des
Landtages.




B. ANTWORTEN AUF DEN FRAGENKATALOG
Die vom Landtagsausschuss gestellten vier Fragen beantworte ich wie folgt:

1. Inwiefern wirft ein solches Verfahren der priventiven Normenkontrolle verfassungs-
rechtliche Probleme auf?
Inwiefern kann bzw. darf diese Form des faktisch letztentscheidenden priventiven
Rechtsschutzes iiberhaupt Aufgabe eines Verfassungsgerichts sein?

Das Vorabklirungsverfahren passt weder in den Typus der Normenkontrolle noch in den des Gutachtenver-
Jahrens. Es handelt sich um ein Verfahren zur Feststellung einer authentischen Verfassungsauslegung und
nimmt¢ Anleihen beim Organstreit. Entscheidungen im Vorabkldrungsverfahren haben Bindungswirkung.
Dadurch verliert die Grundsatzkritik an préventivem Verfassungsrechtsschutz deutlich an Gewicht, Der
Landtag kann den Verfassungsraum des Landes auch durch eine verfassungsprozessuale Innovation ausge-
stalten, deren noch kritisches Restpotenzial vom Verfassungsgerichtshof in der Praxis begrenzt werden kann.

a) Einordnung des Vorabklérungsverfahrens in eine Verfahrenstypologie

Der Gesetzentwurf wihlt den Ansatz, die im Text der Thiiringer Verfassung angelegte Zweifels-
frage vor dem Eintreten eines konkreten Anwendungsfalles verbindlich durch den Verfassungsge-
richtshof kldren zu lassen. Der Gesetzentwurf bezeichnet § 52b als ,, Vorabklarungsverfahren®. Im
Fragenkatalog des Landtagsausschusses wird das Verfahren hingegen als ,,priventive Normenkon-
trolle bezeichnet.

Der Landtagsausschuss nimmt also mit der Frage 1 eine Typisierung vor, indem er das neue Ver-
fahren dem Typus der Normenkontrolle zuordnet. Eine Normenkontrolle ist die formelle und ma-
terielle Priifung einer abstrakt-generellen Rechtsnorm am Mafstab hoherrangigen Rechts (vgl.
GraB3hof, in: Bukiczak/Dollinger/Schorkopf, BVerfGG, 2. Aufl., 2022, § 76 Rn. 2). Bereits die De-
finition verdeutlicht, dass § 52b ThiirVerfG-E kein Normenkontrollverfahren regelt.

Die geltenden Artikel 50 und 70 ThiirVerf sollen nach § 52b ThiirVerfG-E nicht an einem héheren
RechtsmaBstab tiberpriift werden, vielmehr soll deren Auslegung im Mittelpunkt stehen. Die Gel-
tung der Verfassungsartikel ist unstreitig. Ein ,,priventives Normenkontrollverfahren®, das am
Bremischen Staatsgerichtshof existiert (Artikel 140 Absatz 1 Satz 1 BremLV; BremStGHE 1, 42;
1, 96, rechtsvergleichende Hinweise auf Praxis europdischer Nachbarn bei Bednarik, Priventive
Normenkontrolle durch Verfassungsgerichte, 2012, S. 211 ff.), verlagert die mogliche Uberprii-
fung auf die Zeit vor dem Inkrafttreten der Rechtsnorm. Priifungsgegenstand ist jedoch weiterhin
eine — bereits hinreichend konkretisierte — Rechtsnorm.

Das in Rede stehende ,,Vorabklarungsverfahren hat einen anderen Gegenstand. Die verfassungs-
gerichtliche Priifung ist auf die Voraussetzungen der Rechtsfolge von Artikel 70 Absatz 3
ThiirVerf gerichtet, das heifit auf die ,,erfolgreiche Wahl zum Ministerprisidenten®. Die erfolgrei-
che Wahl des Ministerprisidenten ist wiederum an das Ergebnis der Landtagswahl, die Sitzvertei-
lung im Landtag, das Abstimmungsverhalten im Plenum und die Mehrheitsverhiltnisse wihrend
der Wahlperiode gekniipft. Bei § 52b ThiirVerfG-E handelt es sich deshalb um ein Feststellungs-
verfahren im Rahmen einer authentischen Auslegung.




Es hat Ahnlichkeiten sowohl mit einem Organstreit als auch mit einem Gutachtenverfahren. Seine
exakte Einordnung héngt davon ab, ob die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs bindende
Wirkung hat.

Die Ahnlichkeit mit einem Organstreit besteht darin, dass {iber Rechte und Pflichten aus der Ver-
fassung — abstrakt — Unklarheit besteht, im hier zu beurteilenden Fall iiber die Auslegung der Re-
gelungen in der Thiiringer Verfassung iiber die Wahlperiode und Neuwahlmodalititen des Land-
tags sowie {iber die Bildung der Landesregierung. Konkretisiert auf Artikel 70 Absatz 3 ThiirVerf
lautet die Frage: Mit welcher Mehrheit muss der Landtag einen Ministerprisidenten im dritten
Wahlgang wihlen, damit die Wahl im verfassungsrechtlichen Sinn erfolgreich ist?

Die mehrdeutigen moglichen Antworten auf diese Frage sind kein Glasperlenspiel, sondern haben
seit mehr als einer Dekade einen 6ffentlichen Resonanzraum. Die ,richtige Antwort ist umstritten
— dies ist ein Ankniipfungspunkt fiir die Existenz der prozessualen Voraussetzung eines ,,objekti-
ven Kldrungsinteresses®, Gleichwohl —und darin liegt der Unterschied zum klassischen Organ-
streit — wird tiber die Frage nicht in einem konkreten Sachverhalt zwischen Verfassungsorganen
aus Anlass eines Verfassungsrechtsverhéltnisses gestritten (zu letzterem Schorkopf, in:
Burkiczak/Dollinger/ders., BVerfGG, 2. Aufl., 2022, § 64 Rn. 8 ).

Die Ahnlichkeit mit einem Gutachtenverfahren besteht darin, dass abstrakte, sich aus Artikel 50
und 70 ThiirVerf ergebende Verfassungsrechtsfragen durch eine Auslegung des Verfassungsge-
richtshofs gekldrt werden sollen (siche néher Frage 4). Das geplante Vorabklirungsverfahren un-
terscheidet sich vom Gutachtenverfahren jedoch in zweifacher Weise: Zum einen kann die Vorab-
kldrung nicht anlasslos erfolgen. Der Antragsteller muss {iber ein ,,objektives Klirungsinteresse
verfligen, das in der — so ist aus Praxisperspektive zu vermuten — Antragsschrift darzulegen sein
wird. Zum anderen ist ein Gutachtenverfahren in seiner Rechtsfolge regelmifBig unverbindlich fiir
die Verfahrensbeteiligten und das Gericht. Das ist beim Vorabklarungsverfahren anders, weil die
Auslegung fiir die Verfassungsorgane bindend.

b) Bindungswirkung von Entscheidungen im Vorabklarungsverfahren

Die Bindungswirkung des Vorabklarungsverfahrens ergibt sich aus dem Wortlaut des § 52b
ThiirVerfG-E und der Systematik des ThiirVerfG.

Dem Gesetzentwurf liegt das Vorverstdndnis zugrunde, dass der Verfassungsgerichtshof in dem
neuen Verfahren ,entscheidet”. Wer entscheidet, duflert keine Meinung und gibt auch keine Stel-
lungnahme ab (Bertram, Die Gutachtenpflicht der ordentlichen Gerichte, ZZP 52 ([1928], S. 419,
430: ,,Ein Gutachten mit bindender Kraft wire kein Gutachten mehr, sondern Entscheidung.”). Die
Entscheidung eines Gerichts hat iiblicherweise verschiedene Wirkungen: Sie bindet das erken-
nende Gericht an den Entscheidungsausspruch, sie erwichst in Rechtskraft und sie kann Gestal-
tungs- und Tatbestandswirkung haben. § 25 Absatz 1 ThiirVerfG geht, erkennbar in Anlehnung an
§ 31 Absatz 1 BVerfGQG, iiber allgemeine Entscheidungswirkungen hinaus und formuliert: ,,Die
Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofs binden die Verfassungsorgane des Landes sowie alle
Thiiringer Gerichte und Behorden.

Die Systematik des ThiirVerfG spricht dafiir, dass das Wort ,,Entscheidung® koh#rent vom Ge-
setzgeber verwendet wird, das heift, es hat denselben rechtlichen Sinn, Dafiir spricht zusétzlich




die Gesetzesbegriindung, wonach das Anderungsgesetz dem Verfassungsgerichtshof ,,eine weitere
Angelegenheit zur Entscheidung zuweist, der eine ,,Auslegungsentscheidung® und keine ,,Ent-
scheidung in der Sache* trifft (Drucks. 7/9117, S. 4; ergénzend ist auf § 47 Absatz 1 ThiirVerfG
hinzuweisen, der die Entscheidungsreichweite in der konkreten Normenkontrolle auf die Rechts-
frage begrenzt).

Aus dem Zusammenhang und nach Sinn und Zweck wird deutlich, dass der Verfassungsgerichts-
hof eine authentische Auslegung der Thiiringer Verfassung vornehmen soll, die die Sachentschei-
dung in einem konkreten Verfassungsrechtsstreit nicht ausschliefit. Eine etwaige Vorabklirung hat
im Grunde lediglich eine spezifische verfassungsrechtliche Auslegungsfrage autoritativ geklart,
die andernfalls als Vorfrage im konkreten Verfassungsrechtsstreit mitentschieden werden miisste.

Um etwaige letzte Zweifel an der Bindungswirkung von Entscheidungen aufgrund von § 52b
ThiirVerfG-E zu beseitigen, liele sich in einem neu einzufiigenden Absatz 2 eine Verweisung auf
§ 25 Absatz 1 ThiirVerf oder im neuen Gesetzestext aufnehmen — notwendig ist das m.E. nicht.

¢) Grundsatz- und Detailkritik

Die Verbindlichkeit der Auslegungsentscheidung nimmt der Grundsatzkritik an priventivem
Verfassungsrechtsschutz viel Wind aus den Segeln. Wie in der Antwort auf die Frage 4 niher
erldutert, wurden Gutachtenverfahren in der deutschen Rechtsordnung der Nachkriegszeit {iber-
wiegend kritisch gesehen und abgeschafft, weil die AuBerung unverbindlicher Stellungnahmen der
Justiz wesensfremd seien und das Potenzial hitten, die Autoritdt des Gerichts zu untergraben, ei-
nerseits durch deren Hineinziehen in (hoch)politische Prozesse und andererseits durch die Gefah-
ren der spéteren Nichtbefolgung durch die Auftraggeber.

Mit der Bindung der Antragsteller und sogar aller Verfassungsorgane an die Auslegungsentschei-
dung wird das Autorititsargument gegenstandslos. Verfassungsgerichte sind per se mit hochpo-
litischen Sachverhalten befasst, Giber die sie im Streitfalle zum ,,Schiedsrichter® berufen sind. Die
Gefahr einer weiterreichenden Politisierung wird dadurch vermieden, dass der Verfassungsge-
richtshof nicht als Dialogpartner in einen politischen Streit eintritt, sondern in einem gerichtlichen
Verfahren eine bindre bindende Entscheidung trifft,

Das Instrumentalisierungspotenzial sinkt weiter, das halte ich fiir entscheidend, durch die Pro-
zessvoraussetzung des ,,objektiven Kldrungsinteresses®, dessen Feststellung in der Hand des Ver-
fassungsgerichtshofs liegt und die ihm eine ,,prozessuale Steuerung® ermdglicht.

Es bleibt die Frage, ob ein solches Verfahren moglicherweise dem Wesen der Judikative nicht
entspricht. Ungeachtet einer gebotenen Grundskepsis gegeniiber Substanzbegriffen (,, Wesen*),
lasst sich feststellen, dass Gerichte dadurch im Kern charakterisiert sind, dass sie als Spruchkdrper
in Unabhéngigkeit nach einem Verfahren und am Mafstab des Rechts entscheiden. Dass Gerichte
wesensmaBig ,,nur konkrete Rechtsstreitigkeiten zwischen Parteien entscheiden, ist eine Verkiir-
zung, die bereits auf die Verfassungsgerichtsbarkeit in Bund und Léndern nicht zutrifft. Die abs-
trakte Normenkontrolle etwa oder andere objektive Klarungsverfahren fallen aus diesem Schema
heraus. Das gilt auch fiir die fortbestehenden Gutachtenverfahren insbesondere iiberstaatlicher
Hochstgerichte (siche Frage 4 ¢).




Und selbst wenn der Freistaat Thiiringen die einzige Gebietskorperschaft wire, die ein Vorabkli-
rungsverfahren neu in ihr Verfassungsprozessrecht einfiihrte, wére dieser Schritt von der Verfas-
sungsautonomie gedeckt. ,,Die Lander sind berufen, ihren Verfassungsraum unter Beachtung ih-
rer féderativen Bindungen eigenstindig auszugestalten” (BVerfG, Beschl. des Zweiten Senats
vom 25.1.2023, 2 BvR 2189/22, Rn. 114 — Wahlwiederholung Berlin, eA). Die Thiiringer Verfas-
sung gibt dem Landtag dazu die Kompetenz (Artikel 80 Absatz 2 ThiirVerf). Warum sollte der
Landtag diesen Raum nicht auch durch eine verfassungsprozessuale Innovation ausgestalten?

Aus dieser Perspektive ,,getrennter Verfassungsrdume® lieBe sich schlieBlich noch die Frage nach
der Gewaltenteilung zwischen den Verfassungsorganen stellen. Die Auslegung der Verfassung
obliegt allen Verfassungsorganen gleichermaflen, so dass etwa Landesregierung und Landtag den
interpretatorischen Erstzugriff auf noch nicht entschiedene Zweifelsfragen haben. Ein Verfas-
sungsgericht ist, wie die Justiz strukturell, zumeist der Zweitinterpret von juristischen Zweifelsfra-
gen. Das Vorabkldrungsverfahren verlagert die mogliche Eingriffsschwelle bei Auslegungsstrei-
tigkeiten zeitlich vor, indem es den Antragsberechtigten ermdglicht, den Verfassungsgerichtshof
in einem sehr frithen, noch abstrakten Debattenstadium einzubeziehen. Das neue Verfahren entlas-
tet so die weiteren Verfassungsorgane, die Auslegung der Artikel 50 und 70 ThiirVerf selbst vor-
zunehmen und das Risiko einer spiteren Korrektur durch den Verfassungsgerichtshof zu tragen.

Das ist ein Grundsatzproblem, flir das es keine schematische Losung gibt. Es handelt sich mehr
um ein Problemfeld, das es im Blick zu halten gilt. Der Sinn und Zweck des Verfahrens, die Legi-
timationsgrundlage des Legislativ- und Exekutivhandelns in Thiiringen auBer Streit zu stellen, ist
ausreichend tragfihig, die genannte Kritik zu entkréften. Der Verfassungsgerichtshof hat {iber das
Kriterium des ,,0bjektiven Kldrungsinteresses* zudem ein Instrument, um eine sich einer schlei-
chenden Gewaltenverschiebung entgegenzuwirken.

2. Inwiefern schneidet ein solches Verfahren die iiblichen Instrumente des nachgiingigen
Rechtsschutzes ab — eingeschlossen die Frage der Befangenheit des Gerichts?
Und wenn diese priventive Entscheidung keinen Letztentscheidungscharakter haben soll,
was bedeutet dies dann fiir ihre Rechtsverbindlichkeit?

Das Vorabklérungsverfahren schneidet keinen ,,nachgdingigen Verfassungsrechtsschutz* ab, sondern ent-
zieht solchen Verfahren grundsdtzlich nur die Auslegung der entschiedenen Zweifelsfrage zu den Artikeln 50
und 70 ThiirVerf. Die Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs sind in spiiteren Verfahren nicht befangen, weil
es sich nicht um ,,dieselbe Sache* handelt.

a) Ausschluss ,,nachgédngigen Rechtsschutzes*

Instrumente des ,,nachgéngigen Rechtsschutzes, in der hier zu diskutierenden Konstellation also
besonders der Organstreit, werden durch das Vorabkldrungsverfahren nicht ausgeschlossen, Ver-
gleichbar mit dem Verfahren der konkreten Normenkontrolle, wird der Verfassungsgerichtshof
abstrakt eine authentische Auslegung einer spezifischen Zweifelsfrage der Artikel 50 und 70
ThiirVerf vornehmen (vgl. § 47 Absatz 1 ThiirVerfG). Diese Auslegung ist eine normative Vor-
gabe fiir einen konkreten Streitfall, der insoweit ein neuer Streitgegenstand ist. Die Auslegungs-
frage kann in spéteren Verfahren — nach meinem Verstindnis des § 52b ThirVerfg-E — nicht mehr
von den Beteiligten in Frage gestellt werden. Die Entscheidung, wie sie im Entscheidungstenor
konkretisiert ist, ist auch fiir den Verfassungsgerichtshof bindend — mit den zeitlichen Grenzen,




die bei einem langfristigen Wandel der allgemeinen Rechtsauffassung auch eine Rechtsprechungs-
&nderung ermdglichen. Hier stellen sich schwierige Fragen, unter welchen Bedingungen ein
Hochstgericht seine frithere Rechtsprechung selbst dndern kann — das Problem besteht jedoch un-
abhéingig von dem Gesetzentwurf und der Existenz eines Vorabklirungsverfahrens. Die Ausle-
gungsentscheidung ist in diesem Sinn ,,letztverbindlich*,

In einem ,,nachgéngigen Verfahren®, das auf eine Vorabklirung folgt, kénnen sich sowohl Tatsa-
chen- als auch weitere Verfassungsrechtsfragen stellen, die auBerhalb des Streitgegenstandes eines
Verfahrens nach § 52b ThiirVerfG-E liegen. Die Entscheidung im Vorabklarungsverfahren deter-
miniert weiteren Verfassungsrechtsschutz demnach nicht, sie entzieht lediglich die spezifische
Zweifelsfrage dem Streitfall.

b) Befangenheit

Die Frage einer Befangenheit der Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs in einem Verfahren des
»hachgingigen Rechtsschutzes® ist eindeutig zu beantworten: Eine Befangenheit besteht nicht.
Die Frage wurde im Gesetzgebungsverfahren zur Ursprungsfassung des BVerfGG gesehen. Der
Gesetzentwurf enthielt den Hinweis, es sei ,,selbstverstédndlich®, dass Mitglieder des Gerichts, die
an einem Gutachten mitgewirkt haben, weder ausgeschlossen seien noch abgelehnt werden kénn-
ten. Einer ausdriicklichen Regelung bediirfe es nicht (BT-Drucks. 1/788, S. 41).

§ 13 ThiirVerfG sieht — ebenso wie § 18 BVerfGG — in Absatz 1 zwar vor, dass ein Richter von
der Entscheidung ausgeschlossen ist, wenn er in derselben Sache bereits von Amts wegen titig
war. Ein Vorabkldrungsverfahren behandelt jedoch nicht ,,dieselbe Sache®, weil es trotz ggf. be-
stehender oder sich abzeichnender Sachlage, keinen konkreten Sachverhalt im Blick hat (Miiller-
Terpitz in: Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge, BVerfGG, 63. EL Juni 2023, § 18 Rn. 19). Moglich-
erweise muss an diesem Punkt der Verfassungsgerichtshof praktisch im Blick haben, dass ein ,,0b-
jektives Kldrungsinteresse* dann nicht mehr besteht, wenn sich die Sachlage bereits zu einem kon-
kreten Streitfall verdichtet hat. Insoweit bestiinde fiir ein Vorabklarungsverfahren ein Zeitfenster,
das begrenzt wird durch hinreichend konkrete Auslegungszweifel einerseits und einen konkreten
Streitfall andererseits.

Dass der Verfassungsgerichtshof in einem ,,nachgéngigen Verfahren auf die eigene (Ausle-
gungs)Entscheidung Bezug nehmen wiirde, ist im Ubrigen géngige Praxis der Verfassungsge-
richtsbarkeit. Durch diese Selbstreferentialitit wird ein gesteigertes Maf an Rechtssicherheit be-
wirkt und die Akzeptanz verfassungsgerichtlicher Entscheidungen gesteigert, indem das Gericht
seine Entscheidungen absehbar macht.

Der Vollsténdigkeit halber sei angemerkt, dass die Ausschluss- und Befangenheitsregeln auf das
Vorabklérungsverfahren selbst angewendet werden wiirden. In diesem Zusammenhang konnte der
Ausnahmetatbestand in § 13 Absatz 3 ThiirVerfG gesteigerte Bedeutung erhalten, wonach die
,AuBerung einer wissenschaftlichen Meinung zu einer Rechtsfrage, die fiir das Verfahren bedeut-
sam sein kann® fiir sich genommen keine Besorgnis der Befangenheit begriindet (§ 14 Absatz 1
Halbsatz 2 ThiirVerfG). Kommentierungen der Thiiringer Verfassung, Aufsitze und andere
schriftliche Beitrige werden gerade auch von Mitgliedern des Verfassungsgerichtshofs stammen.




3. Inwiefern stellt die vorliegende Gesetzesinderung inhaltlich einen Fall eines unzuléssi-
gen Einzelfallgesetzes dar (Stichwort: Die neue Verfahrensart soll nur fiir den Artikel 70
und damit zusammenhingende Fragen des Artikels 50 ThiirVerf zur Anwendung kom-
men)?

Die geplante Gesetzesdinderung ist kein unzuldssiges Einzelfallgesetz.

Mit dem verfassungsrechtlichen Verbot eines Einzelfallgesetzes, das in der Thiiringer Verfas-
sung enthalten ist (Artikel 42 Absatz 3), ist die Allgemeinheit des Gesetzes gemeint. Ein Gesetz
ist allgemein, wenn sich ,,wegen der abstrakten Fassung der gesetzlichen Tatbestdnde nicht abse-
hen 1aft, auf wieviele und welche Félle das Gesetz Anwendung findet” (BVerfGE 99, 367, 400,
bezogen auf Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 GG).

Bereits der Wortlaut sowohl der Thiiringer Verfassung als auch des Grundgesetzes stellen das
Verbot des Einzelfallgesetzes in den Kontext des Grundrechtsschutzes. Der Gesetzgeber wird
auf die Allgemeinheit des Gesetzes verpflichtet, weil er nicht durch Gesetz in einem konkreten
Sachverhalt die Grundrechte einer Person einschrianken soll. Vom Anwendungsbereich erfasst
sind also einzelfallbezogene Regelungen, die kiinftige Anwendungsfille ausschlieen.

§ 52b ThiirVerfG-E erfiillt diese Voraussetzungen nicht. Zunédchst hat die Gesetzesédnderung
keinen Bezug zum Grundrechtsschutz. Die neue Verfahrensart und die Beteiligten sind dem
Staatsorganisationsrecht zuzuordnen. Dieser Befund reicht bereits aus, ein Einzelfallgesetz aus-
zuschliefen. Sodann ist das Anderungsgesetz abstrakt-generell formuliert und hat mehrere An-
wendungsfille. Zwar hat § 52b ThiirVerfG-E einen eingegrenzten Anwendungsbereich, weil
mogliche Auslegungsfragen zu den beiden Verfassungsartikeln {iberschaubar sind. Die regulire
Wahl und vorzeitige Neuwahl des Landtags, die Wahl des Ministerprasidenten sowie die Bil-
dung der Landesregierung sind fiir sich drei Anwendungskonstellationen, die ihrerseits mit zahl-
reichen verfassungsrechtlichen Detailfragen verkntipft sind.

Dass es fiir den Gesetzgeber einen sich mdglicherweise abzeichnenden Konfliktfall fiir das Té-
tigwerden gibt, die reguldre Landtagswahl im September 2024, hat verfassungsrechtlich keine
Bedeutung. Das sogenannte ,,Mafnahmegesetz* ist keine verfassungsrechtliche Kategorie. Ent-
scheidend sind die abstrakt-generelle Normstruktur und die Existenz mehrerer potenzieller An-
wendungsfille (vgl. BVerfGE 121, 30, 49; Kauthold, in: Dreier, GG-Kommentar, 4. A., Bd. I,
Art. 19 Rn. 31).

4. Inwiefern dhnelt der vorliegende Regelungsvorschlag dem friiher beim Bundesverfas-
sungsgericht zur Verfiigung stehenden Gutachtenverfahren zur Klirung von Ausle-
gungsfragen?

Warum wurde diese Verfahrensart im Prozessrecht des Bundesverfassungsgerichts
wieder abgeschafft?

Das historische Gutachtenverfahren des Bundesverfassungsgerichis ist sehr begrenzt mit § 52b ThiirVerfG-
E vergleichbar. Die vom Plenum des Bundesverfassungsgerichts zu erstattenden Gutachten sollten eine
nichtbindende ,,sachverstindige Meinungsduferung* sein. Das Verfahren wurde 1956 abgeschafft, weil die
Erstattung unverbindlicher Gutachten der Justiz wesensfremd sei und die geringe Praxis mit negativen Er-
fahrungen verbunden war.




a) Das Gutachtenverfahren des Bundesverfassungsgerichts

Das Gutachtenverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht existierte von der Griindung des
Bundesverfassungsgerichts im Jahr 1951 bis zur Streichung aus dem BVerfGG im Jahr 1956.
Das Verfahren gab dem Bundesverfassungsgericht die Zusténdigkeit, ein Rechtsgutachten , iiber
eine bestimmte verfassungsrechtliche Frage* zu erstatten (§ 97 BVerfGG a.F.).

Antragsberechtigt waren Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung gemeinsam sowie der Bun-
desprésident. Insgesamt gab es drei Gutachtenverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht
(BVerfGE 1, 76; 2, 79; 3, 407). Zwar hatten diese Gutachten allesamt priventiven normkontrol-
lierenden Charakter.! Der Wortlaut von § 97 BVerfGG a.F. machte allerdings deutlich, dass auch
Fragen zu Rechten und Pflichten aus einem Verfassungsrechtsverhiltnis hitten gestellt werden
kénnen. Mit anderen Worten, das Gutachtenverfahren hitte also auch, wie das geplante Vorab-
klarungsverfahren, in einer Art praventivem Organstreit aktiviert werden kénnen.

Die Gutachten waren vom Plenum des Bundesverfassungsgerichts, also von allen Mitgliedern
(seinerzeit 24 Richter), zu erstatten und sollte keine Bindungswirkung fiir die Antragberechtigten
sowie die beiden Senate und das Plenum des Bundesverfassungsgerichts haben (,,sachverstin-
dige Meinungséuflerung*, Geiger, BVerfGG-Kommentar, 1952, S. 300).

b) Griinde fiir Abschaffung des Gutachtenverfahrens

Riickblickend scheint das Gutachtenverfahren aus dem verfassungsrechtlichen Niemandsland ge-
kommen und rasch ,,irgendwie* wieder gegangen zu sein. Das ist eine Fehlvorstellung. Das Gut-
achtenverfahren beruhte auf einem Gesetzentwurf von 1926, mit dem die Reichsregierung auf
neue Rechtsprechung des Reichsgerichts zur Normenkontrolle reagierte. Zudem kannte bereits
die Reichsabgabenordnung aus dem Jahr 1919 ein Gutachtenverfahren, das es dem Reichsfi-
nanzminister ermdglichte, ,,Fragen der Auslegung der Steuergesetze beim Reichsfinanzhof zur
Begutachtung vorzulegen® (§ 63 RAO); die Zusténdigkeit bestand auch noch fiir den Bundesfi-
nanzhof, wurde jedoch 1963 aus der fortgeltenden Reichsabgabenordnung gestrichen. Jene Gut-
achten waren unverbindlich.

Der Parlamentarische Rat nahm die Uberlegungen wieder auf, nachdem der Konvent von Her-
renchiemsee eine verfassungsgerichtliche Kontrolle von Gesetzesvorlagen empfohlen hatte. Bei

den Beratungen {iber das BVerfGG spielte das Gutachtenverfahren lediglich eine untergeordnete
Rolle. Es wurde jedoch unter die Verfahrensarten aufgenommen, die dem Bundesverfassungsge-
richt durch einfaches Gesetz zugewiesen werden kénnen (Artikel 93 Absatz 3 GG n.F.).

Die Abschaffung des Gutachtenverfahrens durch das erste BVerfGGAndG im Jahr 1956 beruht
auf einem friihen Konflikt der Verfassungsorgane, der unter dem Stichwort ,,Kampf um den
Wehrbeitrag® in die Zeitgeschichte der Bundesrepublik eingegangen ist. Im Juni 1952 hatte Bun-
desprésident Heuss einen Gutachtenantrag zur Vereinbarkeit des Deutschlandvertrages und des
Vertrages tiber die Européische Verteidigungsgemeinschaft (EVG) mit dem Grundgesetz

' BVerfGE 1, 76 hatte die Zustimmungsbediirftigkeit eines Gesetzes zur Durchfijhrung des Artikels 108 Absatz 2 GG,
BVerfGE 2, 79 die Vereinbarkeit der volkerrechtlichen Vertrige betreffend die Europiische Verteidigungsgemein-
schaft und den Deutschlandvertrag mit dem Grundgesetz und damit perspektivisch ein Zustimmungsgesetz zum Ge-
genstand. BVerfGE 3, 407 betraf die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zum Erlass des Bundesbaugesetzes.




gestellt. Mit dem Gutachtenantrag war, wie erwihnt, das Plenum des Bundesverfassungsgerichts
befasst. Zu diesem Zeitpunkt war dieselbe Verfassungsrechtsfrage bereits beim Ersten Senat des
Bundesverfassungsgerichts anhéngig. Die Bundesregierung befiirchtete eine ablehnende Ent-
scheidung und hatte deshalb den Bundesprésidenten um den Gutachtenantrag gebeten, in dem
Wissen, dass dadurch das Plenum zustédndig werden wiirde. Als nun geriichteweise davon die
Rede war, dass das Plenum ebenfalls eine fiir die Bundesregierung negative Entscheidung treffen
konnte, stellte die regierungstragende Mehrheit im Bundestag einen Antrag auf abstrakte Nor-
menkontrolle. Dieser Antrag bezweckte, nunmehr den — vermeintlich regierungsfreundlicheren —
Zweiten Senat in derselben Verfassungsrechtsfrage zustdndig zu machen. Das Plenum reagierte
darauf mit einem Beschluss, in dem es feststellte, dass das Gutachten fiir beide Senate intern bin-
dende Wirkung haben wiirde (BVerfGE 2, 79, Leitsatz 2). Die Entscheidung wurde sehr kritisch
aufgenommen, wenngleich offenkundig war, dass es um eine Selbstbehauptung des neu errichte-
ten Bundesverfassungsgerichts gegeniiber Bundesregierung, Bundestag und Bundesprisident ge-
gangen war.

Die auf dem Beschluss beruhende Verbindlichkeit zukiinftiger Gutachten fithrte dazu, dass die
ohnehin geringe Verfahrenspraxis zum Erliegen kam. Als das BVerfGG aus anderen Griinden
liberarbeitet werden musste, sprach sich das Bundesverfassungsgericht fiir die Streichung des
Gutachtenverfahrens aus. Gutachten seien fiir Gerichte wesensfremd und kénnten das Ansehen
des Bundesverfassungsgerichts mindern, weil die Verfassungsorgane die Rechtsauffassung aufler
acht lassen kénnten (Geiger, in: FS Nawiasky, 1956, S. 211, 214 ff). Entscheidendes Motiv
diirfte die rechtspolitische Instrumentalisierung gewesen sein. Die Bundesregierung hingegen
wollte an einem modifizierten Verfahren festhalten, der Rechtsausschuss des Bundestages gab
dann jedoch den Ausschlag fiir die Streichung: ,,Die umstrittene Rechtsnatur solcher Gutachten
legte diesen BeschluB} nahe; denn die eigentliche Aufgabe der Justiz ist die Entscheidung von
Streitfillen und nicht die Erstattung mehr oder weniger unverbindlicher Gutachten* (BT-
Drucks. 11/2388, S. 4).

c) Weitere staatliche und iiberstaatliche Praxis

Die deutsche Staatspraxis kannte in den ersten Jahrzehnten der Grundgesetzgeltung noch weitere
Gutachtenverfahren, beim Bayerischen Obersten Landesgericht, beim Berliner Verfassungsge-
richt, beim Hessischen Staatsgerichtshof und beim Niedersdchsischen Staatsgerichtshof, die je-
doch alle kaum eine praktische Bedeutung erlangt haben und nach und nach gestrichen worden
sind (ausf. zur Abschaffung insgesamt Burmeister, Gutachten des Bundesverfassungsgerichts zu
volkerrechtlichen Vertrégen, 1998, S. 172-177, insb. Anm. 90).

Die deutsche Verfassungsrechtslage in Bund und Lindern steht in einem Kontrast zur iiberstaat-
lichen Rechtslage, die hier kurz erwihnt werden soll, um die Diskussionsgrundlage zu verbrei-
tern. Der Internationale Gerichtshof, das Rechtsprechungsorgan der Vereinten Nationen, kennt
ein Gutachtenverfahren (Artikel 65 ff. IGH-Statut), das in der frithen Literatur zum BVerfGG als
ein Vorbild fiir das Gutachtenverfahren genannt wird. Ein weiteres Gutachtenverfahren kennt
das Prozessrecht des Européischen Gerichtshofs der Européischen Union. Sein Anwendungsbe-
reich ist auf die Vereinbarkeit volkerrechtlicher Vertrige der EU mit dem Unionsrecht begrenzt
(Artikel 218 Absatz 11 AEUV; Artikel 196 ff. VerfO EuGH). Das Gutachtenverfahren vor dem
Européischen Gerichtshof fiir Menschenrechte (Artikel 47 bis 49 EMRK; Artikel 82 bis 90
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VerfO EGMR) hat einen noch engeren Anwendungsbereich, weil alle Gutachtenantriige ausge-
schlossen sind, die das materielle Recht der EMRK zum Gegenstand haben und potenziell in ei-
nem Beschwerdeverfahren geklart werden kénnten. Das 2018 in Kraft getretene 6. Zusatzproto-
koll zur EMRK sieht allerdings eine neues Gutachtenverfahren vor, das nationale Verfassungs-
gerichte und letztinstanzliche Gerichte in einem anhéingigen Fall einleiten kénnen, um Ausle-
gungsfragen der EMRK zu kldren. Die Bundesrepublik hat von einer Ratifikation des 16. Zusatz-
protokolls bislang abgesehen, weil aus Sicht der Bundesregierung diese Option ,,im Hinblick auf
den ausgebauten Verfassungsrechtsschutz in Deutschland keinen Mehrwert* biete (BT-Drucks.
20/10584, S. 16, Nr. 214).

Die in den Verfahren vor dem IGH und dem EGMR erstatteten Gutachten sind fiir die Antrag-
steller und Adressaten jeweils unverbindlich. Fin Gutachten des EuGH hingegen ist verbind-
lich, so dass eine geplante vélkerrechtliche Ubereinkunft fiir die Européische Union ,nur in
Kraft treten kann, wenn [die Ubereinkiinfte] oder die Vertrige gedndert werden® (Artikel 218
Absatz 11 Satz 2 AEUV).

C. ERGEBNIS

§ 52b ThiirVerfG-E ist eine Innovation, die das verfassungsprozessuale Instrumentarium behut-
sam entwickelt. Sie begegnet keinen durchgreifenden verfassungsrechtlichen Bedenken.

gez. Schorkopf

Das Dokument wurde zum Zweck der Veréffentlichung in der Parlamentsdokumentation bearbeitet.



schroeder
Textfeld
Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der Parlamentsdokumentation bearbeitet.
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Schriftliche Stellungnahme zum Vierten Gesetz zur Anderung des Thiiringer
Verfassungsgerichtshofgesetzes, Gesetzentwurf der Fraktion der CDU, Drs. 7/9117,
Einflihrung eines Vorabkldarungsverfahrens

I Gegenstand der Stellungnahme und Gang der Darstellung
1. Gegenstand der Stellungnahme

Der hier zu begutachtende Gesetzentwurf sieht die Einflgung eines neuen § 52b in das
Thuringer Verfassungsgerichishofsgesetz vor. Diese Vorschrift soll folgenden Inhalt haben:

,§ 52b Vorabklarungsverfahren

Auf Antrag der im Organstreitverfahren und im abstrakten Normenkontrollverfahren
Antragsberechtigten entscheidet der Verfassungsgerichtshof Uber die Auslegung der Artikel 50 und 70
der Verfassung des Freistaats Thiiringen, sofern hierfUr ein objektives Klarungsinteresse besteht."

Dieser Gesetzentwurf ist angesichts der Uberragenden staatspolitischen Bedeutung der
Wahl des Ministerprasidenten sowohl fiir die Stabilitdt der Verhaltnisse im Freistaat als auch
fir dessen bundespolitische Reputation vor dem Hintergrund der Ereignisse des Jahres
2020" einer umfassenden verfassungsrechtlichen und -politischen Wirdigung zu
unterziehen.

2. Gang der Darstellung
Darzustellen ist zunachst die Thiiringer Vorgeschichte dieses Gesetzentwurfs (i. Folg. II.).

Sodann ist die Einbettung des Vorabklarungsverfahrens im System des
verfassungsprozessualen Rechtsschutzes zu analysieren. Hierbei sind terminologische

1 8. dazu Leisner-Egensperger, in: Brenner u.a. (Hrsg.), Verfassung des Freistaats Thiiringen,
2. Aufl. 2023, Art. 70 Rn. 2 ff.
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Unsicherheiten in der bisherigen rechtspolitischen Diskussion aufzugreifen und die
Zulassigkeitsvoraussetzungen eines entsprechenden Antrags zu kldren. (i. Folg. I1l.). In der
Folge ist auf Verfahren in der Zustdndigkeit anderer Gerichte einzugehen, die dem
Thuringer  Vorabklarungsverfahren  vergleichbar  sein  kénnten: das  frilhere
Gutachtenverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht, das Interpretationsverfahren vor
dem Bremischen Staatsgerichtshof und Gutachtenkompetenzen des Européischen
Gerichtshofs sowie des Internationalen Gerichtshofs. Hierbei sind Gemeinsamkeiten und
Unterschiede zu dem aktuellen Gesetzentwurf herauszuarbeiten (i. Folg. 1V.).

Kern der Stellungnahme ist die Vereinbarkeit des Gesetzentwurfs mit dem Grundgesetz
und der Thiiringer Verfassung (i. Folg. V.). Zu erortern sind dabei folgende Fragen: (1) Ist
der Gesetzentwurf von Art. 80 Abs. 2 ThurVerf gedeckt, wonach dem
Verfassungsgerichtshof ,durch Gesetz weitere Angelegenheiten zur Entscheidung
zugewiesen werden” kénnen? (2) Verst6Rt der Gesetzentwurf im Hinblick auf die
Beschrénkung des Antragsgegenstands auf die Auslegung der Artikel 50 und 70 der
Thiringer Verfassung gegen das Verbot des Einzelfallgesetzes (Art. 19 Abs. 1 S. 1 GG, Art.
42 Abs. 3 S. 1 ThirVerf)? (3) Verstot der Gesetzentwurf in seiner Ausweitung der
gerichtlichen Zustandigkeit gegen den Grundsatz der Gewaltenteilung (Art. 20 Abs. 3 GG,
Art. 47 ThurVerf)? :

Im Anschluss daran sind die verfassungsprozessualen Wirkungen der Vorabkldrung einer
Rechtsfrage durch den Thuringer Verfassungsgerichtshof zu analysieren (i. Folg. V.). Hier
sind drei Problemkreise zu unterscheiden: (1) Selbstbindungswirkung fir den
Verfassungsgerichtshof, (2) Bindungswirkung flr die Verfassungsorgane des Landes (vgl.
Art. 25 TharVerf), (3) Abgabe eines Grundes fir die Annahme einer Besorgnis einer
richterlichen Befangenheit nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 ThirVerfGHG.

Auf dieser Grundlage ist sodann eine Gesamteinschétzung zur verfassungsrechtlichen
sowie zur verfassungspolitischen Wirdigung des Gesetzentwurfs abzugeben (i. Folg. VL.).

1. Die Vorgeschichte des Gesetzentwurfs
1. Anregung an die Politik durch den Vorsitzenden des Verfassungsgerichtshofs

Der Gesetzentwurf geht zuriick auf ,eine Anregung an die Politik" von Herrn Vorsitzenden
des Thuringer Verfassungsgerichtshofs Dr. Klaus von der Weiden, geduert in einer Rede zu
30 Jahre Thuringer Verfassung am 27. Oktober 2023. Danach sei Thiringen gegenwartig in
der besonderen Situation einer Minderheitsregierung, und es sei nicht auszuschlieRen, dass
sich diese Situation nach der Landtagswahl im nadchsten Jahr wiederhole. In einer solchen
Situation sei es besonders wichtig, dass insbesondere die Regularien fiir die Wahl des
Ministerprdsidenten in der Verfassung unzweideutig geregelt oder durch einen Spruch des
Landesverfassungsgerichts geklart seien. In Thiringen gebe es seit mehreren Wahlperioden
unterschiedliche rechtliche Einschatzungen dazu, wann auf der Grundlage des einschlégigen
Artikels der Thuringer Verfassung nach einer Landtagswahl ein Kandidat im dritten
Wahlgang zum Ministerprasidenten gewahlt sei, wenn er keinen Gegenkandidaten habe.
Zwar gebe es hierzu ,juristische AuRerungen in Gutachten und Kommentierungen.”




Wortlich heift es in der Folge: ,Durch rechtswissenschaftliche AuBerungen — und seien sie
auch sehr bedenkenswert — kann aber Rechtssicherheit nicht geschaffen werden.
Rechtssicherheit gibt es nur durch einen Spruch des zustdndigen Gerichts. Elfmeter ist nun
mal eben nur, wenn der Schiedsrichter pfeift, nicht wenn es ein Spieler, ein Trainer oder ein
Zuschauer tut.“ Abhilfe verspreche hier ,die einfachgesetzliche Mdglichkeit einer
verbindlichen vorherigen Klarung durch den Thiringer Verfassungsgerichtshof auf der
Grundlage des bestehenden Verfassungstextes. ?

2. Rechtspolitische Diskussion
a) Thiiringer Landtag

In der rechtspolitischen Diskussion hat die Anregung des Présidenten des Thuringer
Verfassungsgerichtshofs ein gemischtes Echo hervorgerufen. Wahrend die CDU die
Anregung zustimmend aufgriff,® insoweit unterstitzt von Abgeordneten der SPD* wirft die
FDP die Fragen auf, ob es sich bei dem Gesetzentwurf um ein Einzelfallgesetz handeln
kénnte, und ob eine derartige Vorabkldrung mit Blick auf ihre begrenzte Bindungswirkung
tats&chlich Rechtssicherheit bréchte.® Von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN wird das neue
Verfahren als ,Exot eingestuff, und es werden die Bindungswirkung des
Vorabklarungsverfahrens sowie Fragen der Gewaltenteilung thematisiert.5 Die Partei DIE
LINKE bestreitet ein Kldrungsbediirfnis zu Art. 70 TharVerf, wirft ebenfalls die Frage der
Bindungswirkung einer Entscheidung im Vorabklarungsverfahren auf und zweifelt an dessen
Vergleichbarkeit mit dem Interpretationsverfahren nach der Bremischen Verfassung.” Auch
die AfD stellt Fragen nach dem Kldrungsbedirfnis und nach einer richterlichen
Befangenheit.® Von Seiten der Landesregierung werden Ungereimtheiten in den
Antragsvoraussetzungen problematisiert sowie das Meiststimmenverfahren nach Art. 70
Abs. 3 S. 3 ThirVerf. verfassungsvergleichend eingeordnet.®

b) Einlassung im Verfassungsblog

Im Verfassungsblog hat sich Wemer Reutter unter politikwissenschaftlichen Aspekten
kritisch zum Gesetzentwurf gedufiert. Vorgeschichte und Inhalt wiesen den Gesetzentwurf
als widersprichlich und nicht zielfihrend aus. Mehr noch: Er geféhrde die Stellung des

2 von der Weiden, 30 Jahre Thuringer Verfassung — Ruckblick und Ausblick, www.thueringer-
landtag.de, zuletzt abgerufen am 8.5.2024.

8 Abgeordneter Schard, CDU, Plenarprotokoll Thiringer Landtag v. 7.12.2023, 7. Wahlperiode, 123.
Sitzung, S. 122 1., 124

4 Abgeordnete Marx, SPD, Plenarprotokoll Thiringer Landtag v. 7.12.2023, 7. Wahlperiode, 123.
Sitzung, S. 124 f.

5 Abgeordneter Montag, Gruppe der FDP, Plenarprotokoll Thiiringer Landtag v. 7.12.2023, 7.
Wahlperiode, 123. Sitzung, S. 126.

& Abgeordnete Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Plenarprotokoll Thiiringer Landtag v.
7.12.2023, 7. Wahiperiode, 123. Sitzung, S. 128.

7 Abgeordnete Dr. Martin-Gehl, DIE LINKE, Plenarprotokoll Thiringer Landtag v. 7.12.2023, 7.
Wahlperiode, 123. Sitzung, S. 130 f.

8 Abgeordneter Braga, AfD, Plenarprotokoll Thiringer Landtag v. 7.12.2023, 7. Wahlperiode, 123.
Sitzung, S. 131 ff.

9 Vgl. die AuRerungen nach Plenarprotokoll Thiiringer Landtag v. 7.12.2023, 7. Wahlperiode, 123.
Sitzung, S. 133 ff.




Verfassungsgerichtshofs in  Thiringen.'® Hierzu ist unter juristischem Blickwinkel
grundsétzlich klarzustellen, dass aus der Vorgeschichte eines Gesetzentwurfs keine
Schlussfolgerungen auf seine verfassungsrechtliche Unzulassigkeit gezogen werden
kénnen. Auch im Ubrigen fehlt es den Annahmen Reutters, dass ein Vorabklarungsverfahren
eine inhaltliche ,Selbstbindung der Richter* begriinde und dass ein solches nicht ,auf einen
einzigen Gegenstand beschrénkt® sein dirfe, an verfassungsrechtlicher Substantiierung.
Zutreffend ist allerdings sein Hinweis darauf, dass ein Vorabkldrungsverfahren den
Verfassungsgerichtshof nicht zum Schieds-, sondern allenfalls zum Linienrichter machen
wirde. Denn Schiedsrichter ist eine Person, die das Spiel leitet, den regelrechten
Spielverlauf ' Uberwacht und regelwidriges Verhalten durch disziplinarische MaRnahmen
letztverbindlich ~ ahndet. Zu einer letztverbindlichen  Entscheidung soll das
Vorabkldrungsverfahren nach § 52b ThirVerfGHG aber wohl nicht fihren, andernfalls eine
Ergénzung des § 25 ThurVerfGHG hétte beantragt werden mussen, was aber nicht erfolgt
ist.

3. Zur aktuellen Bedeutung der Vorgeschichte
a) Zum politischen Scheitern einer Verfassungsanderung

Die Vorgeschichte des Gesetzentwurfs, dass eine Einigung Uber die von der CDU
gewlinschte Verfassungsénderung nicht zustande gekommen ist, und ,mit dem
Gesetzentwurf versucht wird, quasi Ober die Hintertir zu demselben Ergebnis zu kommen
wie mit der Verfassungsdnderung beabsichtigt war‘,'"" mag fur manche am
Gesetzgebungsverfahren Beteiligte rechtspolitisch unbefriedigend sein. Aus
verfassungsrechtlicher Sicht ist dazu allerdings klarzustellen, dass die Hirde der fur eine
Verfassungsénderung erforderlichen Zwei-Drittel-Mehrheit nicht davor schiitzt, dass ein
politisch &hnliches Ergebnis durch Anrufung der Verfassungsgerichtsbarkeit erzielt wird. So
hat beispielsweise der Klimaschutzbeschluss des Bundesverfassungsgerichts,'? verglichen
mit der ein paar Jahre zuvor politisch gescheiterten, ausdriicklichen Implementierung des 1,5
Grad Ziels in Art. 20a GG, eine im Ergebnis ahnliche Bindungswirkung fur die politischen
Akteure bewirkt. Ungeachtet der daran gelibten rechtspolitischen Kritik'3 l3sst sich eine
Uberschreitung der Grenzen richterlicher Rechtsfortbildung nicht feststellen, und die
tragenden Griinde dieser Entscheidung binden samtliche Verfassungsorgane.

Kurzum: Das politische Scheitern einer Verfassungsdnderung fuhrt nicht zur
Verfassungswidrigkeit ~ der  einfachgesetzlichen Anderung des  Verfassungs-
gerichtshofsgesetzes,

b) Der hinkende FuRballvergleich

Der zitierte FuBballvergleich hinkt. Wer — als Mitherausgeber eines Kommentars zur
Thiringer Verfassung — den Thiringer Verfassungsgerichtshof zum Schiedsrichter erhebt

10 Verfassungshlog 2024/1/05.

" Dr. Martin-Gehle, DIE LINKE, Plenarprotokoll Thiiringer Landtag v. 7.12.2023, 7. Wahiperiode, 123.
Sitzung, S. 130.

12 BVerfGE 157, 30.

13 Z.B. Murswiek, FAZ-Einspruch vom 19.7.2021.




und Kommentatoren und Gutachter aus der rechtswissenschaftlichen Praxis oder dem
Bereich der Universitdt zu Zuschauern degradiert — oder sind letztere vielleicht Trainer? —
verkennt, dass die rechtliche Vorabkldrung abstrakter verfassungsgerichtlicher Fragen in
einem arbeitsteiligen und grundsétzlich gleichberechtigten Miteinander der an der Suche
nach vertretbaren Interpretationen Beteiligten zu erfolgen hat.

Darauf aufbauend ist es Aufgabe der demokratisch bestimmten politischen Akteure, ohne
Bevormundung aus einem typischerweise weiten Spektrum vertretbarer Interpretationen
diejenige Verfassungsauslegung auszusuchen, die ihnen am tiberzeugendsten erscheint. Ob
die Loésung, die in Wahrnehmung dieser politischen Gestaltungsmacht in konkreten Fall
gewdhlt wird, die in der Sache uUberzeugendste ist, haben nach dem Demokratieprinzip bei
der ndchsten Wah! die Wahler zu entscheiden. Dieses komplexe Zusammenwirken von
freiheitlich gestaltender Politik, ausfihrender und zugleich gestaltender Verwaltung,
kontrollierender und zugleich rechtsfortbildender Justiz und nicht zuletzt einer im Wettbewerb
um die besten Képfe und Ideen eingebundenen, freiheitlich agierenden und parteipolitisch
ungebundenen Wissenschaft ist aktuell vielféltigen Herausforderungen ausgesetzt. Diese
mogen fiir die Gestaltung der Zukunft neue Modelle der Entscheidungsfindung nahelegen.
Ob hierbei allerdings der Vergleich mit der Welt des FuRballs sachlich weiterfiihrt, darf
bezweifelt werden.

c) Gesetzgeberischer Gestaltungsspielraum

In der Sache mogen schlieRlich Zweifel dazu angebracht sein, ob das in der
Gesetzesbegriindung behauptete Bediirfnis nach Rechtssicherheit aktuell noch besteht.
Denn die Auslegung des Art. 70 Abs.3 S. 3 ThirVerf. im Sinne eines
Letztentscheidungsmechanismus, bei dem es fur die Wahl eines Ministerprasidenten
ausschlieBlich auf die relative Mehrheit der abgegebenen Ja-Stimmen ankommt, wahrend
Nein-Stimmen und Enthaltungen unberiicksichtigt bleiben, entspricht der herrschenden
Meinung — und zwar sowohl zur Thuringer Verfassung als auch zu vergleichbaren
Regelungen in anderen Verfassungen.™ In der aktuellen politischen Situation Thiiringens ist
es als entscheidender Vorteil der aktuellen Fassung des Art. 70 ThirVerf. in ihrer
Interpretation durch die herrschende Meinung anzusehen, dass eine destruktive
Weigerungshaltung ebenso wenig weiterfiihrt wie ein Verhinderungstaktieren. Vor diesem
Hintergrund ist nicht ersichtlich, weshalb der Sonderfall eines konkurrenzios auftretenden
Kandidaten's regelungstechnisch erfasst werden soll. Ein gesteigertes Bedirfnis nach
Rechissicherheit ist insoweit also nicht festzustellen.®

Gleichwohl ist ein politisches Interesse der am Kreationsverfahren zum
Ministerprasidenten beteiligten Personen anzuerkennen, ein noch hoéheres MaR an
Rechtssicherheit zur Auslegung der Art. 50 und 70 ThurVerf. zu erreichen. Es liegt daher
innerhalb des Gestaltungsspielraums des Thiringer Gesetzgebers, das Ziel einer

4 Vgl. dazu Leisner-Egensperger, in: Brenner u.a. (Hrsg.), Verfassung des Freistaates Thuringen,
2. Aufl. 2023, Art. 70 Rn. 10 bis 14e, mit zahlreichen weiterflihrenden Nachweisen; s. auch den
Uberblick bei Schieicher, ThirVBI. 2024, 1 (4 ff.).

15 Dazu ausflhrlich Schleicher, ThiirVBI. 2024, 1 ff.

'8 In diesem Sinne auch Kropp, Gutachterliche Stellungnahme im Rahmen der Anhérung zum
Gesetzentwurf in der Drucksache 7/1628, S. 12.




verbindlichen Klédrung samtlicher Auslegungsfragen zu Art. 50 und 70 ThurVerf auf dem
Wege einer Anderung des Thiiringer Verfassungsgerichtshofsgesetzes herbeizufiihren.

. Systematische Stellung des Vorabklarungsverfahrens innerhalb des
verfassungsprozessualen Rechtsschutzes

1. Wortlaut des § 52b als Ausgangspunkt

Das in § 52b vorgesehene Vorabklarungsverfahren setzt einen ,Antrag der im
Organstreitverfahren und im abstrakten Normenkontrollverfahren Antragsberechtigten®
voraus. Die Verwendung der Konjunktion ,,und“ ist insofern missverstandlich, als sie den
Eindruck erweckt, ein Antrag sei nur dann zuldssig, wenn er von samilichen in den
genannten Verfahren Antragsberechtigten erhoben wird, was wohl nicht gemeint ist. Das
Wort ,und” sollte im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens, falls dieses weiter verfolgt wird,
daher durch ,oder" ersetzt werden.

2. Das Vorabklarungsverfahren als besonderes Normenkontrollverfahren
a) Gesichtspunkte fiir die Einordnung

Fur die systematische Einordnung des Vorabklarungsverfahrens in das System der
Antragsarten vor dem ThirVerfGH sind zwei Gesichtspunkte mafRgeblich: einerseits, dass
sich die Antragsberechtigung an Organstreit- und Normenkontrollverfahren orientiert;
andererseits, dass ein ,objektives Klarungsinteresse" Voraussetzung sein soll. In der
Gesetzesbegriindung heil3t es hierzu, der Antragsteller habe darzulegen, ,dass die
Méglichkeit besteh(e), dass die aufgeworfenen Auslegungsfragen oder Auslegungszweifel in
vergleichbaren Féllen erneut in Streit stehen kénnen."'”

Das Erfordernis des ,objektiven Klarungsinteresses” rlickt das Vorabkldrungsverfahren in die
Néhe der abstrakten Normenkontrolle nach Art. 80 Abs. 1 Nr. 4 ThirVerf,
§§ 42 ff. ThUrVerfGHG. Ihr Spezifikum besteht darin, dass sie keinen konkreten
Anwendungsstreit zur Voraussetzung hat, sondern nur abstrakte
Meinungsverschiedenheiten Uber die Zuldssigkeit von Rechtsnormen, und dass der Antrag
unabhéngig ist von einem subjektiven Rechtsschutzinteresse.®

b) Die Erweiterung des Kreises der Antragsberechtigten
aa) Erweiterung auf Antragstelier einer Organstreitverfahrens

Problematisch ist unter systematischen Gesichtspunkten die — im Vergleich zur abstrakten
Normenkontrolie erfolgte — Erweiterung des Kreises der Antragsberechtigten auf
Antragsteller eines Organstreitverfahrens, d.h. auf ein oberstes Landesorgan oder andere
Beteiligte, die durch die Thiringer Verfassung oder in der Geschéftsordnung des Landtags
oder der Landesregierung mit eigener Zustandigkeit ausgestattet sind. Denn anders als die

17 LT-Dr. 7/9117, Absatz 4.
18 Detterbeck, in: Sachs (Hrsg.), Grundgesetz, 9. Aufl. 2021, Art. 93 Rn. 52, unter Verweis auf
BVerfGE 1, 208 (219 ).




abstrakte Normenkontrolle ist ein Organstreit ein kontradiktorisches Verfahren, das ein
Verfassungsrechtsverhéltnis von Antragsteller und Antragsgegner voraussetzt. Es dient der
Abgrenzung von Kompetenzen, nicht der davon losgelésten Kontrolle der objektiven
VerfassungsméRigkeit eines Organhandelns. Dementsprechend setzt der Organstreit eine
Antragsbefugnis voraus, d.h. der Antragsteller muss geltend machen, dass er oder das
Organ, dem er angehért, in seinen verfassungsmaRigen Rechten und Pflichten verletzt oder
unmittelbar geféhrdet ist. Eine Antragsbefugnis wére aber ein Fremdkérper in den
Zuléssigkeitsvoraussetzungen eines Vorabkldrungsverfahrens. Denn dieses ist systematisch
dem Bereich der Normenkontrollen zuzuordnen, nicht demjenigen der kontradiktorischen
Verfahren.!?

bb) Thiiringer Vorabkladrungsverfahren als Hybrid — Vorteil des Minderheitenschutzes

Die Erweiterung des Kreises der Antragsberechtigten Uber denjenigen der abstrakten
Normenkontrolle hinaus macht das Thiringer Vorabklarungsverfahren zu einem Hybrid, das
sich in den Katalog der bisherigen Verfahrensarten des Thiiringer Verfassungsgerichtshofs
schwer einpassen lasst.2? Ohne Kenntnis der nicht versffentlichten Diskussionen zu diesem
Entwurf l&sst sich nur vermuten, dass die Erweiterung des Kreises der Antragsberechtigten
eines Vorabkl&rungsverfahrens auf solche, die Antragsteller eines Organstreits sein kénnten
den Zweck verfolgt, die relativ hohe Zugangshirde des Normenkontrollverfahrens zu
Uberwinden. Durch die Erweiterung wéaren antragsberechtigt auch ein einzelner Minister als
Mitglied der Landesregierung, Abgeordnete, Fraktionen und Gruppen. Insofern wire das
Vorabklarungsverfahren ein Instrument des Minderheitenschutzes, was angesichts der
gegenwartigen und insbesondere der zu erwartenden Zusammensetzung des Thiiringer
Landtags grundséatzlich positiv zu beurteilen ist.

cc) Kreis der Antragsberechtigten im Verfassungsvergleich

Ungewdhnlich ist die in § 52b vorgesehene Weite des Kreises der Antragsberechtigten auch
im Verfassungsvergleich mit dem Interpretationsverfahren des Art. 140 Abs. 1 S. 1
BremVerf. Danach ist der Staatsgerichtshof zustadndig fur die Entscheidung von
Zweifelsfragen Uber die Auslegung der Verfassung und andere staatsrechtliche Fragen, die
ihm der Senat, die Blrgerschaft oder ein Funftel der gesetzlichen Mitgliederzahl der
Blrgerschaft oder eine &ffentlich-rechtliche Kérperschaft des Landes Bremen vorlegt. Nach
Art. 140 Abs. 1 S. 2 BremVerf sind antragsberechtigt in einem Organstreitverfahren
Verfassungsorgane oder Teile von ihnen.

Auf der anderen Seite zeigt gerade der Verfassungsvergleich mit der Rechtslage in Bremen,
dass es zwischen Interpretationsverfahren und Organstreit im weiteren Sinne flieRende
Ubergénge gibt.2' So fielen in Bremen bis zur Anderung der Landesverfassung im Jahr 1994
sog. Organstreitigkeiten in einem weiteren Sinn, d.h. Verfahren zur Abgrenzung der

® Vgl. hierzu die richtige Formulierung der Frage 1 im Fragenkatalog: ,Inwiefern wirft ein solches
Verfahren der praventiven Normenkontrolle verfassungsrechtliche Probleme auf?"

20 Ahnlich Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Thiringer Landtag, 7. Wabhlperiode, 123.
Sitzung, 7.12.2023, S. 128.

21 Rinken, in: Fischer-Lescano u.a. (Hrsg.), Verfassung der Freien Hansestadt Bremen, 2016, Art. 140
Rn. 8, unter Verweis auf BremStGHE 3, 17; 3, 64; 5, 15.




Kompetenzen von Verfassungsorganen unter die konkrete Normenkontrolle nach Art. 140
Abs. 1 S. 1 BremVerf.22 Fir die Antragsteller hatte dies zwar den Vorteil, dass sie wegen des
objektiven Charakters dieses Verfahrens keine Verletzung in eigenen subjektiven Rechten
geltend machen mussten. An der Einordnung von Organstreitverfahren in einem weiteren
Sinn in das Normenkontrollverfahren wurde jedoch kritisiert, dass das Ein-Funftel-Quorum
kleinere  Fraktionen, Gruppen oder einzelne Abgeordnete vom Zugang zum
Landesverfassungsgericht ausschloss und diese auf die subsididre Zustandigkeit des ihnen
ferner stehenden Bundesverfassungsgerichts verwies.?

¢) Zusammenfassung

Zusammenfassend liegt die auffdllige Weite des Kreises der Antragsberechtigten
innerhalb des Gestaltungsspielraums des Thiiringer Gesetzgebers. Dieser ist angesichts
der Trennung der Verfassungsgerichtsrdume von Bund und L&ndern auch frei darin, in der
Systematisierung der Verfahren vor dem Thiringer Verfassungsgerichtshof sowohl vom
Bund als auch von den anderen Lé&ndern abzuweichen. Das einzufiihrende
Vorabklarungsverfahren ist als Sonderfall des Normenkontrollverfahrens mit einem
erweiterten Kreis von Antragsberechtigten einzuordnen.

3. Zulassigkeitsvoraussetzungen

Zulassigkeitsvoraussetzungen eines Vorabklarungsverfahrens wéren eine
Antragsberechtigung nach § 52b, als Antragsgegenstand eine bestimmte Rechtsfrage zur
Auslegung der Art. 50 und 70 TharVerf und als Antragsgrund ein objektives
Klarungsinteresse. Eine Antragsbefugnis ist hingegen nicht zu verlangen.

Iv. Vergleich mit anderen Gutachten- oder Interpretationsverfahren
1. Das frithere Gutachtenverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht
a) Wortlaut des § 97 BVerfGG a.F.

Die Ursprungsfassung des Bundesverfassungsgerichisgesetzes sah in § 97 BVerfGG a.F.
das Gutachterverfahren vor. Die Vorschrift hatte folgenden Wortlaut:

(1) Der Bundestag, der Bundesrat und die Bundesregierung kénnen in einem gemeinsamen
Antrag das Bundesverfassungsgericht um Erstattung eines Rechtsgutachtens (iber eine
bestimmte verfassungsrechtliche Frage ersuchen.

(2) Dasselbe Recht steht dem Bundespréasidenten zu,

(3) Das Rechtsgutachten wird vom Plenum des Bundesverfassungsgerichts erstattet.

22 Rinken, in: Fischer-Lescano u.a. (Hrsg.), Verfassung der Freien Hansestadt Bremen, 2016, Art. 140
Rn. 20 ff.

23 \Vgl. hierzu die beim BVerfG von einer Gruppe als Organstreitigkeiten anhéngig gemachten ,Bremer
Sachen": BVerfGE 60, 319; 62, 194.




b) Entstehungsgeschichte und verfassungsrechtliche Grundlage
aa) Grundgedanke der verfassungsgerichtlichen Gutachtenerstattung

Der Grundgedanke einer verfassungsgerichtlichen Gutachtenerstattung lasst sich auf einen
Gesetzentwurf der Reichsregierung aus dem Jahr 1926 zuriickfUhren, der neben der
urteilsformigen Kontrolle verkiindeter Rechtsnormen eine Begutachtung beschlossener
Gesetze schon vor ihrer Verkiindung vorsah.2¢ Trotz zweimaliger Einbringung in den
Reichstag?® kam es in den Krisenjahren der Weimarer Republik letztlich nicht zur
Verabschiedung dieses Entwurfs.2

Der Parlamentarische Rat nahm aufgrund eines Vorschlags des Herrenchiemseer
Verfassungskonvents, Gesetzesvorlagen einer verfassungsgerichtlichen Kontrolle zu
entwerfen,? eine Wiederbelebung des Gutachtenverfahrens in Angriff. Da befiirchtet wurde,
dass eine verbindliche Kontrolle noch nicht beschlossener Gesetze zum préjudizielien
Eingreifen des Verfassungsgerichts in die Gesetzgebungskompetenz des Parlaments fiihren
wilrde, sprach sich der zustdndige Ausschuss dafiir aus, derartige Fragen durch ein
verbindliches Gutachten des Bundesverfassungsgerichts klaren zu lassen.28

bb) Verfassungsrechtliche Grundlage im Grundgesetz

Im Parlamentarischen Rat einigte man sich darauf, die Gutachtenerstattung nicht im
Grundgesetz selbst zu regeln, sondern die Einfihrung dem einfachen Gesetzgeber zu
Uberlassen.?® Um dies zu ermdglichen wurde die im Zusammenhang der anderen
Verfahrensarten bliche Formulierung ,Das Bundesverfassungsgericht entscheidet [...]* in
Art. 93 Abs. 2 GG durch ,Das Bundesverfassungsgericht wird [...] tatig" ersetzt,?

cc) Praxis der Gutachtenerstattung

Das Bundesverfassungsgericht war dreimal mit entsprechenden Antréagen befasst und hat
zwei Gutachten erstattet: Im Jahr 1951 zur Zustimmungsbedurftigkeit des Gesetzes tber die

24 Der Gesetzentwurf wurde durch einen Aufsatz von Reichsinnenminister Kilz vorgestellt; DJZ 31
(1926), 837 ff.; dazu Burmeister, Gutachten des Bundesverfassungsgerichts zu vélkerrechtlichen
Vertragen, 1998, S. 163 ff.

25 RT-Drs. 111/2855; IV/382.

2 Burmeister, Gutachten des Bundesverfassungsgerichts zu vélkerrechtlichen Vertragen, 1998,
S. 165 m.w.N.

27Vgl. Art. 98 Nr. 5 Herrenchiemseer Entwurf, zit. nach J&R 1 (1951), 670.

28 \Vgl. Kurzprotokoll der 7. Sitzung des Ausschusses flr Verfassungsgerichtshof und Rechtspflege am
6.12.1948, S. 3.

29 Vgl. Kurzprotokoli der 9. Sitzung des Ausschusses fiir Verfassungsgerichtshof und Rechtspflege am
17.12.1948, S. 3.

30 Kurzprotokoll der 9. Sitzung des Ausschusses fr Verfassungsgerichtshof und Rechtspflege vom
17.12.1948, S. 3, in Entsprechung der Steilungnahme des Allgemeinen Redaktionsausschusses vom
16.12.1948; dazu Pestalozza, Verfassungsprozessrecht, 1991, § 17 Rn. 2; Burmeister, Gutachten des
Bundesverfassungsgerichts zu vélkerrechtlichen Vertragen, 1998, S. 166.
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Verwaltung der Einkommen- und Kérperschaftsteuers® und im Jahr 1954 zur Zustandigkeit
des Bundes zum Erlass eines Baugesetzes.32

Im dritten Fall geriet § 97 BVerfGG ,zwischen die Muhlsteine der Politik.“3® Als sich gegen die
Realisierung des deutschen ,Wehrbeitrags® im EVG- und Deutschlandvertrag — Anfang des
Jahres 1952 — 144 Abgeordnete an das BVerfG wandten, stellte sich die Frage nach der
Einordnung ihres Antrags. Als Normenkontrolle eingeordnet wére das Problem vom Ersten
Senat entschieden worden; bei einer Einstufung als ,Meinungsverschiedenheit tber die
Vereinbarkeit der vorgelegten Ratifizierungsgesetze mit dem Grundgesetz” wire der Zweite
Senat zusténdig gewesen. In dieser Phase der rechtspolitischen Diskussion pragte Konrad
Adenauer das Schlagwort vom Ersten Senat als ,Rotem Senat®, bei dem die SPD bessere
Chancen hétte,** und es kam — wohl auf Drdngen Adenauers® - zum Antrag des
Bundesprésidenten Theodor Heul3 an das Plenum des BVerfG.2¢ In einer politisch — auch
durch Kritk am BVerfG — aufgeheizten Stimmung beschloss das BVerfG, ,dass ein
Gutachten des Plenums beide Senate im Urteilsverfahren bindet®,3” sodass eine
Manipulation der Zustandigkeiten ausgeschlossen war. Der Bundespréasident zog daraufhin
seinen Antrag zuriick.®

dd) Einstufung der Gutachten durch das Bundesverfassungsgericht

In einem — durch Ricknahme des Antrags an sich {iberholten — Beschluss stellte das BVerfG
zum Wesen der Gutachtentétigkeit fest: ,Im allgemeinen ist es die Funktion eines Gerichts,
Rechtsstreitigkeiten zwischen streitenden Parteien zu entscheiden. Die Erstattung von
Rechtsgutachten ist daher grundsatzlich der richterlichen Funktion wesensfremd. [...]. Ein
institutionelles Verfassungsgericht, das ausschlieflich zur Verfassungsrechtsprechung
berufen ist, kann aber nicht mit demselben MaR wie ein ordentliches Zivil- und Strafgericht
gemessen werden, zumal wenn es mit der Vielfalt von Zustandigkeiten ausgestattet ist wie
das Bundesverfassungsgericht. Auch da, wo es Uber verletzte Rechte oder behauptete
Pflichten entscheidet, steht es weniger im Dienste subjektiver Rechtsverfolgung als im
Dienste  objektiver =~ Bewahrung des  Verfassungsrechts. [...] ,Urteile des
Bundesverfassungsgerichts im Verfassungsstreit und im Normenkontrollverfahren stehen
daher den Rechtsgutachten ndher, als es bei Urteilen ordentlicher Gerichte der Fall sein
kann. Mithin widerspricht § 97 BVerfGG der im Grundgesetz festgelegten Funktion des
Bundesverfassungsgerichts nicht. Es ist durchaus sinnvoll, die Sachkunde des
Verfassungsgerichts auch aullerhalb des Urteilsverfahren auf Antrag héchster
Verfassungsorgane zur Klarung verfassungsrechtlicher Streitfragen heranzuziehen.3®

31 BVerfGE 1, 76.

32 BVerfGE 3, 407.

33 Lamprecht, NJW 2002, 2686 (2687).

34 So Lamprecht, NJW 2002, 2686 (2687); a.A. Willms, DRIZ 278 (279), wonach diese Terminologie
im BVerfG selbst entstand.

38 Vgl. die Darstellung bei H4uBler, der Konflikt zwischen BVerfG und politischer Fiihrung, 1994, S. 31.
36 | amprecht, NJW 2002, 2686 (2687).

37 BVerfGE 2, 79 (83).

38 BVerfGE 2, 79 (83).

39 BVerfGE 2, 79 (86 f.).
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Zur Wirkung der Gutachten fiihrt das BVerfG aus: ,Ein Gutachten ist seinem Wesen nach
eine Meinungsaullerung dariiber, wie ein bestimmter Sachverhalt rechtlich zu beurteilen
oder eine Rechtsnorm auszulegen ist. Wenn ein Gericht durch Gesetz zur Erstattung von
Rechtsgutachten berufen wird, so handelt es auch bei dieser Tatigkeit als Gericht. Das
Gutachten beruht dann ebenso wie ein Urteil des Gerichts auf Gesetz und Recht; es ist nicht
eine bloRe Zusammenfassung der Meinungen der einzelnen Richter, sondern es geht vom
Gericht als solchem aus und hat dessen Autoritat. Rechtskraftwirkung und Vollstreckbarkeit
und damit Verbindlichkeit nach aulen im formellen Sinne kénnen dem Gutachten nicht
beigelegt werden. Nur die Entscheidungen, die ein Senat im Urteilsverfahren zu einem
konkreten Sachverhalt trifft, binden nach § 31 Abs. 1 BVerfGG die Verfassungsorgane des
Bundes und der Lander sowie alle Gerichte und Behdérden, nicht aber Entscheidungen iber
eine abstrakte Rechtsfrage. Insbesondere félit auch die in § 16 Abs. 1 BVerfGG
vorgesehene Plenarentscheidung Uber eine Rechtsfrage aus dem Rahmen des § 31 heraus;
sie bewirkt nur eine Bindung innerhalb des Bundesverfassungsgerichts selbst, nicht aber
nach auf3en.*

c¢) Streichung des § 97 BVerfGG a.F.

Zum Gutachtenverfahren setzte sich in der verfassungspolitischen Diskussion die Ansicht
durch, dass die Unverbindlichkeit der Gutachten und die Zustindigkeit des Plenums
einen Widerspruch darstellen wiirden.#' Im Schrifttum wurde denn auch die Zustandigkeit
des Plenums nach § 97 Abs. 3 BVerfGG als ,Fehlkonstruktion des Gesetzes" bezeichnet. 42

In einem flr die Bundesregierung erstatteten Gutachten schlug Richard Thoma die
ersatzlose Streichung des Gutachterverfahrens vor: Rechtsgutachten seien der
richterlichen Tétigkeit wesensfremd, fuhrten zu uniibersehbarer Voreingenommenheit und
Befangenheit der Richter und erzeugten eine problematische prajudizielle Bindung.#® In einer
Denkschrift an die Bundesregierung sprach sich auch das BVerfG flr die Streichung des
Gutachterverfahrens aus: Auch das BVerfG betonte die Wesensfremdheit der
Gutachtenerstattung mit  der richterlichen  Tatigkeit. AuBerdem wurde eine
Ansehensminderung des Bundesverfassungsgerichts fur den Fall befiirchtet, dass sich
Verfassungsorgane und andere Gerichte nicht an die Rechtsauffassung des Gutachtens
hielten.## In einem Gesetzentwurf versuchte die Bundesregierung, das Gutachtenverfahren in
einer Rumpfform zu retten: mit Zustandigkeitstibertragung auf einen Senat, der gesetzlichen
Festschreibung einer Unverbindlichkeit und einem alleinigen Antragsrecht des
Bundesprasidenten.®®* Der Rechtsausschuss des Bundestags empfahl jedoch, die
Mdoglichkeit der Gutachtenerstattung ganz zu streichen: Die eigentliche Aufgabe der Justiz

40 BVerfGE 2, 79 (87 £.).

41 Vgl. insbesondere Schéfzel, AGR 78 (1952/563), 228 (234 f.); ahnlich Scheuner, DVBI. 1952, 293
(298); Willms, JR 1985, 89 (91 ff.); Schoen, DOV 1953, 57 (59).

42 Schdtzel, A6R 78 (1952/53), 228 (234 1.).

43 Thoma, J6R 6 (1957), 161 (185).

44 Unveroffentlichte Denkschrift; Inhalt referiert bei Gelger, in: Festschrift Nawiasky, 1956, S. 211
(214 ff).

45 \/gl. BT-Drs. 11/1662, 3.
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liege darin, Streitfalle zu entscheiden und nicht, mehr oder weniger unverbindliche Gutachten
zu erstatten.*® So wurde § 97 BVerfGG a.F. ersatzlos gestrichen.4

4. Diskussion um eine Wiederbelebung des Gutachtenverfahrens

Im der Folge der Streichung des § 97 BVerfGG a.F. kam es bereits in den 1970er und
1980er Jahren,*® verstdrkt in den 1990er Jahren, aber auch noch zu Beginn des neuen
Jahrtausends im Schrifttum zu Forderungen nach einer Wiedereinfilhnrung eines
Gutachtenverfahrens— teils in seiner urspriinglichen Form,# teils unter Beschrénkung auf ein
Antragsrecht des Bundesprédsidenten zur Rettung von dessen Reputation in Féllen, in denen
dieser trotz Zweifeln aufgrund seiner nur beschrankten materiellen Prifungskompetenz zur
Ratifizierung verpflichtet ist,5® mitunter fir den besonderen Fall der frithzeitigen
verfassungsgerichtlichen Kontrolle voélkerrechtlicher Vertrage.® Begleitet wurden solche
VorstéRe allerdings jeweils auch von ablehnenden Stimmen.52

5. Uberblick zu den abgeschafften Gutachtenverfahren auf Landesebene
a) Die abgeschafften Gutachtenverfahren

Gutachtenverfahren, die es teilweise auf Landesebene gegeben hatte, wurden inzwischen
weitestgehend abgeschafft. Hierzu zahlen

¢ die gutachterliche Tatigkeit des Bayerischen Obersten Landesgerichts nach § 10
des Gesetzes Nr. 124 (ber die Wiedererrichtung des BayObLG vom 11.5.1948,53
abgeschafft durch Gesetz vom 17.11.1956,5

o die gutachterliche Zustandigkeit des Berliner Verfassungsgerichts nach Art. 72
Abs. 3 der Verfassung des Landes Berlin v. 1.9.1950, gestrichen durch Gesetz vom
22.11.1974,55 ohne dass das Berliner Verfassungsgericht bis dahin errichtet worden
waére,

+ die Kompetenz des Hessischen Staatsgerichtshofs zur Erstattung von Gutachten
auf Vorlage eines Gerichts, abgeschafft durch Gesetz vom 30.11.1994,

46 BT-Drs. 11/2388, 4.

47 Gesetz zur Anderung des BVerfGG v, 21.7.1956 (BGBL. |, S. 662).

48 Gejger, Gegenwartsprobleme der Verfassungsgerichtsharkeit aus deutscher Sicht, in:
Berberich/Holl/Maal} (Hrsg.), Neue Entwicklungen im o&ffentlichen Recht, 1979, S. 131 ff.; Schéfer,
Verfassungsgerichtsbarkeit, Gesetzgebung und politische Fihrung, in:  Freiherr-vom-Stein-
Gesellschaft e.V. (Hrsg.), Verfassungsgerichtsbarkeit, Gesetzgebung und politische Fihrung, 1980,
S. 10 ff.

49 Vgl. etwa von Minch, NJW 1993, 2286 (2286), zur verfassungsrechtlichen Klarung der ,Situation
von AWACS-Flugzeugen, Adria-Beobachtungsschiffen und Somalia-Einsatz®.

50 [ amprecht, NJW 2002, 2686 (2687 ff.).

51 Burmeister, Gutachten des Bundesverfassungsgerichts zu vélkerrechtlichen Vertragen, 1998,
S. 178 ff.

52 Kutscher, in: Festschrift Muller, S. 161 (170); Holzer, Praventive Normenkontrolle durch das
BVerfG, 1978, S.190; Schwarz, Die verfassungsgerichtliche Kontrolle der AuRen- und
Sicherheitspolitik, 1995, S. 169 f.; H.-J. Vogel, NJW 1996, 1505 (1510).

53 BayGVBI. S. 83.

54 BayGVBI. S. 249,

5 GVBI. S. 2741.
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¢ das Gutachtenverfahren vor dem Niedersdchsischen Staatsgerichtshof s
abgeschafft durch Gesetz vom 1.7.1966,5 nachdem der Gerichtshof nur ein einziges
Gutachten erstattet hatte.5®

Einzig in Bremen gibt es heute noch - inzwischen auf der Grundlage des im Jahr 1994
novellierten Art. 140 BremVerf — Interpretationsverfahren vor dem Staatsgerichtshof (siehe
unten 3.).

b) Griinde fiir die Abschaffung der Gutachtenverfahren

Aus den zahlreichen Grinden, welche fir die Abschaffung der Gutachtenverfahren
vorgebracht wurden, sollen hier zwei herausgegriffen werden, welche die Diskussion leiteten
— ein formeller und ein materieller Gesichtspunkt:

fn formeller Hinsicht fehite in den jeweiligen Landesverfassungen regelméRig eine
gerichtliche Kompetenz, welche die richterliche Gutachtentatigkeit legitimiert hatte. Wahrend
im Grundgesetz Art. 93 Abs. 3 GG bis zum heutigen Tage die Wiedereinflhrung eines
Gutachtenverfahrens triige, fehite es in den Landesverfassungen — mit Aushahme von
Bremen — an einer derartigen Zusténdigkeitsnorm. Insbesondere — so die allgemeine Ansicht
zur Auslegung der entsprechenden landesverfassungsrechtlichen Bestimmungen — stellt ein
Gutachten keine Entscheidung dar und kann auch nicht als Minus dazu als im Wort
.Entscheidung” enthalten angesehen werden.5

In  materieller Hinsicht wird unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts® herausgestellt, ,dass die Gutachtenerstattung der richterlichen
Funktion der Rechtsprechung wesensfremd ist. Der Gutachter beurteilt, aber er urteilt nicht.
Sollte das Gutachten verbindlich sein, so wére es seinem Wesen nach kein Gutachten mehr.
So lasst sich gerade aus der fehlenden Verbindlichkeit der Schiuss ziehen, dass ein
gerichtliches Gutachten ,dem Endzweck richterlicher Tatigkeit zuwiderlduft,“ ¢!

56 Nach § 41 des Gesetzes (iber den Staatsgerichtshof vom 31.5.1955, GVBI. Sb. |, S. 17.

57 GVBI. S. 342. ‘

5 7 diesem Knemeyer, DOV 1990, 601 ff.

59 Pestalozza, Verfassungsprozessrecht, 1991, § 17 Rn. 4, 6; § 25 Il Rn. 28; ebenso Knemeyer, DOV
1990, 601 (602 ff.).

60 BVerfGE 2, 79 (84 ff.).

61 Knemeyer, DOV 1990, 601 (603); vgl. auch schon Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik
Deutschland, Bd. 2, 1. Auflage, 1980, S. 948.
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6. Das Interpretationsverfahren vor dem Bremischen Staatsgerichtshof
a) Verfassungsrechtliche Grundlage

Das einzige verbliebene Gutachtenverfahren auf Landesebene beruht auf der Vorschrift des
Art. 140 Abs. 1 S. 1 BremVerf.

Diese lautet; ,Der Staatsgerichtshof ist zusténdig fur die Entscheidung von Zweifelsfragen tber die
Auslegung der Verfassung und andere staatsrechtliche Fragen, die ihm der Senat, die Blirgerschaft
oder ein Flnftel der gesetzlichen Mitgliederzahl der Blrgerschaft oder eine &ffentlich-rechtliche
Kérperschaft des Landes Bremen vorlegt.”

Nach dieser umfassenden Zustidndigkeitsnorm, deren Reichweite der Bremer
Staatsgerichtshof bislang sehr flexibel gehandhabt hat, ist dieser zustdndig dafr,
Zweifelsfragen des Staatsrechts, insbesondere zur Auslegung der Verfassung, zu
entscheiden.s?2 Dabei lassen sich unterscheiden die abstrakte Normenkontrolle einschlieflich
der praventiven Normenkontrolle, d.h. der Uberpriifung eines bloRen Normentwurfs % sowie
das Interpretationsverfahren.s

b) Objektives Klarstellungsinteresse als Voraussetzung

Das Spezifikum der Interpretationsverfahren besteht darin, dass dort ohne den unmittelbaren
Anwendungsbezug der abstrakten oder konkreten Normenkontrolle der Inhalt des
bremischen Verfassungsrechts verbindlich festgestellt wird.®® Es handelt sich um ein
objektives Verfahren, fir das zwar keine Anftragsbefugnis, wohl aber ein objektives
Klarstellungsinteresse in Form eines notwendigen besonderen 6ffentlichen Interesses an
der Klarstellung der Verfassungsmalligkeit einer Norm erforderlich ist.®®¢ Der im Gesetzblatt
der Freien Hansestadt Bremen bekanntzumachende®” Tenor enthélt eine authentische
Interpretation der umstrittenen Norm der Landesverfassung.8

c) Entscheidungswirkung

Zur Frage, ob und in welchem Umfang der Interpretationsentscheidung des Bremischen
Staatsgerichtshofs eine Bindungswirkung im Sinne einer Allgemeinverbindlichkeit
erwachst, ergibt sich bei Sichtung der Kommentarliteratur sowie einiger Judikate ein
differenziertes Bild.

82 Rinken, in. Fischer-l.escano u.a. (Hrsg.), Verfassung der Freien Hansestadt Bremen, 2016, Art. 140
Rn. 3; ebenso Pestalozza, Verfassungsprozessrecht, 1991, § 25 Rn. 10.

83 Rinken, in: Fischer-Lescano u.a. (Hrsg.), Verfassung der Freien Hansestadt Bremen, 2016, Art. 140
Rn.7.

84 Rinken, in: Fischer-Lescano u.a. (Hrsg.), Verfassung der Freien Hansestadt Bremen, 2016, Art. 140
Rn. 8.

85 Rinken, in: Fischer-Lescano u.a. (Hrsg.), Verfassung der Freien Hansestadt Bremen, 2016, Art. 140
Rn. 8, mit zahlreichen Beispielen aus der Rechtsprechung.

66 BremStGHE 3, 41 (53); 3, 97 (100 1.); 6, 149 (162).

67 8§ 11, Abs. 1 8. 2 StGHG, 10 GO StGH.

68 Rinken, in: Fischer-Lescano u.a. (Hrsg.), Verfassung der Freien Hansestadt Bremen, 2016, Art. 140
Rn. 17.
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tn der fihrenden Kommentarliteratur wird in analoger Anwendung des § 11 Abs. 2 S. 1
StGHG grundsatzlich eine Bindung von staatlichen Instanzen und Biirgern angenommen.8®
Auch fiir das Bundesverfassungsgericht bestehe prinzipiell eine Bindungswirkung, wobei
dieses jedoch auf eine Verfassungsbeschwerde hin prifen koénne, ob das
Landesverfassungsrecht in dieser Auslegung dem Grundgesetz widerspreche.™

EFine nur eingeschriankte Bindungswirkung wird allerdings einer negativen
Normenkontrollentscheidung beigemessen. Hier wirke sich gegenliber dem Gesetzgeber
die analoge Anwendung des §11 Abs. 2 BremStGHG nicht im Sinne eines
Normwiederholungsverbots aus, sondern nur dergestalt, dass dieser durch die
Verfassungsorgantreuepflicht gehalten sei, ,die Préjudizien des Verfassungsgerichts zu
reflektieren und sich mit ihnen vor einer Gesetzesénderung auseinanderzusetzen“; er diirfe
.das Gericht nicht briskieren und dessen Autoritdt nicht in Frage stellen." Eine solche
.Nichtbriskierungspflicht* sei ,ein weit flexiblerer Maf3stab als das strikte Bindungsgebot“.”!
Grundgedanke dieser Begrenzung ist der Grundsatz, dass ein Verfassungsgericht —
gleichglltig ob in Form des Bundesverfassungsgerichts oder eines
Landesverfassungsgerichts — kein Verfassungsrecht soll hervorbringen kénnen, welches en
Gesetzgeber bindet.

Das Selbstverstdndnis des Bremischen Staatsgerichtshofs geht wohl dahin, dass dieser
seine eigenen, im Interpretationsverfahren ergangenen Gutachten - anders als
Entscheidungen im Normenkontrollverfahren — nicht fur alilgemeinverbindlich halt.72

Zusammenfassend ldsst sich die Wirkung der Interpretationsentscheidungen des
Bremischen Staatsgerichtshofs insofern schwer beurteilen, als — soweit ersichtlich — keine
Falle bekannt sind, in denen sich eine Missachtung der Interpretation des Bremischen
Staatsgerichtshof hatte feststellen lassen. Daher lasst sich nicht abschlieRend feststellen, ob
die Interpretationsentscheidungen des Bremischen Staatsgerichtshofs Bindungswirkung
auslosen oder lediglich eine Nichtbriiskierungspfiicht zur Folge haben. Der Vergleich mit
den negativen Normenkontrollentscheidungen, bei denen zurecht ein Respekt gegentber
der politischen Gestaltungsfreiheit des Parlaments gefordert wird, legt nahe, dass sich die
Wirkung auf eine weiche Nichtbriskierungspflicht beschrankt. Dies entspricht wohl auch dem
Selbstversténdnis des Bremischen Staatsgerichtshofs.

7. Gutachtenverfahren europdischer und internationaler Gerichtsbarkeiten
a) Gutachtenkompetenz des Europaischen Gerichtshofs

Auf europaischer Ebene ermdglicht es Art. 218 Abs. 11 AEUV dem Rat, der Kommission,
einem Mitgliedstaat und dem Européischen Parlament ein Gutachten des EuGH Uber die
Vereinbarkeit eines geplanten vélkerrechtlichen Abkommens mit dem EUV und AEUV
einzuholen. Dieses Verfahren hat Praventivcharakter, weshalb denn auch der
Gutachtenantrag unzulassig ist, wenn der vélkerrechtliche Bindungswille der Union endgtiltig

8% Rinken, in: Fischer-Lescano u.a. (Hrsg.), Verfassung der Freien Hansestadt Bremen, 2016, Art. 140
Rn. 18.

70 BVerfGE 42, 312 (325).

7 Rinken, in: Fischer-Lescano u.a. (Hrsg.), Verfassung der Freien Hansestadt Bremen, 2016, Art. 140
Rn. 19; zur Nichtbriskierungspflicht vgl. auch Korioth, Der Staat 30 (1991), 549 (565 ff.).

72 Pestalozza, Verfassungsprozessrecht, 1991, § 25 Rn. 29.
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zum Ausdruck gebracht worden ist.”? Die Gutachtenpraxis des EuGH entfaltet ihre
besondere Bedeutung flir die Frage der Auswirkungen des volkerrechtlichen Abkommens
auf die Unionsrechtsordnung inklusive des Rechtsprechungsmonopols des EuGH.™ Als
problematisch wird es jedoch angesehen, dass ein Vertragsschluss im Kompetenzbereich
der Union im Verhaltnis zu den jeweiligen Vertragspartnern zur vélkerrechtlichen
Verantwortung der Mitgliedstaaten fiihrt — ein Risiko, das Art. 218 Abs. 11 AEUV nicht
adressiert.”® Auch im unionsrechtlichen Kontext rlhren die Nachteile des
Gutachtenverfahrens mithin aus der nur begrenzten Verbindlichkeit des Richterspruchs.

b) Gutachtenkompetenz des Internationalen Gerichtshofs

Eine Gutachtenkompetenz des Internationalen Gerichtshofs ergibt sich aus Art. 96 UN-
Charta. Diese Vorschrift lautet:

(1) Die Generalversammiung oder der Sicherheitsrat kann {ber jede Rechtsfrage ein Gutachten
des Internationalen Gerichtshofs anfordern.

(2) Andere Organe der Vereinten Nationen und Sonderorganisationen kénnen mit jeweiliger
Erméachtigung durch die Generalversammlung ebenfalls Gutachten des Gerichtshofs Uber
Rechtsfragen anfordern, die sich in ihrem Tétigkeitsbereich stellen.

Auch zu diesen Gutachten des Internationalen Gerichtshofs wird die Frage nach den sog.
legal effects aufgeworfen. Dabei geht die Kommentarliteratur — soweit ersichtlich
unwidersprochen — davon aus, dass den Gutachten keine strikte Bindungswirkung zukommt,
der Respekt vor ihnen vielmehr der Autoritat des Gerichts entstamme.™

¢) Zusammenfassende Wiirdigung

Zusammenfassend I[8sst sich aus dem Bestehen von Gutachtenkompetenzen auf
europaischer und internationaler Ebene der Schluss ziehen, dass die Interpretation von
Rechtsnormen ohne konkreten Anlassfall nicht durchgehend als der richterlichen
Tatigkeit wesensfremd angesehen wird. Kl&rungsbedirftig ist aber jeweils die Reichweite der
Verbindlichkeit eines im Gutachtenverfahren ergehenden Richterspruchs.

8. Zusammenfassende Wiirdigung

Angesichts der Trennung der Verfassungs- und Verfassungsgerichtsrdume von Bund und
Landern’ verbieten sich unmittelbare Schlussfolgerungen von der Rechtslage in anderen
Landern zu derjenigen im Freistaat Thiringen. Insbesondere liegt es innerhalb des
Gestaltungsspielraums des Thiringer Gesetzgebers ein neues Verfahren einzufiihren, das
im bundesweiten Vergleich als ,Exot* angesehen werden kénnte. Zu bedenken ist
andererseits, das ein Gutachtenverfahren in den meisten Landern — wenn es dort Giberhaupt

73 EuGH, Gutachten 1/08, Slg. 2009, 1-11129 Rn. 107; EuGH, Gutachten 3/94, Slg. 1995, [-4577, Rn.
12 und 19.

74 Schmalenbach, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/IAEUV, 6. Aufl. 2022, Art. 218 Rn. 40.

75 Schmalenbach, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 6. Aufl. 2022, Art. 218 Rn. 41.

6 Qellers-Frahm, in: Simma u.a. (Hrsg.), The Charter oft he United Nations, 2012, Art. 96 Rn. 31 f.
m.w.N.

77 BVerfGE 60, 175 (209 m.w.N.).
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vorhanden war — wieder abgeschafft wurde, was immerhin gewisse Rickschliisse auf den
praktischen Nutzen dieses Verfahrens erméglicht.

Zugleich zeigt der Verfassungsvergleich, dass in anderen Landern und auch mit Blick auf
das Bundesverfassungsgericht eine verfassungsrechtliche Grundlage fir eine
Gutachtenzustandigkeit allenthalben als erforderlich angesehen wird. Wie aus den
Diskussionen zum abgeschafften Gutachtenverfahren vor dem BVerfG, aber auch zur
aktuellen Rechtslage in Bremen deutlich wird, stellt auflerdem die Reichweite der
Bindungswirkung eines gerichtlichen Gutachtenverfahrens ein Rechtsproblem dar, das
Anlass zu Streitigkeiten geben kann.

V. Vereinbarkeit des Gesetzentwurfs mit dem Grundgesetz und der Thiiringer
Verfassung

1. Fehlende verfassungsrechtliche Ermachtigung
a) Die begrenzte Reichweite des Art. 80 Abs. 2 ThiirVerf
aa) Die Wortlautgrenze des Art. 80 Abs. 2 ThiirVerf

Fraglich ist, ob in Thiringen die EinfGhrung eines Vorabklarungsverfahrens von der
Thiringer Verfassung gedeckt wére.

Das Problem liegt darin, dass die einfachgesetzliche Einfilhrung eines
Vorabklarungsverfahrens die Grenzen des Wortlauts des Art. 80 Abs. 2 ThirVerf.
Uberschreitet, nach welchem dem Verfassungsgerichtshof durch Gesetz weitere
Angelegenheiten ,zur Entscheidung zugewiesen werden kénnen.” Die Vorabklarung einer
abstrakten Rechtsfrage ist aber nach herk&mmlicher juristischer Terminologie keine
»Entscheidung”. Denn eine ,Entscheidung” setzt einen konkreten Rechtsstreit voraus, den
es bei der Vorabklarung gerade nicht geben soll. Durch die Gesetzesformulierung
centscheidet der Verfassungsgerichtshof Uber die Auslegung®, die fiir § 52b ThirVerfGH
gewahlt wurde, wird insoweit ein falscher Eindruck erweckt. Anders als das Grundgesetz,
das in Art. 93 Abs. 1 GG die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts und in Art. 93
Abs. 3 GG Félle eines sonstigen Tatigwerdens des Gerichts erfasst, gibt es in Art. 80 Abs. 2
ThurVerf. eine Reservezustdndigkeit nur fir Entscheidungen.

Wegen der Formenstrenge des Prozessrechts kann auch nicht angenommen werden,
dass die Interpretation von Rechtsnormen als Minus im Wort ,entscheidet” nach Art. 80 Abs.
2 ThurVerf. enthalten wédre. Nach Ansicht der Unterzeichneten wéare daher die Einflhrung
des vorgeschlagenen Vorabkldrungsverfahrens verfassungswidrig.

bb) Uneinheitliche Terminologie

Zuzugeben ist andererseits, dass im Verfassungsprozessrecht des Bundes und der Lander
die Terminologie teilweise uneinheitlich ist. Als Beispiel flr eine sprachlich missgltckte
und gleichwohl in der Verfassungspraxis angewandte Vorschrift sei § 13 BVerfGG genannt,
wo es eingangs heift: ,Das Bundesverfassungsgericht entscheidet. Vor Abschaffung des
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Gutachterverfahrens nach § 97 a.F. BVerfGG war von § 13 BVerfGG auch dieses erfasst,
obgleich auch insoweit keine Entscheidung in der Sache getroffen wurde.

Es erscheint daher nicht gdnzlich ausgeschlossen, dass sich der Thirringer Gesetzgeber bei
der Einfuhrung eines Vorabklarungsverfahrens (ber den Wortlaut des Art. 80 Abs. 2
ThurVerf hinwegsetzt.

cc) Absolute Grenze der Verfassungsinterpretation

Verfassungsrechtlich rechtfertigen l&sst sich eine derart extensive Interpretation des Art. 80
Abs. 2 ThurVerf. allerdings nur dann, wenn Gutachten im Vorabklarungsverfahren eine nur
begrenzte Verbindlichkeit zugesprochen wird — wie dies das BVerfG zu § 97 BVerfGG a.F.
angenommen hatte.” Denn nur dann, wenn eine Vorabkldrung durch den Thiringer
Verfassungsgerichtshof weder formelle noch materielle Rechtskraft entfaltet und eine
rechtspolitische Verbindlichkeit ausschliellich aus der Autoritét des Verfassungsgerichtshofs
abgeleitet wird, lasst sich dieses Verfahren auf einfachgesetzlichem Wege einflihren, ohne
dass es hierflir eine hinreichende verfassungsrechtliche Grundlage gibt. Was jedenfalls
bleibt, ist das Risiko einer Aufhebung des § 52b durch die Verfassungsgerichtsbarkeit
wegen fehlender verfassungsrechtlicher Legitimation.

b) Rechtspolitische Aspekte

Unter einem rechispolitischen Gesichtspunkt lasst sich zwar argumentieren, dass es eher
unwahrscheinlich ist, dass der Thlringer Verfassungsgerichtshof eine Rechtsvorschrift als
unvereinbar mit der Thiringer Verfassung ansieht, zu der sein Prasident der Politik eine
Anregung erteilt hat.

Andererseits tritt neben die Gefahr einer Aufhebung durch den Thiringer
Verfassungsgerichtshof immerhin die Mdglichkeit einer Kassation des § 52b durch das
Bundesverfassungsgericht. Gegen § 52b kénnte auf Antrag der Landesregierung eine
abstrakte Normenkontrolle nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 2 GG angestrengt werden. In der Sache
kénnte argumentiert werden, dass § 52b wegen der fehlenden Gesetzgebungskompetenz fr
die EinfGhrung eines Gutachterverfahrens gegen das Rechtsstaatsprinzip im Sinne der
Bindung des Gesetzgebers an die Verfassung verstot (Art. 20 Abs. 3 GG). Vorgebracht
werden kénnte je nach Ausgestaltung des Vorabklarungsverfahrens auch ein Verstol gegen
den Grundsatz der Gewaltenteilung bei Annahme einer Verbindlichkeit durch eine andere
Gewalt. Ob das Bundesverfassungsgericht insoweit die  Grundsdtze der
Verfassungsorgantreue und eine Nichtbriiskierungspflicht gegenliber dem
Verfassungsgerichtshof zugrunde legen wirde, lasst sich im vorliegenden Rahmen nicht
abschlieend beurteilen.

c) Zusammenfassende Wiirdigung

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der Einfihrung eines Vorabklarungsverfahrens die
verfassungsrechtliche Ermachtigung in Art. 80 Abs. 2 ThurVerf fehlt. Das Risiko einer

78 \/gl. allerdings die Kritik daran bei Pestalozza, Verfassungsprozessrecht, 1991, § 17 [l FN 11.
9 BVerfGE 2, 79 (84 ff.).
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Kassation durch den Thiringer Verfassungsgerichtshof sowie das Bundesverfassungsgericht
ist zwar Uberschaubar. Dennoch sollte sich der Thiringer Gesetzgeber davor hiten,
verfassungswidrige Normen zu erlassen.

2. VerstoB gegen das Verbot des Einzelfallgesetzes?

Im Hinblick auf die Beschrédnkung des Antragsgegenstands auf die Auslegung der Artikel
50 und 70 der Tharinger Verfassung kénnte der Gesetzentwurf ferner gegen das Verbot des
Einzelfallgesetzes verstoflen (Art. 19 Abs. 1 S. 1 GG, Art. 42 Abs. 3 S. 1 ThirVerf). Dies soll
hier immerhin kurz angesprochen werden, nachdem dieses Verbot in der parlamentarischen
Debatte thematisiert wurde.®® Auch lautet die Frage 3 des Fragenkatalogs, der den
Sachverstédndigen zugeschickt wurde: ,Inwiefern stellt die vorliegende Gesetzesédnderung
inhaltlich einen Fall eines unzulédssigen Einzelfallgesetzes dar?"”

Das Verbot des Einzelfallgesetzes trifft folgende Regelung: Soweit nach dieser Verfassung —
im Grundgesetz heil’t es: ,nach diesem Grundgesetz® — ein Grundrecht durch Gesetz oder
aufgrund eines Gesetzes eingeschrankt werden kann, muss das Gesetz allgemein und nicht
nur fir den Einzelfall gelten.

Fraglich ist bereits, wie es durch die Einfihrung eines Vorabkldrungsverfahrens zu einer
Grundrechtseinschrénkung kommen kann. Selbst wenn man diese Voraussetzung, zu der
sich eine kasuistische Rechtsprechung des BVerfG entwickelt hat! allerdings sehr weit
auslegt, und mit Blick auf die legislative Grundvorstellung der Allgemeinheit des Gesetzes
sdmtliche Normen daran misst, versté3t § 52b nicht gegen ein solches Verbot.

Denn nach dem Bundesverfassungsgericht sind sdmtliche abstrakt-generelle Regelungen
verfassungsrechtlich unproblematisch — auch wenn sie als Malnahmegesetze zur L&sung
bestimmter Problemlagen®? oder als Anlassgesetze aus Anlass konkreter Einzelfalle erlassen
werden.®® In manchen Féllen hat das BVerfG selbst Regelungen mit einem einzigen,
abschlieBend bestimmten Anwendungsfall dem Anwendungsbereich des Art. 19 Abs. 1 GG
entzogen. Diese sind nach dem BVerfG zuléssig, ,wenn [...] es nur einen Fall dieser Art gibt
und die Regelung dieses singuldren Sachverhalts von sachlichen Griinden getragen wird."s
Zur Begriindung fihrt das BVerfG an, Art. 19 Abs. 1 GG richte sich nur dagegen, einen von
mehreren gleichgelagerten Sachverhalten einer Sonderregelung zu unterwerfen.”s® Im
Schrifttum wird hierzu zurecht die berechtigte Frage aufgeworfen, ob das Verbot des
Einzelfallgesetzes neben dem Gleichheitssatz noch eigenstdndige Bedeutung besitzt 2 was
hier nicht vertieft werden kann. Fest steht jedenfalls, dass auf Grundlage der
Rechtsprechung des BVerfG § 52b nicht gegen das Verbot des Einzelfallgesetzes verstofit.

80 Abgeordneter Montag, Gruppe der FDP, Plenarprotokoll Thiringer Landtag v. 7.12.2023,
7. Wahlperiode, 123. Sitzung, S. 126.

81 Rechtsprechungstiberblick bei Sachs, in: Sachs (Hrsg.), Grundgesetz, 9. Aufl. 2021, Art. 19
Rn. 16 ff.

82 \/gl. BVerfGE 25, 371 (396).

83 BVerfGE 99, 367 (400).

84 BVerfGE 134, 33 Rn. 128 mwN; zu mehreren Einzelfdllen vgl. BVerfGE 143, 246 Rn. 395.

85 BVerfGE 25, 371 (399); 134, 33 Rn. 128; 143, 246 Rn. 394,

86 \/gl. Huber, in: Huber/Voflkuhle (Hrsg.), Grundgesetz, 8. Aufl. 2024, Art. 19 Rn. 16 ff.
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3. VerstoR gegen den Gleichheitssatz

Ein VerstoR gegen den Gleichheitssatz unter Hinweis darauf, dass ein
Vorabklarungsverfahren nur fur Art. 50 und 70 TharVerf und nicht fur andere Normen
angenommen wird, liegt nicht vor (Art. 3 Abs. 1 GG, Art. 2 Abs. 1 ThurVerf). Denn mit Blick
auf die Bedeutung der Ministerprasidentenwahl sowie der Voraussetzungen fir eine
Neuwahl sind sachliche Griinde dafur erkennbar, fir diese Falle ein hdheres Bedurfnis nach
Rechtssicherheit anzunehmen als bei der Auslegung anderer Verfassungsbestimmungen.

3. VerstoB gegen den Grundsatz der Gewaltenteilung?

Zu prifen ist weiterhin, ob der Gesetzentwurf in seiner Ausweitung der gerichtlichen
Zustandigkeit gegen den Grundsatz der Gewaltenteilung verstéfit (Art. 20 Abs. 3 GG, Art.
47 ThurVerf).

Problematisch ist, ob die Auslegung von Art. 50 und 70 TharVerf. nicht Aufgabe des
Parlaments ist, wahrend der Thiringer Verfassungsgerichtshof als Teil der Judikative nur
dann zustandig ist, wenn er einen konkreten Streit zu entscheiden hat. Immerhin ist die
Auslegung von Rechtshormen typischerweise einer von mehreren Schritten auf dem Weg zu
einer Sachentscheidung. Doch st es bei den Verfahrensarten vor dem
Bundesverfassungsgericht sowie vor sGmtlichen Landesverfassungsgerichten mit Ausnahme
von Bremen nicht so, dass die Verfassungsinterpretation das Endprodukt der richterlichen
Tatigkeit darstellen wiirde. Andererseits ist die Erstellung richterlicher Gutachten beim
Europdischen Gerichtshof sowie beim Internationalen Gerichtshof, vielfach auch bei
auslandischen Gerichtshéfen und eben auch in Bremen Teil der richterlichen Tatigkeit. [n der
Verpflichtung zur Gutachtenerstellung lasst sich jedenfalls kein Verstoll gegen den
Gewaltenteilungsgrundsatz erkennen.

Ein Verstoll gegen den Gewaltenteilungsgrundsatz kénnte allerdings — in einer Analogie zur
Ablehnung des Normwiederholungsverbots — darin liegen, dass dem Verfassungsgerichtshof
die Aufgabe Ubertragen wird, eine Verfassungsinterpretation zu generieren, welche den
Thiringer Landtag als Verfassungsrecht bindet. Dies wére allerdings nur dann anzunehmen,
wenn das Ergebnis eines Vorabkldrungsverfahrens eine Bindungswirkung nach § 25
ThurVerfGHG  (analog) entfalten wirde. Daher sind die Wirkungen des
Vorabklarungsverfahrens zu untersuchen.

V. Verfassungsprozessuale Wirkungen des Vorabklarungsverfahrens
Hier sind drei Problemkreise zu unterscheiden:
(1) Selbstbindungswirkung fiir den Verfassungsgerichtshof

Eine Selbstbindung des Thiringer Verfassungsgerichtshofs in dem Sinn, dass dieser daran
gehindert wére, in einem kinftigen Organstreit die Auslegung der Art. 50 und 70 ThirVerf.
anders zu beurteilen, als er dies vorab in einem Vorabkldrungsverfahren getan hat, ist nicht
anzuerkennen. Denn im deutschen Rechtskreis gibt es grundsatzlich keine
Prajudizienbindung, d.h. jedes Gericht ist frei darin, in einem neuen Rechtsstreit anders zu
entscheiden als bisher. In der Praxis der obersten Gerichtshéfe des Bundes und auch vor
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dem Bundesverfassungsgericht gibt es zwar die Ubung, dass ein Gericht, welches von
seiner bisherigen Judikatur abweicht, dies ausdriicklich und in Auseinandersetzung mit
dieser tut. Doch eine rechtliche Bindung an frihere Judikate wére ein Fremdkdrper im
Prozess der richterlichen Entscheidungsfindung.

(2) Bindungswirkung fiir die Verfassungsorgane des Landes (vgl. Art. 25 ThiirVerf)

Eine Bindungswirkung des Vorabklérungsverfahrens fiir die Verfassungsorgane des Landes
nach § 25 Abs. 1 oder 2 ThirVerf muisste in dieser Vorschrift ausdriicklich angeordnet
werden. Dem vorliegenden Gesetzentwurf ist nicht zu entnehmen, dass dies geplant ist. Zum
Interpretationsverfahren nach Art. 140 S. 1 BremVerf ist die Reichweite einer
Bindungswirkung nach § 11 Abs. 2 BremStGHG analog fraglich. Das
Bundesverfassungsgericht hatte zum abgeschafften § 97 BVerfGG eine formelle und
materielle Rechtskraftwirkung im Sinne einer Bindungswirkung ausdriicklich abgelehnt (siehe
oben).

(3) Abgabe eines Grundes fiir die Annahme einer Besorgnis einer richterlichen
Befangenheit

Nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 TharVerfGHG ist ein Mitglied des Verfassungsgerichtshofs von der
Ausilibung seines Richteramts ausgeschlossen, wenn es ,in derselben Sache bereits von
Amts oder Berufs wegen tatig gewesen ist.“ Dabei ist nach § 13 Abs. 2 ThiirVerfGHG nicht
als beteiligt anzusehen, wer aufgrund seines Familienstandes, seines Berufes, seiner
Abstammung, seiner Zugehorigkeit zu einer politischen Partei oder aus einem &hnlichen
allgemeinen Gesichtspunkt am Ausgang des Verfahrens interessiert ist. Ziel des
Ausschlusses vom Richteramt ist es, die Richterbank von Richtern freizuhalten, die dem
rechtlich zu wiirdigenden Sachverhalt und den daran Beteiligten nicht mit der erforderlichen
Distanz des Unbeteiligten und deshalb am Ausgangsverfahren uninteressierten Dritten
gegeniberstehen 8 Niemand soll an einer gerichtlichen Uberpriifung einer Entscheidung
mitwirken, an der er vorher beteiligt war.®

Zur Frage, ob Richter, die zuvor in einem Vorabklarungsverfahren tétig geworden sind, in
einem kunftigen Organstreitverfahren als befangen anzusehen sind, gibt es — soweit
ersichtlich — keine Rechtsprechung. Maligeblich ist, wie die Formulierung ,in derselben
Sache" auszulegen ist (§ 13 Abs. 1 Nr. 2 ThurVerfGHG, der § 18 Abs. 1 Nr. 2 BVerfGG
nachgebildet ist). In Zusammenhang der Befangenheit hat der Thiringer
Verfassungsgerichtshof entschieden, dass eine Mitwirkung am Gesetzgebungsverfahren
nach § 13 ThirVedGHG von Gesetzes wegen zum Ausschluss von der Auslibung des
Richteramts fuhrt.8® Der Thiringer Verfassungsgerichtshof legt insoweit also unter Berufung
auf den Normzweck der Befangenheitsvorschriften einen strengeren MaRstab an als es das
Bundesverfassungsgerichtsgesetz fur die Zusammensetzung des
Bundesverfassungsgerichts tut, wo die Mitwirkung am Gesetzgebungsverfahren nach § 18
Abs. 3 BVerfGG gerade nicht zum Ausschluss wegen Befangenheit fihrt.

87 BVerfGE 46, 34 (37).
88 BVerfGE 78, 331 (338)
89 ThirVerfGH, Beschluss vom 12.1.1996 — VerfGH 2/95 u.a.
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Bei der AuBerung rechtlicher Auffassungen, zu denen eine Einlassung im
Vorabklarungsverfahren gehort, koénnen nach der Rechisprechung Zweifel an der
Unvoreingenommenheit entstehen, wenn entsprechende Ansichten einen zeitlichen und
inhaltlichen Zusammenhang zum konkreten Verfahren aufweisen.®® Ob dies der Fall ist,
wenn auf ein Vorabklarungsverfahren ein Organstreitverfahren folgt, lasst sich nicht pauschal
und fir alle denkbaren Fallkonstellationen bejahen. Maflgeblich ist die Formulierung der
Vorabklarungsfrage und ihr Zusammenhang zum spéateren Organstreitverfahren.?!

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Einfihrung eines Vorabklarungsverfahrens die
Gefahr birgt, dass in einer wichtigen politischen Konstellation der Thiringer
Verfassungsgerichtshof Befangenheitsantrigen ausgesetzt ist, deren Ausgang — nicht
zuletzt angesichts einer als kasuistisch zu bezeichnenden Rechtsprechung zu den
malistabbildenden Befangenheitsvorschriften des Bundesverfassungsgerichts® — ungewiss
erscheint.

V. Gesamteinschitzung zur verfassungsrechtlichen sowie zur
verfassungspolitischen Wiirdigung des Gesetzentwurfs

Das hier zu begutachtende Vierte Gesetz zur Anderung des Thiringer
Verfassungsgerichtshofsgesetzes sollte nicht umgesetzt werden.

1. Unvereinbarkeit mit der Thiiringer Verfassung

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Erweiterung der Zusténdigkeiten des Thiringer
Verfassungsgerichtshofs ist nicht mit der Thiringer Verfassung vereinbar.

a) Einfiihrung des Vorabkldrungsverfahrens nur durch Verfassungsanderung
mdéglich

Art. 80  Abs. 2 TharVerf. sieht nur die Moglichkeit daftr vor, dass dem
Verfassungsgerichtshof weitere Angelegenheiten ,zur Entscheidung” zugewiesen werden.
,Entscheidung” i.S.d. Art. 80 Abs. 2 ThirVerf. umfasst aber nach herkémmlicher — durch
einen Umkehrschluss zu Art. 93 Abs. 3 GG nahe gelegter — juristischer Terminologie nur
einen Richterspruch zu einem konkreten Anlassfall, nicht die Vorabklarung einer
abstrakten Rechtsfrage. Hiergegen lasst sich nicht einwenden, dass Art. 80 Abs. 2 ThirVerf.
von ,Entscheidung” spricht und nicht von Urteil oder Beschluss. Denn nach den allgemeinen
Regeln deutschen Verfahrensrechts® ist fur die Unterscheidung zwischen Urteil und
Beschluss mafBlgeblich, ob die Entscheidung aufgrund mundlicher Verhandlung ergeht. Dies
aber ergibt sich aus der Verfahrensordnung, nicht aus der Verfassung.®

%0 BVerfGE 35, 246 (253 1.).

91 Vgl. hierzu, auch zu Parallelverfahren Sauer, in: Walter/Griinewald (Hrsg.), BeckOK BVerfGG,
Stand 1.12.2023, § 18 Rn. 18 m.w.N.

92 7u diesen vgl. den Uberblick bei Sauer, in: Walter/Griinewald (Hrsg.), BeckOK BVerfGG, Stand
1.12.2023, § 18 Rn. 14 ff.

83 \/gl. zu deren Erwahnung § 12 S. 1 ThurVerfGHG.

84 \gl. fur Thirringen § 20 Abs. 2 ThirVerfGHG; s. auch § 25 Abs. 2 BVerfGG.
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Ein Vorabklarungsverfahren kénnte daher nur dadurch eingefiihrt werden, dass Art. 80
Abs. 2 ThurVerf. wie folgt geandert wird: ,Der Thiiringer Verfassungsgerichtshof wird ferner
in den ihm sonst durch Gesetz zugewiesenen Fallen tatig." Fir eine solche
Verfassungsanderung wére allerdings nach Art. 83 Abs. 2 S. 1 ThirVerf. die Mehrheit von
zwei Dritteln der Mitglieder des Landtags erforderlich.

b) Vorabklarungsverfahren als aliud zur Entscheidung

Die Vorabklarung einer abstrakten Rechtsfrage ist gegeniiber der Entscheidung eines
konkreten Rechtsstreits ein aliud, d.h. etwas anderes. Nicht etwa ist die Vorabkiarung als
minus in der Entscheidung eines konkreten Rechtsstreits mitenthalten.

Eine letztverbindliche Entscheidung — insoweit vergleichbar derjenigen eines Schiedsrichters
im Rahmen eines Fullballspiels — trifft der Thiringer Verfassungsgerichtshof dann, wenn er
in einem daflr vorgesehenen Verfahren auf der Grundlage eines konkreten
Lebenssachverhalts dazu Stellung zu nehmen hat, welche Aussage die Thiringer
Verfassung zu dessen rechtlicher Bewadltigung frift. Zur Vorabkldrung einer
Auslegungsfrage, die sich moglicherweise in einer kinftigen politischen Situation stellen
kénnte, ist der Thiiringer Verfassungsgerichtshof de lege lata nicht berufen.

In der Sache dazu entscheiden darf er erst, wenn er im Rahmen eines Organstreits nach
Art, 80 Abs. 1 Nr. 3 ThirVerf. von einem der in dieser Vorschrift genannten Antragsteller
angerufen wird. De lege ferenda ldsst sich ein Vorabklarungsverfahren nur auf der
Grundlage eines geédnderten Art. 80 Abs. 2 TharVerf. einflhren.

2. Fehlende rechtliche Bindungswirkung

Angesichts des oben (unter 1.) beschriebenen verfassungsrechtlichen Legitimationsdefizits
kénnte ein Vorabkldrungsverfahren — wenn man ein solches denn trotz der oben
dargestellten Verfassungswidrigkeit in den Thiringer Rechtskreis aufnehmen wollte — nur
ohne eine dem § 25 ThurVerfGH analog zu entnehmende Bindungswirkung eingefiihrt
werden. Daher wiirde die Bedeutung des Richterspruchs im Vorabklarungsverfahren — wie
das Bundesverfassungsgericht dies zu § 97 BVerfGG formuliert hat - ausschliellich aus der
JAutoritat* des Thiringer Verfassungsgerichtshofs griinden, nicht aber aus dem gesetzlich
normierten Institut formeller oder materieller Rechtskraft.

Die Verfassungsorgantreue gegentiber dem Thuringer Verfassungsgerichtshof wiirde es
im Nachgang eines Vorabkldrungsverfahrens dem Thiringer Landtag gebieten, die
Interpretation des  Verfassungsgerichtshofs zu  reflektieren und sich  damit
auseinanderzusetzen. Der Thirringer Landtag durfte den Thiringer Verfassungsgerichtshof
nicht briskieren. Bei dieser in ihrer Reichweite umstrittenen Nichtbriiskierungspflicht
handelt es sich allerdings um einen weit flexibleren MafRstab als bei dem strikten
Bindungsgebot.®

Wortlaut und Gesetzesbegrindung des § 52b legen nahe, dass sich der Gesetzentwurf darin
erschopft, die Wirkungen des Vorabklarungsverfahrens auf eine Nichtbriiskierungspflicht

95 Zur Nichtbriskierungspflicht vertiefend Korioth, Der Staat 30 (1991), 549 (565 ff.).
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zu reduzieren. Denn es hei3t am Ende der Gesetzesbegriindung zur Rolle des Thiringer
Verfassungsgerichtshofs klarstellend: ,Er trifft keine Entscheidung in der Sache. Die zur
Feststellung von konkreten Wahlergebnissen oder Mehrheiten jeweils zustandigen Gremien
treffen unter Berlicksichtigung der Auslegungsentscheidung des Verfassungsgerichtshofs
weiterhin eigene, individuell Gberpriifbare Entscheidungen.”

3. Politische Gesamtabwagung des Gesetzgebers

In der Wahrnehmung seines Gestaltungsauftrags hat der Thiringer Gesetzgeber den
erwartbaren Zugewinn an Rechtssicherheit durch ein Verfahren ohne Bindungswirkung
(i. Folg. a)) mit den Gefahren und Nachteilen der Einfiihrung eines Vorabklarungsverfahrens
abzuwégen (i. Folg. b)) und dabei unter dem Zeitdruck der endenden Legislaturperiode zu
einem praktisch verwertbaren Ergebnis zu gelangen (i. Folg. c)).

a) Zum Zugewinn an Rechtssicherheit
aa) Grundsétzlich legitimes und bedeutsames Anliegen

Der in der Thiringer Verfassung normierte Letztentscheidungsmechanismus birgt aktuell
vor dem Hintergrund der Ereignisse im Jahr 2020 besondere politische Herausforderungen
fir die Vorbereitung der Wahl eines Ministerprasidenten. Es ist daher grundséatzlich ein
legitimes Bedirfnis der am Kreationsprozess beteiligten Personen zu erkennen, die
politischen Risiken einer spéateren richterlichen Kassation entsprechender Staatsakte
mdglichst zu minimieren.

bb) Bereits aktuell hohes MaR an Rechtssicherheit

Das MaRB an Rechtssicherheit, welches Fraktionen zur Vorbereitung ihrer Entscheidungen
benétigen, insbesondere dazu, ob sie im dritten Wahlgang einen Kandidaten ins Rennen
schicken oder nicht, ist aktuell in Thuringen bereits relativ hoch. Denn es hat sich
inzwischen eine sehr deutliche, als herrschend zu bezeichnende Auffassung dazu
herauskristallisiert, wie Art. 70 Abs. 3 S. 3 ThurVerf. auszulegen ist.?¢ Die vor fast einem
Jahrzehnt vertretene Ansicht von Wolfgang Zeh% ist mittlerweille — jedenfalls im
verfassungsrechtlichen Kontext — als weithin isoliert gebliebene und in ihrer praktischen
Bedeutung veraltete Mindermeinung zu werten.

Herrschend ist hingegen die Interpretation von Martin Morlok und Moritz Kalb.%¢ Auch der im
Schrifttum neuerdings problematisierte, im aktuellen politischen Kontext nur schwer
vorstellbare Fall eines konkurrenzlos antretenden Kandidaten ist unter Heranziehung der
herrschenden Ansicht zu Art. 70 ThurVerf. zu l6sen: Der einzig antretende Kandidat hat
deshalb die meisten Stimmen, weil sonst niemand ebenso viele oder mehr Stimmen erhalt.
Vereinfacht gesprochen: Wer nicht zur Wahl antritt, kann keine Stimmen erhalten. Ein
schutzbedirftiges Interesse daran, dass nicht der Kandidat einer anderen Fraktion

% Dazu ausflihrlich Leisner-Egensperger, in: Brenner u.a. (Hrsg.), Verfassung des Freistaats
Thuringen, 2. Aufl. 2023, Art. 70 Rn. 2 ff.

7 Zeh, ThurVBI. 2015, 161.

%8 Morlok/Kalb, ThurVBI. 2015, 153 ff.
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Ministerprasident wird, ist bei einer Fraktion, die im dritten Wahlgang keinen Kandidaten ins
Rennen schickt, nicht anzuerkennen.

Ein hinreichendes MaR an Rechtssicherheit zeigt sich auch im Verfassungsvergleich.
Denn die Verfassungsrechtslage in Thiringen ist ahnlich ausgestaltet wie diejenige in einer
Vielzahl von Landesverfassungen, mit denen die Politik ungeachtet gewisser punktueller
Schwierigkeiten gut zurecht kommt.%®

cc) Uberschaubarer Zugewinn an Rechtssicherheit

Die Steigerung an Rechtssicherheit, welche das Vorabklarungsverfahren einfiihren
kénnte, ist Gberschaubar. Denn der Verfassungsgerichtshof kénnte in einem nachfolgenden
Organstreitverfahren — auch ohne rechflich zwingende Auseinandersetzung mit dem
Ergebnis des Vorabkldrungsverfahren — aufgrund einer gelduterten Rechtsauffassung
ganzlich anders entscheiden. Auch wéren weder der Landtag noch andere
Verfassungsorgane an die Auslegung im Vorabkldrungsverfahren im Sinne des § 25
ThirVerfGHG gebunden. Daher lasst sich auch nicht davon ausgehen, dass das
Vorabkldrungsverfahren einen relevanten Beitrag dazu leisten kann, ein kiinftiges
Organstreitverfahren zu vermeiden.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das MaR an Rechtssicherheit zur Auslegung der
Art. 50 und 70 ThirVerf. bereits jetzt relativ hoch ist, und der insoweit von einem
Vorabklarungsverfahren erwartbare Zugewinn insoweit Uberschaubar ware. Damit
abzuwagen sind die Gefahren und Nachteile der Einfiihrung eines Vorabklarungsverfahrens.

b) Gefahren und Nachteile der Einflihrung eines Vorabklarungsverfahrens
aa) Gefahr einer Aufhebung durch die Verfassungsgerichtsbarkeit

Da das Vorabklarungsverfahren nicht von Art. 80 Abs. 2 ThiirVerf. gedeckt ist, besteht die
fatente Gefahr seiner Kassation durch die Verfassungsgerichtsbarkeit. Diese mag angesichts
der aktuellen politischen Konstellationen in der Zusammensetzung des Thuringer
Verfassungsgerichtshofs Uberschaubar sein. Gleichwohl stellt die Einfihrung eines.
verfassungswidrigen Verfahrens eine permanente und latente Gefahr dar, die im politischen
Meinungskampf entsprechend instrumentalisiert werden kénnte.

bb) Gefahren fiir die Funktionsfahigkeit des Thiiringer Verfassungsgerichtshofs

Fir die richterliche Praxis flhrt der Gesetzentwurf das nicht zu unterschatzende Problem ein,
dass ein Vorabkldrungsverfahren den Ablauf spaterer rechtsstaatlicher Verfahren stéren
kénnte. Denn Richtern in Organstreitverfahren kénnte entgegengehalten werden, sie seien
befangen, da sie in der gleichen oder einer vergleichbaren Angelegenheit bereits
vorabgeklart hatten. In der Sprache des Fullballs — in Entsprechung zum Anlass dieses
Gesetzentwurfs — hétte der Prasident des Thiringer Verfassungsgerichtshofs damit ein
Eigentor geschossen.

% Vgl. dazu Leisner-Egensperger, in: Brenner u.a. (Hrsg.), Verfassung des Freistaats Thiringen,
2. Aufl. 2023, Art. 70 Rn. 3 ff.
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cc) Zusétzliche Arbeitsbelastung der Richterschaft

Angesichts der Besetzung des Thiringer Verfassungsgerichtshofs mit lediglich
ehrenamtlichen Richtern fragt sich, ob die Einflihnrung einer neuen Verfahrensart, von deren
Ergebnis keine Bindungswirkung ausgehen soll, arbeits6konomisch zu rechtfertigen ist.
Zu bedenken sind hier einerseits die politische Bedeutung der Angelegenheit, andererseits
die Gefahr einer iberméaRigen Politisierung der Verfassungsgerichtsbarkeit.

dd) Erhebliche Missbrauchsanfalligkeit

Die Weite des Antragsgegenstands (Auslegung der Artikel 50 und 70 ThurVerf, die jeweils
zahlreiche  Auslegungsfragen  aufwerfen), der extensiv gefasste Kreis der
Antragsberechtigten und die Méglichkeit von Befangenheitsantragen bergen in ihrem
Zusammenwirken die erhebliche Gefahr einer missbrauchlichen Inanspruchnahme des
Gerichtshofs. So lassen sich etwa zu Art. 70 TharVerf. zahlreiche Auslegungsfragen
formulieren, die den Verfassungsgerichtshof zu einer fortlaufenden Vorabklarungstatigkeit zu
einzeinen Aspekten dieser Vorschrift zwingen.1® Auch ergibt die Sichtung der neueren
Rechtsprechung des Thiringer Verfassungsgerichtshofs, dass sich dieser teilweise mit
Befangenheitsantrdgen zu befassen hat, die offensichtlich unbegriindet sind.?® Dies
rechtfertigt im Erst-Recht-Schluss die Prognose, dass Vorabkldrungsverfahren dazu
missbraucht wirden, kiinftige Entscheidungen zu delegitimieren.

ee) Gefahr fiir die Autoritdt des Thiiringer Verfassungsgerichtshofs

In rechtspolitischer Hinsicht wirft der vorliegende Gesetzentwurf die Frage auf, ob es der
Autoritat des Thuringer Verfassungsgerichtshofs nicht schadet, wenn es neben der
gesetzlich vorgesehenen und auch vollstreckbaren Bindungswirkung des § 25 ThirVerfGHG
eine weiche Nichtbriiskierungspflicht gibt. Denn diese birgt gerade ob ihrer Weichheit die
intrinsische Gefahr, dass ein Verstoll dagegen als nicht ahndbare Provokation in den
politischen Alltag einziehen kénnte. Die Autoritdt des Gerichts ist ein hohes Gut. Ob es fir
politisches Taktieren aufs Spiel gesetzt werden muss, sollte wohl iberlegt sein. Dies gilt in
besonderem Male angesichts von politischen Konstellationen, die in Thiringen schon
aktuell und voraussichtlich auch in Zukunft eine Regierungsarbeit nicht einfach erscheinen
lassen, und in denen daher eine stabile und von allseitigem Respekt getragene
Verfassungsgerichtsbarkeit unabdingbar ist. Unter diesem Gesichtspunkt verbietet sich
aktuell auch eine Ubernahme von Vorstellungen einer Zusammenarbeit zwischen
Verfassungsorganen wie sie in Bremen mdglich ist, wo es ungeachtet politischer Differenzen
immerhin deutlich gréfere Schnittmengen zwischen Regierung und Opposition gibt als in
Thiringen.

100 Uperblick Uber nur wenige Auslegungsfragen zu Art. 70 ThirVerf. bei Leisner-Egensperger, in:
Brenner u.a. (Hrsg.), Verfassung des Freistaats Thiiringen, 2. Aufl. 2023, Art. 70 Rn. 2 ff,
101 \gl. etwa ThirVerfGH 24/17, 31/18.
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c) Zusammenfassende Gesamtabwédgung

In der zusammenfassenden Gesamtabwéagung ist unter dem Zeitdruck des
Diskontinuitdtsgrundsatzes die Entscheidung zu féllen, ob ein minimaler Zuwachs an
Rechtssicherheit bei den betroffenen Fraktionen die Inkaufnahme erheblicher Risiken bei
der Einfihrung einer neuen Verfahrensart rechtfertigt.

Zu bedenken ist hier nicht zuletzt, dass die Aufnahme eines besonderen Verfahrens, dessen
wesentliche Voraussetzung — das objektive Klarstellungsinteresse — voraussichtlich nach
Ablauf eines einzigen Anwendungsfalls nicht mehr gegeben sein diirfte, im Widerspruch
steht zum Grundsatz, dass Parlamentsgesetze als abstrakt-generelle Normen eine Vielzahl
von Fallen erfassen soliten.

Zwar ist auf der Grundlage der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ein Versto
gegen das Verbot des Einzeifallgesetzes zu verneinen. Doch liefle sich die Aufnahme einer
solchen Norm vor dem allseits bekannten politischen Hintergrund der Geschehnisse von
2020 nicht als Sternstunde der Thiringer Gesetzgebungsgeschichte feiern.

Mit Blick auf die Initiatoren des Gesetzentwurfs sei abschlieRend bemerkt, dass dessen
Umsetzung im Widerspruch zum aktuellen Grundsatzprogramm der CDU stlinde, dessen
hierzu maflgebliche und woh! parteilibergreifend konsensféhige Passage lautet: ,E£s braucht
nicht mehr, sondern bessere Gesetze. [...] Es muss generell gelten; Wenn es nicht
notwendig ist, eine Regelung zu erlassen, dann ist es notwendig, keine Regelung zu
erlassen. 92

Prof, Dr. Anna Leisner-Egensperger

102 hitps://www.qrundsatzprogramm-cdu.de.

Das Dokument wurde zum Zweck der Verdffentlichung in der Parlamentsdokumentation bearbeitet.
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Sachverstindige Stellungnahme zum Beratungsgegenstand

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
Viertes Gesetz zur Anderung des Thiiringer Verfassungsgerichtshofsgesetzes
LT-Drs. 7/9117

Sehr geehrter Herr Moller, sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 20.3.2024 bin ich um die Abgabe einer sachverstindigen Stellungnahme
zu dem o.g. Gesetzentwurf gebeten worden. Dieser Bitte komme ich mit der nachfolgenden
Stellungnahme gerne nach.

I. Vorbemerkung
1. Die nicht zu beantwortende Frage

Auch wenn in der (fach-)6ffentlichen Diskussion die Problematik der notwendigen Mehrhei-
ten fiir die Ministerprésidentenwahl im dritten Wahlgang nach Art. 70 Abs. 3 Satz 3 ThiirVerf
im Vordergrund steht,

- vgl. dazu nur Dressel, in: ders/Poschmann (Hrsg,), Die Verfassung des Freistaates Thiirin-
gen, 2023, Art. 70 Rn. 33 -

nimmt der den Gegenstand der Anhsrung bildende Gesetzentwurf dieses Problem nur zum
Ausgangspunkt fiir eine Zustindigkeitsregelung genommen, die dem Verfassungsgerichtshof
die Aufgabe der Entscheidung im Vorabklérungsverfahren zuweist. Dementsprechend — wie
im Ubrigen auch der Fragenkatalog zur Anhérung dies deutlich zum Ausdruck bringt — steht
auch nicht die Frage nach den Anforderungen an die Wahl eines Ministerprisidenten, sondern



PWalther
des AfMJV

PWalther
zu Drs


die Schaffung eines neuen verfassungsgerichtlichen Verfahrens im Vordergrund des Erkennt-

nisinteresses.

2. Die Gutachtenfragen

Vor diesem Hintergrund ist der Unterzeichner gebeten worden, die folgenden Aspekte im

Rahmen seiner Stellungnahme — soweit als méglich — zu beantworten:

Inwiefern wirft ein solches Verfahren der priaventiven Normenkontrolle verfassungsrechtliche
Probleme auf? Inwiefern kann bzw. darf diese Form des faktisch letztentscheidenden praven-

tiven Rechtsschutzes iiberhaupt Aufgabe eines Verfassungsgerichts sein?

Inwiefern schneidet ein solches Verfahren die tiblichen Instrumente des nachgéngigen Rechts-
schutzes ab — eingeschlossen die Frage der Befangenheit des Gerichts? Und wenn diese pri-
ventive Entscheidung keinen Letztentscheidungscharakter haben soll, was bedeutet dies dann
fiir ihre Rechtsverbindlichkeit?

Inwiefern stellt die vorliegende Gesetzesdnderung inhaltlich einen Fall eines unzuldssigen
Einzelfallgesetzes dar (Stichwort: Die neue Verfahrensart soll nur fiir den Artikel 70 und da-

mit zusammenhéngende Fragen des Artikels 50 ThiirVerf. zur Anwendung kommen)?

Inwiefern dhnelt der vorliegende Regelungsvorschlag dem frither beim Bundesverfassungsge-
richt zur Verfiigung stehenden Gutachtenverfahren zur Kldrung von Auslegungsfragen? Wa-
rum wurde diese Verfahrensart im Prozessrecht des Bundesverfassungsgerichts wieder abge-
schafft?

3. Die zentralen verfassungsrechtlichen Parameter

Mit dem Gesetzentwurf soll ein verfassungsgerichtliches Verfahren eingefiihrt werden, das

auf der einen Seite nur schwer in die kategorialen Begrifflichkeiten von Rechtsprechung ein-

zuftigen ist, weil es sich gerade nicht um eine abschliefende und verbindliche Streitentschei-
dung am MafBstab des Rechts handelt,

- zu Definition und Funktionsweise von Rechtsprechung siehe nur die umfangreichen Nach-
weise bei Classen in: Huber/VoBkuhle, GG, 8. Aufl., 2024, Art. 92 Rn. 7 ff.; Wysk in: Stern/
Sodan/Méstl, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 11, 2. Aufl. 2022, § 51 Rn.
13 -

sondern nur den Charakter eines Zwischenverfahrens aufweist. Auf der anderen Seite ist zu
berticksichtigen, dass auch das Unionsrecht mit dem Gutachtenverfahren in Art. 218 AEUV
ein — allerdings verbindliches — Verfahren einer préventiven Vereinbarkeitspriifung bestimm-

ter Ubereinkommen vorsieht, das letzten Endes auf eine objektive Rechtskontrolle abzielt.

- vgl. dazu nur Schwarz in: Karpenstein/Kotzur/Vasel (Hrsg.), Handbuch Rechtsschutz in der
Europédischen Union, 4. Aufl, 2024, § 16 Ra. 2, 13-




Zudem kennt auch das Voélkerrecht die — allerdings nicht verbindlichen — ,,advisory opinions®,
- vgl. dazu nur Epping in: Ipsen (Hrsg.), Vélkerrecht, 8. Aufl. 2024, § 59 S. 1319 ff. -

die auf Antrag einer oder mehrerer Parteien Einschétzungen internationaler Gerichte zu be-
stimmten konkreten Rechtsfragen enthalten.

Fiir den Landesgesetzgeber in Thiiringen ist von entscheidender Bedeutung, ob die beabsich-
tigte Ausweitung der Zustdndigkeit des Verfassungsgerichtshofs zum einen gemessen an den
Homogenitédtsvorgaben des Grundgesetzes (Art. 28 Abs. 1 GG) und zum anderen mit Blick
auf allgemeine staatsrechtliche Grundsétze Bedenken begegnet. Dabei sollen zundchst die
Parallelen zum Bundesverfassungsgericht beleuchtet werden, um dann auf das Landesrecht
und seine spezifischen Anforderungen einzugehen.

II. Gutachtenverfahren und priventive Normenkontrolle auf Bundesebene
1. Das Gutachtenverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht
a. Die Bedeutung des Gutachtenverfahrens

Zwischen 1951 und 1956 kannte das deutsche Verfassungsprozessrecht auf Bundesebene in §
97 BVerfGG a.F. ein Verfahren, das dem Bundesverfassungsgericht die Befugnis erdffhete,
die VerfassungsméBigkeit volkerrechtlicher Vertrdge auf Antrag von Bundestag, Bundesrat
und Bundesregierung (so Abs. 1) und auf Antrag des Bundesprésidenten (so Abs. 2) im Rah-
men der Erstellung eines Gutachtens zu untersuchen. Die Bedeutung dieses Gutachtenverfah-
rens ist gering geblieben; wéhrend das erste Gutachten die Zustimmungsbedirftigkeit des
Gesetzes tiber die Mitwirkung des Bundes bei der Verwaltung der Einkommen- und Kérper-
schaftssteuer zum Gegenstand hatte,

- BVerfGE 1, 76 ff. -

betraf das zweite Gutachten die Gesetzgebungszustindigkeit des Bundes zum Erlass eines
Baugesetzbuches.

- BVerfGE 3, 407 ff. -

Das bedeutsamste, aber durch Riicknahme des Antrags eigentlich gegenstandslose Verfahren
betraf die VerfassungsmiBigkeit des EVG- und des Deutschlandvertrages.

- BVerfGE 2,79 ff, -

Dabei ging das Gericht davon aus, dass das Gutachten ,.eine Meinungsduferung dariiber
(sei), wie ein bestimmter Sachverhalt rechtlich zu beurteilen oder eine Rechtsnorm auszule-
gen‘ sei; es basiere auf Gesetz und Recht.

- BVerfGE 2,79 (87) -

Da die zentrale Streitfrage zwischen der Unverbindlichkeit von Gutachten einerseits und der
Zustindigkeit des Plenums andererseits nicht aufzuldsen war, wurden in der Praxis keine




Rechtsgutachten mehr beantragt und in der Konsequenz dann auch die Bestimmung des § 97
BVerfGG durch das Gesetz vom 21.7.1956

-BGBIL. 18. 662 -
ersatzlos gestrichen.

- austihrlich zum Vorstehenden auch Burmeister, Gutachten des Bundesverfassungsgerichts
zu volkerrechtlichen Vertriigen, 1998, S. 172 ff.; Holzer, Priventive Normenkontrolle durch
das Bundesverfassungsgericht, 1978, S. 172 ff. -

b. Rechtspolitische Bedenken

Schon unter dem Aspekt der Gewaltenteilung begegnet eine frithzeitige verfassungsgerichtli-
che Befassung vor einer abschlieBenden Entscheidung der originir zustéindigen Staatsorgane
erheblichen Bedenken. So hat auch das Bundesverfassungsgericht betont, dass eine Entschei-
dung iiber rechtliche Regelungen, die noch nicht beschlossen worden sind, zu einer erhebli-
chen Machtverschiebung zwischen Parlament und Verfassungsgericht fithren wiirde.

- BVerfGE 1, 396 (410) -

Auch wenn das Grundgesetz den Gedanken der Gewaltenteilung nicht strikt und absolut ver-
wirklicht, so geht es doch von einem unantastbaren Kernbereich einer jeden Staatsgewalt aus,
der prinzipiell zu wahren und zu respektieren sei; es handelt sich um eine funktionale Ab-
grenzung von Zusténdigkeiten.

- dazu grundlegend BVerfGE 67, 100 (139); spéter dann std. Rspr., vgl. nur BVerfGE 110, 199
(214, 222); 124, 78 (120); 124, 161 (189); 131, 152 (210); 137, 185 (233 ff.); 143, 10 (137);
146, 1 (42) -

Gerade weil die Gefahr nicht auszuschlieBen ist, dass durch eine verfassungsgerichtliche Ent-
scheidung auch auf den politischen Prozess der Kreation einer Regierung Einfluss genommen
werden kann und dies aber gegen den Grundgedanken der Rechtsprechung, abgeschlossene
und von anderen Staatsgewalten geprégte und von diesen zu verantwortenden Entscheidungen
zu Uberpriifen, spricht, sollte schon aus diesem Grund eine begleitende oder vorab Wirkung
entfaltende Kontrolle unterbleiben. Dementsprechend folgt aus der Begrenzung der Verfas-
sungsgerichtsbarkeit auf eine RechtméBigkeitskontrolle (und gerade nicht eine Kontrolle der
politischen ZweckmaBigkeit) die Notwendigkeit einer Zurtickhaltung bis zum Zeitpunkt des
Abschlusses der politischen Willensbildung im Parlament.

Problematisch diirfte zudem auch sein, wenn die vorbeugende verfassungsgerichtliche Kon-
trolle eine exklusive Rolle dahingehend erhélt, dass eine nachtréigliche repressive Kontrolle
ausgeschlossen wird; diese muss auch weiterhin moglich sein, wobei sich dann das Verhéltnis
von gutachterlichen Feststellungen und nachtréglicher gerichtlicher Entscheidung stellt und
auch beantwortet werden muss.




2. Die priventive Normenkontrolle durch das Bundesverfassungsgericht

Eng verwandt mit der gutachterlichen Tétigkeit eines Verfassungsgerichts — aber gleichwohl
von eigenstéindiger Bedeutung — ist die Frage nach der Zuléssigkeit einer praventiven Nor-
menkontrolle, die in den Gesamtkontext préventiver verfassungsgerichtlicher Entscheidungs-
moglichkeiten einzubinden ist.

Hier ist aber mit der Rechtsprechung und der tiberwiegenden Meinung im Schrifttum davon
auszugehen, dass jedenfalls im abstrakten Normenkontrollverfahren nach Art 93 Abs. 1 Nr. 2
GG 1.V.m. § 76 BVerfGG zuldssiger Gegenstand nur existentes Recht sein kann und eine pr-
ventive Normenkontrolle dementsprechend nicht moglich ist.

- BVerfGE 1, 396 (405 1f.); 2, 143 (175); 10, 20 (54); 104, 23 (29); siehe ferner auch Grafhof,
in: Burkiczak/Dollinger/Schorkopf (Hrsg.), BVerfGG, 2. Aufl,, 2021, § 76 Rn. 23; Klein, in:
Benda/Klein/Klein, Verfassungsprozessrecht, 4. Aufl. 2020, Rn. 712 ff.; Schlaich/Korioth,
Das Bundesverfassungsgericht, 12. Aufl. 2021, Rn. 129; Schwarz, Verfassungsprozessrecht,
2021, § 6 Rn. 21 f; Vofkuhle, in: Huber/ders. (Hrsg.), GG, 8. Aufl. 2024, Art. 93 Rn. 122;
anders dagegen Holzer, Priventive Normenkontrolle durch das Bundesverfassungsgericht,
1978, S. 93 ff, 169 ff., 121 ff. -

MaBgeblich ist daher der Zeitpunkt der Verkiindung der Norm;
- BVerfGE 1, 396 (410); 34, 9 (23); 42, 263 (283) -

Das Bundesverfassungsgericht hat nur fiir Zustimmungsgesetze zu volkerrechtlichen Vertri-
gen nach Art. 59 Abs. 2 GG eine Ausnahme angenommen; diese kdnnen noch vor Ausferti-
gung und Verkiindung durch den Bundesprésidenten (aber auch erst nach Beendigung des
Gesetzgebungsverfahrens in Bundestag und Bundesrat) mit der abstrakten Normenkontrolle
angegriffen werden, um so zu verhindern, dass die Bundesrepublik Deutschland volkerrecht-
liche Verpflichtungen nur unter Verletzung des Grundgesetzes erfiillen konnte.

- s0 BVerfGE 1,396 (413); 2, 143 (169); 12, 281 (288); 35, 193 (195); 36, 1 (15) -

Es geht bei dieser Ausnahme erkennbar darum, den Konflikt zwischen vélkerrechtlicher Bin-
dung einerseits und innerstaatlichem Verfassungsverstof andererseits durch eine Vorverlage-
rung des Schutzes zu entschérfen; keinesfalls kann aber dem Grundgesetz ein prozessrechtli-
cher Gedanken entnommen werden, der darauf abzielt, jedes Inkrafttreten potentiell verfas-
sungswidriger Gesetze (oder weiter gesprochen: jeder potentiell verfassungswidrigen staatli-
chen Mafinahme) préventiv zu verhindern. Gerade im Vergleich zur einstweiligen Anordnung
nach § 32 BVerfGG wird deutlich, dass das Gericht — auch zur Schonung des Gesetzgebers
(verstanden als Wahrung der ihm funktional zugewiesenen Kompetenzbereiche) — sehr zu-
rtickhaltend von der Méglichkeit Gebrauch macht und insbesondere das Verbot der Vorweg-
nahme der Hauptsache

- dazu BVerfGE 11, 306 (308); 12, 276 (279); 34, 160 (162); 147, 39 (47) -




als Grenze der richterlichen Gestaltungsmacht versteht und Ausnahmen nur dann zulésst,
wenn entweder die Entscheidung in der Hauptsache zu spét kiime und damit kein ausreichen-
der Rechtsschutz gewdhrt werden konnte

- s0 BVerfGE 147, 39 (47); 151, 152 (160) -
oder wenn anderenfalls ein schwerer und nicht wiedergutzumachender Nachteil entstiinde.
- dazu BVerfGE 147,39 (48) -

Nach alledem wird deutlich, dass das Verfassungsprozessrecht des Bundes grundsttzlich —
mit Ausnahme der Sonderfallgestaltung volkerrechtlicher Vertrige und der entsprechenden
Zustimmungsgesetze — keine gutachterlichen Verfahren oder préventive Rechtsschutzverfah-
ren kennt, die auf eine — unverbindliche — a-priori-Kontrolle hinauslaufen; erst wenn alle Be-
teiligte das jeweilige staatsorganisationsrechtliche Willensbildungsverfahren — sei es nun im
Bereich der Gesetzgebung, sei es im Rahmen anderer politischer Entscheidungen — abge-
schlossen haben, ist dann eine — den Gedanken der Gewaltenteilung beachtende — nachtrigli-
che verfassungsgerichtliche Kontrolle statthaft.

I11. Die Einfiihrung eines Gutachtenverfahrens auf Landesebene
1. Der Malistab des Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG

Ausgehend von der Primisse, dass im foderal gestalteten Staat der Bundesrepublik Deutsch-
land die Verfassungsrdume des Bundes und der Linder grundsétzlich selbstdndig nebeneinan-
derstehen,

vgl. dazu nur BVerfGE 4, 178 (189); 60, 175 (209); 64, 301 (317); 96, 345 (368); 99, 1 (12 f.)
— std. Rspr.; siehe ferner im Schrifttum: Schwarz, in: Huber/VoBlkuhle (Hrsg.), GG, 8. Aufl,,
2024, Art, 28 Rdnr. 13 -

muss gleichwohl ein MindestmaBl an Ubereinstimmung der einzelnen Glieder untereinander
als auch in ihrem Zusammenschluss bestehen.

- BVerfGE 36, 342 (361) -

Nur dies kann sicherstellen, dass die verfassungsrechtlichen Grundprinzipien in Bund und
Léndern identisch sind. Dies verlangt keine Uniformitét, sondern will den Léndern prinzipiell
die groBtmogliche Freiheit bei der Ausgestaltung ihres Rechtssystems ermdglichen, zugleich
aber ein Mindestmal} an Homogenitét und Einheitlichkeit der leitenden Verfassungsprinzipien
auf der Ebene des Bundes und der Lénder und unter den Lidndern selbst gewéhrleisten.

- BVerfGE 9, 268 (279); 24, 367 (390); 27, 44 (56); 41, 88 (116); 60, 175 (209); 83, 37 (58);
90, 60 (84) — std. Rspr. -
Im Ergebnis wird den Lidndern ein verfassungsrechtliches Eigenleben innerhalb des durch das

Grundgesetz gezogenen Rahmens gestattet. Damit respektiert die Verfassungsebene des Bun-
des das eigenstaatliche Selbstbestimmungsrecht der Lander, schafft aber zugleich auch die




Voraussetzungen zur Einhaltung eines Mindestmalles bundeseinheitlich zu beachtender Ver-
fassungspflichtinhalte. Dementsprechend haben die Landesverfassungen die gleichen Funda-
mentalentscheidungen zu treffen wie das Grundgesetz. Soweit die Lénder allerdings dem
Homogenititsprinzip widersprechende Vorschriften erlassen, folgt unmittelbar aus Art. 28
Abs. 1 GG die Nichtigkeit der entsprechenden Regelungen.

- str., wie hier auch: Schwarz, in: Huber/Vofikuhle (Hrsg), GG, 8. Aufl., 2024, Art. 28 Rdnr.
76; Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 1, 2. Aufl, 1984, S, 706 -

Versteht man die Homogenititsanforderungen des Grundgesetzes als Mindestgarantien, die
den Lindern einen weiten eigenen Ausgestaltungsspielraum er6ffnen,

- vgl. BVerfGE 9, 268 (279); 24, 367 (390); 27, 44 (56); 41, 88 (119); 90, 60 (85) -

dann diirfte die beabsichtigte Einfithrung eines préaventiven Gutachtenverfahrens auf landes-
verfassungsrechtlicher Ebene keinen Bedenken begegnen. Dementsprechend kennen auch
einzelne Lénder der Bundesrepublik Deutschland priaventive verfassungsgerichtliche Verfah-
ren wie beispielsweise Bayern mit der in Art. 75 Abs. 3 BayVerf geregelten sog. Meinungs-
verschiedenheit bei der Gesetzgebung

- dazu ausfiihrlich Brechmann, in: Meder/ders. (Hrsg.), Bayerische Verfassung, 6. Aufl,
2020, Art. 75 Rn. 20; Méstl, in: Lindner/ders./Wolff (Hrsg.), Verfassung des Freistaates Bay-
ern, 2. Aufl. 2017, Art, 75 Rn. 14 -

oder auch die Moglichkeit der préventiven Normenkontrolle in Bremen nach Maligabe von
Art, 140 Abs. 1 Satz 1 LV Bremen i.V.m. § 24 Abs. 1 und 2 BremStGHG.

- siehe dazu StGH Bremen, NordOR 2023, 376 ff. -

Das zuletzt genannte Verfahren zielt — insoweit dem Gesetzentwurf der Fraktion der CDU in
Thiiringen dhnlich — auf die Entscheidung von Zweifelsfragen iiber die Auslegung der Verfas-
sung ab,

- vgl. insoweit nur StGH Bremen, NordOR 2023, 376 (377 £.) -

wobei ein solches praventives Verfahren nur unter qualifizierten Voraussetzungen zuléssig
sein soll; dies betrifft insbesondere das Erfordernis der hinreichenden Bestimmtheit des Ver-
fahrensgegenstandes

- 50 StGH Bremen, NordOR 2023, 376 (378), wonach der zu beurteilende Gesetzentwurf be-

reits eindeutige Konturen erhalten haben muss -

und die Notwendigkeit des Vorliegens eines objektiven Klarstellungsinteresses, da das Ge-
richt keine Entscheidungen auf Vorrat zu treffen befugt ist. Das Gesetzgebungsverfahren
muss also mit dem Ziel der Verabschiedung einer Norm fortgesetzt werden, wenn die gericht-
liche Entscheidung die Vereinbarkeit der Norm mit der Verfassung feststellt.

- 50 StGH Bremen, NordOR 2023, 376 (378) -




Gerade mit Blick auf die in Thiiringen intendierte Zustédndigkeitserweiterung fiir den Verfas-
sungsgerichtshof wird aber deutlich, dass jedenfalls die vorgenannten Kriterien aus dem Ver-
fassungsprozessrecht anderer Lénder der Bundesrepublik nur bedingt tibertragbar sind, weil
die von der CDU-Fraktion vorgeschlagene Verfahrensart gerade kein Normenkontroll-, son-
dern vielmehr ein echtes Gutachtenverfahren verstanden als Vorabklérungsverfahren ist und
damit nur eine Entscheidung tiber eine Auslegungsfrage, nicht aber eine Entscheidung in der
Sache selbst getroffen wird.

- so auch der Gesetzentwurf der Fraktion der CDU, LT-Drs. 7/9117, S. 4 -

Gerade weil der Entscheidung im Vorabklirungsverfahren — im Ubrigen anders als im Vor-
abentscheidungsverfahren auf unionsrechtlicher Ebene in Art. 267 AEUV —

- dazu nur Ehricke in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, 3. Aufl, 2018, Art. 267 Rn. 68 ff.; Koft-
mann in: Karpenstein/Kotzur/Vasel (Hrsg.), Handbuch Rechtsschutz in der Europdischen
Union, 4. Aufl. 2024, § 10 Rn. 127; Pechstein/Gorlitz in: Pechstein/Nowak/Hide (Hrsg),
Frankfurter Kommentar EUV/GRC/AEUV, 2. Aufl. 2023, Art. 267 Rn. 3; Wegener in: Cal-
liess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUYV, 6. Aufl. 2022, Art. 267 Rn. 50 ff. -

die Letztverbindlichkeit fehlt, bleibt offen, wie sie sich in das tiberkommene Gefiige gerichtli-
cher Entscheidungen, fiir die Letztverbindlichkeit ein wesentliches und zentrales Kriterium
ist,

- BVerfGE 103, 111 (137); siehe ferner im Schrifttum Schulze-Fielitz, in: Dreier (Hrsg.), GG,

3. Aufl., 2018, Art. 92 Rn. 29; Wilke in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR V, 3. Aufkl. 2007, §

112 Rn. 66 -

einfiigen ldsst. Diese Fragen vermag der Entwurf nicht abschlieBend zu beantworten, sondern
belédsst zwar den zusténdigen Gremien die eigene, individuell tiberpriifbare Entscheidung un-
ter Berticksichtigung (oder Beachtung?) der Auslegungsentscheidung des Verfassungsge-
richtshofes, kann damit aber auch nicht das Problem der Bindungswirkung der Vorabpriifung
filr eine spétere nachgelagerte und damit erneute verfassungsgerichtliche Uberpriifung 16sen.

2. Kein Einzelfallgesetz

Auch wenn das Vorabkldrungsverfahren nur auf die Auslegung von Zweifelsfragen zu Art. 50
und 70 ThiirlLV beschréinkt sein soll, handelt es sich dabei nicht um eine unzuléssige Einzel-
fallregelung. Abgesehen davon, dass das Allgemeinheitsgebot und das korrespondierende
Verbot des Einzelfallgesetzes in Art. 19 Abs. 1 GG nur fiir grundrechtsbeschrinkende Geset-
ze gelten,

- dazu auch Huber in: ders./VoBkuhle (Hrsg.), GG, 8. Aufl., 2024, Art. 19 Rn. 39, der aus der
speziellen Geltungsanordnung fiir Grundrechte den Schluss zieht, dass das Allgemeinheitsge-
bot kein allgemeiner Verfassungsgrundsatz ist; vgl. im Ubrigen zur inhdrenten Frage der

Gleichbehandlung als Teil des Allgemeinheitsgebotes auch Kaufhold in: Dreier/Gersdorf




(Hrsg.), GG, 4. Aufl. 2023, Art. 19 I Rn. 12 unter Bezugnahme auf BVerfGE 134, 22 (88 1.);
143, 246 (393) -

kann aber selbst fiir den Fall der Existenz eines allgemeinen Allgemeinheitsgebots darauf
hingewiesen werden, dass jedenfalls dann, wenn ein Gesetz so gefasst ist, dass es abstrakt auf
mehrere Fille angewandt werden kann, kein Versto3 gegen Art. 19 Abs. 1 GG vorliegt,

- vgl. insoweit nur BVerfGE 10, 234 (242); 25, 371 (396); 99, 367 (400); 121, 30 (49) — std.
Rspr. -

weil das Gesetz eine Vielzahl von Kreationsakten durch den Landtag in den Blick nimmt und
fiir diese Fille ein Vorabklérungsverfahren ermdglicht,

IV. Abschlielende Bewertung

Auch wenn die politische Situation in Thiiringen eine klarstellende Anderung der fiir die
Wahl des Ministerprisidenten maBgeblichen Vorschrift des Art. 70 nicht zulieB, so ist der
Vorschlag der CDU-Fraktion kein {iberzeugender Weg zur Steigerung der Resilienz des de-
mokratischen Verfassungsstaates durch Implementierung eines verfassungsgerichtlichen Zwi-
schenverfahrens, das im Ergebnis mehr Zweifelsfragen verursacht als dass es zu einer sachge-
rechten Losung der materiellen Rechtsfrage beitragen kann. Insoweit erweist sich das Verfas-
sungsprozessrecht als untaugliches Mittel zur Beseitigung einer landesverfassungsrechtlich im
Staatsorganisationsrecht angelegten latenten Gefahrenlage, die aber nicht tiber den Umweg
der Anderung des einfachgesetzlich normierten Prozessrechts behoben werden kann.

gez. Prof. Dr. Kyrill-A. Schwarz

Das Dokument wurde zum Zweck der Verdffentlichung in der Parlamentsdokumentation bearbeitet.
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L. Vorab: Zum Thiiringen-Projekt des Verfassungsblog

Der Verfassungsblog ist ein globales Forum an der Schnittstelle von Wissenschaft und Journalis-
mus. Im Thiiringen-Projekt gehen wir der Frage nach, welchen Einfluss das Erstarken autoritir-
populistischer Krifte auf Rechtsstaat und Demokratie in Thiiringen hat bzw. haben kdnnte, ins-
besondere wenn diese Kréfte nach den Landtagswahlen im September staatliche Machtmittel in
die Hand bekommen. Dabei ist unsere Methode die Szenarioanalyse. Anhand einer Analyse der
Gesetzestexte sowie zahlreichen Hintergrundgesprichen entwickeln wir rechtlich und politisch
plausible Szenarien, welchen Einfluss eine autoritir-populistische Partei auf die Verfassungsord-
nung in Thiiringen nehmen kénnte — aus der Opposition heraus oder aus der Regierung. Dabei
greifen wir auf Erfahrungen mit autoritér-populistischen Parteien aus dem Ausland zurtick, ins-
besondere Polen und Ungarn, Mit welchen Strategien haben die dortigen Parteien Regierungs-
macht erlangt und wie haben sie diese genutzt, um den Staat und seine Institutionen in ein auto-
ritdres System, das ihnen den Machterhalt sichert, umzubauen? Kennzeichnendes Merkmal der
autoritér-populistischen Strategie ist ihr instrumentelles Verhiltnis zur Verfassung und zum
Recht ganz allgemein. Das heifit, man beruft sich auf die Verfassung und legitimiert dadurch die
eigenen Positionen. Gleichzeitig dreht und wendet man das Recht immer so, wie es gerade passt.
Vor diesem Hintergrund betrachten wir auch die Frage der Ministerprisidentenwahl, die im Kern
auch Gegenstand des vorliegenden Gesetzentwurfs ist.

II. Einordnung des Gesetzentwurfs

Wie auch aus den Ausfiihrungen im Gesetzentwurf hervorgeht, ist dessen priméres Ziel die Kli-
rung der in Thiiringen seit Jahren umstrittenen Frage, welche Bedeutung die Formulierung , die
meisten Stimmen in Art. 70 Abs. 3 S. 3 ThiirVerf fiir den Fall hat, dass nur ein Kandidat im dritten
Wahlgang antritt. Unklar ist, ob dieser Kandidat auch bei weniger Ja- als Nein-Stimmen, im Ext-
remfall also auch bei einer einzigen Ja-Stimme, gewéhlt ist (Auslegungsvariante 1) oder ob mehr
Ja- als Nein-Stimmen erforderlich sind (Auslegungsvariante 2)., Auch wenn sich in der Rechtswis-
senschaft wohl eine Mehrheit fiir Auslegungsvariante 1 ausspricht!, wird dennoch auch Ausle-
gungsvariante 2 vertreten®, Vor allem jedoch haben in dieser Frage die derzeit im Thiiringer Land-
tag vertretenen Fraktionen unterschiedliche Ansichten. Insofern erscheint jedenfalls die teilweise
geilufSerte Ansicht, es gdbe iiberhaupt keine Unsicherheit, nicht praktikabel. Und das insbesondere
deshalb, da die Meinungsverschiedenheit faktische Auswirkungen hat.

Allen Beteiligten ist klar, dass bei Eintreten der genannten Konstellation (ein konkurrenzlos an-
tretender Kandidat erhilt im dritten Wahlgang weniger Ja- als Nein-Stimmen) eine Klage zum
Thiiringer Verfassungsgerichtshof droht. Entweder wird in der entsprechenden Sitzung des

! Siehe z.B. Morlok/Kalb, Die Wahl des Ministerprésidenten nach Art. 70 Abs. 3 ThitrVerf, ThiirVBI. 2015, 153; Leisner-E-
gensperger, in: Brenner et al,, Verfassung des Freistaates Thiiringen, 2. Aufl, 2023, Art. 70 Rn. 14c; Dressel, in: ders./Posch-
mann, Die Verfassung des Freistaates Thiiringen, 2024, Art. 70 Rn. 33.

% Siehe z.B. Zeh, Anforderungen der Verfassung des Freistaates Thiiringen an die Wahl des Ministerprésidenten durch den
Landtag, ThiirVBL. 2015, 161 und Schénberger, No means No: Wie Bodo Ramelow jedenfalls nicht Ministerprisident von Thii-
ringen werden kann, VerfBlog, 28.11.2014, https://verfassungsblog.de/no-means-no-wie-bodo-ramelow-jedenfalls-nicht-mi-
nisterpraesident-von-thueringen-werden-kann/,
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Landtags die Wahl des Ministerprisidenten positiv festgestellt — dann klagen diejenigen, die ent-
weder diesen konkreten Ministerpréisidenten nicht akzeptieren wollen oder schlicht Auslegungs-
variante 2 fiir die richtige halten. Oder die Wahl des angetretenen Kandidaten zum Ministerprési-
denten wird verneint ~ dann klagt der Kandidat bzw. seine Fraktion bzw. diejenigen, die Ausle-
gungsvariante 1 fiir die richtige halten.

Grundsétzlich wire dies ein normaler Vorgang. Denn der Verfassungsgerichtshof ist dafiir da, bei
Meinungsverschiedenheiten liber die Auslegung der Verfassung zu entscheiden. Fiir die konkrete
Konstellation hétte dies jedoch schwerwiegende Folgen. Bis der Verfassungsgerichtshof zu einer
Entscheidung kommt, best{inde Unklarheit dartiiber, ob der angetretene Kandidat zum Minister-
présidenten gewéhlt wurde oder nicht, Die Regierung wire in ihrer Handlungsfihigkeit einge-
schréinkt, denn im Falle einer Stattgabe der Organklage wire sie im Nachhinein ihrer verfassungs-
rechtlichen Legitimation beraubt. Die in der Zwischenzeit vorgenommenen Regierungsakte wéren
mit dem Makel der Illegitimitét behaftet. Die Folge wire eine veritable Verfassungskrise, die dazu
geeignet wire, das Ansehen Thiiringens nach aufien ebenso wie das Vertrauen der Thiiringer Biir-
gerinnen und Biirger massiv zu schidigen,

Dieses Szenario war den jeweiligen politischen Akteuren auch bei friiheren Ministerprasidenten-
wahlen bewusst und wurde — wohl auch aus einer entsprechenden staatspolitischen Verantwor-
tung heraus — bewusst vermieden. So trat 2009 Bodo Ramelow als Gegenkandidat zu Christine
Lieberknecht an, obwohl er keine Erfolgsaussichten hatte.3 Auch 2014 sorgte das Problem im Vor-
feld der Wahl fiir einige Spannung und taktische Uberlegungen®, wobei Bodo Ramelow am Ende
der dritte Wahlgang erspart blieb, da er im zweiten Wahlgang knapp die absolute Mehrheit erhielt.
2020 einigten sich CDU und Rot-Rot-Griin darauf, dass die Abgeordneten der CDU sich im dritten
Wahlgang enthalten wiirden, sodass Bodo Ramelow mehr Ja- als Nein-Stimmen erhielt.

Auch bei der néichsten Ministerpréisidentenwahl sollten sich die Fraktionen dieser Verantwortung
bewusst sein. Relativ klar ist jedoch, dass die Mehrheitsverhiiltnisse auch nach der n#chsten Land-
tagswahl keine einfachen Verhandlungen versprechen, Von autoritir-populistischen Parteien ist
jedenfalls zu erwarten, dass sie in obstruktiver Absicht genau diese Konstellation provozieren wer-
den, sofern es ihnen moglich ist und opportun erscheint. Denn eine Verfassungskrise fiihrt ihrem
Narrativ Evidenz zu, dass das System und die etablierten Akteure (die ,Altparteien®) versagen.

Diese Uberlegungen verdeutlichen, wie wichtig eine Einigung zu diesem Punkt ist. Dies ist den
demokratischen Fraktionen im Landtag auch bewusst, wie die zahlreichen Debatten der letzten
Jahre und auch diese Anhérung beweisen.

In der Plenardebatte zu diesem Gesetzentwurf klang auch bereits an, dass eigentlich eine klarstel-
lende Verfassungsinderung die beste Losung wire. Dem stimmen wir zu. Aufgrund der bisherigen
Aussichtslosigkeit, sich auf eine solche zu einigen, sehen wir aber in dem vorliegenden Gesetzent-
wurf grundsitzlich einen tragfihigen Kompromissvorschlag. Ein Organstreitverfahren zum

® Vgl. Debes, Demokratie unter Schock, 3. Aufl, 2021, S, 24 £,
4 ygl. Debes, Demokratie unter Schock, 3. Aufl, 2021, S, 30 ff,
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Verfassungsgerichtshof nach erfolgter Wahl ist aus den oben genannten Griinden unbedingt zu
vermeiden.

Zum jetzigen Zeitpunkt wiirden wir dennoch nicht fiir eine Verabschiedung des Gesetzes pladie-
ren. Denn fiir die nichste Ministerprisidentenwahl kéime das Gesetz ziemlich sicher zu spit, wenn
man die Zeit fiir Verabschiedung, Ausfertigung sowie fiir Antragstellung und Entscheidung des
Gerichtshofs miteinberechnet,

Im April 2024 haben wir im Landtag einen Kompromissvorschlag fiir eine Verfassungsidnderung
vorgestellt, der eine Briicke zwischen beiden Auslegungsvarianten schldgt und die Auslegungsun-
sicherheit beseitigt (siehe III. a.). Obwohl auch fiir diese Verfassungsidnderung die Zeit dufRerst
knapp ist, wire diese Losung noch vor der Wahl umsetzbar.

Gelingt dies nicht mehr, bestehen aus unserer Sicht folgende Moglichkeiten:

1) Es kommt bei der nichsten Ministerprdsidentenwahl zu der beftirchteten Konstellation
und ein Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof wird angestrengt. Dieser wird ange-
sichts der Dringlichkeit wohl so schnell wie moglich entscheiden - eine Verfassungskrise
wire aber nicht zu vermeiden.

2) Die Ministerprésidentenwahl geht vonstatten, ohne dass es zu der befiirchteten Konstel-
lation kommt. Der neue Landtag einigt sich auf eine Verfassungsidnderung.

3) Die Ministerprasidentenwahl geht vonstatten, chne dass es zu der befiirchteten Konstel-
lation kommt. Der neue Landtag kann sich weiterhin nicht auf eine Verfassungsiinderung
einigen. In diesem Fall wire eine Verabschiedung des vorliegenden Gesetzentwutfs aus
unserer Sicht wiederum ein gangbarer Weg, fiir die Zukunft die benannte Unsicherheit zu
vermeiden und endlich Klarheit zu schaffen. Dies sollte moglichst schnell geschehen, da-
mit der Verfassungsgerichtshof Zeit genug hat, vor der tibernéichsten Ministerprisiden-
tenwahl tiber die Frage zu entscheiden,

Ein dhnliches Problem besteht im Ubrigen auch in Bezug auf die Auslegung von Art. 50 Abs. 2 S. 1
Nr. 2 i.V.m. Art. 70 Abs. 3 ThiirVerf. Auch hier wire eine Kldrung im Nachhinein problematisch,
und auch hier wiire eine klarstellende Verfassungsénderung aus unserer Sicht die bessere Losung
(siehe III. b.).

III. Vorschlige zur Anderung der Verfassung®

a. Kompromissvorschlag zu Art. 70 Abs. 3 8. 3 ThiirVerf

Das Hauptproblem an Auslegungsvariante 2 (mehr Ja- als Nein-Stimmen) ist die Sackgasse, in die
man geriit, wenn sich die Fraktionen nicht einig werden und kein Kandidat diese Voraussetzung
im dritten Wahlgang erfiillt. Fiir diesen Fall miisste eine zusétzliche Regelung vorgesehen werden,

5 siehe zu den Vorschldgen ausfiihrlich hier: https://verfassungsblog.de/wp-content/uploads/2024/04/240417_Verfassungs-
blog-PolicyPaper.pdf, S. 26 ff.
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die einen Ausweg aus einer solchen Blockade bietet, Alles andere wiirde der Kreationspflicht aus
Art. 48 Abs. 2 ThiirVerf zuwiderlaufen und zu der untragbaren Konsequenz fithren, dass die alte
Regierung moglicherweise dauerhaft geschéftsfiihrend im Amt bliebe.$

Ein rechtsvergleichender Blick zeigt, dass es verschiedene Losungen fiir das Problem gibt.” Denk-
bar ist zum einen, nach mehreren gescheiterten Wahlgiingen das Mehrheitserfordernis abzusen-
ken, um am Ende zu einer Regierung zu gelangen, Zum anderen besteht die Moglichkeit, bei Schei-
tern der Mehrheitswahl den Landtag aufzuldsen und Neuwahlen anzusetzen. Beide Optionen sieht
die Thiiringer Verfassung im Grunde bereits vor. Allerdings bringt fiir den Fall des konkurrenzlos
antretenden Kandidaten die Absenkung des Mehrheitserfordernisses in Art. 70 Abs. 3 S. 3
ThiirVerf gerade keine Rechtssicherheit. Art. 50 Abs, 2 S. 1 Nr. 1 ThiirVerf sieht die Selbstauflésung
des Landtags vor, kniipft diese jedoch an eine Zweidrittelmehrheit. Diese hohe Hiirde vermeidet
den Missbrauch des Selbstauflosungsmechanismus zur Nutzung vermeintlicher Sympathiewellen
und soll eine stabile und effiziente Arbeit von Parlament und Regierung sichern, die durch die
permanente Option der Selbstauflosung gefahrdet wire.? Dies gilt aber nicht gleichermafen zu
Beginn einer Legislaturperiode, wenn gerade erst gew#hit wurde und noch gar keine Regierung
gebildet ist. Entsprechend ist in Landesverfassungen, die ein solches Modell vorsehen, eine abso-
lute Mehrheit oder gar ein Automatismus fiir die Selbstaufldsung vorgesehen.

SchliefSlich gibt es noch Landesverfassungen, die das abgesenkte Mehrheitserfordernis und den
Aufldsungsmechanismus kombinieren.® Hier wird (mit leichter Variation) die Mehrheit zuniichst
von einer absoluten (,Mehrheit der Mitglieder des Landtags®) auf eine einfache Mehrheit (,Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen") abgesenkt. Kommt auch diese nicht zustande, hat der Landtag
iiber seine Aufldsung abzustimmen. Erforderlich dafiir ist die absolute Mehrheit. Kommt auch die
Auflésung nicht zustande, wird das Mehrheitserfordernis nochmals auf eine relative Mehrheit ab-
gesenkt. Erforderlich sind nun nur noch , die meisten Stimmen®,

Auch diese Kombination wére im Thiiringer Kontext keine sinnvolle Losung, da ja hier gerade um-
stritten ist, was ,die meisten Stimmen"® im Falle des konkurrenzlos antretenden Kandidaten be-
deutet, Die KombinationslGsung ldsst sich aber auf dieses Problem anpassen. Das konnte so aus-
sehen:

Schritt 1: In den ersten beiden Wahlgéingen braucht ein Kandidat fiir seine Wahl die ab-
solute Mehrheit (,Mehrheit der Mitglieder des Landtags“), — Das entspricht dem in
Art. 70 Abs. 3 S. 1u. 2 ThiirVerf vorgesehenen ersten und zweiten Wahlgang.

¢ Siehe einginglich zu den jeweiligen Argumenten die entsprechenden Ausfiihrungen bei den in Fn. 1 und 2 genannten Nach-
weisen,

7 Siehe hierzu ausfiihrlich Schieicher, Der konkurrenzlos antretende Kandidat und weitere Regelungsdefizite im Zusammen-
hang mit der Wahi eines Minderheitsministerprisidenten, Verfassungspolitischer Handlungsbedarf und Lésungsoptionen,
ThiirVBL. 2024, 1 und Leisner-Egenspeiger, in: Brenner et al., Verfassung des Freistaates Thiiringen, 2. Aufl. 2023, Art. 70

Rn. 3 ff.

8 Siehe dazu Dette, in: Brenner et al., Verfassung des Freistaates Thiiringen, 2. Aufl, 2023, Art. 50Rn. 17 £ m.w.N..

? Siehe Art. 29 f, NdsVerf, Art. 42 MVVerf, Art. 65 STVerf.
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Schritt 2: Erhélt er diese nicht, wird das Mehrheitserfordernis auf eine relative Mehrheit
abgesenkt (,die meisten Stimmen®). — Das entspricht dem in Art. 70 Abs. 3 S. 3 ThiirVerf
vorgesehenen dritten Wahlgang.

Fiir den Fall, dass nur ein Kandidat zur Wahl steht, wird jedoch klargestellt, dass dieser
mehr Ja- als Nein-Stimmen benétigt. — Das entspricht Auslegungsvariante 2.

Treten im dritten Wahlgang mehrere Kandidaten und Kandidatinnen an, diirfte eine Wahl stets
zustande kommen, wie das auch bisher der Fall war, Nur fiir den Fall des umstrittenen konkur-
renzlos antretenden Kandidaten geht es weiter mit Schritt 3.

Schritt 3: Kommt die Wahl danach nicht zustande, hat der Landtag {iber seine Auflésung
abzustimmen, Erforderlich dafiir ist die absolute Mehrheit. — Hierfiir wire eine Ergiinzung
in Art. 70 Abs. 3 ThiirVerf notig, die eine lex specialis zu Art. 50 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 ThiirVerf, der
die Selbstauflosung mit Zweidrittelmehrheit vorsieht, darstellen wiirde. Dies ist notwendig, da
die Aufldsung aufgrund der zu hohen Hiirde sonst keinen gangbaren Ausweg aus der Blo-
ckadekonstellation darstellt

Schritt 4: Kommt auch die Auflésung nicht zustande, wird der dritte Wahlgang gewisser-
mafien wiederholt. Erforderlich ist eine relative Mehrheit (,die meisten Stimmen®). Nun
aber wird auch das Erfordernis fiir den konkurrenzlos antretenden Kandidaten herabge-
setzt. Es kommt nur auf die Ja-Stimmen an. — Das entspricht Auslegungsvariante 1,

Diese Kompromisslosung hat den Vorteil, dass sie beiden Auslegungsvarianten gerecht wird. Der
Zwischenschritt der Landtagsauflosung fungiert gewissermafien als Scharnier. Grundsatzlich
kommt Auslegungsvariante 2 zum Zuge. Fiihrt dies jedoch in die Blockade, entscheidet die Mehr-
heit: Entweder der Landtag 10st sich selbst auf und es kommt zu Neuwahlen. Oder es folgt ein
weiterer Wahlgang, in dem Auslegungsvariante 1 zum Zuge kommt, bei der am Ende mit Sicherheit
ein Ministerprasident gewdhlt ist.

Schliefilich sollte die Kompromissidsung hinreichend lange Fristen zwischen den einzelnen
Wahlgingen bzw. dem Aufldsungsbeschluss vorsehen, um eine Lisung der Blockade durch Ver-
handlungen zu erméglichen,

b. Anderungsvorschlag zu Art, 50 Abs. 2 S, 1 Nr. 2 ThiirVerf

Mangels spezieller Regelung in Art. 50 ThiirVerf diirfte flir die Wahl eines neuen Ministerprisi-
denten nach gescheiterter Vertrauensfrage Art. 70 Abs. 3 ThiirVerf entsprechend zur Anwendung
kommen. Danach konnte aber ein Ministerprésident im dritten Wahlgang gewihlt werden, der
nicht die absolute Mehrheit erhilt. Das erscheint widerspriichlich, denn eine gescheiterte Ver-
trauensfrage ist immer Ausdruck einer prekéren, instabilen Regierungslage. Regelungszweck des
Art. 50 Abs. 2 8. 1 Nr. 2 ThiirVerf ist aber gerade, diese zu beenden und fiir stabilere Verhiltnisse
zu sorgen, Letztere sind nur gewihrleistet, wenn der neue Ministerpridsident eine Mehrheit im
Landtag hat. Deshalb erscheint es sinnvoll, Art. 70 Abs. 3 S. 3 ThiirVerf in diesem Fall teleologisch
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zu reduzieren.’® Obwohl weniger umstritten, besteht mangels klirender Rechtsprechung auch hier
die Gefahr eines Ministerprésidenten auf Abruf bzw. ggf. sogar die verschiirfte Situation von zwei
Ministerprisidenten auf Abruf. Scheitert ndmlich die Vertrauensfrage des amtierenden Minister-
prisidenten und wird dann ein neuer Ministerprisident im dritten Wahlgang ohne absolute Mehrt-
heit gewidhlt, ist nicht mehr klar, wer von beiden nun Ministerprésident ist. Hierzu miisste der
Verfassungsgerichtshof angerufen werden, was wiederum zu einer Beeintriichtigung der Hand-
lungsféhigkeit der Regierung fiithren wiirde.

Deshalb sollte die Ministerprisidentenwahl in Art. 50 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 ThiirVerf gesondert als lex
specialis zu Art, 70 Abs. 3 ThiirVerf geregelt werden und die Wahl mit absoluter Mehrheit vorse-
hen.

IV. Zu den einzelnen Fragen

Frage 1:

Inwiefern wirft ein solches Verfahren der priventiven Normenkontrolle verfassungsrecht-
liche Probleme auf? Inwiefern kann bzw. darf diese Form des faktisch letztentscheidenden
priventiven Rechtsschutzes iiberhaupt Aufgabe eines Verfassungsgerichts sein?

Frage 4.

Inwiefern dhnelt der vorliegende Regelungsvorschlag dem friiher beim Bundesverfassungs-
gericht zur Verfligung stehenden Gutachtenverfahren zur Klidrung von Auslegungsfragen?
Warum wurde diese Verfahrensart im Prozessrecht des Bundesverfassungsgerichts wieder
abgeschafft?

Zundchst handelt es sich bei dem vorliegenden Gesetzentwurf aus unserer Sicht nicht um eine
préventive Normenkontrolle. Der Gesetzentwurf zielt auf die Kldrung von Auslegungsfragen be-
treffend die Art. 50 und 70 ThiirVerf und gerade nicht auf die Kontrolle von Gesetzen, die noch
nicht in Kraft getreten sind.

§ 97 BVerfGG a.F. ermdglichte dem Bundesverfassungsgericht, zu bestimmten verfassungsrecht-
lichen Fragen auf Antrag des Bundesprisidenten oder kumulativ des Bundestages, des Bundesra-
tes und der Bundesregierung Rechtsgutachten zu erstatten, Fiir die Abschaffung dieses Verfahrens
im Jahr 1956 wurde unter anderem eine Entlastung des Gerichts angefiihrt', was allerdings frag-
wiirdig erscheint, da das Verfahren wiihrend des Bestehens der Norm zwischen 1951 und 1956 nur
drei mal zur Anwendung kam. Die Beschrénkung auf Auslegungsfragen zu den Artikeln 50 und 70

19 S0 auch Dette, Fleet in Being, VerfBlog, 08.12.2023, https :/fverfassungsblog.de/fleet-in-being/; Dette, in: Brenner et al,, Ver-
fassung des Freistaates Thiiringen, 2. Aufl. 2023, Art. 50 Rn. 24, Dressel, in: ders./Poschmann, Die Verfassung des Freistaates
Thiiringen, 2024, Art. 50 Rn. 31, Schleicher/Dietze, Die Wahl eines neuen Ministerprisidenten nach gescheiterter Vertrauens-
frage, ThiirVBL. 2022, 277, 277 ff.; andere Ansicht bei Béttner, Im staatsorganisationsrechtlichen Reallabor: Was passiert nach
einer gescheiterten Vertrauensfrage in Thiiringen? VerfBlog, 01.12.2023, https://verfassungsblog.de/im-staatorganisations-
rechtlichen-reallabor/.

1 BTDrs, 02/1662.
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der Thiiringer Verfassung und das Erfordernis eines objektiven Kldrungsinteresses diirfte jeden-
falls eine tibermédfige Belastung des Thiiringer Verfassungsgerichtshofs ausschliefSen.

Hintergrund der Abschaffung war aber vor allem der Umstand, dass § 97 Abs. 3 BVerfGG a.F, vor-
sah, dass das Gutachten vom Plenum zu erstatten war, ohne dass geregelt war, was gilt, wenn der
jeweils zustidndige Senat die gleiche Frage in einem Urteilsverfahren zu entscheiden hatte, Das
BVerfG reagierte in einem Beschluss vom 8, 12,1952 (BVerfGE 2, 79) auf dieses Problem, indem es
eine Bindungswirkung der vom Plenum erstatteten Gutachten fiir die Urteilsverfahren der Senate
postulierte, Dies fiihrte zur Riicknahme des Gutachtenantrags durch den Bundesprisidenten und
einer Vertrauenskrise zwischen BVerfG und Bundesregierung.’* Der urspriingliche Entwurf der
Bundesregierung (BTDrs. 02/1662) sah dementsprechend auch zuniéichst neben einer Beschrin-
kung des Antragsrechts auf den Bundesprésidenten eine Verlagerung der Zustindigkeit weg vom
Plenum hin zu dem jeweils in einem entsprechenden Urteilsverfahren zustédndigen Senat vor, Fiir
den Thiiringer Verfassungsgerichishof stellen sich derartige Zustidndigkeitsprobleme in Verbin-
dung mit dem vorliegenden Gesetzentwurf dagegen nicht,

Im endgtiltigen Gesetzentwurf (BTDrs. 02/2388) wurde schliefilich nur noch auf die umstrittene
Rechtsnatur des Verfahrens verwiesen, da , die eigentliche Aufgabe der Justiz[...] die Entscheidung
von Streitfallen und nicht die Erstattung mehr oder weniger unverbindlicher Gutachten® sei, Dass
es sich bei dem Verfahren um einen ,Fremdkorper® handelt, wurde auch in der rechtswissen-
schaftlichen Literatur immer wieder angemerkt.!® Auch das BVerfG selbst wies in dem oben ge-
nannten Beschluss vom 8.12.1952 darauf hin, dass Gerichte grundsétzlich ,Rechtsstreitigkeiten
zwischen streitenden Parteien zu entscheiden® hiitten und ,,[d]ie Erstattung von Rechtsgutachten
[...] der richterlichen Funktion wesensfremd® sei. Gleichzeitig betonte es jedoch die besondere
Funktion von Verfassungsgerichten, deren Aufgabe weniger die subjektive Rechtsverfolgung ist,
als vielmehr die objektive Bewahrung des Verfassungsrechts. Es geht primér darum, ,die verfas-
sungsrechtlichen Grundlagen [zu] kldren und nicht eigentlich den Streit der Parteien durch eine
vollstreckbare Entscheidung [zu] beenden. !

Dem Gutachtenverfahren kommt dem BVerfG zufolge auRerdem eine ,Befriedungsfunktion® zu,
da ,dadurch ein moglicher, aber noch nicht entstandener, oder ein zwar entstandener, aber noch
nicht anhiingig gewordener Verfassungsstreit vermieden werden [kann]“.**

Dieser Befriedungsfunktion kommt bei dem vorliegenden Verfahren besonderes Gewicht zu. Die
mit den Artikeln 50 und 70 der Thiiringer Verfassung verbundenen Fragestellungen betreffen ins-
besondere die Konstituierung der Landesregierung und die Bedingungen fiir Auflésung und Neu-
wahl des Landtags und damit essentiell wichtige staatsorganisatorische Vorginge, bei denen die
Kldrung von Auslegungsunsicherheiten im Nachhinein schwerwiegende Folgen hétte (siehe oben
I1.). Gleichzeitig sind die Nachteile eines solchen Verfahrens durch die Beschrinkung auf diese

12 g v, Miinch, NJW 1993, 2286, 2286; siche zum Hintergrund auch BVerfGE 2, 79, 79 ff.

13 siehe Holzer, Praventive Normenkontrolle durch das Bundesverfassungsgericht, 1978, S. 177 f. m.w.N.
4 BVerfGE 2, 79, 86.

!5 BVerfGE 2,79, 92,
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beiden Artikel vergleichsweise gering. Es handelt sich um eine eng gefasste Ausnahmeregelung,
die ein tatséchlich bestehendes Problem zu 16sen vermag.

Frage 2:

Inwiefern schneidet ein solches Verfahren die iiblichen Instrumente des nachgingigen
Rechtsschutzes ab - eingeschlossen die Frage der Befangenheit des Gerichts? Und wenn
diese priventive Entscheidung keinen Letztentscheidungscharakter haben soll, was bedeu-
tet dies dann fiir ihre Rechtsverbindlichkeit?

Das vorgeschlagene Vorabentscheidungsverfahren unterscheidet sich zudem von § 97
BVerfGG a.F. dadurch, dass es gerade nicht die Erstattung eines blofSen Rechtsgutachtens, sondern
eine rechtsverbindliche Entscheidung tiber die Auslegungsfrage vorsieht. Gerade der unverbindli-
che Gutachtencharakter sorgte beim Verfahren nach § 97 BVerfGG a.F. fiir Anwendungsprobleme
(vgl. oben). Das vorgeschlagene Verfahren dhnelt damit eher dem Interpretationsverfahren nach
Art. 140 Abs. 1 S. 1 BremVerf, welches ebenfalls eine verbindliche Entscheidung {iber den Verfah-
rensgegenstand vorsieht.!¢ Die Entscheidung in dem hier vorgeschlagenen Verfahren hétte wie die
anderen Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofes Bindungswirkung nach § 25 Abs.
1ThiirVerfGHG. Wenn es in der Gesetzesbegriindung (Drs. 7/9117) heifft, dass ,abstrakt iiber die
verfassungsgemifie Auslegung” entscheiden wird und ,keine Entscheidung in der Sache getrof-
fen wird und dass ,[d]ie zur Feststellung von konkreten Wahlergebnissen oder Mehrheiten jeweils
zustidndigen Gremien [...] unter Ber{icksichtigung der Auslegungsentscheidung des Verfassungs-
gerichtshofs weiterhin eigene, individuell {iberpriifbare Entscheidungen [treffen]®, so bedeutet
dies letztlich nur, dass selbstverstidndlich im konkreten Fall weiterhin die Organklage moglich ist.
Jedoch hidtten die Antragsberechtigten dem Grundsatz der Verfassungsorgantreue folgend eine
bereits erfolgte Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs zu berticksichtigen.’” Wie auch sonst
besteht die Moglichkeit, dass ein Gericht beim Hinzutreten neuer tatséchlicher oder rechtlicher
Gesichtspunkte auch jederzeit von einer friiher bekundeten Rechtsauffassung abweichen kann.!8

Ein Befangenheitsproblem wiirde dann entstehen, wenn das Gericht durch seine im vorliegenden
Verfahren vorgenommene abstrakte Rechtsauslegung schon auf eine Entscheidung im Organkla-
geverfahren festgelegt wire, ohne daflir den Einzelfall noch wiirdigen zu miissen bzw. zu konnen.
Das ist aber hier nicht der Fall. Es geht hier nicht um die Antwort auf die Frage, wie bestimmte
Félle zu entscheiden sind, sondern darum, wie Mehr- bzw. Zweideutigkeiten im Wortlaut des Ge-
setzes aufzuldsen sind. Eine solche abstrakte Beantwortung einer Rechtsfrage in einem Vorabent-
scheidungsverfahren macht die entscheidenden Richter und Richterinnen nicht befangener als die
Beantwortung derselben Rechtsfrage im Rahmen einer Grundsatzentscheidung in einem der be-
reits vorhandenen Verfahren.

! siehe dazu die Stellungnalune des Staatsgerichtshofs der Freien Hansestadt Bremen in diesem Anhorungsverfahren.

'7 30 auch Rinken, in: Fischer-Lescano/ders./Buse, Verfassung der Freien Hansestadt Bremen, 1. Aufl, 2016, Art. 140 Rn. 19
m.w.N.

18 siehe nur BVerfGE 2, 79, 92 wie auch die Stellungnahme des Staatsgerichtshofs der Freien Hansestadt Bremen in diesem An-
hérungsverfahren,
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Frage 3:

Inwiefern stellt die vorliegende Gesetzesinderung inhaltlich einen Fall eines unzulissigen
Einzelfallgesetzes dar (Stichwort: Die neue Verfahrensart soll nur fiir den Artikel 70 und
damit zusammenhéngende Fragen des Artikels 50 ThiirVerf zur Anwendung kommen)?

SchlieRlich greift aus unserer Sicht auch der Einwand, dass es sich um ein unzuléssiges Einzelfall-
gesetz handeln konnte, nicht. Das Verbot von Einzelfallgesetzen nach Artikel 42 Abs. 3 S, 1
ThiirVerf bezieht sich auf Grundrechtseinschriinkungen, die die Verfassung ,auf Grund eines Ge-
setzes® zuldsst, Hier geht es jedoch nicht um Grundrechtseinschrinkungen, sondern um eine
staatsorganisationsrechtliche Regelung. Ohnehin handelt es sich nicht um ein Einzelfallgesetz,
sondern lediglich um ein Gesetz mit sehr engem Anwendungsbereich. Zum einen kann die Ausle-
gung der Artikel 50 und 70 der Thiiringer Verfassung verschiedene Fragestellungen umfassen.
Zwar sind aktuell vor allem die beiden oben (II.) genannten Meinungsstreitigkeiten potentielle
Verfahrensgegenstiinde. Es ist jedoch nicht auszuschliefen, dass sich in Zukunft weitere Frage-
stellungen ergeben kénnten. Selbst wenn sich jedoch der Anwendungsbereich der Norm nach K-
rung dieser beiden Fragen erledigt htte, spriiche das nicht gegen die Einflihrung der Norm. Nor-
men, deren Anwendungsbereich sich erledigt hat, finden sich immer wieder (siehe nur Art. 136,
119 f. GG).

10

Das Dokument wurde zum Zweck der Verdéffentlichung in der Parlamentsdokumentation bearbeitet.
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Thiiringer Gesetz zur Neuordnung der Zusténdigkeiten und Aufgaben
im Bereich der Migration durch Errichtung einer zentralen Auslander-
behérde zur Beschleunigung der Aufnahme und Riickfiihrung
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU - Drucksache 7/9116

Thiiringer Gesetz zur Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung im
Bereich der Migrations- und Integrationsangelegenheiten durch
Schaffung einer Landesausldnderbehérde

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE, der SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Drucksache 7/9422

Anhérung geméal3 § 79 der Geschéftsordnung des Thiiringer Landtages
Stellungnahme zu den Gesetzesentwirfen der Landesregierung

Sehr geehrte Frau Ruffert,

der Ausschuss flr Migration, Justiz und Verbraucherschutz des Thlringer
Landtages bittet die Thlringer Beauftragte fur Integration, Migration und
Fluchtlinge (BIMF) zu den Entwirfen der o. a. Gesetze Stellung zu nehmen.
Gleichzeitig bittet der Ausschuss um Beantwortung der zusétzlich gestellten
Fragen. Die BIMF bedankt sich fir die Ubersendung der Gesetzentwiirfe
und fur die Méglichkeit, Stellung zu nehmen.

1. Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
- Drucksache 7/9116 -

Die BIMF begriit grundsatzlich das Vorhaben, eine zentrale Behérde auf
Landesebene einzurichten, in der die Bereiche der Migration und Integra-
tion gebtindelt werden, also ein Landesamt fur Migration und Integration.
Ein Bestandteil dieser Behérde kann eine Zentrale Auslénderbehdérde sein,
die bestimmte Aufgaben zusétzlich zu den bereits vorhandenen Aufgaben
der Referate 740 und 750 des Thiringer Landesverwaltungsamtes von den
drtlichen Auslénderbehérden tibernimmt.

Informationen zum Schutz Ihrer parsonenbezogenen Daten durch das TMMJIV und fhre Ansprechpariner hierzu
erhallen Sie im Internet unter hitp/iwww.thueringen.de/th10ftmmjv/datenschutz.
Auf Wunsch iibersenden wir thnen eine Papierfassung.
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Die gestiegenen Gefliichtetenzahlen sowie der zunehmende Bedarf an Arbeits- und Fach-
kraften in Thiringen haben die Notwendigkeit einer solchen strukturellen, organisatorischen
und prozessbestimmenden Umstrukturierung in den Bereichen der Migration und Integration,
aber auch der Fachkréfteeinwanderung deutlich aufgezeigt.

Durch die Schaffung einer neuen zentralen Behérde kénnen Verwaltungsablaufe vereinfacht,
gestrafft und dadurch zentrale Anliegen - wie die qualitativ gute Unterbringung und Integra-
tion - besser gewéhrleistet werden:

- Dafir ist es zielfihrend, die bislang durch die Referate 740 und 750 des Thilringer Lan-
desverwaltungsamtes wahrgenommenen Aufgaben in diese zentrale Behérde zu Giber-
fUhren.

- Die Ubertragung nach § 2 Abs. 4 Nummer 8 des Gesetzentwurfs fir die Bearbeitung von
Visumantragen im Zusammenhang mit der Fachkréfteeinwanderung nach § 71 Abs. 1
Satz 5 AufenthG sowie der Durchflihrung beschleunigter Fachkrafteverfahren nach § 81a
AufenthG an eine Zentrale Auslénderbehérde wird beflirwortet. Diese landesweite, zentra-
lisierte Zustandigkeit entlastet die Kommunen und ermdglicht eine effiziente und schnelle
Bearbeitung. Dabei sollten die sich bewahrten Beratungsstrukturen durch die Thiringer
Agentur fur Fachkréftegewinnung (ThAFF) zusatzlich aufrecht erhalten bleiben.

- Zudem wird die Ubertragung der Zustandigkeit fir die Landesaufnahmeanordnungen
nach § 23 Abs. 1 AufenthG als sinnvoll angesehen.

Fur die Einrichtung einer zentralen Landesbehdérde, die zusétzlich zu den bisherigen Aufgaben
des Thuringer Landesverwaltungsamtes auch die Aufgaben der Fachkréfteeinwanderung und
der Landesaufnahmeanordnungen bernimmt, bedarf es zwingend zusétzlichen Personals,
da die Aufgabenflile ansonsten keinesfalls bewaéltigt werden kann. Das ist bei den Kosten fiir
die Umsetzung zu beriicksichtigen.

Abgelehnt wird die Ubernahme der Ausweisungen nach § 54 Abs. 1 AufenthG in eine
Zentrale Auslanderbehérde. Auch in Féllen, in denen das Ausweisungsinteresse besonders
schwer wiegt, hat die zusténdige Behorde nach § 53 Abs. 1 AufenthG unter Berlicksichtigung
aller Umstande des Einzelfalls eine Interessenabwégung vorzunehmen. Die Auslénderbe-
horde vor Ort steht im unmittelbaren Kontakt zu der betroffenen Person und kennt deren
L.ebensumsténde, die mit in die Interessenabwégung einbezogen werden missen. Insofern
ist die Auslanderbehérde vor Ort fir eine Beurteilung und Bescheidung Uber eine Ausweisung
besser geeignet.

Die Passbeschaffung sollte nicht zentralisiert werden. Auch in diesem Bereich ist der di-
rekte Kontakt zu der betroffenen Person von erheblicher Bedeutung. Es bedarf eines direkten
und kontinuierlichen Kontaktes der Beh&érde mit der betroffenen Person, um gemeinsam Wege
zu finden, wie ldentitatspapiere oder Passe im Herkunftsland beschafft werden kénnen. Die
direkte Kontaktaufnahme mit der zusténdigen Botschaft ist durch die Auslanderbehdorde vor
Ort ebenso méglich.

Der Gesetzentwurf sieht die Errichtung und den Betrieb landeseigener Aufnahmeeinrichtun-
gen in den vier Planungsregionen Thiringens vor, dort genannt Thiringer Zentren fur Auf-
nahme und Ruckfihrung (TZAR). Nur Menschen mit sogenannter guter Bleibeperspektive
oder Asylanerkennungen sollen in die Kommunen verteilt werden; solche mit sogenannter
schlechter Bleibeperspektive, Dublin-Falle und abgelehnte Asylbewerber sollen von der Lan-
deserstaufnahme in Suhl aus in die genannten Zentren verbracht werden.

Die Einrichtung solcher Zentren und die Einordnung der Asylantragstellenden nach
Bleibeperspektiven wird grundlegend abgelehnt.
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Abzulehnen sind diese Einrichtungen, in denen Integration bewusst verhindert werden soll,
aus folgenden Griinden:

- Kinder in diesen Einrichtungen haben keine Moglichkeit eine KiTa oder Schule zu besu-
chen, letzteres ist mit der Schulpflicht unvereinbar. Kinder verlieren Bildungschancen. Das
Leben in derartigen Zentren, zumal fir 1&ngere Dauer, verstéft gegen das Kindeswohl.

- Es gibt vielerlei Griinde, weshalb auch Asylsuchende mit negativem Asylbescheid nicht
ausreisen oder abgeschoben werden kénnen. lhnen wird die Integration tiber lange Zeit
verwehrt, was sowohl den Menschen selbst als auch der Gesellschaft schadet.

- Auch Asylsuchende mit sogenannter schlechter Bleibeperspektive kénnen im Asylverfah-
ren entweder vor dem Bundesamt fUr Migration und Fl{ichtlinge oder vor Gericht nach ei-
ner individuellen Prifung ein Aufenthaltsrecht erhalten. lhnen wird durch die lange Aufent-
haltsdauer in den Zentren wertvolle Zeit fir ihre Integration genommen.

- Menschen lange Zeit in derartigen Zentren unterzubringen, fihrt zu Perspektiviosigkeit
und diese erhoht das Aggressions- und Frustrationspotential, was die Gefahr von Aus-
einandersetzungen in der Einrichtung erhéht.

- Sind Menschen lange Zeit ohne Arbeit, verlieren sie ihre Beschéaftigungsfahigkeit, was
ihnen sowohl bei einer Riickkehr in ihr Herkunftsland schadet als auch bei einem Verbleib
in Deutschland.

Andere Bundesidnder haben bereits vor Jahren sogenannte ANKER-Zentren geschaffen, die
dem Gesetzentwurf offensichtlich als Vorbild dienen. Diese werden zunehmend auch von den
Bundesléandern hinterfragt, in denen sie errichtet wurden. Das insbesondere, weil es sehr
lange Zeit dauert, bis rechtlich Klarheit besteht, ob Asylsuchende einen Aufenthalt bekommen
und auch bei einem negativen Ausgang des Asylverfahrens zahlreiche Griinde dazu flhren,
dass Menschen nicht ausreisen oder abgeschoben werden kénnen. Diese Zeit des Wartens
schadet den Menschen und verzdgert die Integration. Zudem gibt es ein erhdhtes Gewaltpo-
tential in den ANKER-Zentren.

Statt einer Unterbringung in integrationsverhindernden Zentren solite eine Verteilung aller
Asylsuchender so schnell als méglich in die Kommunen erfolgen. Dafiir sprechen humanitére
Grlinde, das Kindeswohl und gesellschaftliche Vorteile.

2. Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE, der SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Drucksache 7/9422

Die BIMF beflirwortet, wie bereits zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der CDU - Drucksache
7/9116 - ausgefithrt, die Einrichtung einer zentralen Behérde, eines Landesamtes flir Migration
und Integration, in welchem auch eine Zentrale Auslanderbehérde untergebracht ist, allerdings
beschrankt auf bestimmte inhaltliche Aufgaben. Ubernommen werden sollten die Aufgaben
der Referate 740 und 750 des Thiringer Landesverwaltungsamtes, die Fachkrafteeinwande-
rung und die Umsetzung der Aufnahmeanordnungen nach § 23 Abs. 1 AufenthG. In eine wie
im Gesetzentwurf beschriebene Landesbehérde sollte zudem die Koordinierung der Anerken-
nung im Ausland erworbener Bildungs-und Berufsabschliisse und sonstige Qualifikationen ein-
gegliedert werden sowie die Aufgaben des Einblrgerungsrechtes, die aktuell im Thiringer
Landesverwaltungsamt bearbeitet werden.
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Die in § 3 der Thuringer Verordnung Uber die Kostenerstattung nach dem Tharinger Fllicht-
lingsaufnahmegesetz vorgesehene Investitionspauschale filr die Schaffung von Unterbrin-
gungsplatzen in Wohnungen in Héhe von 3.000 Euro wird grundsatzlich beflrwortet. Es muss
sichergestellt sein, dass die Pauschale vollstandig in die Errichtung beziehungsweise Herrich-
tung von Wohnungen investiert wird.

Fur die Einrichtung einer zentralen Behorde, die mit zusétzlichen Aufgaben betraut ist, bedarf
es zwingend zusatzlichen Personals. Entsprechende Kosten sind einzustelien.

3. Beantwortung der Fragen des Ausschusses

1. Durch die in beiden Gesetzesentwiirfen formulierte Ubernahme zusétzlicher Aufgaben
durch die Zentrale Auslénderbehdrde werden die kommunalen Auslanderbehérden ent-
lastet. Dies ist aufgrund der hohen Arbeitsbelastung der 6rtlichen Behodrden von erheb-
licher Bedeutung. Auch die Anliegen der betroffenen Menschen kénnen dann zeithah
bearbeitet werden. Voraussetzung ist jedoch, dass in der Zentralen Auslanderbehdrde
erheblich mehr Personal eingesetzt wird. Der Gesetzentwurf 7/9116 fihrt dazu, dass die
Kommunen selbst weniger Unterbringungsplatze bereitstellen miissen, da die Gemein-
schaftsunterkiinfte in den vier Planungsregionen vom Land betrieben werden. Die investi-
tionspauschale furr die Schaffung von Platzen in Wohnungen im Gesetzentwurf 7/9422
fuhrt zu einer finanziellen Entlastung der Kommunen.

2.  Wieviel Unterbringungsplétze die im Gesetzentwurf 7/9116 vorgesehenen TZAR aufwei-
sen missen, kann nicht beurteilt werden, da dies abhéngig von der Entwicklung der Asyl-
bewerberinnen und -bewerberzahlen und deren Herkunftslander ist.

3. Es kann nicht beurteilt werden, welche Kosten den Kommunen und dem Land durch die
Einrichtung von TZAR entstehen. Das Land finanziert die Unterbringung von Gefliichteten
bereits jetzt durch entsprechende Pauschalen an die Kommunen pro untergebrachten ge-
fluchteten Menschen. Betreibt das Land die Unterkiinfte selbst, fallen diese Pauschalen
weg, das Land tritt in die direkte Finanzierung ein. Ob dies Mehr- oder Minderkosten fir
die konkrete Unterkunft hervorruft, ist vom jeweiligen Einzelobjekt abhangig.

4, Die Auswirkungen auf die jeweiligen Standorte der TZAR kann nicht abschlieend beur-
teilt werden. Die ANKER-Zentren in anderen Bundeslédndern haben - da sie Menschen un-
terbringen, die sich keine Zukunftsperspektive aufbauen kénnen und keine geselischaft-
liche Teilhabe fordern - keine positive Auswirkung auf die jeweilige Region. Vielmehr fiih-
ren sie zu einer Abschottung zwischen den Bewohnenden der Unterkunft und den Gbrigen
Bewohnenden der Region.

5. Der Gesetzentwurf 7/9116 fuhrt dazu, dass die in den TZAR lebenden Menschen keine
Méglichkeiten bekommen, an Integrationskursen teilzunehmen und damit, auch wenn sie
einen Zugang zum Arbeitsmarkt bekommen sollten, ohne entsprechende Deutschkennt-
nisse kaum Chancen auf dem Arbeitsmarkt als Arbeitskréfte und schon gar nicht als
Fachkréfte erhalten.

Beide Entwiirfe wollen die Fachkrafteeinwanderung in einer Zentralen Auslanderbehérde
biindeln, was bei ausreichender personeller Ausstattung der Behdrde zu einer Beschleu-
nigung der Verfahren fiihren kann, die sich positiv auf die Fachkrafteeinwanderung aus-
wirken sollte.
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9.

10.
11.
12.

13.
14.
15.
16.

Die Einrichtung von TZAR wird kritisch gesehen wegen méglicher VerstéRe gegen das
Schulgesetz, welches fiir ausléndische Kinder nach drei Monaten die Schulpflicht vor-
sieht. Auch das vorrangig zu beachtende Kindeswohl wird nicht ausreichend berticksich-
tigt. Nach der EU-Aufnahmerichtlinie (2013/33/EU) haben besonders schutzbedirftige
Gefliichtete spezielle Rechte, die sich auch auf die Unterbringung und deren Dauer bezie-
hen. Diese dirften bei der langzeitigen Unterbringung in solchen Zentren verletzt sein.

Asylrechtliche Verfahren werden iber das BAMF bestimmt, Anderungen dort sind Bun-
dessache. Die Digitalisierungen in den Auslanderbehérden ist voranzutreiben.

In Gesetzen wird es immer Ermessensregelungen und auslegungsbedirftige Rechtsbe-
griffe geben, da ansonsten eine Anwendung auf den konkreten Einzelfall nicht méglich ist.
Durch das zustandige Ministerium kénnen bundes- und landesgesetzliche Regelungen
durch Erlasse und Anwendungshinweise konkretisiert werden. Dies flihrt zu einer einheit-
licheren Anwendung in den kommunalen Auslanderbeh&rden.

Auf die Stellungnahme zu den jeweiligen Gesetzentwlrfen wird verwiesen.

Auf die Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf 7/9116 wird verwiesen.

Auf die Stellungnahme zu den jeweiligen Gesetzentwirfen wird verwiesen.

In Kontext dieser Stellungnahme sind seitens BIMF weiter keine Handlungsbedarfe zu be-
hennen.

Auf die Stellungnahme zu den jeweiligen Gesetzentwlrfen wird verwiesen.
Auf die Stellungnahme zu den jeweiligen Gesetzentwirfen wird verwiesen.
Auf die Stellungnahme zu den jeweiligen Gesetzentwiirfen wird verwiesen.

Auf die Stellungnahme zu den jeweiligen Gesetzentwlirfen wird verwiesen.

Mit freundlichen Grifen

Beauftragte fur Integration, Migration und Flichtlinge
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Sachverstandigenrat
fiir Integration und Migration

ABYE 2 [ 202%
Stellungnahme zu den Gesetzentwiirfen zur
Neuordnung im Migrationsbereich durch
Schaffung einer zentralen Auslanderbehorde

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU, Drs. 7/9116 des Thiiringer Landtags
vom 29. November 2023 sowie Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE,
der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Drs. 7/9422 des Thiiringer Land-
tags vom 24, Januar 2024 Thiringer Landtag

) . . Zuschrift
17. Mai 2024 Den Mitgliedern des 13662

AfM\]V zu Drs. 7/9116, 9422

Der Sachverstandigenrat flir Integration und Migration (SVR) wurde mit Schreiben vom 22. Méarz 2024
eingeladen, in einem miindlichen Anhorungsvetfahren des Ausschusses flir Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz des Thiringer Landtags seine Auffassung zu den oben bezeichneten Gesetzentwiirfen darzule-
gen sowie auf einen damit verbundenen Fragenkatalog einzugehen und ggf. sich in der Sitzung ergebende
Fragen der Mitglieder des Ausschusses zu beantworten.

Wir bedanken uns fiir diese Einladung und kommen im Folgenden der Bitte nach, diese Auffassung vorab
in einer schriftlichen Stellungnahme zu Ubermitteln. Der SVR hatte sich bereits im Rahmen einer Stellung-
nahme vom 21. August 2023 zum Entwutf eines Thiringer Gesetzes zur Neuordnung der Aufgabenwahr-
nehmung im Bereich der Migrations- und Integrationsangelegenheiten (Gesetzentwurf der Landesregie-
rung, Drs. 7/8285 des Thiringer Landtags vom 27. Juni 2023) ausfuhrlich zu diesem Themenkomplex
geduBert.! Auf die dort wiedergegebenen Auffassungen sei an dieser Stelle verwiesen. Gleichzeitig sei an-
gemerkt, dass sich der SVR als unabhangiges Gremium der wissenschaftlichen Politikberatung zu staatsor-
ganisations-, migrationsverwaltungsrechtlichen bzw. haushaltstechnischen Detailfragen, die konkret den
Freistaat Thiringen betreffen, nicht vertiefend einlassen kann; insofern beschrankt sich die Stellungnahme
auf ausgewahlte Aspekte sowie auf einige der zusatzlich Gbermittelten Fragen.

Zur Zielsetzung

Die im Abstand von rund zwei Monaten in den Thilringer Landtag eingebrachten Gesetzentwiirfe der Frak-
tion der CDU ,Thiringer Gesetz zur Neuordnung der Zustdndigkeiten und Aufgaben im Bereich der Migra-
tion durch Errichtung einer Zentralen Auslanderbehoérde zur Beschleunigung der Aufnahme und Riickfiih-
rung® (Drs. 7/9116, kiinftig: ,Entwurf der CDU-Fraktion") und der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN , Thiiringer Gesetz zur Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung im Bereich der
Migrations- und Integrationsangelegenheiten durch Schaffung einer Landesausldnderbehorde®
(Drs. 7/9422, kiinftig: ,Entwurf der Regierungsfraktionen®) verfolgen ausweislich ihrer Titelbezeichnungen
das gleiche Ziel: die Schaffung einer zentralen, fir das Migrations- und Auslanderwesen zustandigen Lan-
desoberbehdrde, der neben einigen Kernzusténdigkeiten im Bedarfsfall weitere Aufgaben zugewiesen wer-
den konnen.? Auch wenn sich — darauf wird im Folgenden Bezug zu nehmen sein — die Gesetzentwlirfe
nicht nur semantisch, sondern in ihrer motivationalen StoBrichtung durchaus fundamental unterscheiden:
aus Sicht des SVR ist es angesichts der fortgesetzten Bedeutung von Fragen der Migrationssteuerung und
der bisweilen krisenhaften Be- und Uberlastungssituation sowohl der behérdlichen Verwaltungsstrukturen
als auch der offentlichen Aufnahmekapazitéten im Freistaat Thiringen zu begrliBen, dass neben den die

1 vgl, SVR 2023a

2 vgl. zu den Organisationsvarianten zentraler Auslénderbehdrden als Landesmittel- bzw. Oberbehérden Bogumil, Jorg/Hafner,
Jonas/Kastilan, André 2023: Zusténdigkeiten und Zusammenarbeit von Bund, Landern und Kommunen in den Politikfeldern Migration
und Integration. Expertise im Auftrag des Sachversténdigenrats fiir Integration und Migration flir das SVR-Jahresgutachten 2024,
Bochum, S. 19-21.
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Sachverstandigenrat
fir Integration und Migration

Regierung tragenden Fraktionen auch eine der groBen Oppositionsfraktionen einen Gesetzentwurf zur Neu-
verteilung von Aufgaben und Zustandigkeiten im Bereich der Migrationsverwaltung auf Landesebene in den
Landtag eingebracht hat, um diese Zusténdigkeiten gesetzlich zu regeln. Mit einem Gesetzgebungsverfah-
ren verbunden ist in der Regel eine breitere &ffentliche Debatte sowie die Mdglichkeit, im Rahmen von
Beteiligungsverfahren wie der geplanten Anhérung die Positionen unterschiedlicher Akteure zu dokumen-
tieren und im Gesetzgebungsverfahren zu bertlicksichtigen. Alternativ wéren vermutlich auch einige der
geplanten MaBnahmen im Entwurf der Regierungsfraktionen untergesetzlich im Wege des Erlasses von
Verwaltungsvorschriften zu regeln gewesen.

Gleichzeitig bedauert der SVR, dass diese Gesetzentwlirfe erst zu einem derart spaten Zeitpunkt in der
Wahlperiode im zustandigen Ausschuss beraten und durch eine Anhérung flankiert werden, dass eine sorg-
faltige Analyse der Anhdrungsergebnisse und deren Beriicksichtigung bis zu einer etwaigen Beschlussfas-
sung des 7. Thiiringer Landtags kaum mdglich sein wird (zwischen der Anhdrung am 31. Mai und der
letzten Plenarsitzung des Landtages am 14. Juni 2024 liegen nur neun Arbeitstage). Eine Beratung und
Beschlussfassung ,mit heiBer Nadel" wiirde aus Sicht des SVR der Aufgabe nicht ausreichend gerecht, die
Strukturen, Zustandigkeiten und Verwaltungsablaufe im Bereich des Migrationswesens auf Landesebene
nachhaltig und zukunftsfest aufzustellen. Eine solche Aufstellung ist nicht nur vor dem Hintergrund der seit
2021 wieder stark gestiegenen Fluchtzuwanderung dringend nétig. Von dieser sind alle Lander insofern
betroffen, als hinreichende Aufnahme-, Unterbringungs- und Integrationsstrukturen vorzuhalten sind. Auch
mit Blick auf eine effektivere Organisation der Zuwanderung von Fachkréaften, Auszubildenden, Studieren-
den und deren Familienangehdrigen ist eine Anpassung von Verwaltungsstrukturen sinnvoll. Gleichzeitig
hat sich in den letzten Jahren die Komplexitdt des Aufenthalts- bzw. Auslénderrechts erheblich gesteigert;
auch die hohe Gesetzgebungsfrequenz erhdht den Erflillungsaufwand der Einwanderungsverwaltung und
tiberfordert die kommunalen Ausldnderbehdrden zunehmend — nicht zuletzt, weil diese auch vermehrt vor
erheblichen Herausforderungen bei der Personalrekrutierung stehen.? Der SVR empfiehlt vor diesem Hin-
tergrund, auf Landerebene jede Méglichkeit zu nutzen, um zu einer effizienteren Umsetzung des Einwan-
derungsrechts zu gelangen; dabei sollte den Stichworten ,Zentralisierung®, ,Spezialisierung® und ,Digitali-
sierung" ein hoher Stellenwert beigemessen werden.

Gemein ist beiden Gesetzentwl(irfen (so wie dies auch in dem zur{ickgezogenen Gesetzentwurf der Landes-
regierung vom 27. Juni 2023, Drs. 7/8285 des Thiiringer Landtags, vorgesehen war), dass die bisher in
den Referaten 740 und 750 des Landesverwaltungsamts wahrgenommenen Aufgaben der Migrationsver-
waltung in einer operativen Behdrde geblindelt werden sollen. Bei diesen Aufgaben handelt es sich um
Aufnahme, Unterbringung und Versorgung von Gefliichteten einschlieBlich der Umsetzung des Asylbewer-
berleistungsgesetzes, Organisation der Aufnahmeeinrichtungen, Rechts- und Fachaufsicht tiber Kommunen
im Ubertragenen Wirkungskreis, Unterstiitzung/Organisation von RUckflihrungen sowie Projektférderung
im Bereich Integration.* Im Entwurf der CDU-Fraktion ist von der Errichtung einer ,Zentralen Auslanderbe-
horde" als eigene Abteilung und damit oberer Landesbehdrde innerhalb des Landesverwaltungsamts die
Rede, die dem fiir Migrationsangelegenheiten zusténdigen Ministerium unmittelbar nachgeordnet ist
(Dienst- und Fachaufsicht); im Entwurf der Regierungsfraktionen von der Errichtung einer ,Landesausl&n-
derbehdrde®™ als obere Landesbehérde, die dem flir das Aufenthalts- und Asylrecht sowie die Aufnahme
und Versorgung von Fliichtlingen und Spétaussiedlern zusténdigen Ministerium unmittelbar nachgeordnet
ist (Dienst- und Fachaufsicht). Insoweit erscheint die Zielsetzung sehr &hnlich; es handelt sich in beiden
Féllen um eine Uberschaubare Umorganisation auf oberbehdrdlicher Ebene — und nicht um eine umfassende
politikfeldbezogene Verwaltungsreform. Beide Entwirfe wahlen dazu die Form eines Artikelgesetzes, In

3 Der SVR hat in diesem Zusammenhang bereits an anderer Stelle die Frage gestellt, ,ob einige der Regelungen, die aus einer
materiell-rechtlichen Perspektive als sinnvoll zu erachten sind, aus einer die Rechtsumsetzung in den Blick nehmenden Perspektive in
der Praxis der Anwerbung und in der konkreten Situation einer chronisch Uberlasteten und kaum digitalisierten Verwaltung ggf. mehr
schaden als niitzen." Er hat ferner darauf hingewiesen, ,dass rechtliche Reformen, die Deutschlands Attraktivitit als
Einwanderungsland flir Arbeitskréfte aus Drittstaaten stérken [..], ins Leere laufen kénnten, wenn schnelle und umfassende
Verbesserungen im Bereich der Einwanderungsverwaltung unterbleiben® (SVR 2023b, S. 7-8). Vgl. dazu auch Schiee,
Thorsten/Schammann, Hannes/Mtinch, Sybille: An den Grenzen? Auslénderbehérden zwischen Anspruch und Alltag. Giitersloh 2023
(https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/migration-fair-gestalten/projektnachrichten/studie-auslaenderbehoerden-
zwischen-anspruch-und-alltag, 16.05.2024),

4 Vgl dazu im Einzelnen die Aufgabenbeschreibung im Geschéftsverteilungsplan des Thiiringer Landesverwaltungsamts
(Stand: 6. Dezember 2023, https://landesverwaltungsamt.thueringen.de/filteadmin/TLVwA/Zentrale Angelegenhei-
ten/1 2023 12 06 GVPI TLVwA.pdf#fpage=76, S. 7679, 16.05.2024)




Sachverstandigenrat
tiir Integration und Migration

dem Artikel 1 ein knappes eigenstdndiges Mantelgesetz zur Einrichtung der Landesoberbehdrde etabiiert
und deren Zusténdigkeiten und Aufgaben auflistet. In Artikel 2 erfolgen inhaltlichen Anderungen des Thi-
ringer Fllichtlingsaufnahmegesetzes sowie in den folgenden Artikeln (iberwiegend redaktionelle Anpassun-
gen anderer Verordnungen, auf die in der vorliegenden Stellungnahme nicht eingegangen wird.

Begriindung der Regelungsbedarfe

Beide Gesetzentwirfe stellen jeweils unterschiedliche Problemkonstellationen in den Vordergrund, um den
Bedarf fiir eine Neuregelung herzuleiten. Der Entwurf der CDU-Fraktion fokussiert auf die massiven Orga-
nisations- und Unterbringungsprobleme der Erstaufnahmeeinrichtung des Freistaats Thiiringen in Suhl so-
wie die Kapazitatsprobleme bei der Weiterverteilung auf die kommunalen Einrichtungen und leitet daraus
den Bedarf fiir eine landesweit zentralisierte Zustandigkeit im Zusammenhang mit der Erstaufnahmeein-
richtung ab; aus dieser heraus soll jedoch auch unmittelbar die Aufenthaltsbeendigung von Personen er-
folgen, die keinen Schutzanspruch geltend machen kénnen und ausreisepflichtig sind. Hierfilr sieht der
Gesetzentwurf die Errichtung und den Betrieb landeseigener Aufnahmeeinrichtungen in jeder Planungsre-
gion vor. Diese werden als ,Thiiringer Zentren fiir Aufnahme und Riickfiihrung — TZAR" bezeichnet und
lehnen sich konzeptuell an die von der damaligen GroBen Koalition im Bund 2018 angekiindigten — politisch
hoch umstrittenen — Ankunfts-, Entscheidungs- und Riickkehrzentren (AnkER-Zentren) an. Die TZAR sollen
Klnftig von der neu zu errichtenden Zentralen Auslénderbehérde (ZAB) verwaltet werden (s. dazu unten).
Ferner soll die ZAB die landesweite Koordinierung in verschiedenen anderen Bereichen vorantreiben, zent-
rale Aufgaben wie die landesweite Zusténdigkeit fir die Passbeschaffung oder das beschleunigte Fachkraf-
teverfahren Ubernehmen und damit Verwaltungseffizienz und -qualitat steigern. Diese Aspekte spielen bei
der Herleitung des Regelungsbedarfs allerdings eine untergeordnete Rolle,

Im Entwurf der Regierungsfraktionen wird zwar in der Problembeschreibung ebenfalls knapp auf den Bedarf
zur Errichtung neuer landeseigener Aufnahmekapazitdten unter der Agide der Landesauslénderbehérde
abgestellt, fir deren Erschliefung finanzielle Mittel bereitgestellt werden sollen. Das in vier Sitzen nor-
mierte Gesetzesziel des Mantelgesetzes zur Landesauslanderbehérde fokussiert indes nahezu ausschlieBlich
auf die Sicherstellung menschenwdirdiger, fairer und diskriminierungsfreier Verfahren und den Schutz und
die Forderung unterzubringender Gefliichteter (§ 1). Die Gesetzesbegriindung begriindet die Zielsetzung
ausfuhrlich, wahrend die sich aus dem Aufenthaltsgesetz ergebenden Bezugspunkte flr zentrale Auslén-
derbehdrden (Durchfiihrung des beschleunigten Fachkréfteverfahrens nach § 81a AufenthG und Uber-
nahme und Funktionen und Aufgaben der zentralen Auslanderbehérde gemiB § 71 Abs. 1 Satz 5 AufenthG
bei Visumverfahren in zentralen Kategorien der ausbildungs- und erwerbsbezogenen Zuwanderung®) eher
randstandig Erwdhnung finden.

Hierin zeigt sich, dass die Gesetzesinitiativen (zu) stark von der besonders im Jahr 2023 im Freistaat Thii-
ringen virulenten Debatte um Fichtlingsunterbringung gepragt worden sind und (zu) wenig von den sons-
tigen Bedarfslagen zur Verbesserung der Migrationsverwaltung, etwa im Bereich der Beschleunigung der
Erwerbsmigration. Zu diesen Bedarfslagen geh6rt aus Sicht des SVR angesichts der in wenigen Wochen in
Kraft tretenden Reform des Staatsangehérigkeitsgesetzes auBerdem auch die Einblrgerungsverwaltung,
die es voraussichtlich mit einem erheblichen zusétzlichen Aufkommen von Einblirgerungsantragen zu tun
haben wird. Aufgrund dessen erscheint die Priifung einer erweiterten Zustandigkeit flir bestimmte Aufga-
ben im Bereich der Einbiirgerungsverwaltung angezeigt; so kénnten in der neuen zentralen Behorde drin-
gend benétigte Schritte der Zentralisierung sowie der Digitalisierung des Einbiirgerungsprozesses vermut-
lich leichter gegangen werden als in den einzelnen Kommunen. In Thiiringen sind derzeit im Ubertragenen
Wirkungskreis die Kommunen (Landratsamter bzw. kreisfreie Stadte) flir Anspruchseinblirgerungen nach §
10 StAG sowie damit verbundene Einblrgerungen von Familienangehérigen zustandig. Lediglich (iber Er-
messenseinblirgerungen entscheidet als obere Landesbehtrde das Landesverwaltungsamt. Es kénnte sinn-
voll sein, angesichts der zu erwartenden (und erwiinschten) steigenden Einblirgerungszahlen und des auch

5 ,Die Lander sollen jeweils mindestens eine zentrale Ausianderbehérde einrichten, die bei Visumantragen nach § 6 zu Zwecken nach
den §§ 16a, 16d, 17 Absatz 1, den §§ 18a, 18b, 18c Absatz 3, den §§ 18d, 18f, 19, 19b, 19c und 20 sowie bei Visumantrégen des
Ehegatten oder der minderjéhrigen ledigen Kinder zum Zweck des Familiennachzugs, die in zeitlichem Zusammenhang gestellt
werden, die zustandige Auslanderbehorde ist.,"
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mit komplexen Einblrgerungsfallen zusammenhédngenden Antragsstaus in den Kommunen wieder mehr
Kompetenzen auf die oberen Landesbehdrde (rlick)zulbertragen.®

Bewertungen einzelner Regelungsanliegen

Beide Gesetzentwdirfe enthalten eine lange Reihe von Aufgaben und Zustandigkeiten, die von der zentralen
Auslénderbehérde Ubernommen werden sollen, und die an dieser Stelle nicht gesamthaft einer Bewertung
unterzogen werden kdnnen. Sie erscheinen jedoch ganz Uberwiegend geeignet, auf oberer Landesebene
wahrgenommen zu werden; neben dem bereits erwihnten Ubergang des Portfolios der Referate 740 und
750 sind dies u. a. die bereits erwahnten aufenthaltsrechtlich vergleichsweise neuen Tatbestinde einer
zustandigen Funktion bei Visaverfahren (§ 71 Abs. 1 Satz 5 AufenthG) und beschleunigtem Fachkréftever-
fahren (§ 81a AufenthG), aber auch die Antragsbearbeitung im Rahmen von Landesaufnahmeprogrammen
(§ 23 Abs. 1 AufenthG).” Zudem enthalten beide Gesetzentwiirfe eine Ermé&chtigungsgrundlage zum Erlass
von Rechtsverordnungen durch die Landesregierung bzw. das fiir Migrationsfragen zusténdige Ministerium,
in denen der Behorde weitere Aufgaben (ibertragen werden konnen. Dies ist zu begriiBen und die Gesetz-
entwirfe bedeuten insofern einen deutlichen Fortschritt gegeniiber dem vom SVR in seiner damaligen
Stellungnahme als zu zaghaft bewerteten Gesetzentwurf u. a. zur Einrichtung eines Amts fiir Migration und
Integration (Thiringer Gesetz zur Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung im Bereich der Migrations- und
Integrationsangelegenheiten, Gesetzentwurf der Landesregierung, Drs. 7/8285 des Thiiringer Landtags
vom 27, Juni 2023). Explizit ist hier auf die im CDU-Entwurf erwartete ,erhebliche Steigerung der Verwal-
tungseffizienz und -qualitdt" abzustellen, die durch Biindelung bereits vorhandenen Wissens im Aufent-
haltsrecht entstehen soll und die dazu fiihren kdnnte, dass komplexe Einzelfalle durch Spezialisierung und
arbeitsteiliges Zusammenwirken besser und schneller bearbeitet werden (Drs. 7/9116: 2).

Der SVR regt in diesem Zusammenhang an, die Aufgabenwahrnehmung durch die neue zentrale Auslan-
derbehdrde derart auszugestalten und auch zu kommunizieren, dass diese von den kommunalen Behorden
als echte Unterstlitzung und Servicestelle wahrgenommen wird; nur so kann es zu einer wirksamen Ent-
lastung kommen. Diese kdnnten die Unterstiitzungsleistungen der zentralen Auslanderbehdrde in bestimm-
ten Aufgabenbereichen auch auf freiwilliger Basis nutzen kénnen, etwa wenn es um komplexe Einzelfélle
bei der Feststellung von Identitat oder Staatsangehorigkeit geht, flr die vor Ort das Spezialwissen fehlt,
flr deren Bearbeitung auf Landesebene aber Expertise vorhanden ist. Andererseits miissten Félle, die in
groBeren Kommunen mit der dort vorhandenen Expertise bearbeitet werden kénnen, nicht zwangsweise
auf die hohere Ebene Ubertragen werden.

Im Hinblick auf den Entwurf der CDU-Fraktion duBert der SVR seine Skepsis gegeniiber der geplanten
Anderung des Thiiringer Fliichtlingsaufnahmegesetzes, mit der neue Landesaufnahmeeinrichtungen gemas
§ 44 des Asylgesetzes und § 15a Abs. 4 AufenthG geschaffen werden sollen (§ 2a-neu). Diese ,Thiiringer
Zentren flr Aufnahme und Rlckflihrung — TZAR" sind an das Modell der AnkER-Zentren angelehnt und
sollen erlauben, dass insbesondere Personen mit geringer Bleibeperspektive bis zum Abschluss ihres Ver-
fahrens bzw. bis zur Abschiebung in der Landeserstaufnahme bleiben. Bereits in seinem Jahresgutachten
2019 hat der SVR auf die Risiken solcher Aufnahme- und Riickkehrzentren hingewiesen und eine sorgfaltige
Evaluierung angemahnt, bevor sie fldchendeckend zur Anwendung kommen.8 Die zwischenzeitlich vorge-
legte Evaluierunsg der AnkER-Einrichtungen durch das Forschungszentrum des BAMF brachte im Hinblick
auf die mit den Zentren verbundenen Ziele eher gemischte Ergebnisse.® Die in die Zentren gesetzten Er-
wartungen hinsichtlich kiirzerer Verfahrensdauern und schnellerer bzw. effektiverer Riickfiihrung erfUllten
sich nur zum Teil. Dies kann aus Sicht des SVR im Rahmen einer Gliterabwégung die zweifellos vorhande-

% Vgl. dazu ausfihriicher SVR 2023a, S. 4-5.

7 Thiiringen ist eines der Bundeslénder, in denen seit 2013 ein Aufnahmeprogramm fiir syrische Fliichtlinge, die eine Aufnahme durch
ihre im Land lebenden Verwandten beantragen konnen, in Kraft ist.

8 SVR 2019, S. 63.

9 BAMF: Evaluation der AnkER-Einrichtungen und der funktionsgleichen Einrichtungen. Forschungsbericht 37 des BAMF-

Forschungszentrums, Niirnberg (https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Forschungsberichte/fh37-evaluation-
anker-fg-einrichtungen.htmi?nn=403976, 16.05.2024).
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nen Risiken — Gefahr von Konflikten, Isolation und Kontaktarmut und damit verbundenen Integrations-
hemmnissen, die sich insbesondere auswirken, wenn es nicht zu einer Rickflihrung kommt, — nicht auf-
wiegen.

Grundsatzlich positiv hervorzuheben ist der Plan im Entwurf der Regierungskoalition, der Landesauslander-
behdrde die Koordinierung der Anerkennung im Ausland erworbener Bildungsabschliisse und sonstiger
Qualifikationen zu Ubertragen (Drs. 7/9422: 4). Vor dem Hintergrund der erheblichen Bedeutung schneller
und effizienter Anerkennungsverfahren fUr die berufliche Integration von Zugewanderten® mahnt der SVR
hier zu einer sorgfaltigen Regelung unter Berlicksichtigung von Erfahrungen anderer Stellen in Bund und
Landern sowie zu einer ausreichenden Hinterlegung mit Personalressourcen.

Ein innovatives Element im Entwurf der Regierungskoalition ist die sog. Investitionspauschale, mit der
Landkreise und kreisfreie Stadte incentiviert werden sollen, neue Unterbringungsplatze auf kommunaler
Ebene zu schaffen. Nach der geplanten Ergénzung in der Thiringer Verordnung (iber die Kostenerstattung
nach dem Thiringer Fllichtlingsaufnahmegesetz (geregelt in Artikel 4 des Gesetzentwurfs auf Drs. 7/9422)
kdnnen Kommunen unter bestimmten Bedingungen und auf vorherigen Antrag zusatzlich zur reguléren
Pauschale zur Deckung der tatsachlichen Kosten pro Unterbringungsplatz einen Betrag von einmalig 3.000
Euro je geschaffenen Platz vereinnahmen. Das Vorgehen erscheint aus Sicht des SVR als ein gangbarer
Weg, um bei entsprechender Zuriickhaltung von Kommunen in bestimmten Situationen ~ etwa bei erheb-
lichen Biirgerprotesten oder politischem Unwillen — deren Unterbringungsaktivitdten (wieder) zu motivie-
ren; das Geld erscheint hier allemal besser investiert als in der vermutlich sogar deutlich teureren Schaffung
von Unterkunftsplédtzen in groBen Gemeinschaftsunterklinften oder Erstaufnahmeeinrichtungen, in denen
die Integrationschancen der Bewohnerinnen und Bewohner in der Regel schlechter sind als im Falle kom-
munaler Unterbringung.

Erganzende Fragen und Fazit

In Ermangelung dezidierter Expertise zu landesspezifischem Verwaltungsrecht und dessen Anwendungs-
praxis sowie demographischer und geographischer Verhaltnisse im Freistaat Thiiringen kann der SVR sich
zu den zusatzlich Ubermittelten Fragen 1 bis 7 nicht qualifiziert duBern. Die Ubrigen Fragen beantwortet er
wie folgt: '

Frage 8

Aus Sicht des SVR liegt die Beantwortung bereits in der Frage selbst: Durch Gesetzgebung wird sich eine
Vereinheitlichung bei der Anwendung von asyl- und auslanderrechtlichen Bestimmungen dadurch erreichen
lassen, dass bestehende Ermessensspielraume revidiert oder nivelliert werden. Indes kommt es haufig vor,
dass gesetzliche Vorschriften durch die nghere oder erschopfende Begriffsbestimmung bzw. durch die Auf-
nahme verschiedenster Fallkonstellationen unliberschaubar lang werden — oder dass sich keine parlamen-
tarischen Mehrheiten fiir entsprechende Anderungen finden lassen. Als verbindlich ermessensleitend fir
die Behorden erweisen sich in diesem Fall Verwaltungsvorschriften. Auch wenn diese aus der Perspektive
der Betroffenen nicht unmittelbar justiziabel sind, wirken sie dennoch indirekt, in dem sich auch die Recht-
sprechung auf sie bezieht (ebenso kann sie sich auf Gesetzeshegriindungen oder ministerielle Weisungen
beziehen). Die Konzentration von komplexen und breiten Ermessensspielrdumen zuganglichen migrations-
rechtlichen Sachverhalten in der Zustandigkeit von Landesmittel- oder -oberbehérden erweist sich dabei
ebenfalls als probates Mittel.

Frage 9
Es wird auf die Ausflihrungen im Abschnitt ,Bewertungen einzelner Regelungsanliegen® verwiesen.

Frage 10
Die Frage kann mit Blick auf die beiden Gesetzentwlirfe sachlogisch nicht erschlossen werden. Falls mit
Jherkunftsspezifischer Verteilung® die Verteilung anhand von zusammengefassten Herkunftsgruppen mit

18 vgl. SVR 2024, S. 120-121.
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bestimmten Bleibeperspektiven in einzelne der geplanten neuen Landesaufnahmeeinrichtungen gemeint
ist, wird auf die entsprechenden Ausfiihrungen zu den TZAR verwiesen.

Frage 11
Die geplanten Regelungen werden seitens des SVR ausdriicklich begr(iBt.

Frage 12

Auf die Ausfiihrungen zur Ubernahme von Landeszustindigkeiten im Bereich der Einbiirgerungsverwaltung
auf Seite 3 dieser Stellungnahme wird verwiesen. Ansonsten stellt der SVR fest, dass einige der in seiner
Stellungnahme vom 21, August 2023 adressierten Handlungsbedarfe in den nun vorliegenden Gesetzent-
wirfen aufgegriffen wurden.

Frage 13

Die Einrichtung einer zentralen Auslénderbehérde bzw. einer Landesauslénderbehdrde wird grundsatzlich
positiv bewertet, wenngleich es maBgeblich auf die Umsetzung ankommt. Auf die entsprechenden Ausfih-
rungen zu den mdglichen Aufgaben sowie zur bendtigten Sorgfalt in der Beratung der Aufgabenzuschnitte
wird verwiesen.

Frage 14
Auf die Ausflihrungen in der vorliegenden Stellungnahme wird verwiesen.

Frage 15
Auf die Ausflihrungen im Abschnitt ,Bewertung einzelner Regelungsanliegen™ wird verwiesen,

Frage 16
Auf die Ausfiihrungen zu den TZAR im Abschnitt ,Bewertung einzelner Regelungsanliegen® wird verwiesen,

Fazit

AbschlieBend sei die Anmerkung gestattet, dass aus Sicht des SVR beide Gesetzentwiirfe zu wenig auf die
(finanzielle) Gesetzesfolgenabschatzung eingehen. Beispielhaft sei auf den Abschnitt ,Kosten" im Gesetz-
entwurf der CDU-Fraktion verwiesen, in dem lediglich abstrakt von Priferfordernissen oder mdglichen
Mehrkosten bzw. Einsparpotenzialen gesprochen wird; die konkrete Anzahl der TZAR (es kann von jewelils
einer in den vier Planungsregionen in Thiiringen ausgegangen werden) und insbesondere die zu erwarten-
den ErschlieBungs-, Einrichtungs- und Betriebskosten bleibt der Entwurf schuldig. Nicht minder unbeftiedi-
gend sind die Angaben im Entwurf der Regierungsfraktionen (,Der finanzielle Mehrbedarf ist noch zu er-
mitteln. Auch die Ubertragung sonstiger Aufgaben kann einen personellen Mehrbedarf erfordern und Kos-
ten verursachen®; Drs. 7/9422; 1-2). Dies ist insbesondere in Zeiten knapper Haushalte insofern bedauer-
lich, als ggf. Kosten erst ex post bekannt werden, die dann zu Einsparungen an anderer Stelle fithren und
die Akzeptanz parlamentarischer Arbeit schmélern kénnten.

Um ggf. noch vor der im Herbst anstehenden Landtagswahl zu einem Ergebnis zu kommen, soliten die
einbringenden Fraktionen die knappe Zeit, die bis zu einer Verabschiedung eines Gesetzentwurfes im Land-
tag noch bleibt, konstruktiv nutzen, um ihre Positionen noch weiter anzundhern und mdéglicherweise zu
einem zumindest durch Stimmenthaltung auch symbolisierten Teilkonsens in dieser wichtigen Angelegen-
heit der thiiringischen Innenpolitik zu gelangen.

Vorsitzender

Sachverstandigenrat fiir Integration und Migration (SVR)

Das Dokument wurde zum Zweck der Veréffentlichung in der Parlamentsdokumentation bearbeitet.
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Erfurt, den 17. Mai. 2024

Stellungnahme des Fliichtlingsrat Thiiringen e.V. zum Entwurf
der CDU Landatagsfraktion eines Thiiringer Gesetzes zur Neu-
ordnung der Zustandigkeiten im Bereich der Migration durch
Errichtung einer Zentralen Auslinderbehdrde zur Beschleuni-
gung der Aufnahme und Riickfiihrung

Sehr geehrte Abgeordnete,

vielen Dank flr lhr Schreiben vom 22.3.2024 und der Méglichkeit der Stel-

lungnahme zum geplanten Gesetz.

Der Flichtlingsrat Thiringen e.V. ist ein politisch unabhangiger Zusammen-
schluss von Engagierten und Interessierten im Flichtlingsbereich und Akti-
ven aus Menschenrechtsgruppen, Gewerkschaften, Kirchen und Parteien. Er
hat sich im Frihjahr 1997 gegriindet. Ausschlaggebend fiir die Griindung des
Vereins war der Wunsch nach einem Netzwerk fiir die Flichtlingsarbeit in
Thiringen.

Wir setzen uns flr gute und faire Asyl-, Lebens- und Aufnahmebedingungen
von Flichtlingen ein und verstehen uns als Thiringer Netzwerkstelle fiir in
der Fllchtlingsarbeit Engagierte. Wir setzen uns aufRerdem flir den Schutz
von Flichtlingen und Migrant*innen sowie fiir den Abbau von Vorurteilen und
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Diskriminierungen ein. Der Fllichtlingsrat Thiiringen e.V. ist Mitglied der bun-
desweiten Arbeitsgemeinschaft PRO ASYL und mit den Fliichtlingsraten an-
derer Bundeslander vernetzt.

Der Fllchtlingsrat Thiiringen e.V. hélt es fiir dringend geboten, Veranderun-
gen in den behordlichen und ministeriellen Zustandigkeiten und Ablaufen im
Bereich Migration vorzunehmen. Aus menschenrechtlicher Perspektive kann
damit bestehenden Problemen in der Administration und dem Aufnahmesys-
tem wirkungsvoll begegnet werden. Die Blndelung von Zustandigkeiten
durch die Zusammenfihrung von Dienst- und Fachaufsicht fir eine geplante
zentrale Auslanderbehdrde kénnte ein erster zentraler und notwendiger

Schritt sein, um Anderungen und Verbesserungen z{igig umzusetzen.

Der vorliegende Gesetzentwurf hat zum Ziel, die Uberbelegung der Erstauf-
nahmeeinrichtung in Suhl zu reduzieren, die Zuweisung von schutzsuchen-
den Menschen auf die Kommunen neu zu strukturieren sowie die Abschie-

bung von vollziehbar ausreisepflichtigen Menschen zu beschleunigen.

Der Flichtlingsrat Thlringen e.V. sieht grundsatzlich die dringende Notwen-
digkeit von Verbesserungen in folgenden Bereichen bei der Aufnahme von

Schutzsuchenden in Thiiringen:

Die Erstaufnahmeeinrichtungen werden Willkommensorte und
Schutzraume fiir Menschen auf und nach der Flucht: Nétig fiir ein faires
Asylverfahren sind Erstaufnahmeeinrichtungen, die das Ankommen der Men-
schen in den Mittelpunkt stellen und sie bestmdglich auf das Asylverfahren
und den Aufenthalt in Deutschland vorbereiten. u.a. muss sichergestellt sein,
dass Menschen, bei denen rechtsextreme oder rassistische Einstellungen o-
der Handlungen bekannt sind oder werden, nicht in den Erstaufnahmeein-
richtungen arbeiten ddrfen. Es ist in keiner Weise tragbar, dass eine entspre-
chende Person (siehe Antwort auf die Kleine Anfrage im Thiiringer Landtag,
Drucksache 7/7254) im Sicherheitsdienst der EAE Suhl weiterhin beschaftigt
ist. Ein respektvoller und deeskalierender Umgang sollte von allen Mitarbei-

ter:innen, insbesondere auch vom Sicherheitsdienst, der Standard sein.
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Transparente Strukturen in den EAE sowie enge Abstimmung aller
Organisationen fiir eine gelungene humanitare Aufnahme: aktuell
sind weder nach auBen noch nach innen sind Zustandigkeiten, Ansprech-
partner:innen, Kontaktdaten, Abldufe, etc. ausreichend transparent. Not-
wendig ist die strukturierte, regelmaRige Abstimmung der handelnden Or-
ganisationen in den EAE zum Ablauf des gesamten Verfahrens, von der Asyl-
antragstellung Uber die Anhdrungstermine und die Versorgung in der EAE
bis zur Verteilung auf die Landkreise/ kreisfreien Stadte. Es sollte ein regel-
maRkig zu aktualisierendes Organigramm und Handbuch Uber Ablauf, Zu-
standigkeiten und Ansprechpartner:innen der Organisationen in den EAE z(i-
gig erstellt werden. Fir die Bewohner:innen bedarf es einer mehrsprachigen
Ubersicht aller Organisationen, deren Aufgabenbereiche/ Zusténdigkeiten,
Erreichbarkeiten und Angebote in den EAE. Auf die Maglichkeit der unabhan-
gigen Asylverfahrensberatung und deren Kontakte sollte bei Ankunft in der
EAE verbindlich hingewiesen werden. Zugang und Anwesenheit von (ehren-
amtlichen) Unterstiitzer:innen in den Erstaufnahmeeinrichtungen sollten ei-

nen verbindlichen Standard darstellen.

Systematische Erfassung und Versorgung besonders schutzbedjiirf-
tiger Personengruppen und deren besonderer Bedarfe: Besonders
Schutzbedurftige Menschen im Asylverfahren umfassen, entgegen der bis-
herigen Praxis in der EAE, nicht nur (sichtbar) Schwangere oder Menschen
mit Behinderungen. In der EU-Aufnahmerichtlinie sind verbindlich benannt:
Minderjahrige, unbegleitete Minderjahrige, Behinderte, altere Menschen,
Schwangere, Alleinerziehende mit minderjahrigen Kindern, Opfer des Men-
schenhandels, Personen mit schweren kérperlichen Erkrankungen, Personen
mit psychischen Stérungen und Personen, die Folter, Vergewaltigung oder
sonstige schwere Formen psychischer, physischer oder sexueller Gewalt er-
litten haben, wie z. Betroffene der Verstimmelung weiblicher Genitalien,
u.a.. Es bedarf dartber hinaus der Klarung eines transparenten Verfahrens
bei Feststellung besonderer Schutzbedarfe mit allen Beteiligten in den EAE,

um ein koharentes, bedarfsorientiertes und angemessenes Handeln zu ga-

rantieren,
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Tagliche Bargeldauszahlung in den EAE: bislang fand eine 14-tdgige
Bargeldauszahlung in der EAE statt. Das fuhrt zu vielen Problemen: wenn
Personen nach dem Auszahlungstag aufgenommen werden, verfiigen diese
bis zu 13 Tage nicht Gber das ihnen zu gewahrende Bargeld, sind u.U. kom-
plett mittellos und kdnnen selbst kleine Kaufe nicht tatigen. Zudem muss
sichergestellt sein, dass vor der Verteilung in die Landkreise/ kreisfreie
Stadte sowohl das entsprechende Bargeld als auch Zahlungen aufgrund von
durchgefihrten Arbeitsgelegenheiten in der EAE ausgezahlt wurden. Nach
der Verteilung wechseln die behérdlichen Zustandigkeiten fir die Leistungs-
gewahrung und ggf. bestehende Zahlungsanspriiche kdnnen nur schwerlich
von den Betroffenen umgesetzt werden. Die Umstellung auf die Bezahlkarte
in der Erstaufnahmeeinrichtung darf nicht zu den gleichen Problemen fiih-

ren.

Zuweisungsverfahren von der EAE in die Landkreise/ kreisfreien
Stadte deutlich verbessern: mehrfach erreichten den Fliichtlingsrat Be-
richte, bei denen Bewohner:innen der EAE ohne Berlicksichtigung ihrer rele-
vanten personlichen Belange, insbesondere familiarer Beziehungen, in die
Landkreise/ kreisfreien Stadte verteilt wurden. Rechtlich verpflichtend ist die
Achtung der Kernfamilie. Darlber hinaus ist es nicht nachvollziehbar, warum
bspw. Fluchtgemeinschaften oder Familienmitglieder auch iber die Kernfa-
milie hinaus (z.B. volljahrige Geschwister, Freunde) mitunter bei der Vertei-
lung auf die Landkreise voneinander getrennt oder Antragsteller:innen teils
nicht in die Nahe ihrer ggf. in Thiringen lebenden Verwandten oder
Freund:innen (wenn dies der Wunsch ist) zugewiesen werden. Die Unterst(it-
zung von Bezugspersonen ist ein zentraler Faktor flr ein gutes Ankommen,
ebenso wie die Berlcksichtigung besonderer Bedarfe und entsprechender
Versorgungsstrukturen in den Regionen Thiiringens. Vor der Zuweisung soll-
ten verpflichtend besondere Bedarfe und evtl. Landkreise/ kreisfreie Stadte
mit Bezugspersonen/ privaten Netzwerken erfasst und dies prioritar bertick-
sichtigt werden. Im Vorfeld des Transfers sollten frihzeitig mit den aufneh-
menden Landkreisen/ kreisfreie Stadten besondere Schutzbedarfe abge-
stimmt werden, damit diesen auch entsprechend Rechnung getragen wer-

den kann.
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Dringend notwendige Verbesserung des Zugangs zu medizinischer
Versorgung: es braucht eine sensibilisierte medizinische Versorgung inkl.
Ubersetzungsdienste in den EAE. Diese darf nicht auf eine Notfall- oder Ru-
dimentdrbehandlung beschrankt sein. Oft werden Gefllichtete auf eine not-
wendige Behandlung bei Fachérzt:innnen erst nach der Zuweisung in die
Landkreise/ kreisfreien Stadte vertristet. Hier geht wichtige Zeit flir eine not-
wendige medizinische Abklarung, insbesondere Schwangerschaftsvorsorge-
untersuchungen, und Behandlung verloren, denn in den Landkreisen/ kreis-
freien Stadten ist der Zugang zu (Fach-) Arzt:innen oft nicht zeitnah mdglich.

Versorgungssituation in der EAE verbessern: Dazu zahlen u.a. die Si-
cherstellung einer ausreichenden (und standig vorgehaltenen) Versorgung
mit notwendigen Hygiene- und Verbrauchsgegenstanden, die Verbesserung
der Essensversorgung und dem Ausbau der Méglichkeiten der Selbstversor-
gung, dem Vorhalten von Kleidung und Wechselkleidung in angemessener
Anzahl sowie alternativ der Ausgabe von Bargeld zum Einkauf der Kleidung,
die Ermdglichung und Sicherstellung von sportlichen Freizeitangeboten, ab-
schlieRbare Zimmer fiir alle Bewohner:innen, kostenfreies W-Land etc.

Die Aufenthaltsdauer in den EAE sollte so kurz wie maglich sein und
- unabhangig vom Herkunftsland oder méglichen Bleibeperspekti-
ven- wenige Wochen nicht Uberschreiten. Der Vorschlag der CDU, den
Aufenthalt in den Aufnahmeeinrichtungen bis zum Ende des Asylverfahrens
bzw. bis zur Abschiebung zu verlangern bzw. von der vermeintlichen Bleibe-
perspektive abhangig zu machen, ist aus menschenrechtlicher Perspektive
abzulehnen. Das Recht auf Asyl ist ein Individualrecht und kann nicht durch
die Zugehdrigkeit zu einem Herkunftsland vorweg genommen werden. In der
Bundespolitik wurde dies erkannt und die 2015 eingefiihrte Unterscheidung
wird kaum mehr angewandt.

2019 wurden bundesweit durch das damalige BMI die gesetzlichen Voraus-
setzungen geschaffen um , Ankerzentren” einzurichten. 2021 zieht die Zivil-
gesellschaft u.a. in Bayern Bilanz und stellt fest: , Das Konzept ist gescheitert,
die Befurchtungen haben sich bestatigt: AnkER-Zentren sind Orte der Isola-

tion” Eine ausflhrliche Stellungnahme zu den Auswirkungen von langen Auf-
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enthaltsdauern in zentralen Massenunterkiinften findet sich bei Pro Asyl ,Iso-
lation beenden” (ber 60 Organisationen sprechen sich gegen die zentrali-

sierte Unterbringung aus:

,Die Unterbringung erschwert den Kontakt zu Ehrenamtlichen, Bera-
tungsstellen und Rechtsanwalt*innen, wodurch sie ihre Rechte zum Teil
nur eingeschrankt wahrnehmen kénnen. In AnkER-Zentren unterge-
brachte Menschen unterliegen neun [2024: 6] Monate lang einem Arbeits-
verbot und haben nur eingeschrankten Zugang zu Bildungsangeboten.
Die Konfrontation der Asylsuchenden noch wahrend des laufenden Asyl-
verfahrens mit dem Thema Rickkehr |6st Verunsicherung und Angst aus.
Das Aufnahmeverfahren und die Bedingungen in AnkER-Zentren verlet-
zen damit die Wiirde und die Rechte der Menschen, insbesondere von
Kindern und Jugendlichen und anderen besonders Schutzbedirftigen. Zu-
dem besteht die Gefahr, dass grofle Zentren flr gefliichtete Menschen in
der Bevdlkerung zu Ablehnung flihren und aus rassistischen Motiven in-
strumentalisiert werden”. Kritisch ist die Situation fir Kinder und Jugend-
liche in diesen Einrichtungen anzumerken: ,Kinder kdnnen meist weder
die Regelschule noch regulare Kitas besuchen und haben innerhalb der
Einrichtungen kaum Platz zum Spielen und Lernen. Gleichzeitig erleben
sie strukturelle Gewalt in ihrem direkten Wohnumfeld und missen Ab-
schiebungen und Polizeieinsatze miterleben. Was gegessen wird, be-
stimmt der Speiseplan in der Kantine. Selbstbestimmung? Fehlanzeige”
(PRO ASYL, terre des hommes, Jugendliche ohne Grenzen Sept, 2021).

Statt mehr zentrale Aufnahmekapazitdten zu schaffen, sollten Mdglich-
keiten fUr die private Wohnsitznahme von Schutzsuchenden eréffnet wer-
den Das Thiringer Filchtlingsaufnahmegesetz und die entsprechende
Kostenverordnung missen modernisiert und der Vorrang der dezentralen
Unterbringung gesetzlich garantiert und finanziell unterlegt werden.

Konflikt- und Beschwerdemanagement: in den EAE sollte ein unab-
hangiges und wirksames Beschwerdemanagement flir die Bewohner:in-
nen eingerichtet werden. Um eine Verbesserung der Aufnahmebedingun-
gen zu erreichen, mussen Beschwerden und Probleme niedrigschwellig

erfasst und diesen systematisch und konsequent nachgegangen werden.
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Zudem braucht es regelmaRige Qualifizierungen (u.a. zu Deeskalations-
strategien) und Sensibilisierungen des Personals in der EAE und einen
sensibilisierten und respektvollen Umgang aller Mitarbeiter:innen in der
EAE mit den Bewohner:innen. Diese Punkte kénnen elementarer Bestand-
teil eines bisher fehlenden Konzepts zur Qualitatssicherung sein. Der Zu-
gang zur EAE sollte erleichtert und gedffnet werden - insbesondere fiir
ehrenamtliches Engagement und (tagsliber) Besuche der Bewohner:in-
nen.

Abschiebungen:

Abschiebungen sind kein Mittel einer humanitaren Fllchtlingspolitik.
Uber 70 Prozent der Menschen, deren Asylgriinde vom BAMF gepriift wer-
den, erhalten Schutz in Deutschland. Deshalb sollte der Fokus von Politik
und Gesellschaft auf ihrer Aufnahme und Teithabe und nicht auf Abschie-
bungen liegen.

AuRerdem verzerrt die aktuelle, populistisch geflhrte Debatte um ver-
meintlich zu wenige Abschiebungen die Realitat und ignoriert sowohl die
Rechtslage als auch die Brutalitat dieser Praxis. In Thiringen besitzen ca.
4300 geflichtete Menschen lediglich eine aufenthaltsrechtliche Duldung,
viele von ihnen seit l[anger Zeit, und leben somit in steter Unsicherheit
Uber ihre Zukunft. Ein sicherer Aufenthaltsstatus hingegen ist Vorausset-
zung flr ein selbstbestimmtes Leben. Die Beratung und der Zugang zu
Bleiberechten sollte verbessert werden. Vor beabsichtigten Rickflihrun-
gen muss sichergestellt werden, dass Betroffene von den zustandigen
Auslanderbehdérden zu aufenthaltsrechtlichen Alternativen und zur frei-
willigen Ausreise beraten und inlandsbezogene Abschiebehindernisse
umfassend geprift wurden.

Der Fliichtlingsrat befiirwortet, dass die auslanderrechtliche Zu-
standigkeit unabhangig vom Aufenthaltsstatus fiir die gesamte
Dauer des Aufenthaltes bei der ortliche Auslanderbehdrde liegt.
DarUber hinaus ist die Schaffung einer zentralen Ausléanderbehdrde nach

§ 71 Abs. 1 Satz 5 AufenthG fir die Bearbeitung von Visumantragen im
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Zusammenhang mit der Gewinnung von Fachkraften bei einer zentralen
Auslanderbehdrde aus Sicht des Fllichtlingsrates zu begriiRen.

Die auslanderrechtlichen Vorgaben sind in den vergangen Jahren fir ei-
nige Personengruppen immer komplexer und spezifischer geworden
(Asylverfahren, humanitédre Aufnahme, vorlibergehender Schutz nach
EU-Beschluss, etc.). Hinzu kommt aktuell eine vergleichsweise hohe Zahl
gefliichteter Menschen, die in Thirringen Asyl beantragten bzw. aufge-
nommen wurden, Eine Absenkung der Zahlen ist in Anbetracht der welt-
weiten Kriegs- und Krisensituationen nicht abzusehen. Dem gegeniiber
stehen Auslanderbehdrden, die massive Uberlastungen beklagen und/ o-
der teils kaum mehr erreichbar flir die Anliegen Betroffener sind. Gleich-
zeitig werden progressive Thlringer Erlasse mitunter nur sehr restriktiv
umgesetzt und es ist eine teils sehr unterschiedliche Praxis in den Land-
kreisen/ kreisfreien Stadten zu beobachten. Es sollte sichergestellt wer-
den, dass die Umsetzung der Erlasse erfolgt.

Wichtig ist aus Sicht des Fllichtlingsrates, dass Transparenz in der Ver-
waltung hergestellt wird, die zustandigen Behdrden erreichbar flr die
Anliegen der Betroffenen sind und zlgig fundierte, behdrdliche Entschei-
dungen getroffen werden. Alle Thiringer Weisungslagen und Rundschrei-
ben (Hinweise zur Umsetzung an die Auslander- und Sozialbehdrden)
sollten digital 6ffentlich zuganglich sein z.B. analog zu den Verfahrens-
hinweisen in Berlin (6ffentlich zugéngliche Ubersicht zu Umsetzungshin-
weisen des Aufenthaltsrechts). Einheitliche, maoglichst mehréprachige
Antragsvorlagen bzw. ,Checklisten” flr alle Thuringer Auslanderbehor-
den sollten erarbeitet und zur Verfligung gestellt werden, welche dann
auf den jeweiligen Behdrden-Webseiten niedrigschwellig zuganglich
sind, mindestens aber auf der Internetseite des geplanten Amtes. In vie-
len auslanderrechtlichen Bereichen gibt es keine bundesweit standardi-
sierten Vordrucke. Um die Transparenz zu erhdhen, Verwaltungshandeln
in Thiiringen zu vereinfachen und zu vereinheitlichen sowie die Beantra-

gung zielgerichtet zu ermoglichen, kann dies eine wichtige MaBhahme

sein (z.B. Vorlage fiir einzureichende Unterlagen flr einen Antrag auf
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eine Niederlassungserlaubnis oder Antrag nach einem Landesaufnahme-
programm, notwendige Angaben flr die Beantragung eines Reiseauswei-
ses, etc.). RegelmaRige Schulungs- und Qualifizierungsangebote flr Be-
hordenmitarbeiter:innen zur aktuellen Rechtslage sowie Diversitatssen-
sibilitat sollten zudem sichergestellt werden. Auch eine offentlich zu-
gangliche und nachvollziehbare Ubersicht mit Zustandigkeiten, Erreich-
barkeiten und Aufgaben der einzelnen Referate in der entsprechenden
Behorde ist zentral.

Fir Rickfragen stehen wir gern zur Verflgung.

Flichtlingsrat Thiringen e.V.

Weiterfihrende Stellungnahmen:

07/ 2021 Aufruf flir eine zukunftsorientierte Erstaufnahme von Asylsuchen-

den in Deutschland Isolation beenden - das Ankommen fordern - faire Asyl-

verfahren sicherstellen

09/2021 AnkER-Zentren: Kein Ort fur Kinder - kein Ort flr Niemanden!
https://keinortfuerkinder.de/aufruf/

06/ 2016 Bleibeperspektive- Kritik einer begrifflichen Seifenblase
https://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersich-
ten/bleibeperspektive.pdf
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Thiiringer Landtag 713692
Ausschuss flir Migration, Justiz 2u Drs. 7/9116, 9422 —
und Verbraucherschutz

JUrgen Fuchsstr.1
99096, Erfurt

Weimar, den 17.05.2024

Stellungnahme zum

Thiiringer Gesetz zur Neuordnung der Zustindigkeiten und Aufgaben im Bereich der
Migration durch Errichtung einer Zentralen Auslinderbehérde zur Beschleunigung der
Aufnahme und Riickflihrung (Gesetzesentwurf der Fraktion der CDU, Drucksache 7/9116)

sowie zum Thiiringer Gesetz zur Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung im Bereich der
Migrations- und Integrationsangelegenheiten durch Schaffung einer Landesauslander-
behdrde (Gesetzesentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN,Drucksache7/9422,15.05.2024)

Sehr geehrte Damen und Herren,

diese Stellungnahme ist eine Erlduterung des Standpunktes des Landesnetzwerkes der
Migrant*innenorganisationen ~ MigraNetz Thiringen e.V. zu den Gesetzesentwiirfen 7/9116
und 7/9422 fiir die Errichtung einer sog. "Zentralen Auslanderbehdrde" bzw. entsprechend
des zweiten Entwurfes sog. "Landesauslinderbehérde”. Im Rahmen einer Einladung zur
schriftlichen Stellungnahme und mundlichen Anhérung im Thiiringer Landtag wird nun
folgend auf ausgewshlte Schwerpunkte und erhaltende Fragestellungen eingegangen. Zur
allgemeinen Zielsetzung In Bezug auf die beiden Entwirfe, welche im Allgemeinen eine
"landesweit zentralisierte Zustandigkeit im Zusammenhang mit der
Erstaufnahmeeinrichtung” errichten méchten, gilt es zu vermerken, dass mit Prozessen einer
Zentralisierung nicht per se eine Optimierung oder Vereinfachung von internen und

kommunen(bergreifenden Prozessen erfolgt. Die Intention des CDU-Entwurfes begriindet

Landesnetzwerk der Migrant*innenorganisationen ~ MigraNetz Thliringen e V.
SchillerstraRe 10, 99423 Weimar Tel. +49 3643 87777 47, www.migranetz-thueringen.org
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sich in der Problematik der EAE in Suhl und die herausfordernde Zu- und Verteilung auf die
kommunalen Einrichtungen, ‘sowie eines Regelungsbedlirfnisses von
Aufenthaltsbeendigungen und Abschiebungen. Im zweiten Entwurf 7/9422 wiederum wird
der Fachkrdftemangel in den Vordergrund geriickt, sowie die gesetzliche Regelung "Die
Lander sollen jeweils mindestens eine zentrale Auslédnderbehérde einrichten" (§71 Abs.1 Satz
5 AufenthG) benannt.

Bevor auf die Fragestellungen nun folgend eingegangen wird ist vorab ein wichtiger Punkt zu
vermerken: Die Begrifflichkeit in beiden Entwiirfen fir die Benennung jener Einrichtung mit
"Auslander..." oder "...ausldnder.." zu besetzen ist nicht nur stigmatisierend und ein
diskriminierender Begriff fur eben jene Menschen, die nicht dem Phénotyp 'weiR’
entsprechen, egal wie die aufenthaltsrechtliche Situation der Person ist und wie lange sich
dieser Mensch im asyl- oder aufenthaltsrechtlichen Prozess befindet. Somit ist dieser Begriff
{iberholt und schlichtweg nicht im Namen der neuen Einrichtung zu flihren. Alternative

Namen wiren etwa: Landesamt flir Einwanderung oder Amt fiir Integration und Teilhabe, um

nur wenige Vorschlage zu nennen.

inhaltlich sind die Aspekte des Gesetzesentwurfes 7/9422 deutlich inklusiver gedacht und
beachten soziale, gesundheitliche sowie Kriterien der Unterbringungsstandard deutlich, was
im Entwurf der CDU vermisst wird. Gleichzeitig muss vermerkt werden, dass die sog.
'Stellschrauben', sprich, die Einrichtung einer ZAB oder LAB mit ihren
Kompetenziibernahmen, nur ein kleiner "Schritt in Richtung einer migrationsfreundlichen
und menschenrechtsorientierten Politik" ist und die strukturelle Ungleichwertigkeit
gegeniiber Migrant*innen bestehen bliebe, demnach zu lberwinden gilt und deutlicher mehr
Verordnungen und Gesetzespassagen betrifft als dies eine Zentralisierung bewdltigen kénnte.

Fraglich bleibt auch, inwiefern "die gesellschaftlichen Herausforderungen und Chancen, die

Landesnetzwerk der Migrant*innenorganisationen — MigraNetz Thiiringen e V.
SchillerstraBe 10, 99423 Weimar Tel. +49 3643 87777 47, www.migranetz-thueringen.org
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mit Flucht und Migration einhergehen, beriicksichtigt" werden, wo doch genau diese
Themenfelder bisher nur stockend oder schlichtweg génzlich nicht angegangen werden.
Weiterhin soll die Integration in den Arbeitsmarkt mithilfe der LAB erleichtert werden. Auch
die "Gewahrleistung einer menschenwiirdigen und fairen Behandlung aller Migrantinnen und
Migranten" wurde benannt. Diese kann mithilfe der Gesetzesentwiirfe zwar nicht annéhernd
auf unser Verstdndnis von Fairness und einem doch tiefgreifenderen Verstindnis von
Menschenwiirde in  Anbetracht der fortlaufend  restriktiven  Asyl- und
Aufenthaltsgesetzgebung sowie des AsylbLG bestehen, doch sind mithilfe der Vorhaben einer
Zentralisierung und Umstrukturierung auf personeller und inhaltlicher Ebene doch wichtige
Punkte benannt, um die strukturelle Ungleichwertigkeit etwas abzubauen.

Diese Gesetzesvorhaben sollte keinesfalls eine Implementierung von sog. Abschiebezentren
in Thuringen intendieren. Stattdessen gilt es, mit der Umsetzung jener zentralen
"Ausldnderbehérde" die Betreuung von Fachkréften, eine langfristige und umfangreiche
Férderung von Integrationsprojekten sowie auch Angebots- sowie Beratungsstrukturen
ernsthaft in den Fokus zu nehmen, wenn bereits der Aspekt der Kooperationsstrukturen
benannt wurde.

- Zu Frage: Wie bewerten Sie die Auswahl der an die Zentrale Auslénderbehdrde (ZAB)
zu (ibertragenden Kompetenzen? Betreffend dieser Frage muss erwédhnt werden, dass
zwar eine Biindelung von Zustdndigkeiten, der Fachaufsicht des Ministeriums fir
Migration, Justiz und Verbraucherschutz sowie der Dienstaufsicht des Ministeriums fiir
Inneres und Kommunales, einen wichtigen Schritt darstellt, um strukturelle,
organisatorische und prozessbestimmte Hiirden abzubauen. Doch bedarf es auf vielen
Ebenen deutlich mehr als einer bloRen Ubertragung von Aufgabenfeldern und
Personals vom Landesverwaltungsamtes auf die LAB. Von einer steigenden
Verwaltungseffizienz kann nicht die Rede sein, wenn keine tiefgreifenden
Verdnderungen im Personalmanagement angegangen werden. Weiterhin ist die
Passage des Entwurfes 7/9116 kritisch, "Asylsuchende mit schlechter
Bleibeperspektive und Ausreisepflichtige werden grundsétzlich nicht auf die
Kommunen [zu] verteilen”, oder nur im Ausnahmefall zu gestatten. Die zu

Landesnetzwerk der Migrant*innenorganisationen — MigraNetz Thiiringen e.V.
Schillerstrae 10, 99423 Weimar Tel, +49 3643 87777 47, www.migranetz-thueringen.org
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bewiltigende Bearbeitungszeit von aufenthaltsrechtlichen Filien provoziere ja
erneute hohe Bewohner*innenzahlen in den entsprechenden Einrichtungen. Die
Auflistung von "aussagefdhigen" Faktoren flir eine zentrale Unterbringung und
anschlieRende Rlckfiihrung wie etwa die Bewertung nach "sicheren"
Herkunftsldndern ist ebenfalls kritisch zu bewerten, unabhingig davon, dass es einer
individuellen, sorgfaltigen Priifung des Asylgesuchs klar wiederspricht. Auch benannte
Eilverfahren widersprechen einer griindlichen Tatsachen- und Beweisw(irdigung eines

jeden Falles, die stets in (inter-)nationalen Urteilen bekriftigt wurde.

Das Vorhaben von schnelleren Verfahren, hat weitreichende negative Folgen, wie etwa

rechtzeitig Beratungsangebote wahrnehmen zu konnen oder rechtlichen Beistand und

anwaltliche Hilfestellungen zu finden. Zudem entstiinden hierdurch auch verkiirzte

Rechtsmittelfristen, folgend ausgesprochene Arbeitsverbote und der Ausschluss von

Bleiberechtsregelungen. Somit ist dieser Aspekt des Entwurfs 7/9116 in unserem Bilde negativ

einzuordnen und Bedarf einer klaren Uberarbeitung.

Zu Frage: Welche Handlungsbedarfe sehen Sie, die in keinem der Gesetzentwurfe /
welche Aufgabengebiete sollen aus ihrer Sicht (ZAB) bearbeitet werden? Hier spielt
der Aspekt einer diskriminierungssensiblen Inspektion eine bedeutsame Rolle, die
direkt an Entscheidungsfindungsprozessen und den verwaltungstechnischen wie auch
operativen internen und externen Abldufen zwischengeschalten sein muss. Im
Landesverwaltungsamt gewohnte und auch mit jener ZAB oder LAB neu
aufkommende Prozesse missen mit entsprechenden Kontroll- und Clearinginstanzen
besetzt werden, die unabhéngige Auswertungen der Bearbeitungsabldufe in der ZAB
nicht nur anbieten, sondern eine kritische Auseinandersetzung mit fehlerhaften,
diskriminierendem sowie rassistischen Handlungen innerhalb der Behdrde
aufgreifend und unumgénglich machen und schlieBlich rechtliche Konsequenzen und
Strafen umsetzen. Nur so kann eine ernsthafte thematische Auseinandersetzung im
Personalmanagement und der internen Organisationsentwicklung der Behdrde
existieren. Demnach wiirden die "Begegnungen mit den Gefllichteten respektvoll,

einfihlsam und effektiv" umgesetzt werden. Die unmittelbare Anbindung und

Landesnetzwerk der Migrant*innenorganisationen —~ MigraNetz Thiiringen e V.

Schillerstrafe 10, 99423 Weimar Tel. +49 3643 87777 47, www.migranetz-thueringen,org
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potentielle Intervention von Beschwerde- und Ombudsstellen ist zusatzlich ein
essentielles Faktum von Antidiskriminierungsarbeit innerhalb und mit Behérden. Vor
allem in einer sog. ZAB bzw. LAB ist dies ein grundlegend wichtiger Baustein
hinsichtlich einer gelungenen Integrationsbehorde. Zusétzlich Was sich im ersten
Gesetzesentwurf noch gravierender herausstellt, ist neben einigen bereits genannten
Aspekten auch die fehlende Berlcksichtigung von familidren Beziehungen, was ein
unfassbar hohes Schutzbedirfnis innehat und kontrér zu den Ausziigen der Entwiirfe
(v.a. 7/9422) steht. Auch eine ernstzunehmende Ber{icksichtigung der individuellen
Bedarfe von besonders schutzbedirftigen Personen, u.a. zu mediiinischer
Versorgung, die auch diskriminierungssensibel agiert, fehit ginzlich in 7/9422. In
Bezug auf die Aufnahme, Unterbringung und Versorgung von Gefliichteten sollte im
Amt auf jeden Fall das Personalmanagement eine bedeutende Rolle spielen. Dazu
gehdrt zum einen die Einstellung von qualifiziertem, rassismuskritischem sowie
diversitatssensiblem Personal und zum anderen auch die Freistellung oder Kiindigung
von Personal, welche klare diskriminierende, rassistische und verfassungsfeindliche
Standpunkte, AuRerungen und Handlungen aufweisen. Eine Kiindigung ist besonders
bei Fehlverhalten von Mitarbeitenden, unter anderem aufgrund von rechtsextremer
und rassistischer Gesinnung, notwendig. Personal mit rechtsextremer und
rassistischer Gesinnung darf weder im Amt noch in dem ihm weisungsbefugten
Einrichtungen arbeiten. Ein diversity-sensibler, rassismus-kritischer und respektvoller
Umgang sollte bei allen Mitarbeitenden der Stand sein, was im Bewerbungsverfahren
eingechend und in  Anwesenheit benannter  diskriminierungssensibler
Inspekteur*innen gepriift werden muss. In diesem Zusammenhang erachten wir es
auch als sehr wichtig, sinnvoll und grundlegend, dass jenes im Amt beschiftigte
Personal zusitzliche fachliche sowie individuelle Qualifikationen vorweisen oder
erwerben muss. Dazu gehéren vor allem Kompetenzen im Bereich des Diversity-
Managements, der Antidiskriminierung und der intersektionalen Sensibilitat. Neben
Kompetenzen im Bereich von Antirassismus ist es ebenso unabdingbar, die
Mitarbeitenden in den Bereichen Mediation, Deeskalation sowie Konfliktmanagement

Landesnetzwerk der Migrant*innenorganisationen ~ MigraNetz Thiringen eV.
SchillerstraRe 10, 99423 Weimar Tel. +49 3643 87777 47, www.migranetz-thueringen.org
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aus- und fortzubilden. Ebenso ist auf sprachliche Qualifikationen zu achten, da
dadurch (Kommunikations-)Barrieren fiir alle abgebaut werden kénnen. Auch sind
verschiedene Sprachen innerhalb der Einrichtungen und ausreichend gut bezahlte
Sprachmittler*innen einzusetzen. Die Beratungskompetenz in der ZAB bzw. LAB muss
auch in den ldndlichen Einrichtungen auf‘dem gleichen Standard erfolgen. Die
Erfassung von Daten, vor allem von besonders Schutzbediirftigen Personen
(insbesondere Schwangere, Menschen mit Behinderungen, Minderjihrige,
unbegleitete Minderjahrige, altere Menschen und alle anderen) gilt es noch sensibler
zu  betreuen. Die in §1 des zweiten Entwurfes 7/9422 benannten
Kooperationsstrukturen werden begriiRt, fraglich ist hier allerdings, inwieweit eine
Unterstlitzung seitens der Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und weiteren
relevanten, (zivilgeselischaftlichen) Akteur*innen erwartbar und umsetzbar ist, zumal
es sich hier keineswegs um schlicht abrufbare und nur zu aktivierende Akteursgruppen
handeln. Insbesondere in landlichen Regionen, als auch themenspezifisch im
stadtischen Bereich sind teils kaum Unterstiitzungsformate vorhanden und dringend
zu etablieren. Das kann auch keine ZAB oder LAB bewerkstelligen. Ein "nahtloses
Netzwerk an Unterstiitzung fir Gefllichtete, das von Ankunft bis zu Integration"
existiert noch nicht und ist deshalb eine drangende Aufgabe. Somit ist es wichtig, mit
Migrant*innenorganisationen, Beratungsstellen, Sprachschulen und weiteren
zivilgesellschaftlichen  Akteursgruppen  flur  direkte  Angebote in  den

Erstaufnahmeeinrichtungen (EAESs) in den Austausch zu treten.

- Zu Frage: Wie bewerten Sie den Einfluss der (ZAB) auf des beschleunigte
Fachkréfteverfahren und die Anerkennung von Abschlissen? Einen weiteren
kritischen Vermerk bildet diese Fragestellung im Zusammenhang mit der Frage 5 des
zuvor zugesandten Fragekataloges, denn sind die gesellschaftspolitischen
Auswirkungen mit den Gesetzesentwiirfen, insb. des 7/9422 mit Blick auf die
Attraktivitdt des Standortes Thiringen. Thiiringen hat ohnehin im bundesweiten
Vergleich eine geringere Anzahl an auslidndischen Zuwander*innen und Gefllichteten.

Landesnetzwerk der Migrant*innenorganisationen — MigraNetz Thiiringen e V.
SchillerstraBe 10, 99423 Weimar Tel. +49 3643 87777 47, www.migranetz-thueringen.org
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Fachkréfte sind branchen(bergreifend von fundamentaler Bedeutung, diese bed(irfen
aber neben einer Anerkennung der Abschllsse, einer integrativeren und inklusiveren
Einbindung in den Arbeitsmarkt. Der Fokus migrationspolitischer Handlungsansétze
soll auch nicht nur eine bloRe punktuelle Anerkennungsleistung von Formularen,

Abschliisse oder Qualifikationen bilden.

- Fazit: Die im Bundesland Thiringen erkennbaren migrationspolitischen Missstande
sind auch bundesweit sichtbar und horbar geworden, Stddtenamen stehen seit langen
nur fiir sich im Fokus der fortwahrenden Asyl- und Migrationsfragen, sei es Suhi oder
Hermsdorf. Es soll kinftig nicht nur um (Um-)Verteilung, Rlckfihrung oder
strategischer Nutzung von menschlichem Kapital gehen. Auch wenn das gegenwartige

Gesetz und der Diskurs fortwdhrend so ausgerichtet ist.

Das Landesnetzwerk flir Migrant*innenorganisationen — MigraNetz Thiiringen eV.
wird zudem am vorgeschlagenen Termin im Thiringer Landtag miindlich Stellung

beziehen und oben benannte Punkte ausfiihren.

Weimar, den 17.05.2024

Der Vorstand von MigraNetz Thiringen e.V.

MigraNetz Thlringen e.V.
SchillerstraRe 10
99423 Weimar
Telefon 03643-8777745
kontakt@mlgranetz-thueringen.org

Landesnetzwerk der Migrant*innenorganisationen — MigraNetz Thiiringen e.V.
Schillerstrae 10, 99423 Weimar Tel. +49 3643 87777 47, www.migranetz-thueringen.org
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Thiiringischer Landkreistag
Thringischer Landkrelstag, Richard-Breslau-Str, 13, 99094 Erfurt
Thiringer Landtag Bearbeiter:
Ausschuss flr Migration, Justiz und Tel.-Durchwahl:
Verbraucherschutz Unser Zeichen:
Den Mitgliedern desayienzeichen:
AfMJIV
Datum: 30.05.2024
nur per E-Mail an: Tharinger Lar?dtag
poststelle@thueringer-landtag.de Zuschrift
7/3778
zu Drs. 7/9116/9422

— Thiiringer Gesetz zur Neuordnung der Zustindigkeiten und Aufgaben im Bereich

der Migration durch Errichtung einer zentralen Auslanderbehérde zur Beschleu-
nigung der Aufnahme und Riickfiihrung, Gesetzentwurf der Fraktion der CDU in
Drs. 7/9116

Thiiringer Gesetz zur Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung im Bereich der
Migration und Integrationsangelegenheiten durch Schaffung einer Landesaus-
landerbehodrde, Gesetzentwurf der Regierungsfraktionen in Drs. 7/9422

Hier: Stellungnahme des Thiiringischen Landkreistages im Rahmen des
Anhorungsverfahrens

Sehr geehrte Damen und Herren Landtagsabgeordnete,

wir bedanken uns fur die Ubersendung der oben genannten Gesetzentwirfe und

nehmen hierzu unter Gremienvorbehalt wie folgt Stellung:

. Gesetzentwurf der Fraktion der CDU in Drs. 7/9116 ,, Thiiringer Gesetz zur-
Neuordnung der Zustindigkeiten und Aufgaben im Bereich der Migration
durch Errichtung einer zentralen Auslanderbehorde zur Beschleunigung
der Aufnahme und Riickfiihrung*

Der von der Fraktion der CDU vorgelegte Gesetzentwurf wird durch die Thiringischen
Landkreise ausdrticklich begrUBf. Die Schaffung einer zentralen Ausldnderbehérde
(ZAB) und die Ubernahme der Aufgabenwahrnehmung durch diese fur:

- die landesweite Zusténdigkeit fir die Passersatzbeschaffung / Identitatserklarung,

Richard-Brestau-Strafie 13, 99094 Erlurt Telefon 0361 22064-0 Telefax 0361 22064-30
E-Mail: poststelle@landkreistag-th.de
Internet: wwvw.landkreistag-th.de
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- die organisatorische Vorbereitung der Zurlickschiebung oder Abschiebung von
Auslandern,

- die Aufgaben als Kontakt-, Koordinierungs- und Clearingstelle zu inldndischen wie
auslandischen Behorden, Einrichtungen, zur Auslandsvertretungen und Regie-
rungsstellen sowie zu Organisationen und Privatpersonen in Angelegenheiten der
Rickfuhrung,

- die Beantragung von Vorbereitungs- und Sicherungshaft, die Beantragung der
elektronischen Aufenthaltstiberwachung,

- die Ausweisungen in Fallen von besonders gravierenden Ausweisungsinteressen
nach § 54 Absatz 1 Nr. 2 — 5 AufenthG,

- die Antragsbearbeitung von Landesaufnahmeprogrammen gemafl § 23 Absatz 1
AufenthG,

- Projektférderung im Bereich der Integration von Menschen mit Migrationshinter-
grund

wird aus fachlicher Sicht der Landkreise nachdriicklich unterstitzt.

Die Blindelung dieser Aufgaben erscheint geeignet, die Arbeitsstrukturen deutlich zu
verbessern, ein einheitliches Handeln in den oben angefuhrten Arbeitsbereichen in Thi-
ringen sicherzustellen und zudem eine schnellere Bearbeitung der entsprechenden An-
trage und Verfahren zu ermdglichen. Die aktuell bestehende Passersatzbeschaffung
durch verschiedene Auslanderbehorden weiterzufiihren, erscheint wenig zielfihrend
und sollte wie vorgeschlagen in einer zentralen Auslanderbehérde beim Land geblindelt
werden. Durch eine solche Blndelung kdnnen Abspracheprobleme im Passersatzbe-
schaffungsprozess vermieden und Bearbeitungszeiten verkirzt werden. Zudem ergibt
sich damit auf Thirringen bezogen auch eine Reduzierung der Ansprechpartner - ggf,
sogar auf nur eine Person - fir die jeweiligen konsularischen Vertretungen, was den
Abstimmungsprozess zusétzlich vereinfachen und beschleunigen durfte. Durch eine
solche Blindelung sind daher erhebliche positive Auswirkungen auf die Bearbeitungs-

dauer und die Ergebnisse bei der jeweiligen Passersatzbeschaffung zu erwarten.

Gleiches gilt flir die Antragsbearbeitung der Landesaufnahmeprogramme. Gerade hier
ist ein einheitliches handeln von besonderer Bedeutung, was durch Blundelung bei der
ZAB erreicht werden kann.
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Aus Sicht der Thiringischen Landkreise wird zudem begrufst, dass die Bleibeperspekti-
ve zuklnftig ein Verteilkriterium wird und Asylsuchende mit schlechter Bleibeperspekti-
ve und Ausreisepflichtige grundsétzlich nicht mehr auf die Kommunen verteilt werden
sollen. Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive kdnnen nach der Verteilung in die Ge-
bietskérperschaften daher zielgerichteter mit entsprechenden Wohn- und Arbeitsmdg-
lichkeiten versorgt werden bzw. es kdnnen zielgerichteter entsprechende Angebote un-
terbreitet werden. Dies férdert nach unserer Auffassung die Integration vom ersten Tag

der Zuweisung in die Gebletskdrperschaft.

Bei der beabsichtigten Schaffung bzw. Errichtung der Thiringer Zentren fur Aufnahme
und Ruckftihrung- TZAR sind mit den betroffenen kommunalen Gebietskorperschaften
zwingend Vorabprifungen hinsichtlich Rahmenbedingungen wie der Einkaufsmdglich-
keiten, gegebenenfalls Beschaftigungsmoglichkeiten, der Struktur des unmittelbaren
Wohnumfeldes, etc. notwendig. Die Plangrée des TZAR muss mit der jeweiligen Gro-
Re der Gebietskorperschaft, sowie Erreichbarkeit und Anschluss an notwendige Struk-
turen korrespondieren. Eine Einbeziehung der Gebietskorperschaft, der Bewohner, der

Kreistage etc. wird insoweit vorausgesetzt,

Aufgrund des in den TZAR unterzubringenden Personenkreises ist eine besondere
Aufmerksamkeit auf den Personalschliissel der dort tatigen Mitarbeiter / Sozialarbeiter
einschlieflich gegebenenfalls psychosozialer Beratung / Betreuung sowie Sicherheits-

personal zu legen.

Die Durchfuhrung des beschleunigten Fachkrafteverfahrens gema § 81a AufenthG
sollte in enger Zusammenarbeit mit den Gebietskdrperschaften — hier: Wirtschaftsforde-
rung und Auslanderbehdrde — erfolgen, um zielgenau und passend auf die Erfordernis-

se der ortlichen Wirtschaft eingehen zu kdnnen,

Dartiber hinaus sollte die TZAR die drtlichen Auslanderbehdrden tber die Einfihrung
von sicherheitsrelevanten Systemen informieren sowie fachlich anleiten. Bisher folgte
die Anleitung der ortlichen Auslanderbehorden insoweit noch nicht in zufriedenstellen-
der Weise. Mit Blick auf das 2022 fundamental neugestaltete und in seiner Funktionali-

tat erweiterte, sicherheitsrelevante Schengener Informationssystem 3.0 hat dies nach




4

wie vor zur Konsequenz, dass die Auslédnderbehérden mit dem System nicht oder nicht

ausreichend bzw. in zufriedenstellender Weise arbeiten kénnen,

Aufgrund der zum 01.12,2023 veranderten und aktuell bestehenden Zustandigkeiten in
der Landesverwaltung fir den Asyl- bzw. Migrationsbereich im TMIK bzw. im TMMJV
sbllte die in § 1 genannte Zuordnung der ZAB geadndert werden. Gleiches gilt fir die
Ermachtigung in § 2 Abs. 5 des Gesetzentwurfs.

. Thiiringer Gesetz zur Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung im Bereich
der Migrations- und Integrationsangelegenheiten durch Schaffung einer
Landesausldnderbehdrde, Gesetzentwurf der  Regierungsfraktion
in Drs. 7/9422.

Der seitens der Regierungsfraktion vorgelegte Gesetzentwurf lasst wesentliche Rege-
lungen offen, die flr eine Verbesserung der bestehenden Herausforderungen im Fliicht-
lingsbereich in den Thiringer Kommunen relevant sind. Der Gesetzentwurf wird daher

mit seinen vorgelegten Inhalten aus kommunaler Sicht nicht fir zielftihrend erachtet.

Den Herausforderungen des Migrationsgeschehens, insbesondere nach Eintritt der
Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht kann mit den in § 2 lbernommenen Aufgaben einer
L.andesauslanderbehorde nicht hinreichend wirksam begegnet werden. Aus Sicht der
Thiringischen Landkreise sollte eine Landesauslanderbehorde neben den beschriebe-
nen Aufgaben zwingend die Identitatsklarung und Passersatzbeschaffung von bzw, fur

ausreisepflichtigen Auslander(n) zentral ibernehmen.

llI. Zusammenfassende Bewertung

Der Gesetzentwurf der Fraktion der CDU erscheint geeignet tatséchliche Verbesserun-
gen im Bereich Asyl, Aufenthaltsrecht und Abschiebung in Thiringen bewirken zu kén-
nen. Der in Artikel 1 § 2 Absatz 4 Gesetzentwurf der Fraktion der CDU in Drs. 7/9116
enthaltene Aufgabenkatalog fiihrt aus fachlicher Sicht der Landkreise zu einer effektive-
ren sowie qualitativ verbesserten Aufgabenwahrnehmung und wird daher ausdriicklich
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beflirwortet, Unter Zugrundelegung einer derartigen Aufgabenzuweisung an eine zent-
rale Landesausldnderbehérde kdonnte diese sodann tatséchlich die ihr in der Begriin-
dung zum Gesetzentwurf in der Drs, 7/9422 zugewiesene Schiusselrolle effizient und

effektiv wahrnehmen.

Der Gesetzentwurf der Regierungsfraktionen fiihrt nach Auffassung des Thiringischen
Landkreistages nicht in notwendiger Stringenz die fur eine Effektivierung der Aufga-
benwahrnehmung erforderliche Blindelung von Aufgaben bei einer Landesauslander-

behotrde herbei und erscheint mit seinen vorgelegten Inhalten damit nicht ausreichend.

Wir bedanken uns fur die Berlicksichtigung unserer Hinweise und Anregungen und
nehmen nachfolgend noch zu kommunalrelevanten Fragen des Fragenkatalogs Stel-

lung:

IV. Fragenkatalog

. Welche Konsequenzen ergeben sich aus den Gesetzentwiirfen jeweils flir die

kommunale Familie?

Der Gesetzentwurf der Fraktion der CDU erscheint geeignet tatséchliche Verbesserun-
gen im Bereich Asyl-, Aufenthaltsrecht und Abschiebung in Thiiringen bewirken zu kén-
nen. Aus Sicht der Landkreise fiihrt insbesondere die Errichtung einer zentralen Aus-
landerbehtrde mit den im Gesetzentwurf der CDU enthaltenen Aufgabenzuordnungen
zu einer effektiveren sowie qualitativ verbesserten Aufgabenwahrnehmung und wird

daher ausdrlicklich beflirwortet.

Der Gesetzentwurf der Regierungsfraktion fiihrt nach Auffassung des Thiringischen |
Landkreistages nicht in notwendiger Stringenz die flir eine Effektivierung der Aufga-
benwahrnehmung notwendige Bindelung von Aufgaben bei einer Landesauslanderbe-

hérde herbei und erscheint mit seinen vorgelegten Inhalten insoweit nicht ausreichend.




2. Welche Unterbringungskapazitit miissen die vorgesehenen TZAR aufweisen?

- Die TZAR missen basierend auf den Kapazitdtsplanungen des Landes Uber ausrei-
chende Kapazitaten verfligen, damit sie auch im Falle von unvorhergesehen Entwick-
Jungen ihrer beabsichtigten Funktion gerecht werden kénnen, Es wird insoweit empfoh-
len, die Erfahrungen anderer Bundeslander bezlglich der notwendigen Kapazitatsvor-
haltungen in die Planung einzubeziehen.

3. Welche Kosten entstehen seitens Kommunen und Landes direkt und indirekt
durch die Errichtung der vorgesehenen TZAR?

und

16. Wie bewerten Sie die Regelungen im Entwurf der CDU zur Landeserstaufnah-
meeinrichtung und zu den AuBenstellen?

Eine konkrete Bezifferung von Kosten die durch die Errichtung von TZAR auf Seite der
Kommunen entstehen ist gegenwértig kaum mdglich. Bei der Schaffung und Errichtung
der TZAR sind die betroffen Gebietskérperschaften / Planungsregionen in jedem Fall
vorab bei der Planung einzubeziehen. Erforderlich ist insbesondere die Vorabpriifung
hinsichtlich von Einkaufsmdglichkeiten, gegebenenfalls Beschéftigungsmoglichkeiten,
der Struktur des unmittelbaren Wohnumfeldes (und deren Beachtung), Beriucksichti-
gung der PlangréRe des TZAR im Hinblick auf die jeweilige GréBe der Gebietskorper-
schaft. Ferner soliten Erreichbarkeit und Anschluss der TZAR durch den OPNV berlick-
sichtigt werden sowie neben der Einbeziehung der Einwohner der Gebietskdrperschaft
auch politische Gremien frithzeitig beteiligt werden. Aufgrund des dort unterzubringen-
den Personenkreises ist besondere Aufmerksamkeit auf den Personalschliissel der dort
tatigen Mitarbeiter / Sozialarbeiter einschliefilich psychosozialer Betreuung sowie von
Sicherheitspersonal zulegen.

5. Welche gesellschaftspolitischen Auswirkungen ergeben sich jeweils aus den
Gesetzentwiirfen mit Blick auf die Attraktivitit des Standortes Thiiringen fiir aus-
landische Fach- und Arbeitskrifte?




und

11. Wie bewerten Sie die vorgesehenen Anderungen mit Bezug zur Fachkraf-
teeinwanderung — namentlich das beschleunigte Fachkréfteverfahren nach § 81a
AufenthG und die Anerkennung von Abschliissen?

Durch die einheitliche Aufgabenwahrnehmung und die Blindelung der entsprechenden
Kompetenzen an einer Stelle kann das beschleunigte Fachkréfteverfahren nach § 81a
AufenthG in enger Zusammenarbeit mit den jeweiligen Gebietskorperschaften besser
abgewickelt werden. Dies dient nicht zuletzt auch der Bereitstellung von Fachkraften fur
die in Thiringen Uberregional agierenden Unternehmen. Durch die beabsichtigte Bun-
delung kénnen zudem Anerkennungsvetfahren nach unserer Auffassung deutlich be-
schleunigt werden.

9. Wie bewerten Sie die Auswahl, der an die zentrale Auslanderbehorde (ZAB) zu
{ibertragenden Kompetenzen?

Die Auswahl der an die zentrale Auslanderbehérde (ZAB) zu Ubertragenden Kompeten-
zen wird sehr positiv gesehen. Im Bereich des § 81a AufenthG ist auf eine enge Zu-
sammenarbeit mit den Gebietskdrperschaften zu achten.

13. Wie bewerten Sie die Einrichtung einer zentralen Auslianderbehérde bzw. ei-
ner Landesausldnderbehérde grundsatzlich?

Die Einrichtung einer zentralen Auslénderbehdrde bzw. einer Landesauslanderbehorde
wird seitens der Landkreise grundsétzlich positiv gesehen, wobei der im Gesetzentwurf

der CDU erfolgte.Ansatz aus fachlicher Hinsicht eindeutig praferiert wird.

14. Welche Aufgabengebiete sollen aus lhrer Sicht in der zentralen Auslanderbe-
hérde bearbeitet werden?

und
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15. Wie bewerten Sie jeweils Aufgabenzuschnitt der beabsichtigten zentralen

Auslanderbehorde bzw. der Landesausldnderbehorde?

Die im Gesetzentwurf der CDU Fraktion genannte Zuordnuhg von Aufgabengebieten an
die zentrale Auslanderbehérde wird als zielfilhrend eingeschatzt. Erganzungsbedarf
wird derzeit aus kommunaler Sicht nicht angemeldet. Die Aufgabengebiete der Landes-
auslanderbehérde im Entwurf der Regierungsfraktionen erscheinen hingegen nicht aus-

reichend.

Mit freundlichen Griifken

Das Dokument wurde zum Zweck der Veroffentlichung in der Parlamentsdokumentation bearbeitet.



Berger
Textfeld
Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der Parlamentsdokumentation bearbeitet.
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